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1 * Einleitung
1.1 Thematik und Relevanz

Die Energieversorgung wird seit Anfang der 7°er 
Jahre zunehmend sowohl von den Politikern als auch von 
der Öffentlichkeit als Zukunftsproblern und Staatsauf­
gabe perzipiert. Dabei zieht die Energiepolitik die 
Aufmerksamkeit nicht nur auf Grund ihrer Bedeutung für 
die ökonomische Entwicklung auf sich, sondern vor allem 
auch deshalb, weil die von Begierungsseite vorgeschla­
gene Lösung des Energieproblems durch den Bau von Atom­
kraftwerken umstritten ist und Legitimationsprobleme 
verursacht: Die Kernkraftfrage ist eine politische 
Streitfrage.

Die Relevanz der Entwicklung in Schweden ergibt sich 
aus der Tatsache, daß dort nicht nur — wie in der Bundes­
republik Deutschland und in vielen anderen Ländern auch - 
eine von Bürgerinitiativen getragene Anti-AKW—Bewegung 
entstanden und aktiv ist, sondern daß der Atomkonflikt 
im etablierten Vielparteiensystem selbst zum Ausdruck 
kommt: Zwei der fünf im schwedischen Parlament vertrete­
nen Parteien, die bürgerliche Zentrumspartei und die 
kommunistische Partei, kritisieren die Nutzung der Atom­
kraft als Energiequelle und fordern eine alternative 
Energiepolitik, während die Sozialdemokraten, die Libera­
len und die Konservativen mit Unterstützung der Industrie­
land Arbeitgeberverbände sowie der ebenfalls wachsturns— 
orientierten Gewerkschaften den Bau von Atomkraftwerken 
forcieren.

1.2 Fragestellung und zentrale Kategorien
Manfred G. Schmidt hat am Beispiel von Reformpolitik 

die These entwickelt, daß "liberaldemokratisch verfaßte 
politische Systeme eine hoch entwickelte Fähigkeit zur 
politischen Thematisierung gesellschaftlicher Probleme 
haben", daß andererseits aber "dieselben Mechanismen, die
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dieser Fähigkeit förderlich sind (Konkurrenzdemokratie, 
Öffentlichkeit, periodische Wahlen), eine stark einge­
schränkte Fähigkeit zur Durchsetzung entsprechender pro- 
blemlosender Politiken" bewirken.

In der vorliegenden Arbeit wird am Beispiel der 
schwedischen Entwicklung die aus dieser These abgeleitete 
Annahme überprüft, daß die Parteienkonkurrenz das schnelle 
Aufgreifen neuer Themen fördert, die Verwirklichung weit­
reichender Forderungen aber verhindert, wobei Atomprotest 
bzw. alternative Energiepolitik als ein neues Thema be­
trachtet wird, das mehr Sprengkraft hat als Reform- oder 
Umweltpolitik•

Die Untersuchung ist eine Thematisierungsstudie. Es 
wird zwar auch die eingeschränkte Fähigkeit zur Durch­
setzung alternativer Energiepolitik angesprochen, doch 
geschieht dies nicht systematisch. Ausgehend von der Tat­
sache, daß in Schweden zwei der fünf etablierten politi­
schen Parteien den Atomprotest aufgenommen haben, lautet 
die zentrale Frage vielmehr, unter welchen B e d i n g u n ­
g e n  ein Atomkonflikt im etablierten Parteiensystem ent­
steht bzw. unter welchen V o r a u s s e t z u n g e n  
Alternativen zur Kernenergie im etablierten politischen 
System thematisiert werden.

Die Beantwortung dieser Frage setzt voraus, daß die 
Genese des Atomkonflikts im schwedischen Parteiensystem 
unter bestimmten Aspekten nachgezeichnet wird und theore­
tische Überlegungen zum Verhältnis von Ökonomie und Politil 
angestellt werden. Ziel dieser Ausführungen ist es, Hypo­
thesen über solche Bedingungen zu formulieren, die die Auf­
nahme des Atomprotests durch das etablierte Parteiensystem 
begünstigen. Auf der Grundlage dieser Hypothesen werden 
dann das schwedische Parteiensystem analysiert und die 
außerparlamentarische Protestbewegung untersucht, wobei 
die besondere Aufmerksamkeit den Wechselwirkungen zwischen

 ̂S c hmidt *1976» S. 244'.
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den Parteien und der Basisbewegung gilt. Die eingebende 
Betrachtung der Akteure im schwedischen Atomkonflikt, 
deren Ziel es ist, die Initiatoren des Atomprotests als 
Träger von politischem Wandel zu identifizieren, geht von 
der Präge nach dem Zusammenhang von sozioökonomischem 
und politischem Wandel aus. Die Thematisierung von neuen 
Problemen und von Alternativen zur durchgeführten Politik 
wird hier als unterste Stufe von politischem Wandel ver­
standen.

Die vorgelegte Studie geht von zwei Fragenkomplexen
aus:
1. In welcher politischen Situation wandeln sich etabliert« 

Parteien, die jahrelang das Atomprogramm der Regierung 
unterstützt haben, zu Atomkraftgegnern, warum geschieht 
diese Umorientierung zu einem bestimmten Zeitpunkt?

2. Warum können diese Parteien den Atomprotest überhaupt 
aufnehmen, warum ist es ihnen möglich, diese neue Posi­
tion in der Kernkraftfrage glaubwürdig zu vertreten?

Im Laufe der Untersuchung werden eine Reihe von Unterfrage] 
entwickelt, die hier nicht alle aufgelistet werden sollen. 
So stellt sich zum Beispiel die Präge, wodurch die Kom­
promißbereitschaft zu erklären ist, die nach Beginn des 
Atomkonflikts im schwedischen Parteiensystem zu bestimmten 
Zeitpunkten auf beiden Seiten festzustellen ist. Weiter 
wird danach gefragt, ob die einzelnen Parteien in der Kern* 
kraftfrage geschlossen sind, oder ob der Atomkonflikt auch 
innerhalb der Parteien zum Ausdruck kommt, warum dies ge­
schieht, wer die Träger des Protests gegen die Position de: 
Parteiführung sind und welche Konsequenzen die innerpar­
teiliche Opposition hat. Eine andere wichtige Frage ist di< 
nach der Beziehung zwischen ökonomischem und politischem 
System, nach dem Verhältnis von wirtschaftlichen Interesse: 
verbänden und politischen Parteien. Daraus wird die Frage 
abgeleitet, ob die Position der Parteien in der Kernkraft­
frage davon abhängt, wie eng sie mit den Arbeitgeber- und 
Industrieverbänden bzw.'mit den Gewerkschaften verbunden 
sind, ob sie politische Repräsentanten von Profit- bzw. 
Lohn- und Einkommensinteressen sind, also, um sich legiti­
mieren zu können bzw. gewählt zu werden, die Interessen de:
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jenigen gesellschaftlichen Großgruppen vertreten müssen, 
denen besonders stark am wirtschaftlichen Wachstum gele­
gen ist*

Bei der Beantwortung dieser Brägen werden folgende 
Kategorien verwendet, deren Zusammenahng hier skizziert 
werden soll: Parteienkonkurrenz, Stimmenmaximierungskal­
kül, Legitimation, Wachstumspakt und korporatistische 
Entscheidungsstruktur* Die Untersuchung geht von der An­
nahme aus, daß politischer Wandel bzw. das Aufgreifen 
neuer Themen aus der Parteienkonkurrenz resultiert* Ihr 
liegt außerdem die Prämisse zugrunde, daß die Politik 
nicht von der Ökonomie determiniert ist, sondern daß die 
Politiker und Parteien einen ̂ Umönomen HandlungsSpielraum 
haben, den sie opportunistisch ausnutzen: Parteien ver­
folgen eine elektorale Machtstrategie, um in die Regierung 
position zu gelangen bzw. um diese zu behalten, und des­
halb handeln sie nach dem Stimmenmaximierungskalkül, d.h. 
sie beziehen in ihre Überlegungen die möglichen Rückwir­
kungen ihrer Entscheidungen und Handlungen auf die Wahl­
entscheidung der Bürger mit ein - zur Legitimation ihres 
Verhaltens ist es zeitweilig günstiger für die politischen 
Parteien, von der Position der hinter ihnen stehenden 
wirtschaftlichen Interessenverbände abzuweichen. Die Po­
litiker, Parteien und Regierungen rechtfertigen ihr Ver­
halten oft mit dem Argument, daß ihre Entscheidungen die 
ökonomische Prosperität förderten. Wirtschaftswachstum ist 
das zentrale Ziel, das sowohl die Parteien als auch die 
wirtschaftlichen Interessenverbände verfolgen. Um dieses 
Ziel zu erreichen, haben sich die Parteien, die enge Ver­
bindungen mit den Industrie- und Arbeitgeberverbänden bzw. 
den Gewerkschaften haben und dieselben Bevölkerungsgruppen 
repräsentieren, mit diesen Verbänden zu einem sogenannten 
Wachstumspakt zusammengeschlossen bzw. sie sind über diese 
Verbände in den Wachstumspakt eingebunden. Alle Repräsen­
tanten des Wachstumspaktes stimmen grundsätzlich in der 
Auffassung überein, daß -Atomenergie die Voraussetzung für 
fortgesetztes Wirtschaftswachstum sei - Differenzen gibt 
es nur in der Präge, wie viele Kernkraftwerke benötigt
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werden bzw. den Wählern gegenüber zu rechtfertigen sind. 
Die besonders für Schweden charakteristische Struktur der 
Zusammenarbeit der wachstumsorientierten Regierung mit den 
wachstumsorientierten Interessenverbänden wird als korpo- 
ratistische Entscheidungsstruktur bezeichnet - die For­
derung nach alternativer Energiepolitik und Stillegung der 
Atomkraftwerke prallt am "korporatistischen Block" ab.

1.5 Forschungsstand und Literaturlage
Es gibt bisher keine politikwissenschaftliche Studie, 

über den Atomkonflikt im schwedischen Parteiensystem. Mir 
liegt nur eine Untersuchung über die Einstellung der Wäh­
ler zur Kernkraft vor, die aus einem Forschungsprojekt 
über "Schwedische Energiepolitik - vor und nach der Öl­
krise " hervorgegangen ist, das an der Universität Göteborg 
durchgeführt wird. Projektleiter ist der Politologe Sören 
Holmberg, und an der Untersuchung "Die Wähler und die 
Kernkraft" haben Jörgen Westerstähl und Karl Branzén mit­
gearbeitet. Das Ergebnis dieser Studie ist, daß nicht so— 
zialstrukturelle Merkmale die Haltung zur Kernkraft bedin­
gen t sondern daß die Me inungsbildung der schwedischen Be­
völkerung über die Atomenergie durch politische Faktoren, 
vor allem die Parteiidentifikation, zu erklären ist. Dieses 
Ergebnis unterstreicht die Relevanz einer Analyse des Atom— 
konflikts im schwedischen Parteiensystem.

Wie alle anderen Bücher und Aufsätze, die sich - fast 
alle unsystematisch und rein deskriptiv - mit bestimmten 
Aspekten des Atomkonflikts in Schweden beschäftigen, ist 
auch die Wählerstudie von Holmberg u.a. nur im Rahmen der 
Verlaufsanalyse zu verwenden, denn auch sie liefert ke ine 
Erklärungsansätze für die in der vorliegenden Arbeit zu 
untersuchende Frage nach den Bedingungen des Atomkonflikts 
und der Thematisierung von Alternativen zur Atomkraft im *

*Vgl. Holmberg u.a. 1977«
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etablierten politischen System. Die desolate Literatur— 
läge kommt zum Beispiel dadurch zum Ausdruck, daß keiner 
der Autoren die Interessenverbände und ihre Beziehungen 
zu den politischen Parteien in die Betrachtung mit einbe­
zieht. Mit der Analyse des Atomkonflikts im schwedischen 
Parteiensystem wird.in der hiermit vorgelegten Untersu­
chung also Neuland betreten. So erklärt sich die Tatsache, 
daß in der Literatur, die zur Bearbeitung dieses Gegen­
stands herangezogen wurde, Atomenergie und Energiepolitik 
weder erwähnt noch behandelt wird. Damit entfällt im Ka­
pitel über den Atomkonflikt im Parteiensystem die Diskus­
sion über Erklärung®ansätze und Interpretationen anderer 
Autoren, die in der Verlaufsanalyse an einigen Punkten 
geleistet werden kann. Oft müssen jedoch auch dort Ergeb­
nisse und Informationen, die Prägen provozieren, unkommen- 
tiert bleiben, um den Zusammenhang nicht auseinanderzureis- 
sen, und nicht alle können in den folgenden Kapiteln syste­
matisch auf ge griff en werden.

1.4 Methode und Aufbau
Ausgehend von der dialektisch-kritischen Position, 

deren Verfahrenstechnik die historisch—ökonomische und 
ideologiekritische Analyse ist, habe ich bei der Beschäf­
tigung mit der Thematik dieser Arbeit festgestellt, daß 
der Gegenstand am besten mit einer Kombination verschiede­
ner Methoden zu erfassen ist. Als geeignet erwiesen sich 
der historisch-genetische und der komparative Approach, 
ohne daß andere Ansätze gänzlich außen vor blieben - die 
in dieser Studie verwendeten Grundbegriffe der politischen 
Theorie ”politisches System", "politische Kultur", "Macht", 
"Elite" u.a. werden auch bei anderen Analysearten benutzt.

Der historisch-genetische Approach eignet sich be­
sonders für die Darstellung der schwedischen Energiepoli­
tik seit 19 4 5 und die Verlaufsanalyse des schwedischen 
Atomkonflikts sowie für die Untersuchung der Entwicklung 
einzelner Parteien, ihres sozialstrukturellen und program­
matischen Wandels. Hier verwischt die Grenze zum kompara-
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tiven Approach: Die einzelne Partei, wie sie sich heute 
darstellt, wird verglichen mit der, die sie früher war. 
Dieser Analyseansatz wird auch heim Vergleich zwischen 
den schwedischen Parteien angewendet, sowohl heim Vergleich 
der bürgerlichen mit den sozialistischen Parteien als auch 
heim Vergleich innerhalb des "Bürgerblocks" und des "Links­
blocks" .

Die gewählte Vorgehensweise bedingt, daß die Ergebnis­
se dieser Studie , die Hypothesen zu günstigen Bedingungen 
für die Thematisierung von Alternativen zur Atomkraft im 
politischen System, nicht am Ende, sondern in der Mitte 
der Arbeit, im Abschnitt 3-4- stehen. Die Hypothesen ent­
sprechen der zentralen Präge nach den Bedingungen der Ent­
stehung des Atomkonflikts im etablierten Parteiensystem 
und der Voraussetzung der Thematisierung von Alternativen 
zur Kernenergie im etablierten politischen System. Sie 
bilden den Abschluß des 3. Kapitels, das sich an die Ein­
leitung (1. Kapitel) und die Verlaufsanalyse (2. Kapitel) 
anschließt und das politische Problem Energieversorgung 
(Abschnitt 3-^)* den Wachstumspakt zwischen Staat und in­
dustrieller Wirtschaft (Abschnitt 3*2) und die besondere 
Bedeutung der Forderung nach alternativer Energiepolitik 
verglichen mit der nach Reform— und Umweltpolitik (Ab­
schnitt 3-3) behandelt. Die als generalisierte Hypothesen 
formulierten Ergebnisse werden anschließend bei der Analyse 
des Atomkonflikts im schwedischen Parteiensystem (4. Kapi­
tel) und des schwedischen außerparlamentarischen Protests 
gegen Atomenergie (3- Kapitel) angewendet. Auf eine Zu­
sammenfassung der gesamten Untersuchung am Schluß wird 
verzichtet, weil sie nicht mehr als eine bloße Wiederho­
lung des in der Einleitung und im Hauptteil Gesagten sein 
könnte, die? mir wenig sinnvoll und in knapper, dem Gegen­
stand aber gerecht werdender Form auch recht schwierig 
erscheint.
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2. Energiepolitik zwischen Konsens und. Konflikt - eine 
Verlauf s analyse-

Die folgende Darstellung und Analyse der schwedischen 
Energiepolitik und -debatte wird in sechs Phasen geglie­
dert, wobei die mit der Kemkraftfrage zusammenhängenden 
Entwicklungen und Ereignisse, die jeweils das Ende bzw. den 
Anfang einer Phase markieren, ganz unterschiedlicher Art 
sind. Es sind
1. die Interpellation im Oktober 1972,
2. der Parlamentsbeschluß im Mai 1975*
3. die Reichstagswähl im September 1976,
4. die Regierungskrise im Oktober 1978*
5. der Reaktorunfall in Harrisburg im März 1979* und
6. die Volksabstimmung im März 198o.

Die sechs energiepolitischen Phasen werden - vornehm­
lich aus pragmatischen Gründen - in zwei Abschnitte unter­
teilt:
1. das politisch-administrative System und
2. das sozio-kulturelle System.
Dies geschieht auf der Grundlage des folgenden schematisch 
dargestellten tneoretischen Zusammenhangs, den Jürgen Ha­
bermas von Claus Offe übernommen und leicht verändert wie—1dergegeben hat :

pripolitische Determinanten des normativen Systems

1Vgl. Habermas 1973 , $.15 und Offe 1973, S.213.
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Offe bezeichnet das sozio-kulturelle System auch als 
"normatives (legitimatorisches) System". Die Legitimations­
probleme des schwedischen Staates werden im dritten Kapitel 
dieser Arbeit angesprochen; im Rahmen der Verlaufsanalyse 
ist es sinnvoller, die Bezeichnung "sozio-kulturelles 
System" zu verwenden — so kommt schon begrifflich ein 
wesentliches Merkmal des schwedischen Atomkonflikts zum 
Ausdruck: Die Basisbewegung gegen Kernkraftwerke wird von 
sehr vielen "Kulturschaffenden" getragen.

Bei der Verlaufsanalyse konzentriere ich mich auf die 
beiden wichtigsten Akteure:
1. die Parteien als Bestandteil des politisch-administrative] 

Systems (vier der fünf im Reichstag vertretenen Parteien 
hatten während des Untersuchungszeitraums zeitweilig die 
Regierungsposition inne), und

ä. die Bürgerinitiativen als Bestandteil des sozio-kulturel— 
len Systems (sie nennen sich u.a. Energie- oder Umwelt­
gruppen) •

Dabei wird besondere Aufmerksamkeit auf die Wechselwirkung 
zwischen dem Parteiensystem und der Basisbewegung gerichtet. 
Das ökonomische System wird nicht gesondert, sondern im 
Zusammenhang mit der Entwicklung auf der politischen und 
der gesellschaftlichen Ebene betrachtet. Dabei wird keines­
wegs davon ausgegangen, daß die Ökonomie die Politik deter­
miniert. Bei der Analyse der energiepolitischen Entwicklung 
wird vielmehr ein teilautonomer Handlungsspielraum der Poli­
tiker vorausgesetzt, und bei der Analyse des Verhaltens der 
einzelnen Parteien und Politiker werden folgende Faktoren 
zur Erklärung herangezogen:
1. die Parteienkonkurrenz, d.h. wahltaktische Überlegungen,
2. die ökonomische Situation und
3. die innerparteilichen Machtverhältnisse.

Die einzelnen energiepolitischen Phasen unterscheiden 
sich stark in bezug auf ihre Länge und die Häufigkeit rele­
vanter Ereignisse und Entwicklungen — wo es mir sinnvoll 
erscheint, stelle ich dem“ betreffenden Abschnitt einen zu— 
sammenfassenden Überblick voran.
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2.1 Die ”unpolitische” Phase (194-5 bis Oktober 19?2)
2.1.1 Politisch-administratives System;

Konsensuelle Entwicklung; unter sozialdemokratischer 
Administration

Schwedens energiepolitische Entwicklung wurde von 
der sozialdemokratischen Partei geprägt, die bis 1976 
die "dominierende Begierungspartei" war. Nur in den 5oer 
Jahren hatte sie zeitweilig zusammen mit einer anderen 
Partei regiert • Damals bildete sie mit dem Bauernver­
band die "rot-grüne Koalition" - mit der Partei also, die 
ab 1973* jetzt als "Zentrumspartei" (Centerpartiet)^, zu 
ihrem energiepolitischen Hauptgegner wurde. Bis dahin wa­
ren sich alle fünf im Reichstag vertretenen Parteien grund­
sätzlich einig über die kommerzielle Nutzung der Atomener­
gie: Die Kernkraftfrage war keine politische Streitfrage.

Die schwedischen Sozialdemokraten hatten die Energie­
versorgung schon sehr früh als ein Zukunftsproblem er­
kannt, das durch den Staat bearbeitet werden sollte. 1946 
betonte der damalige Kultusminister Tage Erlander, der 
noch im selben Jahr Per Albin Hansson als Regierungschef
ablöste, den Bedarf an Forschung über geeignete Methoden4der praktischen Ausnutzung der Atomenergie. Während in 
den meisten Staaten militärische Interessen für den Be­
ginn mit Atomforschung offensichtlich ausschlaggebend wa­
ren und energiepolitische Ziele erst später an Bedeutung 
gewannen, "ist es unmöglich zu sagen, aus welchem Motiva­
tionskreis die schwedische Regierung die Anregung für ihre 
Atompolitik bekam"^. Die Planung des zivilen Atomprogramms 
in den 4oer und 5oer Jahren war lange Zeit von intensiven 
Diskussionen auf höchster politischer Ebene über ein mili­
tärisches Atomprogramm begleitet, in denen es um die Frage

^Fenner 1978, S.462.
^Vgl. Berglund/Lindström 1978, S.149.
^Vgl. Fryklund u.a. 1972.
4Vgl. Holmberg u.a. 1977, S.22.
^Aimerstedt 1972, 8.6 8. Soweit nicht anders angemerkt, beruhen die folgenden Ausführungen auf dieser Veröf­
fentlichung.
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ging, ob Schweden Atomwaffen entwickeln und produzieren 
sollte« Anfang der 6oer Jahre wurden diese Pläne praktisch, 
aufgegeben«

Pie Vorbereitungen für das schwedische Atomprogramm, 
das 1956 vom Reichstag beschlossen wurde, und dessen Haupt­
ziel die Entwicklung einer Selbstversorgung garantierenden
Nukleartechnologie war, begannen schon 194-5* Zwei Jahre

1später wurde die AB Atomenergi gegründet, eine in Studs— 
vik südwestlich von Stockholm gelegene Einrichtung für For­
schung und Entwicklung mit dem schwedischen Staat als Mehr­
heit seigner, an dem 24- Privatunternehmen beteiligt waren•
Bis Ende der 60er Jahre war die schwedische Atomforschung 
vom Ziel der nationalen Unabhängigkeit geprägt, das in der 
seit 19 5 6 sogenannten “schwedischen Linie” der Reaktortech— 
nik zum Ausdruck kam, bei der natürliches Uran als Brenn­
stoff und schweres Wasser als Moderator verwendet wird«

Die Möglichkeit der schwedischen Regierung, ein eigenes 
Atomprogramm zu entwerfen und mit seiner Realisierung zu 
beginnen, noch bevor die USA ihre Kampagne ”Atome für den 
Frieden" starteten und die Restriktionen für die Verbrei­
tung von kerntechnisehen Informationen sowie den Verkauf 
von Reaktorbrennstoff auf hoben, und noch bevor 1955 im 
Zusammenhang mit einer UNO-Konferenz in Genf der interna- 
tionale Durchbruch der Atomenergie erfolgte , beruhte auf 
der Tatsache, daß Schweden über große uranhaltige Schiefer­
vorkommen verfügt, mit deren Abhau Anfang der 5oer Jahre 
begonnen wurde« 1953 wurde mit der Arbeit in der Extrak— 
tionsanlage Kvarntorp , die sich wie die Urangrube m  Mit­
telschweden befindet, begonnen« Der erste Versuchsreaktor 
(R1),.dem das gewonnene Uran in nichtangereicherter Form 
als Brennstoff dienen sollte, wurde 1954- in Ågesta in der

AAB = Aktiebolag (Aktiengesellschaft)•
2Vgl. Jungk 1 9 7 75, BLAf l »  und Anér 1979, 6.1Soff. 
^Vgl. Ranstad och kärnkraften 1977, S.8.
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Nähe von Stockholm in Betrieb genommen. Ein zweiter Schwer— 
wasserreaktor (R2) sollte in Studsvik entstehen. Nachdem 
sich die internationalen Bedingungen geändert hatten, ent­
schloß AB Atomenergi sich, ausnahmsweise von der schwedi­
schen Linie abzuweichen und einen amerikanischen Leichtwas­
serreaktor zu kaufen.

Liese schwedische Linie, die fortgesetzte Orientie­
rung auf die Schwerwasser — Reaktortechnik, wurde 1956 vom 
Reichstag befürwortet, der gleichzeitig ein großes und ehr­
geiziges Atomprogramm verabschiedete, für das enorme For- 
schungsmittel zur Verfügung gestellt wurden. Außerdem wurde 
beschlossen, daß der Staat auch weiterhin dominierender 
Entscheidungsträger sein sollte, weil
1. die Kernenergieforschung im Vergleich mit anderer For- 

schungs- und Entwicklungsarbeit sowohl in politischer 
als auch in militärischer Hinsicht eine Sonderstellung 
einnehme,

2. die zukünftige Konkurrenzfähigkeit der Kernenergie eine 
weitsichtige Entwicklungsarbeit und damit die Konzen­
tration großer Ressourcen erfordere, und

3. als Konsequenz eine zentrale Planung und Handhabung desiKernenergiesektors notwendig sei.
Die schwedische Linie der Atomforschung baute auf einer 

großen Anzahl von projektierten Wärme— und Elektrizitäts­
reaktoren sowie anderer Anlagen für verschiedene Prozesse 
im Brennstoff Zyklus auf. Vor allem sollte die Kapazität für 
den Bau einer Serie kleinerer Wärmekraftwerke für die Be­
heizung der Städte geschaffen werden. Der Forschungsbetrieb 
in Studsvik wurde nach der Verabschiedung des Atomprogramms 
stark ausgebaut, und AB Atomenergi hatte die Möglichkeit, 
Entwicklungsarbe it en von Privatunternehmen aus führen zu las-

'’Vgl. S„22f.
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sen, so daß die staatlichen Forschungsgelder teilweise bei 
den Unternehmen landeten, die im Vorstand der halbstaatli­
chen Atomgesellschaft repräsentiert waren. In der ersten 
Hälfte der 6oer Jahre waren die finanziellen Aufwendungen 
des schwedischen Staates absolut und relativ gesehen sehr 
groß: Ungefähr ein Viertel sämtlicher staatlicher For­
schungsgelder wurde jedes Jahr für das Atomprogramm verwen­
det. In dieser Zeit wurden auch die naturwissenschaftlichen 
Forsehungs- und Ausbildungskapäzitäten der Universitäten 
und Hochschulen bedeutend ausgebaut, um qualifiziertes Per­
sonal an den Forschungsprojekten zu beteiligen und für wis­
senschaftlichen Nachwuchs zu sorgen.

In den 6oer Jahren konzentrierte sich die Arbeit auf 
drei große Forschungsprojekte: das Extraktionswerk für Uran 
in Ranstad sowie die Reaktoren RJ in Agesta und R4 in Mar- 
viken. Per Bau des Ranstadwerks, das wesentlich größer wer­
den sollte als die Kvarntorp - Anlage, begann 1959» und es 
wurde sechs Jahre später fertiggestellt. In dieser Zeit 
sank der Weltmarktpreis für Reaktorbrennstoff, während sich 
die Zugangsmöglichkeit erhöhte., und 1965 erwies sich das
Ranstad — Werk als Fehlinvestition, nachdem es nur zwei Wo—'lchen m  voller Kapazität betrieben worden war. Beim Agesta 
Reaktor bestand die Regierung darauf, daß die schwedische 
Linie weiterverfolgt wurde. Dabei unterschätzte sie die 
technischen Schwierigkeiten, die dazu führten, daß R3 dop­
pelt so teuer wie geplant wurde. Dieser Reaktor war gleich­
zeitig Forschungsanlage und Wärmekraftwerk, und am Projekt 
war das staatliche Energieunternehmen Vattenfall (Statens 
Vattenfallsverk) beteiligt, das kommerzielle Interessen ver­
folgte. Nachdem der Agesta - Reaktor 1964 fertiggestéllt 
war, konnte er aber nicht mit anderen Kraftwerken konkur­
rieren. Da er Elektrizität und 'Wärme nicht zu Marktpreisen

1 Vgl. Ranstad och kärnkraften 1977» S.8 .

j
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produzieren konnte, blieb er auf staatliche Subventionen 
angewiesen. Er hatte aber wenigstens - wie das Ranstad- 
Werk - technisch funktioniert. Das Marviken - Projekt wurde 
19 7 0 auf Grund sicherheitstechnischer Unzulänglichkeiten ab­
gebrochen, aber die ausschlaggebende Kritik betraf die man­
gelnde Konkurrenzfähigkeit des Schwerwasserreaktors und der 
schwedischen Linie der Reaktortechnologie überhaupt. Als
1964 - zu diesem Zeitpunkt befand sich die schwedische 
Forschung noch im Experimentierstadium — in den USA der 
kommerzielle Durchbruch der Leichtwassertechnologie gelang, 
und die amerikanischen Leicntwasserreaktoren wirtschaftlich 
attraktiver wurden, zog sich Vattenfall mit der Begründung 
aus dem Marviken - Projekt zurück, daß die schwedische linil 
mit ökonomischen Argumenten nicht mehr gerechtfertigt werdei 
könnte. Die schwedische Industrie, die die staatliche Por— 
schungspolitik bis dahin aktiv unterstützt hatte, schloß 
sich der Kritik an, die von der liberalen und der konser­
vativen Partei ins Parlament gebracht wurde. Sie forderten
1965 im Reichstag, nicht noch mehr. Geld für das Marviken - 
Projekt hinauszuwerfen und es zu stoppen. Beide Gründe, die 
ursprünglich für die schwedische Schwerwasserlinie sprachen, 
bestünden jetzt nicht mehr:
1• der Kostenvorteil des natürlichen gegenüber angereicher— 

tem Uran oder einer Anreicherungsanlage, und 
2. die Herstellung eigener Atomwaffen.

Alle drei hervortretenden Opponenten der sozialdemo­
kratischen Porschungspolitik, die beiden bürgerlichen Par­
teien und das staatliche Unternehmen Vattenfall, waren

^Vgl. Holmberg u.a. 1977» S.25»
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schon früher mit Kritik in Erscheinung getreten: 1956 
stellte die parlamentarische Rechte einen gemeinsamen 
Antrag, in dem die einseitige Ausrichtung der Reaktortech­
nologie sowie die staatliche Dominanz in der Forschung 
kritisiert wurden. Vattenfall äußerte 196o den Wunsch, 
einen amerikanischen ..Leichtwasserreaktor zu importieren, 
der 1965 fertiggestellt werden könnte. Ihre Ablehnung be­
gründete die sozialdemokratische Regierung damit, daß der 
Import ausländischer Reaktorkonstruktionen zu große und 
wirtschaftlich unrentable Ausgaben erforderte. Die Lücke in 
der Elektrizitätsproduktion, die für die 60er Jahre abseh­
bar war, gedachte sie durch den Bau von Ölkraftwerken zu
schließen - öl war zu diesem Seitpunkt noch billig auf dem

1Weltmarkt zu bekommen.
Unter den veränderten Bedingungen Mi cte der 60er Jahre 

ging die Regierung angesichts der mit vereinten Kräften vor- 
gebrächten Kritik sofort in die Defensive: Das erste für die 
kommerzielle Nutzung bestimmte Atomkraftwerk (Oskarshamn 1) 
wurde 1965 beim schwedischen Elektrokonzern ASEA in Auf­
trag gegeben, der einen Leichtwasserreaktor bauen sollte - 
in amerikanischer Lizenz. Damit wurde der Grundstein für 
das (ursprüngliche) schwedische Atomprogramm (24 Kemkraft- 
werke bis 199o ) gelegt, das im Verhältnis zur geringen Be­
völkerungszahl (8,3 Millionen Menschen in einem Staatsge­
biet, das mit dem Frankreichs oder Großbritanniens zu ver­
gleichen ist^) mit 4oo Watt jji Einwohner das größte der Welt 
ist - "erst mit erheblichem Abstand folgen die USA (219W), 
Kanada (184W), Belgien (178W), Schweiz (I06W), Großbritan­
nien (149W), BRD (1o3W)..."**. Nachdem das bereits 1956 mit 
den USA abgeschlossene Abkommen über eine begrenzte Zusam­
menarbeit in Kernenergiefragen Mitte 1969 durch ein neues 
und erweitertes Abkommen für die Dauer von 3o Jahren er-

1 Vgl. ebd., S.23f.
^Vgl. Nachrichten für Außenhandel vom 21.2.1975«
5Vgl. Wikdahl 1979, S.2.
Vgl. Frankfurter Rundschau vom 18.8.1977, zit. nachAtomenergie International o.J., S. 126.
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gänzt worden war, dessen Hauptpunkt die amerikanische Ver­
pflichtung zum Verkauf einer bestimmten Menge angeredcherteiAUrans ist , wurden die Atomkraftwerke Oskarshamn 1 und 2,
Ringhals 1 und 2 sowie Barsebäck 1 gebaut - "vorausgegangen
waren einstimmige Beschlüsse des Reichstags, die ohne Dis-2kussion zustande kamen«"

Die sozialdemokratische Regierung entsprach nicht nur 
der Kritik an der von ihr befürworteten Reaktortechnik, 
sondern auch der Kritik an der staatlichen Steuerung. Nach­
dem sie mit ihrer schwedischen Linie gescheitert war, be­
schloß sis 1968, die Kernenergiepläne der Privatindustrie 
zu befürworten und sich mit dem Elektrokonzern ASEA, dem 
für den schnellen Ausbau das Kapital fehlte, in einer Ak­
tiengesellschaft zusammenzutun. 1969 wurde die AB ASEA-Atom 
gegründet, und an dieses halbstaatliche Unternehmen ging 
von da an der Großteil der staatlichen Forschungsgelder, di* 
jedoch nicht mehr so umfangreich waren wie in der ersten
Hälfte der 6oer Jahre: damals nahmen sie jährlich um 8 Pro-3zent zu, seit 1966 um jährlich 16 Prozent ab. Während die
sozialdemokratische Regierung in den 5oer und bis zum Ende
der 6oer Jahre der dominierende Entscheidungsträger in der
Forschungspolitik war ( die Verantwortung lag zunächst beim
Händels-, später bém Industrieminister), mußte sie sich zu
einem Zeitpunkt, als die Forschungspolitik zur Energiepoli- htik wurde , und die sozialdemokratische Partei über die 
Mehrheit der Sitze im Parlament verfügte, die Entscheidungs­
gewalt über Atomenergieforschung mit Vertretern des größten 
schwedischen Elektrokonzems teilen. Gleichzeitig ging die 
jetzt relativ einflußlose AB Atomenergi ganz in Staatsbe­
sitz über.

Die Kritik, die von der liberalen und der konserva—

1 iä ... .Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 10.7 •1971• 
^Westmann 1979 , S.202.
^Vgl. Annerstedt 1972, S.66.
^Vgl. ebd., S.77»
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tiven Oppositionspartei Im Parlament sowohl in den goer 
als auch in den 6oer Jahren geäußert wurde, basierte auf 
der traditionellen Konfliktlinie in der schwedischen Poli­
tik, der Links-Reehts - Dimension, und sie bedeutete keinen 
a t o m  politischen Dissens. Bis Anfang der 7oer Jahre fand 
im schwedischen Reichstag weder eine energiepolitische De­
batte im weiteren Sinne noch eine Sieherheitsdebatte statt. 
Die Gefahren der Atomkraft wurden, wenn überhaupt, von den
beiden Parteien angesprochen, die die Kernenergie späterKj "’'parteipolitisiert" und den Protest gegen Atomkraftwerke 
zum Integralen Bestandteil des schwedischen politischen Sy­
stems gemacht haben: Ende der goer Jahre traten der kommu­
nistische Parteiführer Hilding Hagberg mit einer Anfrage und 
die Zentrumsfraktion mit einem Antrag in dieser Hinsicht in 
Erscheinung. Beide Aktivitäten bezogen sich auf das Agesta- 
Werk, aus dem radioaktives Wasser in den See Magelungen bei 
Stockholm gelangt war. Von Regierungsseite wurde damals ge­
antwortet, daß eine vollständige Reinigung des Sees zu teuer 
und der Zustand "nach Expertenmeinung" ungefährlich sei.
Die Fraktion der Zentrumspartei betonte den Anspruch der 
Bevölkerung auf Sicherheit, dem man bei der Durchführung 
des Atomprogramms gerecht werden müsse, "aber es war der 
rein psychologische Aspekt, den man als wichtig erachtete"

Die Haltung der schwedischen Parteien zur Atomkraft war 
zu Beginn der 7°©r Jahre unverändert• In einem 197° gestell­
ten Antrag unterstrich die Zentrumsfraktion die Notwendig­
keit der Atomkraft für die Produktion: Der Import von Öl 
konnte sowohl teuer als auch unsicher werden, und deshalb 
sei es "notwendig, daß Schweden (...) die Kernkraftwerke 
immer mehr a u s b a u t . U n d  so geschah es dann auch: 197o 
und 1971 beschlossen die fünf Reichstagsparteien gemeinsam, 
sechs weitere Atomkraftaggregate zu bauen (Oskarshamn 3*

^Dieser Begriff v/ird in Holmberg u.a.1977 verwendet.
%bd., S.2E.
^Zit. nach ebd., S.2 7 .
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Binghals 3 MSÉ 4-, Barsebäck 2, Forsmark 1 und 2 ), so daß 
am Ende dieser Phase der schwedischen Atompolitik elf Kern­
kraftwerke geplant oder im Bau waren - eines davon, Oskars­
hamn 1, nahm Ende 1972 den Betrieb auf, "ohne Proteste der

pansässigen Bevölkerung"•

2.1.2 Sozio-kulturelles System:
"Unerhörte" Warnungen vor'den Gefahren der Atomkraft

Gegen die zivile Nutzung der Atomkraft gab es während 
der ersten Phase der schwedischen Atompolitik kaum Wider­
stand von seiten der Bevölkerung - von einem Atom k o n ­
f l i k t  kann nur in bezug auf die vieldiskutierte militä­
rische Anwendung die Rede sein. Mitte 1958 organisierten 
sich die schwedischen Atomkraftgegner in der AMSA (Aktions­
gruppen mot svensk atombomb), die mehrere "Märsche gegen die 
Atombomb# veranstaltete.

In den 6oer Jahren hatte der bekannte Physiker Hannes 
A 1 f v £ n vor dem Atomprogramm der Regierung gewarnt, der 
1973, jetzt als Nobelpreisträger, eine Schlüsselrolle bei 
der Thematisierung und Politisierung der Kernkraftfrage 
spielte. Alfvén saß ab 1956 als einer der Staatsrepräsentan­
ten im Vorstand von AB Atomenergi, bis er diesen Posten 
Mitte der 6oer Jahre verließ. Damals kritisierte er den 
Plan, in Marviken einen Schwerwasserreaktor zu bauen • 197o 
wurde er auch zum Kritiker des Leichtwasserprogramms, "aber 
wieder wurden seine Warnungen nicht gehört".^

Hannes Alfvén kann zu den "aktivistischen Wissenschaft­
lern" gezählt werden, die die Kernkraf tde b a11 e von Nord­
amerika nach Europa transportierten - er war 1968 nach San 
Diego in den USA gegangen und "hatte dort in der Kemkraft-

Vgl. dazu die ausführlichen Berichte der französichen 
Wirts chaf ts ze it ungen L 1Usine NouveIle vom 7*2.1974- ("Nucléaire• La Suéde joue de ses Charmes") und Entre­
prise vom 8 .2.1974- (."Nucléaire5 Ceux gu’on n* attendait 
pas").
^Westmann 1979» S.232*
^Dagens Nyheter berichtete am 21.8.1979 rückblickend 
darüber: Am Pfingstmarsch 1962 von Södertälje nach Stockholm nahmen 3o 000 Personen teil. Dieser Protest richtete sich jedoch nicht - wie der Protest gegen die(Fortsetzung nächste Seite'
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frage tunge lernt." Über den Beginn des internationalen
Atomkonflikts führt Helga Nowotny aus:

"In den späten sechziger Jahren wurden in den USA die 
kritischen Stimmen von a k t i v i s t i s c h e n  
W i s s e n s c h a f t l e r n  laut, die über schädli­
che radioaktive Emissionen berichteten und die von den 
amerikanischen Behörden für zivile Reaktoren festgesetz­
ten Standards als unzureichend attackierten. Die Kritik, 
die von den Massenmedien und einer für Umwelt gefahren be­
reits sensibilisierten Öffentlichkeit bereitwillig auf­
gegriffen wurde, sollte den Ausgangspunkt für eine Reihe 
ähnlicher Auseinandersetzungen bilden, die eines gemein­
sam hatten: wissenschaftliche Aktivisten bezeichneten die 
vorhandenen Sicherheitsvorkehrungen als unzuverlässig und 
warnten eindringlich vor den Folgen, falls die zuständi­
gen Behörden nicht schnellstens., geeignete Schritte un­
ternähmen, um die Gefahr abzuwenden. Diese Angriffe wur­
den von Anfang an im vollen Rampenlicht der Öffentlich­
keit ausgetragen, was zweierlei zur Folge hatte: den 
wissenschaftlichen Aktivisten wurde von anderen Experten, 
zunächst von solchen, die innerhalb der Kernenergiein­
dus trie oder der attackierten Behörden arbeiteten, wider­
sprochen, was ein geteiltes wissenschaftliches Lager 
schuf. Weiters wurde die Öffentlichkeit von Wissenschaft­
lern alarmiert, wohl in der zutreffenden Überlegung, daß 
eine Änderung der Sicherheitsvorschriften nur dann zu er­
reichen ist, wenn von seiten der Öffentlichkeit mit wis­
senschaftlicher Unterstützung Druck auf Politiker und Be­
hörden ausgeübt wird. Obwohl sich in Europa die a k t i— 
v i s t i s c h e  P h a s e  weniger dramatisch abspiel­
te als in den USA, fand das von amerikanisehen Wissen­
schaftlern gesetzte Beispiel eine Reihe von Nachfolg&rn, 
die auch die Flucht in die Öffentlichkeit antraten»11

Fortsetzung:
Atomkraftwerke - in erster Linie gegen die Sozialde­
mokraten, die der militärischen Nutzung der Atomkraft 
wesentlich kritischer gegenüberstanden als der zivi­
len Anwendung. Über den "alten" Atomkonflikt im schwe­
dischen Parteiensystem führt Richard F. Tomasson aus: 
"During the late 195os the traditional stances of the 
parties emerged over the issue of whether Sweden 
should become a nuclear power. The Social Democrats, 
in line with their pacifist heritage, were opposed to 
any involvement with nuclear weapons. The Conservati­
ves, also true to their heritage of strong emphasis on 
national defense, supported Sweden's becoming a nuclear 
power. The Agrarians also supported nuclear weapons, 
but with more qualifications than the Conservatives.
The Liberals, as on so many issues, were divided." 
(Tomasson 197°»

^Vgl. Isberg 1976» S.34.
^Jamison 1977» S.3o.
^Leijonhufvud 1979» S.29*
^Nowotny 1979» S.197*
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Der schwedische Wissenschartler Alfvén versprach sich
Öffentlichkeitswirksamkeit von der UN-Umweltkonferenz, die
vom 5* —16. Juni in Stockholm-Stattfand, und auf der 12o
Nationen sowie ca. 2oo internationale Organisationen vertrö­stten waren ,und er versuchte in diesem Rahmen, seine Kritik 
am schwedischen Åtompjrogramm vorzubringen• Da er jedoch we­
der Kernkraftexperte noch Regierungsrepräsentant war, wurde 
er auf die gleichzeitig in Stockholm stattfindenden "alter— 
nativen Konferenzen" verwiesen.• Diese Alternativkonferenzen 
wurden von schwedischen Bürgerinitiativen bzw. Umwelt- und 
Alternativgruppen veranstaltet, die zwar die "Grenzen des 
Wachstums" thematisiert, die Energiepolitik der Regierung
bis zu diesem Zeitpunkt Jedoch nur vereinzelt problemati- 

msiert hatten. Erst nach der Umweltkonferenz, im Herbst 
1 9 7 2, als das Atomprogramm der schwedischen Regierung auch 
im Parlament ange zwe if e11 wurde, "kam der organisierte

ZlWiderstand gegen die Kernkraft langsam ins Rollen."

2.2 Die Politisierungsphase (Oktober 1972 bis Mai 1975)
2.2.1 Politisch-administratives System:

Polarisierung der Parteien
Die zweite Phase der energiepolitischen Entwicklung 

begann im Oktober 1972 mit einer parlamentarischen Anfrage 
der Zentrumsabgeordneten Birgitta Hambraeus an die sozial­
demokratische Regierung, die das Atomprogramm in Präge 
stellte und "das Interesse des Zentrumsführers Thorbjörn 
Fälldin weckte"?. Ein halbes Jahr später übernahm die Zen-

^Vgl. Küppers u.a:. 1978» S.123.
:2Igi. Tieijoal.ufvud 1979. S.29.
mAuf derartige Aktivitäten von noch sehr lose organi­
sierten Umweltgruppen machte die Züricher Zeitung 
"Pinanz und Wirtschaft" am 1;1.12.1971 ihre Leser auf­
merksam: "Die Gegner der Kernkraftwerkbauten sind al­lerdings auch nicht ganz untätig. Sie befürchten bei einem so umfangreichen Ausbau der auf Kernkraft basie­renden Energieproduktion weitreichende und sehr un­
glückliche Veränderungen der Wassertemperatur der Ost­see, eine Vergiftung der weiten Umgeoung der Kraftwer­
ke und unglückliche Folgen für die Meeresfauna."

^1varsson/Kågeson 1978» S.18.
^LeiJonhufvud 1979, S-32.



trumspartei des Atomprotest in ihr Programm und zwang die 
anderen Parteien, in der Präge des geplanten Ausbaus der 
Kemenergieversorgung , die bis dahin nur auf administra­
tiver Ebene behandelt worden war, Stellung zu beziehen* 
Schweden ist das erste europäische Land, in dem die Kern­
kraft frage zur politischen Streitfrage wurde, und der 
Meinungsbildungsprozeß war - vereinfachend gesagt - eine 
Politisierung "von oben"%•

Innerhalb der Zentrumspartei kam die politisch durch­
schlagende Kritik an den Atomkraftwerken nicht von der Par­
teibasis , sondern vom staatstragenden Teil der Partei. Beide 
Initiatoren der Kernenergiedebatte, die von Hannes Alfv&n 
beeinflußt wurden, waren Punktionsträger im politischen 
Entscheidungszentrum: Birgitta Hambraeus war seit 1971 
Mitglied des Parlaments, und Thorbjörn Pälldin war als Par­
te ivorsitzender und Oppositionsführer gleichzeitig poten-ptieIler "Staatsminister" und Nachfolger des sozialdemokra­
tischen Hegierungschefs Olof Palme•

Birgitta Hambraeus hatte im Sommer 1972 direkten Kon­
takt zum Nobelpreisträger Ålfvén auf genommen, nachdem die­
ser daran gehindert worden war, auf der in Stockholm statt— 
findenden Umweltkonferenz der UNO über die Gefahren der 
Atomkraft zu sprechen. Sie führte seine Argumente in ihrer 
Interpellation vom 25. Oktober 1972 aus und schloß mit fol­
genden drei Prägen an den verantwortlichen Industriemini­
ster:
1."Meint der Minister, daß die Tatsache, daß Staat und

Wirtschaft viel Geld in die Atomenergie gesteckt haben, 
uns daran hindert, die Vor— und Nachteile des fortge­
setzten Ausbaus der Atomkraft in Schweden voraussetzungs­
los zu diskutieren?

^Jamison 1977* S.28.
2In Schweden wird der Ministerpräsident "statsminister" 
genannt.
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2* Meint der Minister, daß es moralisch zu verantworten ist, 
Abfallstoffe zu produzieren, die von kommenden Genera­
tionen in unübersehbarer Zukunft mit technisch kompli­
zierten Methoden überwacht und gehandhabt werden müssen, 
und die die Biosphäre irreparabel schädigen werden, wenn 
die Wartung aufhört?

3. Meint der Minister (nicht auch), daß die wachsenden Men­
gen radioaktiven Abfalls von den abgebrannten Brennele­
menten der Kernkraftwerke ein genügend großes Problem
darstellt, um die Frage des zukünftigen Kernkraftausbausjidem Reichstag zur Entscheidung zu unterbreiten?"

Industrieminister Rune «Johansson antwortete am 3o• No­
vember vor dem Parlament, daß die Regierung bereit sei, die 
Verantwortung für die Probleme der kommenden Generationen 
zu übernehmen -“ausgehend von den Möglichkeiten, die unsere 
Techniker und Wissenschaftler uns zur Verfügung gestellt 
haben.11 In der Frage der Verwendung des radioaktiven Ab­
falls gab er der Zentrumsabgeordneten dahingehend Recht, 
daß er das Problem als noch nicht gelöst bezeichnet©. Die 
Debatte basierte auf der Voraussetzung eines vollständigen 
Brennstoffkreislaufs, zu dem notwendigerweise die Aufar­
beitung des radioaktiven Abfalls gehört, die Schweden bisher 
im Ausland vornehmen ließ. Johansson meinte, daß es inner­
halb des nächsten Jahrzehnts notwendig sein könnte, Mög­
lichkeiten der Abfallbehandlung in Schweden selbst zu schar­
fen, und er gab - vielleicht als direktes Resultat der 
Interpellation - die Untersuchung dieses Problems in Auf-
4- 3trag.

Dieser ersten, individuellen parlamentarischen Initia­
tive der Zentrumsabgeordneten Hambraeus wurde nicht so viel 
öffentliche und internationale Aufmerksamkeit geschenkt wie

AZit. nach Leijonhufvud 1979» S.3o* vgl. auch Ahår
"1979, ß.159.
^Zit. nach Hambraeus 197^ , 1.66 (Anhang)•
^Vgl. Leijonhufvud 1979, S.3 1f•
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der zweiten parlamentarischen Aktion in Sachen Atomkraft­
werke im Mai 197$, als die gesamte Zentrumsfraktion einen 
Moratoriumsantrag unterstützte. Im Frühjahr 197$ hatte der 
Wirtschaftsausschuß des Reichstags, dem Birgitta Hambraeus 
angehörte, mehrere Expertenhearings über verschiedene As­
pekte der Atomkraftnutzung veranstaltet. Hannes Alfv&n war 
auch eingeladen worden, und seine Ausführungen motivierten 
den Ausschuß, eine parlamentarische Debatte zu initiieren.
Am 15• Mai 197$ legte er dem Reichstag einen Antrag vor, 
der eine Mißbilligung der über die Reichstagsbeschlüsse von 
197o und 1971 hinausgehenden Planung von 1$ zusätzlichen 
(also insgesamt 24) Atomkraftwerken bedeutete, und der von 
der ausländischen Presse als eine ”ungewöhnliche und auf— 
sehenerregende Maßnahme” bezeichnet wurde: Der Reichstag 
sollte keinen Beschluß über den Bau weiterer Kernkraftwerke 
fassen, bevor ihm nicht eine neue und umfassende Beschluß­
unterlage vorläge• Dieser den noch nicht parlamentarisch 
bewilligten, aber von der Regierung fest eingeplanten 1$ 
Atomkraftwerken geltende Antrag wurde vom Reichstag ange­
nommen , der sich zum Ziel setzte, spätestens 1975 eine Ent­
scheidung über die Energiegewinnung der 80er Jahre zu fäl­
len. Ein Zusatzantrag, der sich auf die 11 bereits bewillig­
ten Kernkraftwerke bezog, wurde jedoch abgelehnt: Zwei der 
drei Zentrumsmitglieder sowie das kommunistische Mitglied 
des Wirtschaftsausschusses hatten gefordert, den Ausbau der
Kemenergieproduktion in Schweden ein Jahr lang zu unter- 

2brechen. Mit ihrem Antrag, die Mittel für das vierte Ring­
hals - Aggregat nicht zu bewilligen, die in Bau befindli­
chen Atomkraftwerke nicht fertigzustellen sowie innerhalb 
dieser Frist kein fertiggebautes Kernkraftwerk in Betrieb 
zu nehmen, zogen diese drei Ausschußmitglieder die radika­
lere Konsequenz aus Alfvéns Warnungen.

AFinanz und Wirtschaft (Zürich) vom 2$.5-197$* 
^Vgl. Nordisk Kontakt 9/197$, S.596.
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Parallel zur Entwicklung des Atomkonflikts auf parla­
mentarischer Ebene erfolgte eine Um o rient i ©rung in der Spit­
ze der Zentrumspartei, bei der Hannes Alfvén, gut in das... "" ' 'istrategische Kalkül des Partexfuhrers Fälldin passend ,
eine bedeutende Rolle gespielt hatte• Nachdem Fälldin in
Begleitung von Birgitta Hambraeus am 2. Mai 1973 mit dem
Wissenschaftler zusammengetroffen war, machte er ai 13. Mai
seine ersten, vorsichtigen Äußerungen über die Gefahren der 2Kernkraft. "Damals beschloß er * daß diese Frage in die po-5litische Debatte eingeführt werden muß."^ Wie ihr Abstim-4mungsverhalten im Reichstag Mitte Mai zeigte , schwenkte die 
Zentrumsfraktion sofort voll auf die neue Linie ihres Par­
teiführers ein. Die Parteib a s i s mußte jedoch erst noch 
überzeugt werden. Zu diesem Zweck lud Thorbjörn Fälldin den 
angesehenen Physiker und Nobelpreisträger zum Mitte Juni 
1973 stattfindenden Parteitag ein, wo Alfven seinen ersten 
und vielbeachteten Einsatz für die Zentrumspartei zeigte. 
Fälldin instrumentalisierte den Wissenschaftler, um den Mit­
gliedern das neue Parteiprofil, das er dadurch zu schaffen 
beabsichtigte, daß er "die auf dem Höhepunkt der 1 grünen 
Welle' populär gewordenen Argumente gegen die wachsturnsver­
pflichtete Industrie ge s e11s chaft nun auf die Kernkraftfrage,7 - ' .übertrug"', schmackhaft zu machen. Er berichtete später 
selbst, wie zaudernd sie seinen Absichten zunächst gegenü­
bergestanden hätten, und wie es ihm nach und nach geglückt 
sei, die Partei davon zu überzeugen, daß man die ganze Kern-okraftgesellschaft in Frage stellen müsse* Sein Erfolg kam 
dadurch zum Ausdruck, daß die Zentrumspartei 1973 die Ab­
lehnung der Atomkraft zu einem Hauptpunkt in ihrer Partei-9programmatik machte , und Hannes Alfvén sich von da an im­
mer stärker mit der Energiepolitik des Zentrums identifi­
zierte.^0

^Vgl. Jamison 1977» S.28.
%gl. Leijonhufvud 1979» S.33f.
^Hammerich 1977» S.1o1.
4Vgl. Hambraeus 1974-* * * 4, S.67 (Anhang).

Isberg 1976» 8*18.
^Vgl. Leijonhufvud 1979» S.34-»
^Neue Zürcher Zeitung vom 29.5*1975- 
®Vgl. Hammerich 1977» S.1o1f.

(Fortsetzung nächste Seite)
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Vor dem Beginn der Ölkrise im Herbst 1973 ist die 
energiepolitische Situation in Schweden durch folgende 
Entwicklungen gekennzeichent:
1. Die sozialdemokratische Regierung kann nicht mehr 

davon ausgehen, daß ihre (mit denen der Industrie 
identischen) atom-energiepolitischen Pläne wie bisher 
vom Parlament diskussions— und bedingungslos befürwortet 
werden: Der Reichstag fordert eine Überprüfung des par— 
lamentatisch noch nicht abgesegneten Teils des Kern— 
kraf tprogramms .

2. Die größte bürgerliche Oppositionspartei bricht mit dem 
energiepolitischen ßrundkonsens, stellt auch den zu 
Beginn der 7oer Jahre einstimmig beschlossenen Teil des 
Atomprogramms in Präge und beginnt, sich als Antikem- 
kraftpartei zu profilieren.

3. Die parteipolitische Instrumentalisierung des Atomkon­
flikts zeichnet sich ab; die politische Kontroverse um 
die Kernenergie ist jedoch noch zu schwach konturiert, 
um Einfluß auf das Ergebnis der Reichstagswahlen im 
September 1973 zu haben.

Mit der Ölkrise im Winter 1973/74- begann im schwedi­
schen Parteiensystem ein Polarisierungsprozeß, der die 
Politisierungsphase fortsetzte; erst die Ölkrise stellte die 
Energiefrage in den Mittelpunkt der politischen Debatte und 
leitete einen intensiven Meinungsbildungsprozeß ein, der bis 
zum Frühjahr 1975 dauerte. Sie hatte weiter zur Folge, daß 
die ein Jahr zuvor begonnene A t o m  energiedebatte zu einer

Portsetzung:
^Vgl. Sandström 1978b, S.3.

1oVgl. Daléus 1977, S.4.
Das Zentrum gewann zwar über fünf Prozent der Stimmen 
hinzu, aber es war ein Erfolg, der die Stimmenzuwachse seit ihrem Wandel vom Bauernverband zur Zentrumspartei 
Ende der 5oer Jahre fortsetzte. 1973 fand ein "lauer" 
Wahlkampf statt, ohne große Attacken von seitén der 
bürgerlichen Opposition, und es ging nicht um Energie- pditik, sondern um das Problem der Arbeitslosigkeit: 
Die Zentrumspartei versprach in einem Wahlslogan 
"1oo ooo neue Arbeitsplätze"•(Vgl. Petersson 197^, S.
219ff).



allgemeinen Energiedebatte ausgeweitet, und eine Diskussion 
dieser Streitfrage zum ersten Mal nicht mehr nur auf der 
Ebene der politischen Eliten geführt wurde.

Die Ölkrise war im Winter 1973/74 has dominierende
Diskussionsthema sowohl innerhalb als auch außerhalb des 

1Reichstags , und sie .lenkte die Aufmerksamkeit wieder wegpvon der Opposition auf die Regierung - das Zentrum, das mit 
seinem großen Wahlerfolg im September 1973 seine Position 
als stärkste Oppositionspartei weiter ausbauen konnte, ver­
zichtete auf Attacken gegen die sozialdemokratische Regie­
rung und ließ es mit einem neuen Moratoriumsantrag bewen- 
den. Die Regierung hatte auf die erwartete Olverknappung 
zu reagieren und tat dies mit "panischer ”Betriebsamkeit"

JjLund "improvisierten Maßnahmen" wie zum Beispiel Rationie­
rung des Benzinverbrauchs^. Seitdem standen die Energie­
haushaltung und besonders die Versorgungslage Schwedens im 
Mittelpunkt einer leidenschaftlich geführten öffentlichen 
und politischen Diskussion. Das Ölembargo gegen die die 
westliche Welt von seiten cLer ölproduzierenden Staaten 
bedeutete eine direkte Bedrohung der industrialisierten 
Wohlfahrtsstaaten sowie der "individuel3enBequemlichkeit"^, 
und Regierungschef Olof Palme sprach von starken Belastun­
gen, die die internationale Ölkrise für Schweden mit sich 
bringe, sowie von kräftigen Eingriffen in einen Lebensstan­
dard, "den als selbstverständlich zu betrachten wir uns 

nangewöhnt haben"'. Ziemlich abrupt wurde der schwedischen 
Bevölkerung und den politischen Entscheidungsträgern vor 
Augen geführt, daß ihr Wohlstand zu einem großen Teil auf 
einer sehr empfindlichen Aus lands abhängigke it beruhte:
Seit 1955 hatte sich der Energieverbrauch Schwedens mehr als 
verdoppelt, wobei der Inlandsanteil der Kraftversorgung 
(im wesentlichen Wasserkraft) von 29 auf 24- Prozent gesun­

^Vgl. Nordisk Kontakt 16/1973, S*1o84.
2Vgl. Petersson 1974, S.227•
^Vgl. Nordisk Kontakt 3/1974, S.16o.
^Vgl. Orth 1978, S.56.
^Diese Maßnahme erwies sich als "mißglückter bürokra­
tischer Kraftakt", denn es wurden ca. 1o Prozent mehr 
Benzin zugeteilt, als im gleichen Zeitraum der Vorjahre jemals verbraucht worden war. (Vgl. ebd., S.57)«
6Vgl. Holmberg u.a. 1977, S.18.
7Zit. nach Nordisk Kontakt 16/1973, S.1ö85.
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ken, dar Anteil des importierten Erdöls an der Energie-. . . , 'Xproduktion von 1973 jedoch auf 75 Prozent angestiegen war. 
Damit nahm Schweden pro Kopf gerechnet einen Spitzenplatz 
unter den Industrieländern - weit vor der Bundesrepublik 
und den USA - ein, und das Motiv von Regierung und Parteien 
hei den kurzfristigen Maßnahmen und langfristigen Planun­
gen auf dem Energiesektor befand darin, Schwedens Abhän­
gigkeit von teuren Erdölimporten zu vermindern« In dieser 
Situation hatte der Antrag der Zentrumsfraktion, den Bau 
der Kernkraftwerke zu stoppen, noch geringere Chancen als 
vor der Ölkrise: ”Unter dem Eindruck eines möglichen Öl­
versorgungsengpasses forciert Schweden den Ausbau seines 
Atomkraftwerkprogramms. Die schwedische ASEA-Atom~Gruppe 
hat kürzlich von dem kommunalen Energieversorgungsunter­
nehmen Forsmark-Kraf tgrupp AB den Auftrag auch für denpzweiten Block im Kernkraftwerk Forsffiark erhalten."

Im Mai 1975, als das Parlament die Entscheidung über 
den Bau von mehr als 11 Atomkraf twerken von der Vorlage 
neuer Informationen abhängig gemacht hatte, waren mehrere 
Ausschüsse eingesetzt worden, deren Arbeitsergebnisse als 
Entscheidungsgrundlage dienen .sollten« Gleichzeitig hatte 
die sozialdemokratische Regierung dem Reichstag vorgeschla— 
gen, den Einrichtungen der Erwachsenenbildung größere 
staatliche Zuschüsse für die Durchführung von Studienpro­
grammen über Energiefragen zu gewähren. Die umfassende In­
formation der Öffentlichkeit über die Kemkraft wurde als 
eine wichtige Voraussetzung für fundierte Entscheidungen 
angesehen, die in einer Präge getroffen werden mußten,
“bei der zu erwarten war, daß die verschiedenen politischen 
Lager die natürlichen Ängste der Menschen, die beispiels­
weise durch die Risiken der Kernkraft geweckt wurden, fürjÖ,sich nutzen würden«" Mit ihrem Vorschlag appellierte die 1

1Vgl. ebd.
internationale Wirtschaft (Zürich) vom 25.11.1975.
^Vgl. Jamison 1977, S.3of.
vgl. Volker Hauff ins Frankfurter Rundschau vom
3o.12.1977; vgl. auch Atomenergie International o.J.,
S.127ff.
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sozi aldemokrat i s c he Regierung indirekt an die Informations-
Pflicht der Parteien, denn es "bestehen enge Verbindungen
zwischen den politischen Parteien und den verschiedenen
Trägern der Erwachsenenbildung" • Die Regierung versprach
sich von der Informationskampagne, daß der Nährboden für
Kritik an der Atomkraft trockengelegt würde: "Die Leute,
die etwas von der Sache verstehen, befürchten nichts von
der neuen Energiequelle. So haben viele Kernkraftanhänger

■ 2oft argumentiert."
Durch das selbstgesteckt6 Ziel, spätestens fifjp 'å§fcM 

nächste Entscheidung über die zukünftige Energieversor­
gung zu treffen, waren' die einzelnen Parteien gezwungen, 
eigene energiepolitische Programme zu erarbeiten und in 
der Kernkraftfrage Stellung zu beziehen, was bis zu diesem 
Zeitpunkt nur die Zentrumspartei getan hatte. Die Ölkrise
verstärkte diesen Entseheidungsdruck noch, und die "Akti- . 3vität der Parteien erhöhte sich markant" , nachdem sie be­
schlossen hatten, die Ergebnisse der innerparteilichen 
Meinungsbildung, die in örtlichen Studienzirkeln erarbeitet 
werden sollten, zur Grundlage ihrer energiepolitischen Stel­
lungnahme zu machen. So ging der Phase der Programmformu— 
lierung auf der Ebene der Parteispitzen (Ende 1974 bis 
Frühjahr 1975) eine Phase intensiver Öffentlicher Meinungs—

Zlbildung voraus: Rund 1ao ooo Nicht-Parteimitglieder 
arbeiteten in den Studienkreisen der Bildungseinrichtun­
gen mit, die breitangelegte Außenaktivitäten in den Wohn­
gegenden und an den Arbeitsplätzen der Bevölkerung ent-S „6falteten • An der innerparteilichen "Ratschlags-Tätigkeit"

, 7 ,beteiligten sich 35 857 sozialdemokratische Mitglieder'ino3 846 Diskussionsgruppen , und in der Zentrumspartei wurden 
7oo Studienzirkel eingerichtet, über deren Teilnehmerzahl 1

1Ebd.
^Daléus 1977» S.3.
^Holmberg u.a. 1977» S.29.
4Vgl. Nelkin/PoHack ”1977-
^Vgl. Atomenergie International o.J., S.128; vgl. 
auch Daléus 1977» 8«4.

^Der sog. ”Ratschlag" (rådslag) ist die wichtigste Mög­
lichkeit der Mitgliederbeteiligung, z.B. als Entschei— 
dungshilfe für die Parteiführung in tagesaktuellen Fra­
gen. (Vgl. Kuhn 1978, S.32off).
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keine Angaben vorliegen. Vor allem die Anhänger der 
sozialdemokratischen Partei waren in der Kernkraftfrage 
unterschiedlicher Auffassung. Deshalb "wurde hier versucht, 
eine Position zu erarbeiten, die die Unterstützung der 
großen Mehrheit der Parteimitglieder finden würde, wobei 
man der Meinung war, nur eine breit angelegte parteiinterne
Diskussion könnte gewährleisten, daß das ganze Problem. ... pin größtmöglichem Einvernehmen durchgefochten würde."
Mit "mein" sind hier die "regierenden Sozialdemokraten" 
gemeint, also der staatstragende Teil der Sozialdemokrati­
schen Arbeiterpartei.

Die innerparteiliche Meinungsbildung befestigte die 
ablehnende Haltung der Zentrumspartei gegenüber der Atom­
kraft: Die Diskussionsgruppen entschieden sich zwar nicht 
einstimmig, aber mit großer Mehrheit gegen die Ausnutzung 
der Kernkraft als Energiequelle, und sie gaben der Partei- 
spitze keine Veranlassung, ihre schon 1973 bezogene Posi­
tion zu verlassen. Für die sozialdemokratische Parteifüh­
rung hingegen bedeutete der Kontakt mit den aktiven Mit­
gliedern ein Warnsignal» und sie entschied sich auf der 
Grundlage der Diskussionsergebnisse für ein "vorsichtiges" 
Ausbaupro gramm•

Die unterschiedlichen Positionen der politischen Eli­
ten zur Atomkraftnutzung spiegelten die Debatte und die 
Abstimmung über das "Programm für Energiehaushaltung" wider, 
das die sozialdemokratische Regierung - nach Absprache mit 
dem Parteivorstemd, der Fraktion sowie dem Gewerkschafts­
bund - Anfang Februar vorlegte• Entsprechend der Entschei­
dung der Parteispitze beinhaltete das Programm den Bau von 
"nur" zwei (statt 1 3 wie ursprünglich geplant) zusätzli­
chen Atomkraftwerken: Die jährliche Zuwachsrate des gesamten

Fortsetzung:
V o n  ca. 1,1 Millionen Parteimitgliedern der SAP. (Vgl. 
Fenner 1978» S.461).
Vgl. Holmberg u.a. 1977» S.153» Fußnote 41b.
^Hauff in: Frankfurter Rundschau vom 3o .12.1977*
Vbd.
Vgl. Holmberg u.a. 1977» S.3o.
5Vgl. Nordisk Kontakt 2/1973» S.139f»



Energieverbrauchs sollte bis 1985 zwei Prozent nicht über­
steigen (auf der Basis von 1973) end ab 199o stabil gehal- 
ten werden* Die Produktion von elektrischem Strom und
damit sein Anteil am Energiehaushalt sollte jedoch kräftig

2erhöht und zu diesem Zweck die Zahl der Kernkraftwerket m Xbis 1985 auf 13 erhöht werden*y Dieses Regierungsprogramm 
wurde im Mai 1975 mit den Stimmen der sozialdemokratischen 
und der konservativen Abgeordneten im Reichstag verabschie­
det, ”eine höchst ungewöhnliche.'Konstellation in einer so 
wichtigen Frage” • Dagegen stimmten die Kommunisten und die 
Zentrumsfraktion, während sieh die Vertreter der liberalen 
Volkspartei der Stimme enthielten: Ihre Parteispitze hatte 
sich darauf geeinigt, nicht mehr als 11 Atomkraftwerke zu 
bauen, und das war schon längst beschlossene Sache, Die 
Volkspartei betrieb eine "Politik der Mitte" und plädierte 
dafür, 1978 erneut zu entscheiden. Besonders der liberale 
Parteisekretär Carl Tham sprach sich dafür aus, die Zahl 
der Kernkraftwerke vorerst nicht zu erhöhen - aus taktischen 
Gründen: Er befürchtete, daß sich die Volkspartei zu weit 
vom Zentrum, der anderen Mitte-Partei, entfernt • ̂ Die Zen­
trumspartei forderte einen Stillegungs- ("Abwicklungs"-)
Plan für die Kernkraft und sprach sieh gegen die Inbetrieb­
nahme der .sechs Reaktoren aus, die zwar bewilligt, aber 
noch in Bau waren. Der Parteivorsitzende Fälldin unter­
strich die Risiken der Atomkraft und protestierte dagegen, 
daß man die Kernkraftfrage zu einer Beschäftigungsfrage 
machte, während Regierungschef Palme die Vollbeschäftigung 
obenan stellte: Arbeit für alle bleibe das zentrale Ziel 
der Energiepolitik. In einem Antrag brachte der Opposi­
tionsführer Fälldin seine von da an vertretene Grundposi­
tion zum Ausdruck: Solange sich die Experten nicht darüber 
einig seien und garantieren könnten, daß die mit der Kern—

Seit i960 hatte sieh der Energiekonsum durchschnitt­
lich um 4,5 Prozent erhöht*

2 rx1975 waren von den 11 bewilligten Atomkraftwerken fünf in Betrieb: Oskarshamn 1 und 2, Ringhals 1 und 2 sowie Barsebäck 1. (Vgl. Nachrichten für Außenhandel 
vom 21.2.1975>oZ ...... «^Vgl. ebd. und Neue Zürcher Zeitung vom 29.5*1975.

4Daléus Ilf?, S.5.
%gl. Leijonhufvud 1979» 8.39*
^Verl. Nordisk Kontakt 3/1975* S.2o7f•
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kraft zusammenhängenden Risiken und Probleme zu meistern 
seien, sollten keine neuen Investitionen für den Ausbau 
der Atomenergie getätigt werden. Pur die kommunistische 
Partei war die Sicherheitsfrage, die für die Zentrumspartei 
das Motiv für ihre Ablehnung der Gesetzesvorlage der sozial­
demokratischen Regierung darstellte, nur eins unter mehreren 
Motiven. Pür ihre Ablehnung des Ausbauprogramms war der Zu­
sammenhang zwischen der Kernkraft und dem gegenwärtigen

2Wirtschafts- und Gesellschaftssystem. Die Energiefrage 
sei eine Schlüsselfrage, und die Voraussetzung der damit 
zusammenhängenden Probleme seien grundlegende Veränderun­
gen in Richtung auf Planwirtschaft - die Macht der großen 
multinationalen Unternehmen über die schwedische Energie­
versorgung müsse gebrochen und der ganze Energiesektor in. 3gesellschaftlichen Besitz überfuhrt werden.

In den Monaten vor dem neuen Parlamentsbeschluß, 
während und auf Grund des Meinungsbildungsprozesses, war 
in der schwedischen Bevölkerung der Widerstand gegen die 
Atomkraft gewachsen, und "unter Einbeziehung gewisser 
Pehlertoleranzen bei Meinungsumfragen ist die These gerecht­
fertigt, daß der Pro-Kernkraftmajorität im Reichstag eine 
Anti-Kernkraftma jorität im Volk gegenübersteht." Kurz be­
vor die Sozialdemokraten zusammen mit den Konservativen den 
weiteren Ausbau der Atomkraft beschlossen, sprachen sich 
63 Prozent der schwedischen Bevölkerung dagegen aus, 19 
Prozent wollten 11 und nur 13 Prozent wollten die 13 Atom­
kraft werke. ̂Obwohl die Sozialdemokraten f ü r  die Kern— 
kraft mobilisiert hatten, sprachen sich 57 Prozent ihrer 
Anhänger g e g e n  den Ausbau der Atomkraft aus.^

Der energiepolitische Beschluß des Reichstags von Mai 
1975 beendete die Politisierungsphase und befestigte als

^Vgl. Le i jo nhufv ud 1979, S.36.
2Vgl. Holmberg u.a. 1977, S.27.
5Vgl. Nordisk Kontakt.3/1975, S.2o7« 
^Kasten 1979a, S.26.
^Vgl. Kuhn 1978, B.323.
6Vgl. Ebd.



-3S-

Abschluß des Polarisierungsprozesses das Konfliktmuster, 
das sich in der Kernkraftfrage stark von der gewöhnlichen 
Links-Bechts—Dimension im schwedischen Parteiensystem un­
terscheidet:

Konfliktmuster bei Themen der "alten” Politik

links VPK - SAP - C — PP - M rechts

Muster des Atomkonflikts

contra AKW C/VPK — PP — M/S AP pro AKW

VPK: Vänsterpartiet Kommunisterna (Linkspartei/Kommunisten)
SAP: Socialdemokratiska Arbetareparti (SozialdemokratischeArbeiterpartei)
PP: Polkparti (Volkspartei - liberale Partei)
M: Moderata Samlingsparti (Gemäßigte Sammlungspartei -konservative Partei)
0: Centerparti (Zentrumspartei)

Diese Konfliktstruktur in der Auseinandersetzung um die 
zivile Nutzung der Atomkraft bildete sich im Laufe des 
von "oben" gesteuerten Meinungsbildungsprozesses auch auf 
der Ebene der Parteianhänger heraus. Das ganze Jahr 1974- 
über waren es die Wähler mit Sympathien für die konserva­
tive Partei, die der Kernkraft am positivsten gegenüberstan­
den. Die übrigen Wähler waren negativer eingestellt und 
wiesen im großen und ganzen identische Meinungsprofile auf•

^Vgl. ebd. , S.^>22ff.
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In zwei Umfragen - die erste fand im Januar, die zweite im 
November 197^ statt - batten die interviewten Personen mit 
Sympathien für die Sozialdemokraten und die Zentrumspartei 
fast völlig übereinstimmende Antwortmuster bei den Prägen, 
die das Energie- und das Kemkraftproblem behandelten. Erst 
in einer Meinungsumfrage im Mai 1973» nachdem die Partei­
spitzen ihre Haltung zur Atomkraftnutzung definiert und 
entgegengesetzte Positionen bezogen hatten, war ein Unter­
schied zwischen den Anhängern der Sozialdemokraten und des 
Zentrums zu spüren. Dieser Unterschied war hier zwar noch 
gering, jedoch begann sich der Parteiengegensatz in der 
Kernkraftfrage auch auf Wähler ebene abzuzei ebnen: Die Stel­
lungnahmen der Parteispitzen hatten die Meinungsbildung an 
der Basis beeinflußt. Am Ende des Meinungsbildungsprozesses 
waren die Kernkraftgegner in der Mehrheit, wobei nicht nur 
die Anhänger des Zentrums während der Informationskampagne 
immer kritischer gegenüber der neuen Energiequelle wurden, 
sondern sogar die Wähler der liberalen und der konserva­
tiven Partei "dazu tendierten, ihre Auffassungen in dersel-

2ben Richtung zu verändern."

2.2.2 Sozio-kulturelles System:
Atomdebatte und Atomkonflikt in der schwedischen 
Gesellschaft

Bis Mai 1973, als im Parlament der erste Moratoriums- 
antrag gestellt wurde, war in der schwedischen Gesellschaft 
nur wenig Opposition gegen das Atomkraftwerksprogramm der 
Regierung zu spüren. Der Widerstand äußerte sich in Porm 
von Leserbriefen, Zeitungsartikeln und vereinzelten Pro­
testveranstaltungen. Die Basis des Protests war noch sehr 
klein. Anfang der 7oer Jahre orientierten sich die schwe­

^Vgl. Holmberg u.a. 1977, S.91f.
2Ebd., S.92.
^Vgl. Westmann 1979, S.235.
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dischen Atomkraftgegner an der amerikanischen Atomdebatte, 
von der Schweden "bisher in einem hohen Grade abgeschirmt 
gewesen war" , und die von Atomkraftkritikern wie Hannes 
Alfvén erst importiert werden mußte, Alfvén warf der sozial­
demokratischen Regierung vor, diese seit Ende der 6oer Jahre 
intensivierte Debatte „ignoriert und bei ihere Energiepolitikpnicht berücksichtigt zu haben. In den USA waren Atomkraft— 
technik und Atomkonflikt wesentlich weiter entwickelt als 
in Europa, und nur dort lagen verschiedene Untersuchungs­
ergebnisse über die Risiken und Sicherheitsprobleme der 
Atomkraft vor.^ Diese Ergebnisse wurden konstruktiver Be­
standteil des beginnenden schwedischen Atomkonflikts, dessen 
Basis während der Politisierungsphase stark anwuchs und auch 
Atomkraftgegner aus den Nachbarländern Schwedens, vor allem 
Dänemarks ( das schwedische Atomkraftwerk Barsebäck steht 
nicht nur im dichtbesiedeltesten Teil Schwedens, sondern 
auch in der Nähe - nur ca. 2o-25 Kilometer entfernt - der 
dänischen Großstadt KopenhagenI), umfaßte.

Alfvéns Kritik, daß eine ausführliche Debatte über den
gesamten Atomkraft-Problemkomplex (von der Energiepolitik
über den Zusammenhang von Atomenergie und Atombomben bis
hin zur Außenpolitik) vor Birgitta Hambraeus' Moratoriums-aan trag "effektiv unterdrückt worden" war, wurde von den 
Mitgliedern der Umweltbewegung aufgenommen. Der bekannte 
"Umweltaktivist"^ Björn Gillberg äußerte seine Zweifel am 
Punktionieren demokratischer Prinzipien in Schweden in einem 
der ersten kritischen Bücher über Atomkraft, daß er zusam­
men mit Alfvén und amerikanischen Sachverständigen im "Um­
weltverlag" veröffentlichte, um kritische Gegenöffentlich—

>1keit zu schaffen.
Die Ende der 6oer und Anfang der 7oer Jahre entstände—

^Alfvén 19?49 S.6 8 .
^Vgl. ebd. und S.75-
^Vgl. Holmberg u.a. 1 977* S.28.
^Alfvén 197h9 8 .8h.
^Daléus 1977» 8 -5*
uiber die Person Björn Gillberg vgl. Ivarsson/Kågeson 
1976.

^Gi1lbergl97h•
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nen Umweltgruppen , von denen viele den Atomprotest in ihre
Programme a of nahmen , hatten zunächst Schwierigkeiten, mit
ihren Kritik an den Kernkraftwerken in der Bevölkerung auf
Resonanz zu stoßen, und zwar besonders hei den Bürgern, die
in der Nähe der Reaktoren wohnten. In Agesta hei Stockholm
hatte es in der Bevölkerung Proteste gegen die Betriebs-
a u f n ä h m e  des Atomkraftwerks Anfang der 6oer Jahre ogegeben ; im Laufe der Zeit "gewöhnt# sie sich jedoch an 
das Leben mit der Gefahr und war dann mit der Betriebs- 
S t i l l e g u n g  nicht ein ve r Ständen: A ls das Atomkraft 
werk R3 in Agesta 1973 nach zehnjährigem Betrieb stillge­
legt wurde, protestierten die Einwohner in der Nachbarschaft, 
weil sie der Meinung waren, daß. der Reaktor weniger belästi­
gende Einflüsse auf die Umwelt hatte als das Ölkraftwerk,

mdas danach seinen Betrieb aufnahm.r Mitte 1973 kam gleich­
zeitig eine 'lawinenartige Opposition g e g e n  die Kern­
kraft ins Rollen", die sich vor allem gegen das Atomkraft­
werk in Barsebäck (Südwestschweden) richtete, und es ent­
stand eine "starke Öffentliche Meinung, die in kurzer Zeit
alle Pläne eines atombetriebenen Heizkraftwerks in Haninge

4.außerhalb Stockholms politisch unmöglich machte."
Der unterschiedlich motivierte Protest der betroffenen 

Bevölkerung in den beiden Vororten Stockholms bringt das 
Dilemma zum Ausdruck, in dem sich die schwedische Umwelt­
bewegung befindet. Die Umweltbewegung (miljörörelsen) ver­
steht dich als eine Volksbewegung, sie ist jedoch keine 
homogene Bewegung, sondern sie besteht aus zwei Richtungen. 
Der eine Zweig entstand Ende der 6oer Jahre gleichzeitig 
mit dem gestiegenen Umwelthewußtsein und mit den erhöhten 
Kenntnissen über die Gefahren der Atomkraft. Der andere 
Zweig hat eine bis zum Beginn dieses Jahrhunderts zurück­
reichende Tradition. Zu ihm gehört die größte schwedische

^Vgl. Ivarsson/Kågeson 1976, S.15>ff.
Vgl. Sandström 1978b, S.2f.
^Vgl. ebd.
Daléus 1977» S. 2 (Hervorhebung von mir, E.R.).

■
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Organisation auf dem Gebiet des Umwelt- und Naturschutzes, 
der Schwedische Naturschutzverein (Svenska Naturskyddsföre­
ningen SNF). Er hat nicht so eindeutig Steilung gegen die 
Kernkraft bezogen wie zum Beispiel seine Jugendorganisa­
tion, die Feldbiologen (Fältbiologerna), die schon sehr früh 
ne j tack sagten- Der Naturschutzverein zeigte seit jeher 
einen starken Widerstand gegen den Bau von Wasserkraftwer­
ken, und wahrscheinlich befürchtete er den Ausbau dieser

AEnergiequelle, wenn der Atomprotest Erfolg hätte•
Der Begriff "ümweltbewegung" wird im folgenden nur 

für den at omkraf tkri t i s c hen Teil der Volksbewegung verwen— • 
det, zu dem die große Zahl der Bürgerinitiativen und Um— 
weltgruppen zählt, die seit dem hnde der 6oer Jahre ent—

2standen waren• Für sie "rückte der M e n s c h  ins Zentrum"• 
Ihr Selbstverständnis drückt sich in ihrem umfassenderen 
Umwelt- (miljö—) Begriff aus: Das Interesse der Umweltgrup­
pen gilt zum Beispiel auch einer besseren Arbeits- und
Wohnumweit der Menschen, schließt neben biologischen also

3 é *1auch soziale Bezüge mit ein- In vielen sc nw e di s chen Städten 
entstanden Aktionsgruppen gegen die Kernenergie, "die in 
eigener Regie mit Demonstrationen, Ausstellungen, Diskus— 
sionsveranstaltungen, Zeitungsartikeln und Teilnahme an 
Rundfunk- und Fernsehsendungen die öffentliche Meinung zu

lLbeeinflussen suchten." Die Mitglieder dieser Aktionsgrup­
pen gehörten unterschiedlichen Organisationen an, zum Bei­
spiel den oben genannten Feldbiologen, den Freunden der 
Erde (Jordens Vänner), der Energiegruppe von "Alternative 
Stadt"- einer Stockholmer Bürgerinitiative, die sich später 
in "Alternative Gesellschaft" umbenannte (Alternativ Stads/ 
Alternativ Samhälles Energigrupp) — und dem Umweltzehtrunu 
Das UmweltZentrum (Miljöcentrum) ist eine 1972 gegründete 
Stiftung, deren Vorsitzender Björn Gillberg ist.° 1 * * * * 6

1Vgl. Daléus 1977, S.4-, Ivarsson/Kågeson 1976, S.21 sowie das Informationsblatt von Miljöförbundet.
^Informationsblatt von MiljöfÖrbundet.
% # ,  ebd.
^Westmann 1979, S » 236.
5Vgl. Daléus 1977, $.4.
6Vgl. Ivars son/Kåge son 1976, B.31*
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Iinnerhalb der limweltgruppen entstand ein wachsendes
Bedürfnis nach Koordination ihrer Aktionen, "ein immer grös-
ser werdendes Interesse an organisiertem Umweltkampf" .
Viele der Gruppen Schlossen sich deshalb dem seit 19?1
bestehenden Reichsverband der Umweltschutzgruppen MIGRI.. p(Miljövårdsgruppernas Riksförbund) an. Die Aktionsgruppen 
bildeten *Q.as Rückgrat des organisierten, aber parteipoli­
tisch ungebundenen Widerstands gegen die Kernenergie" • 
Dieser Widerstand wurde aber jahrelang durch interne Kon­
flikte geschwächt — vor allem innerhalb von MIGRI. Zahl­
reiche Umweltgruppen waren von MIGRI, dessen Vorsitzender
ebenfalls Björn Gillberg war, enttäuscht: "MIGRI war nicht4die Aktivistenorganisation, die sie sich erhofft hatten." 
Gleichzeitig, wie die aktiven Gruppen, die sich dem Reichs­
verband nicht angeschlossen hatten, ihre Zusammenarbeit 
selbst zu organisieren begannen und sich 1974 das Kontakt­
organ der Energie gruppen EKO (Energigruppernas Kont akt organ) 
schufen^, "begann es in der Führung von MIGRI zu gären 
Hier war ein Konflikt angelegt, der erst zwei Jahre später 
offen ausbrach.

Die schwedische Atomdebatte zeichnet sieh dadurch aus, 
daß sie im großen Umfang von einzelnen Persönlichkeiten 
geführt wurde: "Auch wenn diese einzelnen Kritiker mit ei­
ner Organisation in Verbindung standen, so war es doch ihrd 7persönliches Auftreten, das Aufmerksamkeit erweckte.'
Um an die Öffentlichkeit treten zu können, waren sie auf 
das Interesse und die Gunst der Massenmedien angewiesen. 
Diese hatten schon zu Beginn der Politisierungsphase 1972/7 
die ersten kritischen Äußerungen über die Atomkraft "auf— 
gefangen", und l,Radio, Fernsehen und Tageszeitungen gaben 
der Kernkraftfrage Priorität vor anderen Gesellschaftsfra­
gen , denen nicht annähernd so viel Aufmerksamkeit geschenkt * * * 5 * 7

AVgl. Informationsblatt von Miljoforbundet.
Vgl. Ivarsson/Kågeson 1976, S.17»
5Daléus 1977, S.4.
^Informationsblatt von Miljoforbundet.
^Vgl. Westmann 1979, B.235«
^Informationsblatt von Miljöförbundet.
7Daléus 1977, Sv 5*
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wurde. Deshalb spielten die Massenmedien eine eigene und 
selbständige Rolle als Anheizer der Kernkraftdebatte•"
Von den einzelnen hervortretenen Persönlichkeiten wurden 
die wichtigsten schon im Zusammenhang genannt: der Physiker 
und Hochschullehrer Hannes Alfvén, die Zentrumspartei- 
Politikerin Birgitta Hambraeus und der Biologe (Genetiker) 
Björn Gillberg, Die Schriftstellerin/Autorin Eva Moberg 
beteiligte sich ebenfalls engagiert auf seiten der Atom- 
kraftkritiker an der Auseinandersetzung. Ihre Stellung­
nahmen sowie die der anderen Personen wurden vor allem in 
der parteipolitisch unabhängigen liberalen Tageszeitung 
Dagens Nyheter, der größten schwedischen Morgenzeitung, 
als Debattenbeiträge abgedruckt. Die Kritik an der Atom­
kraft wurde von einer großen Zahl Kulturschaffender ge­
tragen, die sich 1974- in Porm eines als Buch veröffentlich­
ten offenen Briefes an den Regierungschef und Protagonisten 
der Atomkraft Olof Palme mit den Problemen der Kernenergie
auseinandersetzten ("Offener Brief an Olof Palme und damit 

2an uns selbst" )•
Ein weiteres besonderes Merkmal der schwedischen 

Atomdebatte besteht darin, daß kritische Veröffentlichungen 
über die Kernkraft schon in der Politisierungsphase er­
schienen, eine wesentliche Pro-AKW—Publikation, die zu der 
vorgebrachten Kritik Stellung nimmt, jedoch erst 197b:
Der bei ASEA-Atom angestellte Ingenieur Pelle Isberg, der 
bei der Aufzählung von atomkraftbefürwortenden Persönlich- 
keiten besonders hervorgehoben wird , bezog sich m  seinem 
Buch ("Schwedische Kernkraft? Ein Kerntechniker kommentiert 
die Debatte"^) auf die Kritik und Vorwürfe der oben genann­
ten Personen. Er hatte die Funktion des Verteidigers der 
"Atommaffia" (Gillberg)^ übernommen und war in dieser Rolle 
Gegenpol zu Hannes Alfvén einerseits und Björn Gillberg * 5

^Holmberg u.a. 1977» S.280
^Dahlquist-Ljungberg (Hg.) 1974-2.
5Vgl. Daléus 1977, S.5.
^Isberg 197b.
^Zur Propaganda der Atomindustrie in Schweden Anfang 
der 7oer Jahre vgl. Risberg 1974-.



andererseits. Deren Glaubwürdigkeit stellte er zunächst 
einmal in Präge, weil beide - was sie selbst nicht leug­
neten - lange Zeit ebenfalls zu den Befürwortern des Atom- 
Programms gezählt hatten, und außerdem - was sie selbst auch 
Zugaben — keine eigentlichen "Experten” in der Kernkraft— 
frage seien. Alfvéns anerkannte Position in der Bevölkerung 
basiere nur auf dem "Glanz seines Nobelpreises": "Hannes 
Alfvén konnte sich in der ersten Hälfte der Jahre ver­
mutlich äußern, wozu er wollte, und das schwedische Volk' 
hätte ihm geglaubt." Gillberg war beim Atomtecnniker Isberg 
vor allem deshalb unten durch, weil er "die Kerntechniker
mit den Henkern in Hitiers Konzentrationslagern und mit

2den Faschisten in Chile gleichgestellt hat" • Der einzige 
Vertreter der Gegenposition, den Isberg wegen seines Sach­
verstands s , seiner konstruktiven Kritik sowie seiner per­
sönlichen Integrität anerkannte, ist Per Kågeson^. Kågeson 
arbeitet in der Stockholmer Bürgerinitiative "Alternative 
Gesellschaft" und hat 1973 sein inzwischen längst vergrif-

Zlfenés Buch "Stoppt die Kernkraft" geschrieben. Dahingegen 
vermißte Isberg bei Hans Lohmann, der viele kritische Ar­
tikel veröffentlicht hat^, die eigentliche Aussage: Lohmanns 
Artikel seien "uninformativDer  Arzt Hans Lohmann hatte 
1974 in seinem Buch ("Laßt Euch nicht täuschen. Die techno­
logische Mentalität hinter dem Ausbau der Kernkraft — mitnden Augen eines Psychaters gesehen') mit der in der modernen 
Gesellschaft vorherrschenden Mentalität abgerechnet und ihr 
einen neuen Lebensstil gegenübergestellt, bei dem die Sehn­
sucht nach Liebe, Verständnis und Verantwortung für die Zu­
kunft nicht verschüttet sind. Der Meinung des Kerntechni­
kers Isberg nach handelten Lohmanns Publikationen eigentlich 
gar nicht von der Kernkraft, auch wenn das Wort hier und da 
im Text vorkomme: "Was Lohmann angreift, ist die moderne 1 2 * * * 6

1Ebd., S.37.
2Ebd., S.38f.
^Vgl. ebd., S.3®.
^Kågeson 1973•
•̂ Lo hm aims Artikel sind in Buchform veröffentlicht in: 
Lohmann 19?®*
6Isberg 1 9 7 6 * S.39.
^Lohmann 1974.
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mater i alistisciie Gesellschaft (...) Er betrachtet offenbar 
die Kernkraft als einen guten Aufhänger* Lohmann ist Ro­
mantiker, und er schreibt schön über die Werte des Lebens, 
die er von der Kernkraft bedroht sieht. Er wird aber nie 
deutlich und sagt mal, in welcher Weise gerade die Keim­
kraft die Lebenswerte bedroht, oder warum andere Entwick- 
lungslinden diese besser bewahren sollten."

Die hier nur skizzierte Kontroverse bringt ein zusätz­
liches Charakteris t ikum der schwedischen Atomkraftdebatte 
zum Ausdruck, auf das ein schwedischer Beobachter der ge­
sellschaftlichen Diskussion aufmerksam macht:

"In einem Punkt unterscheidet sich aber die schwedische 
Kernkraffdebatte von der in anderen Ländern* Schon früh 
erhob sich nämlich die krage, welche Art von Gesellschaft 
wir eigentlich haben wollen. Hier fühlen sich viele Für­
sprecher der Kernenergie berufen, auch als Experten der 
gesamten Gese11schaft sentwi cklung aufzutreten, und nicht 
nur als technische Sachverständige• Ihrer Ansicht nach 
ist die Kernenergie nicht nur notwendig, um vom Erdöl 
unabhängig zu werden, sondern ganz allgemein, um den 
wachsenden Energiebedarf zu decken. Die Menschen wollen 
es besser haben. Immer mehr woIlern moderne Haushalts— 
maschinen. Immer mehr Menschen wollen ihren Urlaub in 
energieschluckenden Freizeithäusem oder auf mindestens 
ebenso energieschluckenden Auslandsreisen verbringen.
Eine Abflachung - sogenannter Nullzuwachs — wäre eigent­
lich erst irgendwann nach dem Jahr 2ooo möglich. Dagegen 
wenden die Kritiker der Kernkraft ein, es sei keineswegs 
vorausbestimmt, daß der Energiebedarf wachsen m ü s s e. 
Auch wenn sich nicht alle einer Politik rückläufiger 
Energieanwendung verschreiben, so ist eine Gesellschaft mit Nullzuwachs doch das Leitbild vieler Gruppen, so 
zum Beispiel der Umweltschutzorganisationen.n2'
Durch die relativ späte Reaktion der politischen Par­

teien auf den aus dem sozio-kulturellen System kommenden 
Anstoß zur energiepolitischen Grundsatzdiskussion hatten 
die Atomkraftgegner im Wettkampf um die öffentliche Meinung 
einen Vorsprung: Die Umweltgruppen "konnten sich nach und 
nach in der Gese llschaft verankern" . Dieser Vorsprung

^Isberg 1976, S.4o. 
2Dal£us 1977, S.2.
^Westmann 1979, S.236-.



drückte sich im Ergebnis einer Meinungsumfrage aus, die 
wahrend der sogenannren Ölkrise im Auftrag der K r a f t- 
w e r k s i n d u s t r i e  durchgeführt wurde: Im Januar 
1974, als die Parteien mit ihrer Öffentlichkeitsarbeit erst 
begannen, "wurden 600 Personen um ihre Meinung zur Kern­
kraft und Energie anwendung gefragt. Dabei antworteten 81% 
der Befragten, daß sie bereit wären, ihren Energieverbrauch 
zu vermindern, auch wenn ihr materieller Standard dadurch 
sinken würde.

2.3 Die Konfrontationsphase (Mai 1973 bis September 1976)
2.5«1 Politisch-administratives System:

Kernkraft als Wahlkampfthema
Von der zweiten zur dritten Phase des schwedischen 

Atomkonflikts fand ein fließender Übergang statt: Schon 
der energiepolitische Beschluß des Reichstags im Mai 1975 
war von einer K o n f r o n t a t i o n  zwischen der sozial­
demokratischen Regierung und der oppositionellen Zentrums­
fraktion begleitet» die Konsequenz des im Frühjahr 1975 
abgeschlos senen innerparteili chen Meinungsbildungsprozesses 
und Kennzeichen der bis zur Reichstagswahl im September 1976 
dauernden dritten energiepolitischen Phase war.

Der Beschluß der sozialdemokratischen und der konser­
vativen Fraktion, gegen den Villen der größten bürgerlichen 
Oppositionspartei die Zahl der schwedischen Atomkraftwerke 
auf 13 zu erhöhen, zog die Frontlinie zwischen den beiden 
energiepolitischen Hauptkontrahenten• Auch wenn die Atom­
kraft erst in den letzten Wochen vor der Pariamentswahl zum 
dominierenden Wahlkampfthema wurde, begann schon im Mai 1975 
eine neue, dritte Phase der schwedischen Energiedebatte, 1

1I)alfeus -197?, S .2 *
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eine “Phase, die durch eine noch gesteigerte Konfrontation 
zwischen Thorbjörn Fälldin und Olof Palme persönlich cha— 
rakterisiert ist-."

Bei der Reichstagswahl im September 1976 verloren die 
Sozialdemokraten o,7 Prozent der Wählerstimmen und die Re­
gierungsposition , die'sie - bis auf wenige Monate 1936 m 
seit 44 Jahren innegehabt hatten. Palme mußte sein Amt an 
Fälldin abtreten, hie Zentrumspartei hatte mit einem Pro­
zent zwar noch größere Stimmenverluste als die Sozialdemo­
kraten einzustecken^ aber sie war nach wie vor die stärkste 
bürgerliche Partei. Die Niederlage der Sozialdemokrati­
schen Arbeiterpartei kam nicht aus heiterem Himmel: Schon 
seit Beginn der 7ogt Jahre hatte sie kontinuierlich viele 
Stimmen verloren , und im Vergleich zu den beiden vorher­
gehenden Wahlen war der Verlust 1976 eher gering. Überra­
schend war auch nicht, d a ß  Fälldin der Kernkraftfrage 
im Wahlkampf die "Würde einer moralischen Frage" verlieh: 
Seine Haltung zur Nutzung der Atomenergie war seit mehr als
zwei Jahren hinreichend bekannt, und sein Widerstand wurde4"manchmal als fast religiös beschrieben" • Was überraschte, 
war Fälldins E r f o l g ,  die Kemkraftfrage zu einem Haupt«* 
thema des * Wahlkampfes zu machen, die Aufmerksamkeit wieder 
auf sich zu lenken und die scheinbar völlig unvorbereiteten 
Sozialdemokraten, die geglaubt harten, daß das Atomenergie­
thema mit dem Reichstagsbeschluß vom Tisch wäre, in die De­
fensive zu drängen. Dabei ist es "nicht so wichtig, ob die 
Sozialdemokraten die Wahl schließlich wegen ihrer kernkraft­
freundlichen Politik verloren, wie Palme nachträglich be­
hauptete , sondern bemerkenswert ist, daß zum ersten Mal eine 
Wahl in einem europäischen Industriestaat von der Einstel­
lung zur Kernkraft mitentschieden wurde."^ * 2 * * 5

^Holmberg u.a. 1977» S.1o.
2Vgl. Fenner 1978, S.477-
^Holmberg u.a. 1977» S.lo.
^Daléus 1977» S.4.
50rth 1978, S.6o.
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Den Endergebnissen der Meinungsumfragen zufolge batte 
der Wahlkampf keinen Einfluß auf die nach wie vor überwie­
gend ablehnende Einstellung der schwedischen Bevölkerung 
zur Atomkraft. Doch hinter dem scheinbar stabilen Meinungs­
bild verbergen sich interessante Veränderungsprozesse:
Auch während der Konfpontationsphase fanden Einstellungs­
veränderungen statt. Da sie aber in beide Sichtungen ab­
liefen, haben sie einander ausgeglichen, so daß sieh die
Meinungsläge insgesamt seit dem Jahreswechsel 1974/75 nicht 

4veränderte•
Die sozialdemokratische Kegierung hatte die Ergebnisse 

der von ihr verordneteh Informations- und Meinungsbildungs— 
kampagne nicht nur in ihrem Sinne — und gegen die Mehrheit 
der schwedischen Bevölkerung - interpretiert und in poli­
tische Entscheidungen umgesetzt, sie hatte den Meinungsbil­
dungsprozeß in Sachen Atomenergie auch für abgeschlossen 
erklärt:“In diesem Zusammenhang ist es bezeichnend, daß
die Studiengruppen nach des Beschlüssen des Parlaments ihre2Arbeit beendeten.Während der Politisierungsphase waren 
die Positionen der verschiedenen Parteien noch diffus, und 
der Meinungsbildungsprozeß war auf die a k t i v e n  Bürger 
und vor allem Parteimitglieder beschränkt. In der Konfron­
tationsphase spitzte sich die Ene rgi e de b a11 e zwischen den 
politischen Eliten zu, und gleichzeitig vergrößerte sich die 
Zahl derjenigen, an die die Partei— (jetzt als Wahl-) Pro­
paganda gerichtet war. Es begann der Kampf um die Gunst - 
das heißt vor allem die Stimmen - der Wähler, die als 
S t a a t s  bürger Bestandteil des politisch-administrati­
ven Systems sind.

Die politischen Parteien und die schwedischen Wähler 
sind auf eine besondere Art wechselseitig aufeinander be­
zogen: Die Parteien orientieren sich an den Einstellungen

^Vgl. Holmberg u.a. 1977» S.91.p .Atomenergie International o. J. , S .13o..



der Wähler, deren Meinungsbildung sie selbst aber maßgeb­
lich beeinflussen* In der Kernkraftfrage wurde dieser Zu­
sammenhang empirisch nachgewiesen:

"Die Einstellung der Wähler zur Kernkraft formte sich 
durch einen Meinungsbildungsprozeß, in dem die Parteien 
(oft indirekt über die Massenmedien) eine Hauptrolle 
spielten. Wir wissen, daß andere strukturelle Gegeben­
heiten in der Gesellschaft (abgesehen von der Geschlechts­
zugehörigkeit) nicht erklären können, warum bestimmte 
Menschen für und andere gegen die Kernkraft sind, oder 
warum sich die Kernkraftmeinung ändert. Die meinungs— 
bildende Bolle der Parteien und die herkömmliche Loyali­
tät der Wähler zu ihren Parteien sind bessere Erklärungs— 
faktoren. Die Konfliktstruktur in der Kernkraftfrage 
veränderte sieh zum Beispiel im Frühjahr 1975 als eine 
direkte Folge davon* daß die Parteien in der Frage Stel­
lung bezogen und Politik zu machen begannen. Die Wähler, 
die mit dem Zentrum oder mit den Sozialdemokraten sym- 
patisierten, hatten bis dahin im großen und ganzen die 
gleiche Ansicht über die Kernkraft gehabt. Die neuen 
Signale von seiten der Parteiführungen bewirkten nun, daß 
diese Wähler auf verschiedener-Seiten gingen* Die Partei­
sympathien steuerten die Meinungsbildung."1

In dieser vereinfachten Form bezieht sich die Erklä­
rung der Frontenbildung nur .auf die beiden Hauptkontrahen— 
ten des Wahlkampfes, die sozialdemokratische Partei und ih­
re Anhänger sowie die Zentrumspartei und ihre Wähler. Um die 
Meinungsbildung der liberalen und der konservativen Wähler 
erklären zu können, die sich während der Konfrontations­
phase eher von der kernkraftbefürwortenden Haltung der 
Volkspartei und der Moderaten Sammlungspartei entfernten,
sind zusätzliche Erklärungsfaktoren (Wahltaktik der Partei-■ I . mspitze, besonders der liberalen) zu berücksichtigen.

Im Gegensatz zum sozialdemokratischen Regierungschef 
Palme hatte der Oppositionsführer Fälldin bei der parlamen­
tarischen Auseinandersetzung um den energiepolitischen Be­
schluß im Mai 1975 seine Parteibasis hinter sich, und der 
kontinuierliche Mitgliederzustrom seit Beginn der ^oev Jahre/ 
der sieh-seit Fälldins Atomkraftkritik noch verstärkt hatte,

^Holmberg u.a. Iff?* S.92*pAn dieser Stelle sei angemerkt, daß Holmberg u.a. die 
Kommunisten aus ihrer Untersuchung ausgeklammert haben. 
Zu ihrer Position im parteipolitischen Atomkonflikt 
vgl. Kapitel 4-.5 (Die Linkspartei/Kommunisten) dieser 
Arbeit.
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bestätigte seine Politik. Die Parteibasis der ZentrumsPar­
tei umfaßt Schwedens größten Prauenverband CKP (Centerns 
Kvinnoförbund) und den größten schwedischen Jugendverband 
CUP (Centems Ungdomsförbund), deren der. Partei automatisch 
angeschlossene Mitglieder fast die Hälfte der gesamten Mit- 
gliederzahl ausmachen. Im Prauenverband der Zentrumspar­
tei, dem sich etwa die Hälfte der Mitglieder zwischen 197° 
und 1975 angeschlossen haben, sind vor allem Frauen über 
35 Jahre organisiert.' Der Jugendverband des Zentrums 
"knüpft an die neue Umweltlinke, die Bürgerinitiativbewe­
gung und andere Formen ähnlicher außerparlamentarischer 
Aktionen an" . Während der Zentrumsparteitag im Juni 1973» 
auf dem Hannes Alfvén gesprochen hatte und Fälldin seine 
neue Haltung zur Atomkraft propagiert hatte, noch von ener­
giepolitischem Dissens geprägt war, herrschte auf dem Par­
teitag im Juni 1975 große Einigkeit in der Energiepolitik 
und Optimismus über die Zukunft der Partei: "Der Parteifüh­
rer T h o r b j ö r n  F ä l l d i n  bekam große Unter­
stützung für seine scharfe Kritik des von der Kegierung vor­
geschlagenen Ke rnkraftausbaus und seine Attacken gegen4Staatsmxnxster P a l m  e."

Trotz der besseren parteiinternen Ausgangsposition 
in der Kernkraftfrage verzichtete Fälldin bis zum Sommer 
1976 - im eigenen Interesse - darauf, diesen Vorteil im 
Wahlkampf auszunutzen. Die Zentrumspartei war zwar mit Ab­
stand die größte der bürgerlichen Oppositionsparteien, aber 
in die Regierungsposition konnte sie - nachdem sich der 
ideologische Unterschied zwischen SAP und Zentrum seit 
dem Ende der "rot-grünen Koalition" 1957 ständig vergrößert 
hatte - nur mit den Liberalen und den Konservativen gemein­
sam gelangen. Und die Chance, die Sozialdemokraten aus der 
Regierung zu verdrängen, war 1976 so groß wie nie zuvor.

"Vgl. Penner 1:978» 6.465.
^Vgl. Bengtsson u.a. 1977, S.15-
^Fryklund/Peterson 1975» 8.21 •
^Nordisk Kontakt 12/1975» S.831•
''vgl. dazu die entsprechenden Abschnitte des vierten Kapitels dieser Arbeit: "Der Atomkonflikt im Parteien- system"•
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Sie wäre von Fälldin von vornherein verspielt worden, hätte 
er Palmes Atomprogramm gleich zu Beginn des Wahlkampfes an­
gegriffen, denn .die Kritik hätte auch und besonders den 
Konservativen gelten müssen, die sich ebenfalls für den 
Bau von 13 Atomkraftwerken ausgesprochen hatten. Der Zen­
trumsführer hätte den Sozialdemokraten mit einer energie- 
politischen Offensive sogar eher genützt als geschadet, 
denn zu Beginn des Wahlkampfes hatte Palme noch "leichtes 
Spiel, Fälldins * grüne' Energiepolitik unter Beifallsgemur- 
mel der Konservativen, der Wirtschaft, auch der Liberalen
ins Lächerliche zu ziehen und elegant in Debatten Plus-

1  .punkte eihilXiSil^ih” ./Die Wahltaktik der drei bürgerlichen 
Parteiführer bestand aber darin, für die eigene Partei 
Stimmen zu gewinnen, ohne am Zusammengehen nach der Wahl 
Zwéifel zu wecken. Deshalb dominierten in der ersten Wahl­
kampfphase die Themen, bei denen die sachlichen Meinungs­
unterschiede zwischen den drei bürgerlichen Parteien gering 
waren: Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung standen Themen 
der "alten Politik", zum Beispiel die Steuern.

Fälldin selbst teilte den Wahlkampf in drei Phasen ein, 
wobei er den "eigentlichen” Wahlkampf in den drei Monaten 
vor der Reichstagswahl am 19. September ffjpl meinte: In 
der ersten, am 2o.Juni beginnenden Phase dominierte die War­
nung vor dem Sozialismus, in der zweiten, am 15- August be­
ginnenden Phase trat (für 1o Tage) die Steuer p olitik in den
Vordergrund, und anschließend war die Kernkraft d a s 

2Wahlkampfthema. Die dritte Wahlkampfphase begann am 23* 
August , als Fälldin mit "fast heiliger Entschlossenheit" 
sinngemäß wiederholte, was er schon im April 1976 geäußert 
hatte: "Ich setze mich nicht in eine Regierung, die mehr 
Kernkraftwerke startet."(1o.April 1976) "Kein Minister­
posten kann so begehrendwert sein, daß ich bereit wäre, mit

ANeue Zürcher Zeitung vom h.9.1976.
^Vgl. Hammerieh 1977* S.11?.

Holmberg u.a. 1977, 0.36•
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22.11.1976.
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meiner Überzeugung Kompromisse zu schließen.”(28. April) . 
Diese mit ”religiöser Überzeugung” geäußerte Position 
hatte den konservativen Parteiführer Gösta Bohman auf­
geschreckt, der Angst um das Zustandekommen einer bürgerli­
chen Regierung hatte. In einem Zeitungsartikel vom $1.Mai 
in Svenska Dagbladet machte er beschwichtigende Zugeständ­
nisse, mit denen er gleichzeitig den Grundstein für die 
spätere Kompromißpolitik legte: Weil die Entwicklung des 
Energieverbrauchs 1978 klar unter der prognostizierten 
Steigerungsrate lag, würde es keine dramatischen Konse­
quenzen haben, wenn die Inbetriebnahme weiterer Kernkraft­
werke zunächst einmal nicht erlaubt würde. Man könnte einen 
Ausschuß einsetzen, der den 1978 zu fassenden Reichstags­
beschluß vorbereiten sollte. Er sollte einen Plan für die 
"Abwicklung" der Kernkraft ausarbeiten und außerdem voraus­
setzungslos die Sicherheitsrisiken der Keimkraft überprü-

2fen. "Das war der Embryo der Energiekommission" , die nach 
dem Regierungswechsel im Herbst 1978 eingesetzt wurde.

Der Zeitungsartikel des konservativen Parteiführers 
hatte bewirkt, daß Fälldin sich fast drei Monate mit Äus­
serungen über die Atomkraft zurückhielt, um sie dann umso 
öffentlichkeitswirksamer zu wiederholen. Die Äußerung Fäll- 
dins, daß kein Ministerposten ihn zu Zugeständnissen ver­
anlassen könnte, wurde vor allem nach der Wahl und der
Bildung einer bürgerlichen Koalitionsregierung viel zi-

7. zi­tiert , und sie "ist zum geflügelten Wort geworden" •
Die politische Wirkung des Vorstoßes von Zentrumsführer 
Fälldin wurde noch dadurch gesteigert, daß
1. die'beiden anderen bürgerlichen Parteien'"Fälldins-Allein­

gang tolerierten, um ihren gemeinsamen Wahlsieg nicht 
zu gefährden, * *

a Zit. nach Leijonhufvud 1979» S.4-3. 
2Ebd. , S.44.
*Z.B. in Information vom 3.12.1978. 
Neue Zürcher Zeitung vom 3.10.19 7 8.
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2. die Privatindustrie und die Kraftwerksgesellschaften 
sich mit mißbilligenden Äußerungen zurückhielten, um 
das zum Greifen nahe Ende der sozialdemokratischen Re— 
gierungsherrschaft nicht aufs Spiel zu setzen,

3* die bürgerliche Presse die Aufmerksamkeit ihrer Leser 
besonders auf das Kernkraftthema lenkte, und

4. der Nobelpre is träger Hannes Alfvén mitten im Wahlkampf 
mit der Begründung in die Zentrumspartei eintrat, nur 
diese Partei sei gegen die verhängnisvolle Atomenergie.

Es waren vor allem drei Entwicklungen, die Fälldin 
motivierten, in der Endphase des Wahlkampfes mit dem Kern_ 
kraftthema vorzustoBen:
1. Schon seit Monaten hatten MeinungsUmfragen dem Zentrums­

führer signalisiert, daß seine Partei ohne eine erneute 
Mobilisierungskampagne vier bis fünf Prozent der Wähler­
stimmen und 1 5  bis 2o Beichstagsmandate verlieren, also
weit hinter dem Rekordwahlergebnis von 1973 zurückblei- 

1 Jben würde• Ein Stimmenverlust Wat dieser Größenordnung 
hätte zwar die Position des Zentrums als stärkste Oppo­
sitionspartei nicht tangiert, es war für Fälldin jedoch 
nicht auszuschließen, daß ihm das Amt des Ministerprä­
sidenten vom Führer der liberalen Volkspartei, dem die
Meinungsumfragen größere Stimmengewinne ankündigten,?streitig gemacht werden würde•

2. Zur gleichen Zeit, wie die Auftragsvergäbe für das zwölf­
te schwedische Atomkraftwerk (Forsmark 3) eingeleitet 
wurde , verstärkten sich die Zweifel an den Strombedarfs­
prognosen der Regierung, die im Frühjahr 1975 Entschei­
dungsgrundlage für den Reichstagsbeschluß, die Zahl der 
Kernkraftwerke von 11 auf 13 zu erhöhen, gewesen waren:
Die Voraussagen für den Energieverbrauch. 1975'' hätten

4sich als deutlich überzogen erwiesen,

'Vgl. Nordisk Kontakt 5/197&» S.313 und Frankfurter Rund­
schau vom 2 0 .1 2 .1 976.

2Beispiel für eine solche Entwicklung ist Dänemark:
Als hier die drei bürgerlichen Parteien 1968 ihre große 
Koalition bildeten, wurde der Führer der radikallibera­
len Partei, die zwar die wenigsten Wähler, aber die 
größten Stimmenzuwachse hatte, Ministerpräsident•

^Vgl. Nachrichten für Außenhandel vom 3.6.1976.
vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 4.9*1970 und Sandström 
1978b, S.4.
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Vor diesem Hintergrund entstand Fa11dins sogenannter 
”Abwicklungsplan” - eine Variante schon früher vorgebrach— 
ter Vorschläge und Forderungen. Er sah vor, daß die drei 
Reaktoren, die sich noch im Plan ungs stadium befanden, nicht 
gebaut, die fünf in Bau befindliche nicht fertiggestellt 
(zumindest nicht ”geladen”), und die fünf Atomkraftwerke, 
die schon Strom produzierten, eins nach dem anderen bis 
1985 stillgelegt (”abgewickelt”) werden sollten. Voraus­
sichtlich gegen Ende der kommenden Legislaturperiode, also 
1976 oder 1971» sollte begonnen werden, diesen Plan in die 
Tat umzusefzen, "w e n n bis dahin die Sicherheitsfragen 
nicht gelöst sind” - eine Formulierung Fälldins, die den 
Willen zum (von Bohman angeregten) Kompromiß mit den li­
beralen und den konservativen Parteiführern schon erkennen 
ließ. Da die liberale Volkspartei mit ihrer Auffassung, 
daß 11 Atomkraftwerke genug seien, sowieso näher bei der 
energiepolitischen Linie des Zentrums lag, galt die Zustim­
mung ihres Vorsitzenden Per Ahlmark als sicher, während 
der konservative Parte iführer Bohman formell am Reichstags— 
beSchluß festhielt. Aber gerade er hatte ja als erster Kom­
promißbereitschaft erkennen lassen, so daß sich in der 
Schlußphase des Wahlkampfes die Möglichkeit abzeichnete, 
daß die drei bürgerlichen Parteien einen gemeinsamen ener­
giepolitischen Nenner finden könnten, ”der etwa besagen 
würde, daß in den folgenden drei Jahren beim Ausbau der 
Atomkraft weder ein Schritt vorwärts, noch einer zurück 
getan wird'’ .

Diese Entwicklung auf der gegnerischen Seite hatte 
die sozialdemokratische Parteispitze nicht erwartet. Sie 
war auf die Kernkraft frage als Wahlkampfthema nicht genü­
gend vorbereitet, obwohl sie vom Sprecher des sozialdemo­
kratischen Jugendverbandes SSU (Sveriges Socialdemokratiska

Neue Zürcher Zeitung vom 4.9.1976.1
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Ungdomsförbimd) liars Engquist, der durcn seinen Köatakt 
mit der schwedischen Jugend wußte, wie akut das Problem 
war, schon im Frühjahr 1976 auf die politische Gefahr auf­
merksam gemacht worden war, die von der Kernkraft ausginge• 
Damals führte ein kleiner Kreis von sozialdemokratischen 
Parteistrategen eine - von der Öffentlichkeit kaum wahr- 
zunehmende - Debatte darüber, ob die SAP eine Volksabstim­
mung versprechen sollte, um den Atomkonflikt ans dem Wahl­
kampf herauszuhalten• .Einer von ihnen, Sten Andersson, 
befürwortete diese Idee* Seine Überlegung war: "Es ist 
schwer für uns, die Wahl zu gewinnen, ohne die Energiefrage 
zu neutralisieren« Und gewinnen wir die Wahl nicht, werden 
wir vermutlich doch eine Volksabstimmung erleben* Deshalb 
ist es besser, die Frage draußen zu lassen, die Wahl zu ge­
winnen und dann aus der Regierungsposition heraus eine Volks

4abStimmung zu organisieren." Sein Genosse Ingvar Carlsson 
widersprach mit dem Argument, daß die Kernkraftfrage zu 
umfassend sei, um ausgeklammert werden zu können: "Es geht 
nicht nur um die Kernkraft, sondern um die Energieversor­
gung und Beschäftigung überhaupt, und das macht es schwer,
um nicht zu sagen unmöglich, die Fragen für eine Volks-

2 .abstimmung zu formulieren* In der Diskussion einigten siel 
die vier s o z i a ld e m o kr at i s che n Wahlstrategen (unter ihnen am 
Ölof Palme) darauf, im Wahlkampf die e i g e n e n Themen - 
Wirtschaft, Beschäftigung und Familienpolitik - so stark 
zu propagieren, daß es für Fälldin unmöglich wäre, n u r s, 
von der Kernkraft zu sprechen, falls er dieses vorhätte *

Mitte August 1976 wurde die Kernkraftfrage im Regie­
rungskreis erneut aktuell, als Industrieminister Rune Johans 
son die Vermutung äußerte , daß im Wahlkampfendspurt die 
Atomkraft und nicht der vom Gewerkschaftbund vorgeschlagene 
Arbeitnehmeifond dominieren könnte• Die Regierung stellte

Zit. nach Hammerich 1977» S.248.p .Zit. nach ebd.
*Vgl. ebd.
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daraufhin zwar fest, daß sie wachsamer sein müßte', aber
"als Fälldin seine Kernkraftattache begann, standen dieiSozialdemokraten dennoch verteidigungslos da" . Für eine 
Volksabstimmung, die die liberale und die konservative 
Partei hätte zwingen können, Farbe zu bekennen, war es zu 
spät.

Bei der Reichstagswahl am 19.September verlor die SAP
2,3 Prozent ihrer Wähler an die Zentrumspartei: ein Prozent
wegen ihrer Position im Atomkonflikt und 1,3 Prozent auf

2Grund anderer Faktoren. Anders ausgedruckt: Von den so­
zialdemokratischen Atomkraftgegnern stimmten 12 Prozent für 
Fälldins Zentrumspartei. Von den Anhängern der sozialdemo­
kratischen Partei, die 1976 ihre Wählerstimme wieder für 
die SAP abgaben, war eine Mehrheit von 56 Prozent f ü r  
die Kernkraft, während 82 Prozent der Zentrumswähler und 
64 Prozent der kommunistischen Wähler g e g e n  die Atom­
energie eingestellt waren. Von den konservativen und den 
liberalen W ä h l e r n  waren Jeweils etwas mehr als die 
Hälfte Kernkraftg e g n e r, und das, obwohl beide P a r-
t e i e n die Nutzung der Kernkraft b e f ü r w o r t  e-, 4t e n .

Die Grundstruktur des Atomkonflikts entsprach 1976 
der auf Parteielitenebene, und der Konfrontation auf Spit­
zenebene entsprach eine Polarisierung auf der Ebene der 
Parteianhänger: Die Zentrumswähler waren an stärksten gegen 
die Kernkraft eingestellt und bildeten den einen, die so­
zialdemokratische Wählerschaft umfaßte die meisten Atom- 
kraftbefürworter und bildete den anderen Pol. Die Wähler 
tendierten sogar dahin, den Gegensatz zwischen den Kern- ; 
kraftp o s i t i onen noch größer zu sehen, als er in Wirklich­
keit war: So glaubten 2o Prozent der sozialdemokratischen 
Wähler, daß die SAP (wie früher) m e h r  als 13 Atomkraft- i 2 * 4

iEbd,, S.249.
2Vgl. Holmberg u,a. If??', 3.129?.
5Vgl. ecd., 3.147.
4Vgl. ebd., S.14j,. ■
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werke bauen wollte, und 68 Prozent der Zentrumswähler hat­
ten Fälldins Wahlkampfparölen dahingehend aufgefaßt, daß 
er die fünf in Betrieb befindlichen Kernkraftwerke s o- 
f o r t stillegen wollte* Nur Sp Prozent der Zentrums­
wähler wußten, was die offizielle Parteilinie im Wahl­
kampf war, nämlich die Atomkraft bis zur Aufstellung und 
durchführung eines "Abwicklungsplanes auszunutzen.

Der Wahlkampf hatte das Meinungsbild insgesamt nicht
verändert: In einer Meinungsumfrage vom Oktober 1976 waren
57 Prozent der Befragten prinzipiell gegen die Kernkraft 2eingestellt. Der Anteil der Wähler, die richtig angeben 
konnten, welche Partei welchen energiepolitischen Stand­
punkt vertrat, erhöhte sich jedoch stark als eine Böige des 
Wahlkampfes; nur die Unsicherheit der Bevölkerung über die 
Position der Liberalen verringerte sich nicht: Auch nach 
dem Wahlkampf glaubten 51 Prozent der Wähler noch, die Volks« 
partei wäre gegen die Kernkraft* Der bewußte Verzicht der 
liberalen Parteispitze auf besondere Profilierung in der 
Atomkraftfrage hatte den Vorteil, daß die Volkspartei von 
vielen Kernenergiegegnern gewählt wurde - sie hatten wohl 
die Stimmenthaltung der liberalen Fraktion beim keichs— 
tagsbeSchluß im Mai 1975 als Atomkraftgegnerschaft in­
terpretiert. Etwa ein Viertel der liberalen Wähler waren 
Kernkraftgegner, und wenn sie sich für die Volkspartei auf 
Grund ihrer Einstellung zur Atomenergie entschieden haben, 
dann war ihnen bei der Wahl nicht bewußt, daß sie für die 
"falsche" Partei stimmten. Den größten Effekt hatte der 
Wahlkampf auf das Bild, das die Wähler vom kommunistischen 
Standpunkt in der Kernkraftfrage hatten. Zu Beginn Jies 
Wahlkampfes wußten nur h3 Prozent von ihnen, daß die VPK 
zu den Atomenergiegegnern zählte, nach der Wahl wußten es 
7o Prozent. Die kommunistische Partei blieb aber auch nach

k .  ebd., S.9$f, 
2Vgl. Orth S.6o.
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der Wahl die Partei, von der die Bevölkerung am wenigsten
1wußte, wo sie in der Kernkraftfrage stand.

Die schwedischen Sozialwissenschaftler, die diese 
umfassende Wählerstudie durchgeführt haben, sind zu dem 
Ergebnis gekommen, daß die Einstellung der schwedischen 
Bevölkerung zur Atomenergie mit sozialstrükturellen Gege­
benheiten (direkt) so gut wie nichts und mit politischen 
Strukturen viel zu tun hat:

Die Einstellung zur Kernkraft hat einen sehr schwachen 
oder gar keinen Zusammenhang mit dem Alter, der sozialen 
Gruppe oder der Ausbildung des Wählers. In welchem Teil 
Schwedens ein Wähler wohnt, ob er in einer Stadt oder 
auf dem Land lebt,.-ist auch bedeutungslos• Der einzige 
Pakt or, der neben der Parteiidentifikation etwas bedeu­
tet, ist die Geschlechtszugehörigkeit. Frauen sind viel 
stärker gegen die Kernkraft (59 Prozent) als Männer 
(42 Prozent), und der Geschlechtsfaktor erklärt sieben 
Prozent der Varianz in der Kernkrafteinstellung der 
Wähler — eine relativ hohe Zahl im sozialwissenscnaft— 
liehen Zusammenhang. Frauen sind im größeren Ausmaß als 
Männer gegen einen Kernkraftausbau, aber sie benutzen 
keine anderen Argumente für die Begründung ihrer Stel­
lungnahme • Die Gründe, die Frauen und Männer für ihre 
Standpunkte anführen, decken also keineswegs auf, warum 
Frauen im größeren Umfang als Männer gegen Kernkraft 
sind. Der Faktor, der am meisten bedeutet bei der Struk­
turierung der Kernkrafteinstellung auf Wählerebene ist 
ohne Zweifel die Parteizugehörigkeit, die nicht weniger 
als 22 Prozent der Varianz in der Einstellung zur Keim­
kraft erklärt• Diese Zahl muß als hoch betrachtet wer­
den, besonders wenn man beachtet, daß die Ansichten der 
Wähler in der Kernkraftfrage nicht mit ihrer Links- 
Rechts—Einstellung in Beziehung stehen, und die Links- 
Bechts-Dimension ist trotz allem die dominierende Kon­
flikt linie • Die Parteisympathien der Wähler erklären 
zum Beispiel nicht weniger als 35 Prozent der Varianz 
in ihrer Links-Rechts-Einstellung."

Die schwedische Rei ehs tagswähl im September 1976 war eine 
Kernkraftwähl, bei der die Sozialdemokraten ihr undemokra­
tisches Verhalten bei der Informationskampagne und der Po­
litikformulierung bezahlen mußten: "Die Regierung informier*

Vgl. Holmberg u.a. 1977? S.1o2ff. Die Ursachen für die 
Unsicherheit der Bevölkerung über den kommunistischen 
Standpunkt werden von Holmberg u.a. nicht herausge­
arbeitet. Sie liegen in der Gespaltenheit der VPK in 
der Kernkraftfrage. Vgl. dazu die Ausführungen in 
Kapitel 4.5 dieser Arbeit.
2£bd., i8,'R§£.
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te — bis die ‘aufgeklärte1 Bevölkerung die Opposition wähl— 
te. " Die Erklärungskraft der Kernkraftfrage darf zwar nicht 
überschätzt werden, denn sie bezieht sich im großen und 
ganzen nur auf den Wechsel zur Zentrumspartei, Dennoch be­
steht das Außergewöhnliche an der 76er Wahl darin, daß 
eine neue Saehfrage, die viele Themen der "neuen Politik" 
integriert (in der Schlußphase des Wahlkampfes wurden die 
antinuklearen Argumente über den Ün—Sicherheitsaspekt hi­
naus auf die Konsequenzen der Atomkraftnützung - zentral!—
sierte Gesellsehart und Polizeistaat — ausgeweitet ), und

■3die quer zur Iinks-Rechts—Dimension liegt , eine etwa gleich 
große Rolle spielte wie Themen der "alten Politik";
"Die Kernkraftfrage definiert heute eine neue Konfliktdi­
mension in der schwedischen Politik, die unabhängig vom 
traditionellen Links-Rechts-Konflikt gebildet wird,"

2,3.2 Sozio-kulturelles System:
Konflikte, Spaltung und Mobilisierung der Atomkraft­
gegner

In der schwedischen Umweltbewegung selbst waren von 
Anfang an Konflikte angelegt, die während der Konfronta- 
tiönsphase der schwedischen Energiepolitik manifest wur­
den, Konfrontation bedeutete also auf das sozio-kulturelle 
System bezogen etwas anderes als in bezug auf das politisch- 
administrative System: Auf der parteipolitischen Ebene 
fand (hr große Streit zwischen sozialdemokratischen Kem- 
energiebefürwortern und bürgerlichen Atomkraftgegnern statt, 
wobei
1. die bürgerlichen Atomkraftfreunde sieh in der Debatte 

zurückhielten, und
2* die kommunistischen Kernenergiegegner im Schatten des

AAtomenergie International o.J,, S.13o•
^Vgl. Sandström 1978b, S.4-,
^Vgl. dazu die Einleitung des vierten Kapitels dieser Arbeit:"Der Atomkonfiikt im Parteiensystem".
^Vgl. Holmberg u.a. 1977» S.14-6.
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Zentrumsführers standen.
Querelen zwischen den Gegnern der Kernenergienutzung 

traten auf parteipolitischer Ebene nicht in Erscheinung.
Im Gegensatz dazu war an der gesellschaftlichen Basis der 
Widerstand gegen die Atomkraft lange Zeit durch interne 
Streitigkeiten geschwächt. Obwohl zum Beispiel das schon 
erwähnte Buch des Kerntechnikers Pelle Isberg, in dem er 
sichmehr oder weniger polemisch mit den einzelnen Atom— 
kraftgegnern auseinandersetzt, in dieser Phase der.schwe­
dischen Energiediskussion erschien, dominierte doch der 
Konflikt i n n e r h a l b  der Umweltbewegung.

Die Konflikte der Kernkraftgegner hatten zwei Di­
mensionen:
1. Streit innerhalb des Reichsverbandes der Umweltgruppen 

MIGRI zwischen den Mitgliedern und der Führung, und
2. Kontroverse innerhalb der Umweltbewegung zwischen Bür­

gerinitiativen und der Jugendorganisation der bürgerli­
chen Zentrumspartei.
Die Kritik derjenigen Mitgliedsgruppen , die sich 

von der Dachorganisation MIGRI basismobilisierende Akti­
vitäten erhofft hatten, konzentrierte sich auf ihren ”etwas
autoritären” Vorsitzenden Björn Gillberg, der ihrer Mei—2nüng nach nicht Wirkungsvoll genug agierte• Hinter dieser 
Auseinandersetzung stand die Tatsache, daß es Gillberg nichi 
gelungen war, "die Opposition gegen Atomkraft zu einer 
fundamentalen Inf rage s t e llung der Rolle der Energie in der 
Gesellschaft auszuweiten. Seine Taktik bestand darin, gegen 
die Atomkraft gerichlich vorzugehen, und zwar mit Experten- 
argumenten und nicht durch Massenmobilisierung. Er schien 
sich auf die technischen Probleme und technische Alter­
nativen beschränken und die Opposition gegen Atomkraft 
relativ 1 unpolitisch* halten zu wollen. i

iAtomenergie International o.J., S.133*
^Vgl. Sandström 1978b, S.4-.
^Jamison 1977, S.33•
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Gillberg ging in dieser Kontroverse zur Gegenattacke über 
und griff mehrere Atomenergiekritiker und Qrganisations- 
mitglieder wegen ihrer Verbindung zu linken Gruppen an;
!fer sprach in Worten, die ein Lächeln des ehemaligen ameri­
kanischen Senators Joseph Mc Carthy hervorgerufen hätten,"Idavon, * die Umweltbewegung von Kommunisten zu säubern*

Daß Gillberg sich so stark daran klammerte, die Atom­
kraft durch Gerichtsprozesse zu bekämpfen, daß er sogar die 
Sapltung von MIGRI riskierte und durch seine Angriffe auf 
Mitglieder der Organisation her auf be schwor, ist vor allem 
deshalb verwunderlich, weil er seine Erfahrungen mit der
(dritten) Staatsgewalt schon 1974- scheinbar desillusioniertpveröffentlicht hatte. Sein Verhalten ist teilweise viel­
leicht damit zu erklären, daß er sich zu stark auf die Kri­
tik der Gegenseite eingelassen und die Argumente der Atom- 
kraftbefürworter übernommen hatte, die beinhalteten, daß
1 . die meisten Kernkraftkritiker gar keine Fachleute auf. . 

diesem Gebiet seien und die neue Energiequelle fürch­
teten, weil sie eben nichts von der Sache verstehen, und

2. “dunkle Motive" hinter dem Treiben “gewisser Umwelt­
schützer und -aktivisten” zu vermuten seien, die "die 
Kernkraftfrage mißbrauchen (wollen), um die gesamte Ge- 
Seilschaft umzustürzen"•

Im Frühjahr 1976 führte dieser lähmende Konflikt zur 
Spaltung, als die Diskrepanz zwischen Mobilisierungsdruck 
und Aktionsbehinderung zu groß wurde: Die Inbetriebnahme 
des sechsten schwedischen (und umstrittensten) Atomkraft­
werks kündigte sich zu diesem Zeitpunkt dadurch an, daß der4-Versuchsbetrieb von Barsebäck 2 genehmigt wurde , während 
der zentralistisch strukturierte Da c nverb and MIGRI zu einem 
Hemmnis für die weitere Arbeit der Atomkraftgegner geworden 
war. "Auf einer stürmischen Jahresversammlung von MIGRI im

1 Ebd.
^Vgl. GDlberg 1974-.
Vgl. die Gegenüberstellung der Argumente in der 
Atomdebatte bei Daléus 1977, s -3; vgl• zu den Motiven 
Gillbergs Ivarsson/Kågeson 1976.

4Vgl. Westmann1979, S.256.
^Vgl. Atomenergie International o.J., S.1J5*
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April 1976 verließ die Mehrzahl der anwesendeil giktiven Grup­
pen aus Protest gegen die Mißachtung demokratischer Spiel- ̂ . i mregeln die Organisation." Diese Umweltgruppen gründten
daraufhin M i l j ö f ö r b u n d e t  (Der Umweltberband),

pin dem durch die Aufnahme des EKO die aktiven Umwelt grup­
pen wieder unter ein Organisationsdach kamen.

Nachdem die Umweltbewegung den Spieß umgedreht und. . 5"sich von Björn Gillberg gesäubert" hatte, nahm die Akti­
vität der Atomkraftgegner stark zu. Anfang August 1976 fand 
ein großes Lager auf der Insel Ven im Öresund statt, auf
dem hauptsächlich über die Probleme der Atomkraft disku- 

il ..tiert wurde. An diesem vier Tage dauernden ökologischen
Seminar nahmen ca. 65o Personen teil, und es wurde am 
7.August mit dem ersten "Nordischen Atommarsch gegen Atom­
energie" zum Kernkraftwerk Barsebäck abgeschlossen, an dem
sich eine für skandinavische Verhältnisse ungewöhnlich gros—

5 6se Zahl von Demonstranten beteiligte^: "Mit etwa 1o 000 
Teilnehmern aus allen skandinavisehen Ländern war dies der 
größte Atomprotest in Schweden seit den 5her- Jahren.-Er. 
verlief sehr friedlich und war wegen der positiven Reso­
nanz in der Bevölkerung ein großer Erfolg für die Umwelt- 

7Schutzbewegung."'
Von einer schwedischen Anti—AKW—B e w e g u n g kann 

erst seit dieser großen Protestdemonstration die Rede sein - 
die Basisbewegung begann also zu einem Zeitpunkt, als im 
politisch-administrativen System der Wahlkampf ausgetragen 
wurde. NacSe8illbergs Strategie, den Rechtsweg zu beschnei­
ten, verworfen und der Atommarseh gegen Kernkraft gestartet 
worden war, trat die zweite Konfliktlinie in den Vorder­
grund: das Verhältnis des außerparlamentarischen zum par­
lamentarischen Kampf gegen Atomkraftwerke. Da der Jugend-

-1 .. ..Informationsblatt von Miljoforbundet.
^Vgl. Westmann 1979, S.235^«
^Jamison 1977» S.33«
^Vgl. Westmann 1979, S.236.
^Vgl. Le Monde vom 11.8.1976.
^Möglicherweise ist die Zahl zu hoch gegriffen: Le Monde 
(11.8.1976) spricht von 5 000 Teilnehmern, ebenso Sand­
ström (1978b, S.11), Atomenergie International von 
6 000 (o.J., S.1 3 3 )•

Fortsetzung nächste Seite
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verband der Zentrumspartei genau gm der Nahtstelle zwischen
parlamentarischer und außerparlamentarischer Opposition
angesiedelt war, kam diese Konfliktdimension in der Rolle
des CUR im Kampf gegen Kernkraftwerke organisatorisch zum
Ausdruck, Dadurch, daß ihre Mutterpartei "den Kampf an sichizog und ins Parlament brachte" , gewann die Zentrumsjagend,
die außerparlamentarische Aktionen befürwortete, solange
sie nicht "undemokratisch" sind , zunehmend Einfluß auf die
Umweltbewegung, Diese war, da sie monatelang mit Gillberg
über Aktionsformen gestritten hatte, noch "diffus und po­

lllitisch unreif" , d.h.= nicht widerstandsfähig gegen Fäll- 
dins Absicht, sie für seine politischen Ambitionen zu in­
strumentalisieren : "Im Wahlkampf 1976 wurde es schwierig, .

idie Energiebewegung von Fälldins Zentrumspartei zu trennen"
In diesem Zusammenhang muß betont werden, daß die Äl­

teres truktur derjenigen schwedischen Bürger, die sich in 
Meinungsumfragen gegen die Kernkraft aus sprachen, keine be­
sonderen Merkmale aufwies^, daß aber die Atomkraftgegner, 
die in der Anti-AKW—Bewegung a k t i v  waren, in der Mehr- 
zahl unter po Jahre alt waren. Der zunehmende Einfluß der 
Jugendorganisation des Zentrums erklärt sich zu einem gros­
sen Teil durch- den Mangel an politischen Alternativen.
Unter den sozialdemokratischen Angängem ist der Anteil der72o- bis 3o-jährigen Schweden auffallend gering.'Nicht nur 
wegen ihrer positiven Haltung zur Atomkraft war die SAP 
1976 für die aktiven Atomkraftgegner nicht wählbar. Gerade 
für diejenigen Mitglieder der Umwelt gruppen, die mit der 
Dachorganisation MIGRI auf Grund ihrer zentralistischen 
Struktur gebrochen hatten, war dis sozialdemokratische Par­
tei auch aus dem Grund auf gar keinen Fall wählbar, weil

Fortsetzung:
^Westmann 1979, S.236.
Atomenergie International o.J., S.133« 
^Vgl. Fryklund/Peterson 1973» S.21. 
^Jamison 1977* S.34-.
^Ebd.
5Vgl. Holmberg u.a. 1977* 6 •83*
6Vgl. Westmann 1979* S.23?.
7Vgl. Kuhn 1979 * S.21.



sie eine ausgeprägte zentrale Steuerung hatte, die dadurch
zum Ausdruck kam, daß die Fraktionsdisziplin besonders groß 

iwar. Aus diesem Grund versprachen sich die Atomkraf tgegner 
wenig davon, auf einzelne Abgeordnete der sozialdemokrati­
schen Partei einzuwirken. Auf Grund dieser zentralisierten 
und zudem stark bürokratisierten Struktur schien es wenig 
erfolgversprechend zu sein, den Atomprotest durcn die so­
zialdemokratische Jugendorganisation in die Partei zu tra­
gen: •Daoureh, daß die sozialdemokratische Partei schon so 
lange die Begierungsposition innehatte, war die SSU (Sve­
riges Socialdemokratiska Ungdomsförbund) eher ein Sprung­
brett für eine Verwaltungskarriere als Nährboden programma-

2tischer Erneuerung
Im Gegensatz dazu war es der Zentrumspartei in den 

7oer Jahren aus der Oppositionsposition heraus gelungen, 
immer mehr unzufriedene junge Leute als Wähler sowie durch 
ihre Jugendorganisation auch als Mitglieder an sich zu bin­
den, und seit der Übernahme des Atomprotests hatte sie sieh 
im besonderen Maß zum Hoffnungsträger vieler Atomkraftgeg­
ner entwickelt. Daß sie auch für ideologisch linksorien­
tierte Atomkraftgegner wählbar war, hatte einen über das 
Kernkraft-Issue hinausgehenden Grund: Die Zentrumspartei 
haifte) ein programmatisches Angebot, daß traditionell so­
zialdemokratische Ziele aufnahm ("Gleichheit und Sicher­
heit. •.) und in einen neuen Zusammenhang stellte, der über 
Verteilungsfragen hinausgeht (... in einer d e z e n t r a -  
1 i s i e r t e n Gesellschaft"^)• Das alternative ge­
sellschaftliche Gesamtmodell (dezentralisierte Lokalgesell­
schaft mit entwickelter kommunaler Demokratie), das die 
Zentrumspartei den Wählern bei der Reichstagswahl 1976 au- 
bot, machte Fälldins Atomkraftkritik für die "Umweltlinke" 
glaubwürdig, denn das Zentrum kritisierte "einzelne Effekte 1

1Vgl. ebd., S.24ff.
2Vgl. Olofsson 1972.
^Überschrift des Parteiprogramms der Zentrumspartei 
von 1974- (Vgl. Fenner--1978» S.465) Vgl. für diesen Zusammenhang das Kapitel 4.4 (Zentrumspartei) der. 
vorliegenden Arbeit.
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des Kapitalismus - Umweltzerstörung, (...), Bürokraten-, 
Experten— und Technokratenherrschaft, Macht- und Kapital­
konzentration , Mangel an Gemeinschaft, ‘Fremdheit* in einerirationalisierten Gesellschaft usw." Außerdem hatte sieh ge­
zeigt, daß aus den Reihen der Reichstagsfraktion kommende 
neue programmatische Impulse von der Parteispitze nicht ig­
noriert wurden. Zur Zeit des Wahlkampfes hatte der Jugend­
verband die Funktion einer ideologischen Brücke zwischen 
Atomkraf tgegnem und Zentrumspartei: Er war Protagonist der 
"dezentralisierten lokalen Gesellschaft", schärfster Kri­
tiker der vorherrschenden Großtechnik und außerdem links 
von der Mutterpartei angesiedelt, was dadurch zum Ausdruck 
kam, daß der CUF die Zusammenarbeit des Zentrums mit der 
konservativen Partei strikt ablehnte.

Die Atomkraftgegner, die sich dem zunehmenden Einfluß 
der Zentrumsjugend in der Anti—AKW-Bewegung widersetzten, 
warnten vor Illusionen über die Absichten und die Möglich­
keiten der Zentrumspartei, wirklich etwas zu verändern:
"Im politischen Leben Schwedens sind Fälldin und seine Zen- 
trumspartei mit den Konservativen und den Liberalen als 
'bürgerliche Alternative' zur Sozialdemokratie verbunden. 
Mit solchen Partnern kann Fälldin der Atomenergie vielleich.1 
ein paar neue Hürden in den Weg stellen, aber eine andere
Haltung zur technölogischen Entwicklung wird er sicherlich■ 2  nicht auf bauen können, selbst wenn er es wollte." Vor dem
Vorwurf, sich rein wahltaktisch zu verhalten, war der CUF 
ausgenommen: Die Zentrumsjugend verwandte ja den größten 
Teil ihrer Kraft darauf, ihren Idealismus in die Mutterpar­
tei hineinzutragen. Die Zentrumskritiker befürchteten, daß 
diese ihrer Meinung nach so dringend zur Stärkung der a u ­
ßerparlamentarischen Opposition gebrauchte Kraft in der In­
ne rparteilichen Arbeit verschlissen würde, und die Partei-

^Fryklund/Beterson 1975* S. 21. 
^Jamison 1977» S.34-.
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jugend, solange sie iliren Aktivität©Schwerpunkt nicht ver­
lagerte , den Erfolg im der gern © i n s a m e n  Sache 
aufs Spiel setzte,

Nichtsdestotrotz hatten die meisten Atomkraftgegner 
vor der Wahl 1976 die Hoffnung, daß der "Marsch in die Kern- 
kraftgesellschaft" gestoppt würde, wenn Pälldin das Amt des 
Regierungschefs übernähme. Diese Hoffnung war in der beson­
deren (energie^politischen Struktur Schwedens begründet: Die 
AKW-Gegner saßen schon "nahe am Zentrum politischer Ent- 
Scheidungen" , repräsentiert von zwei der fünf Parlaments— 
fraktionen - der Zentrumspartei aus dem Bürgerblock und der 
kommunistischen Praktion aus dem (gleich starken) Links­
block,

Die energiepolitische K o n f r o n t a t i o n  fand 
im repräsentativen System statt. Ihr wollten die Betroffenen 
jedoch nicht tatenlos Zusehen, Die im schnell wachsenden 
Miljöförbund organisierten Atomkraftgegner begannen zum 
Beispiel, Kontakte mit den dänischen, norwegischen und fin­
nischen AKW-Gegnern aufzubauen, mit denen sie gemeinsam 
den "Nordischen Atommarsch gegen die Atomenergie" durch­
führten. "Die nordischen AKW-Gegner sammeln sich unter der 
Parole: 'Der Norden ohne Atomkraft1• Damit will man der 
Welt ein Beispiel geben, daß die skandinavisehen 'Wohl-

2fahrtsgesellschaften* ohne Kernenergie auskommen können."
Ihre Überzeugung, ohne Atomenergie auskommen zu können, 

wurde duch den Bewußtseinswandel in der Bevölkerung ge­
stärkt: Eine 1976 in Schweden durchgeführte Umfrage zielte 
darauf ab, festzustellen, ob die schwedische Bevölkerung 
eine Begrenzung ihres Lebenstandards hinnehmen würde, um ei­
nen höheren Energieverbrauch zu vermeiden. Das Ergebnis war, 
daß sich ca, 75 Prozent der Befragten im Sinne der ge_

^Kasten 1979a, 'S.25* 
^Westmann 1979» S.257f
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steilten Frage gegen einen Energieausbau aus sprach..
"Bas Ergebnis signalisierte eindeutig, und quer durch alle 
Parteien, daß die reine Gebrauchswertorientierung, d.h. 
höhe Konsum- und Output- Orientierung, dort auf eine Sätti­
gungsschwelle trifft, wo fundamentale kollektive Bedürfnisse 
betroffen sind."

2.4 Die Kompromißphase (September 1976 bis Oktober 1978)
2.4.1 Politisch-administratives System:

Kompromißpolitik.und ihre Grenzen
Die vierte Pahse der schwedischen Energiepolitik be­

gann mit den Koalitionsverhandlungen der drei bürgerlichen 
Parteien nach ihrem Wahlsieg am 19« September 1976, die 
vom Vorsitzenden der Zentrumspartei Fälldin geleitet wur­
den. Trotz Stimmenverlust seiner Zentrumspartei, die aber 
immer noch stärkste Partei des Bürgerbloeks geblieben war, 
löste Thorbjörn Fälldin den Sozialdemokraten Olof Palme 
als Regierungschef ab, denn er hatte "am härtesten und 
konsequentesten für die Wachablösung in Schweden gekämpft" • 
Seine Koalitionsregierung, die bis Oktober 1978 bestand, 
basierte auf einem mit dem konservativen Parteiführer Gösta 
Bohman und dem liberalen Parteivorsitzenden Per Ahlmark 
geschlossenen Kompromiß, bei dem der Atomkraftgegner Fälldin 
den beiden Koalitionspartnern Konzessionen machen und der 
B e.triebsgenehmigung für das sechste schwedische Kernkraft­
werk Barsebäck 2 zustimmen mußte, um das Zustandekommen ei­
ner bürgerlichen Regierung nicht zu gefährden. Die Inbe­
triebnahme weiterer Reaktoren machte die Koalition von 
(Sicherhe its-) Voraussetzungen abhängig, die im sogenannten 
B e d i n g u n g s l o s e  t z (villkorsläg) festgeschrie- 
ben wurden. Dieses gesetz legte die Regierung, die als eine

tiihn 1 9 7 8,pSüddeutsche Zeitung vom 23.9.1976.
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erste Amtshandlung ein neues Ressort, das E n e r g i e ­
m i n i s t e r i u m  (als Abzweigung aus dem bis dahin 
für Atomenergie zuständigen Industrieministerium) ge­
schaffen hatte, im Dezember 1976 vor. Um seine Bedingungen 
zu erfüllen, startete die Atomindustrie ein großes Projekt 
zur Erforschung der Kernbrennst off Sicherheit, Die Arbeit 
an diesem K B S - P r o J e k t  (KBS=kärnbränsiesäkerhet) 
lief 1977 parallel zu den Untersuchungen der von der Re­
gierung eigens eingesetzten (und vom konservativen Partei­
führer Bohman schon vor Beginn der "heißen" Phase des 
Wahlkampfes Ende Mai 1976 vorgeschlagenen) E n e r g i e ­
k o m m i s s i o n ,  die die Aufgabe hatte, "bis 1978 einen 
für die Mehrheit annehmbaren Vorschlag zur zukünftigen 
Energiepolitik zu erarbeiten" , und "deren Arbeit zumindest 
vorrübergehend den Entscheidungszwang der Regierung ver-ptagte" • Mit dem Ende 1976 gefaßten beschluß, zunächst 
Experten über die Kernkraftfrage beraten zu lassen, war 
der innerhalb der Koalition angelegte Atomkonflikt für ein 
Jahr auf Eis gelegt. 1978 entbrannte der politische Streit 
auf allen Ebenen ernennt, nachdem die Atomindustrie auf der 
Grundlage ihres KBS-Rapports von der Regierung die Betriebs­
genehmigung für das siebte und das achte schwedische Atom­
kraftwerk (Ringhals 3 und Porsmark 1) gefordert^, und die 
Energiekommission "mit ihrem Gutachten das 'heiße Eisen' 
Kernenergie an die in dieser Präge zerstrittene Koalitions- 
regierung zurückgegeben" hatte. Im Oktober 1978 war für 
Pälldin die Grenze der Kompromißpolitik erreicht, und er 
erklärte die große bürgerliche Koalition für gescheitert. 
"Dies erregte internationales Aufsehen, da die Regierung 
Pälldin auf Grund der Kernkraftfrage stürzte. Das hatte 
vorher noch keine andere Regierung in der Welt getan."

^Daléus 1977» S.6.
Neue Zürcher Zeitung vom 19.1.1978.x■̂ Neue Zürcher Zeitung vom 15*4.1978. 
”̂Handelsblatt vom 31.3.1978. 
^Leijonhufvud 1979, 8.9.
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Biff erenzierter lief diese Entwicklung wie folgt ab:
Die Bildung der bürgerlichen Dreiparteienregierung unter 
einem Ministerpräsidenten, dessen Partei die Ablehnung der 
Kemkraft zum Bestandteil ihres Programms gemacht hatte, 
und die trotz der Wahlversprechen von Seiten des Zentrums­
vorsitzenden Fälldin genehmigte Inbetriebnahme des zweiten 
Atomreaktors in Barsebäck "leiteten eine neue Periode in 
der Geschichte der Energiedebatte .ein” • Zu Beginn der 
Verhandlungen über die Kernkraftfrage betonte Fälldin noch, 
daß er die Aufladung von Barsebäck 2 nicht verantworten 
könnte, während sich der liberale Parteiführer Ahlmark - und 
nicht der k o n s e r v a t I v e Parte ivörsitzende Boh­
man I - als oberster Interessenvertreter der Atomindustrie 
profilierte• Frei von wähltaktischen Überlegungen trat 
Ahlmark zusammen mit seinem Parteisekretär Carl Tham, der 
gerade ein Reichstagsmandat gewonnen hatte, hart und 
aggressiv gegenüber Fälldin auf. Er agierte auf der Basis 
des Ultimatums, das die Spitze der Volkspartei formuliert 
hatte: Wenn die Koalitionsverhandlungen nicht platzen 2sollten, dann muß Barsebäck 2 in Betrieb genommen werden!

Nach Fälldins Ansicht sollte Barsebäck 2 nicht gestar­
tet werden, solange der Betreiber dieses Atomkraftwerks, 
Sydsvenska Kraft AB (Sydkraft) , nicht einen annehmbaren 
Vertrag über die Aufarbeitung abgebrannter Brennstäbe vor­
weisen könnte. Die Realisierung dieses Vorschlags hätte be­
deutet, daß sich die Inbetriebnahme des schon betriebsbe­
reiten Reaktors um mindestens sechs Monate verzögerte - so 
lange nämlich, wie Sydkraft brauchen würde, um einen akzep­
tablen Wiederaufarbeitungsvertrag abzuschließen. Bohmans 
Gegenvorschlag bestand darin, Barsebäck 2 - wie von der
vorhergehenden sozialdemokratischen Regierung geplant - 
sofort in Betrieb zu nehmen, und das Aggregat Ende 1977

^Kolmberg u.a. 1 9 7 7 » S. 1 o.
% g l  Hammer ich 1977, K J M i
■^Sydkraft ist zu 6o# im Besitz von südschwedischen Stad­
de n und Gemeinden, zü lip von Konsum (Coop.) , und die 
restlichen 2o% gehören dem Staat, Privatpersonen u.a. 
(Vgl. Westmann 1979, S.231)•
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wieder aozustellen, falls Sydkraft bis dahin keinen Vertrag 
vorweisen konnte, Uber diesen Kompromißvorschlag beriet 
Fälldin mit dem Parteivorstand des Zentrums. Der Wortführer 
des Jugendverbandes CUF, Anders Ljunggren, plädierte dafür, 
die Koalitionsverhandlungen lieber scheitern zu lassen, als 
einem unakzeptablen Kompromiß in der Kernkraftfrage zuzu-pstimmen. Bei einem Gespräch mit Fälldin nach der Vorstands— 
Sitzung erklärte Ljunggren seine Position damit, daß der 
Jugendverband in der Frage der Inbetriebnahme weiterer Kern­
kraftwerke nicht kömpromißbereit wäre. Er selbst jedoch 
keighe sich, kömpromißwillig und stellte folgende Bedingung 
ffr seine Zustimmung: Wenn Barsebäck 2 gestartet wird, dann 
muß der dem CUF nahestehende Zentrumsabgeordnete Olof Jo­
hansson das neu geschaffene Amt des Energieministers über­
nehmen. "Außerdem machte er Fälldin klar, daß er die Absicht 
hatte, öffentlich vom Kompromiß Abstand zu nehmen.

Diese innerparteilichen Abmachungen geben Fälldin be­
grenzte Rückendeckung für seine Zustimmung zum Koalitions— 
Kompromiß in der Kernkraftfrage: Der Jugendverband "sträubte 
sich dagegen", der Parteivorstand war (nur) "enttäuscht", 
aber der Vertrauensrat der Reichstagsfraktion war "er—y ..leichtert"! In der Regierungserklärung von Ministerprä­
sident Fälldin lautete der Kompromiß wörtlich: "Barsebäck 2, 
das fertig ist, wird außer Betrieb genommen, wenn nicht ein 
Vertrag über Aufarbeitung vor dem 1.Oktober 1977 vorgelegt 
wird."^ Damit war klar, daß Fälldin von seinen ursprüng­
lichen Intentionen Abstriche machen mußte: ‘Gemäß der For­
mulierung, auf die sich die drei Parteiführer geeinigt hat­
ten, galten für den fortgesetzten Betrieb von Barsebäck 2 
erleichterte Bedingungen: "Die Regierungserklärung spricht 
hier nur von "Vertrag über Aufarbeitung" und nicht (mehr) 
von "annehmbarer Vertrag über Aufarbeitung1 , der Bedingung 
für die Kernkraftwerke ist, die eventuell nach Barsebäck * 2 * 4

TigX* Hammer ich 1977» S . 226f •
2Vgl. ebd., S.229.
^Ebd., S.234-.
4Vgl. ebd., S.235ff.
^Die Regierungserklärung ist bei Hammerich 1977» S.281- 
287 abgedruckt; hier S.286.
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'lin Betrieb genommen werden." Dem Satz betreffend Barse- _■ 
bäck 2 ging in der Regierungserklärung nämlich die folgende 
Passage voraus: “In der gegenwärtigen Lage muß als Bedingung 
gestellt werden, daß die Kernkraftaggregate, die z.Z. in 
Bau sind, nicht in Betrieb genommen werden, wenn das be­
rührte Kraftunternehmen nicht entweder einen annehmbaren 
Vertrag über Aufarbeitung des verbrauchten Kernbrennstoffes 
vorlegen, oder zeigen kann, wie und wo eine ganz sichere 
endgültige Deponierung des hochaktiven Abfalls geschehen 
kann.

Fälldin wertete den Kompromiß über das Atomkraftwerk 
Barsebäck 2 als eine kurzfristige Niederlage und ein not­
wendiges Opfer zugunsten des langfristigen Ziels, den Marsch

3 -rin die Kernkraft ge Seilschaft zu stoppen. Xm Dezember 1976 
legte seine Regierung dem Reichstag einen Gesetzentwurf vor, 
der die Bedingungen definierte, die von den Kraftwerksge­
sellschaften erfüllt werden müßten, bevor sie die Betriebs­
genehmigungen für weitere Atomkraftwerke erhielten. Dieser 
Entwurf verschärfte zwar Fälldins Regierungserklärung vom 
Oktober, er stellte aber dennoch einen zweiten, von den Koa­
litionspartnern unterschiedlich ausgelegten Kompromiß dar: 
"Die fünf bestehenden Aggregate werden von dem neuen Ge­
setz, das im März verabschiedet werden soll, nicht betrof­
fen. Für sie soll allerdings ein Bereitschaftsplan zur 
Abwicklung aus ge arb e i te t werden, der bei Bedarf angewendet 
werden kann. Für alle weiteren Aggregate einschließlicn 'des 
kürzlich aufgeladenen sechsten gilt, daß sie nur in Betrieb 
gestellt werden dürfen, wenn die Kraftwerksunternehmen nicht 
nur einen rechtlich akzeptablen, sondern einen * Sicherheit 
gebenden1 Vertrag mit einer ausländischen Anlage zur Auf­
arbeitung benutzten Kernbrennstoffs vorweisen können. Schon 
zum Zeitpunkt des Kontrakts durch die schwedische Kraft-

% b d . , S:i.2f5»,2 . «Zit. nach ebd., S.286•
3vgl. Nordisk Kontakt -12/1976, B .7^2
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werksgesellschaft und die ausländische Aufarbeitungsanlage 
muß in dieser Anlage ein funktionierender Aufarbeitungs­
prozeß stattfinden* Für den schwedischen Typ von Leicht— 
wasser-Reaktoren dürfte indessen erst Mitte der achziger 
Jahre ein Aufarbeitungsverfähren praktiziert werden können* 
Ferner müssen die Kraftwerksgesellschaften nachweisen, 'wie 
uns wo* der auf gearbeitete Brennstoff 'völlig sicher* end­
gültig verwahrt werden kann* Das schwedische Gesetz gibt 
den Kraftwerksgesellschaften die Möglichkeit, auch ohne 
Aufarbeitungsprozeß den benutzten Brennstoff zu deponieren, 
allerdings nur, wenn auch hier Art und Platz einer 'völlig 
sicheren' Verwahrung vorgewiesen werden* Bisher ist eine 
derartige Methode noch nirgends erprobt. Falls die neuen 
Bedingungen nicht gemäß dem Wunsch von Fälldins Zentrums­
partei Schwedens 'Marsch in die Kernkraftgesells chaff 
blockieren, ist in jedem Fall eine Verzögerung des Ausbau— 
Programms zu erwarten*"

Die Formulierungen des dann im April 1977 nach einer 
langen Parlamentsdebatte vom Reichstag verabschiedeten 
"Bedingungsgesetzes" verdeckten nur mühsam den Atomkonflikt 
zwischen den Koalitionspartnern, denn nach wie vor lag es 
im Ermessen der in dieser Frage zerstrittenen Regierung, 
zu entscheiden, ob die Sicherheitsprobleme der Abfall— und 
BrennelementeVerwahrung befriedigend gelöst sind: "Als 
Zeichen des Kompromisses zwischen den drei Regierungspar­
teien wird im Beschluß lediglich festgehalten, daß keine 
'drakonische Anwendung' der Sicherheitsbestimmungen vorge­
sehen sei. Was das in der Praxis bedeutet, ist unklar. Die 
Atomkraft befürwortenden Konservativen sehen den Zweck des 
soeben gutgeheißenen Gesetzes darin, technische Lösungen 
beschleunigt zu erzwingen, um das 1975 beschlossene Kern­
kraft programm schließlich doch verwirklichen zu können.

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4.12*197&-
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Die Zentrumspartei ist nach Energieminister Johansson da­
gegen der Ansicht, die Chancen zur Erfüllung der gestellten 
Bedingungen seien so gering, daß ein Totalstopp 1965 unaus­
weichlich werde. Auch Ministerpräsident Fälldin wiederholte 
diese Woche in einem Fernsehinterview seinen bekannten Stand 
punkt, daß nach dem gegenwärtigen Stand der Sicherheitstech­
nik in Schweden keine'neuen Reaktoren 'geladen* werden könn­
ten. Die Liberalen ihrerseits halten in der Energiepolitik 
ein bewußt weniger scharfes Profil, wohl um sich künftige 
politische Kooperationsmöglichkeiten nach rechts und links 
nicht-zu verbauen. Die oppositionellen Sozialdemokraten sind 
auf das alte Programm mit dem Ausbau von 1 o Aggregaten ver­
pflichtet.

Innerhalb der sozialdemokratischen Partei hatten sich 
im November 1976, kurz nach der Machtübernahme dér bürger­
lichen Parteien, die Atomkraftg e g n e r organisiert:
Sie gründeten die "Sozialdemokratische Arbeitsgruppe für 
eine alternative Energiepolitik" SAFE (Socialdemokratiska 
arbetsgruppen för en alternativ energiepolitik) und setzten 
sich eine demokratische, sozialistische Gesellschaft ohnepKernkraft zum Ziel. Diese innerparteiliche Opposition än­
derte jedoch nichts an der Tatsache, daß die Sozialdemo­
kraten und die Zentrumspolitiker in der vierten Phase der 
schwedischen Energiepolitik ihre Konfrontation mit vertausch 
ten Positionen fortsetzten. Dabei befand sich die nun aus 
der Oppositionsstellung heraus agierende sozialdemokratische 
Partei, die der regierenden Zentrumspartei Schwäche und 
Wählerbetrug vorwarf (Olof Palme sprach vom "größten Bluff 
in der parlamentarischen Geschichte Schwedens" und von ei­
ner "noch nie dagewesenen Täuschung des Wählers" ) , in der 
besseren Ausgangsposition: Sie bekam Unterstützung auch von 
den gesellschaftlichen Und meinungsbildenden Kräften, die

Neue Zürcher Zeitung vom i7.4-.l977»
^Vgl. Kanstad och kärnkraften 1977 > fi.16. 
-^Frankfurter Rundschau vom 21 .1o.l97^* 
Frankfurter Rundschau vom 2o.12.1976.
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die sich vor der Wahl mit atomkraftbefürwortenden Äußerun­
gen zurückgehalten hatten, um den Wahlsieg der bürgerlichen 
Parteien nicht zu gefährden. So wurde in den meisten Leit­
artikeln der Tagespresse die den Ausbau der Atomenergie ver- 
zögernde Politik der Regierung heftig kritisiert , und der 
schwedische Industrieverband ging mit seiner Forderung an 
die bürgerliche Koalitionsregierung in die Offensive, es 
nicht bei den 13 vom Reichstag beschlossenen Kernkraftwerken 
zu belassen, "sondern sie auf zwanzig aufzustocken, die Was- 
serkraf tenergie um fünfundzwanzig Prozent zu steigern und
schließlich den kostbaren Schatz Uran abzubauen, um vom ölpwegzukommen."

Die Frage des Abbaus der Uranvorkommen bei Ranstad in
Mittelschweden hängt eng mit der ganzen Entscheidung über3Atomkraft in Schweden zusammen. Die Gemeinde Skovde, die 
im Falle des Abbaus von der damit einhergehenden Umwelt— 
Zerstörung betroffen wäre, stellte sich mit ihrem kommunalenh.Yeto gegen das Abbauprogramm nicht nur der Atomindustrie m  
den Weg, deren Existenzangst noch verstärkt wurde durch 
Fälldins ablehnende Haltung zu dem Gedanken, "daß sich die 
schwedische Kernkraftindustrie mangels künftiger inländi­
scher Aufträge auf das Exportgeschäft konzentrieren könne 
Die betroffene Gemeinde setzte ihr Interesse auch gegen das 
der anderen Kommunen durch, die die Arbeitsplätze in ihrer 
Region bedroht sahen.

In der Auseinandersetzung zwischen den Sozialdemokra­
ten und der Zentrumspartei verstärkte die "Unruhe in der Ge­
werkschaftsbewegung, die etwa 6ooo Mann auf den Kernkraft-7bauplätzen repräsentiert" , die Durchschlagskraft des Be— 
schäftigungsarguments, das der sozialdemokratische Partei­
führer vorbrachte: Die schwedische Bauarbeitergewerkschaft 
wollte ,ängesichts einer befürchteten Massenarbeitslosigkeit

^Vgl. Sandström 1978b, S.7«pFrankfurter Rundschau vom 3.2.1978.
5Vgl. Westmann 1979, Ŝ .234-.
^Vgl. dazu den Artikel "Atommüllagerung und Uranabbau in Schweden - kommunales Vetorecht" in der Neuen Zür­

cher Zeitung vom 7^o.1978«
^Nachrichten für Außenhandel vom 11.1o.1978. Fälldin hat­te kurz nach seinem Regierungsantritt gegenüber der kon­
servativen Zeitung Svenska Dagbladet erklärt, daß die

Fortsetzung nächste Seite
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von 2o ooo ihrer Mitglieder wissen, ob das Bauprogramm nun
1weitergeht oder nicht” , und der Oppositionsführer Palme 

warf dem Regierungschef Fälldin vor, "die Existenz Schwe­
dens zu gefährden, zumal sich das Land auch noch in einer 
schweren wirtschaftlichen Krise befindet. Nachdem sich 
Fälldins Parteifreund und Landwirtschaftsminister Anders 
Dahlgren dahingehend äußerte, daß die schwedische Kern— 
kraftenergie völlig überflüssig sei, die heute immerhin
25 000 Menschen Brot gibt, hat sich die leidenschaftliche2Debatte noch Verschärft."

Durch die massive und vereinte Kritik der Atomkraft­
befürworter an der energiepolitischen Linie der Zentrums­
partei im allgemeinen und ihrer Auslegung des Bedingungs­
gesetzes im besonderen wurde Fälldin in die Defensive ge­
drängt • Die krisenhafte Wirtschaftsentwicklung nützte und 
schadete seiner energiepolitischen Position gleichzeitig:
- Der Konjunktureinbruch verringerte den Energiebedarf

der Industrie, und die jährliche Zuwachsrate dés Elektri—

Fortsetzung:
Ausfuhr von Ausrüstungen für Kernkraftwerke einge­
schränkt werden sollte: Für solche Exporte sollten die 
gleichen Vorschriften gelten wie für die Ausfuhr von 
Waffen.(Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 4.11.1976)
Vor allem war der halbstaatliche Konzern ASEA-Atom 
wegen der möglichen Einschränkungen des Exports von 
Atomkraftwerken und Technologie besorgt. (Vgl. The 
Petroleum Economist — London, Nr. 3/1977)»
Vgl. Frankfurter Rundschau vom 2o.12.1976.
"^Information vom 5»^ .1976.
AFrankfurter Rundschau vom 21.10.1976.pFrankfurter Rundschau vom 3»2.1978» Vgl. dazu Kapitel 
3.1 dieser Arbeit: "Energieversorgung als gesellschaft­liches und politisches Problem"•
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zitätsverbrauchs betrug nur 3 Prozent statt der im 
He lebst agsbes c hluß von 1975 "prognostizierten 6%, die bis 
1985 eine Verdoppelung der Kraftwerkskapazitäten erfor- 
dert hätten" - nach den verschiedenen Energiebedarfsprog­
nosen für Schweden bis 1983 schien jetzt eine allgemeine 
Bedarfsdeckung mit 1o-(statt 13) Kernkraftwerken möglich 
zu sein.^

— Andererseits vergrößerte die wirtschaftliche Rezession 
die Angst der schwedischen Bevölkerung vor Arbeitsplatz­
verlust, so daß Fälldin im Falle eines Baustopps für die 
sich als überflüssig erweisenden drei Atomkraftwerke 
für die zunehmende regionale Arbeitslosigkeit verantwort­
lich gemacht werden könnte• Bei der Reichstagswahl im 
September 1976 hatten die Wähler in Gemeinden mit in Be­
trieb oder in Bau befindlichen Kernkraftwerken Fälldins 
Zentrumspartei eine deutliche Abfuhr erteilt, "da man of­
fensichtlich * mit der Gefahr* leben und das daran geknüpf-_ . 3te Stellenangebot schätzen gelernt hatte" •

Diese strukturellen Gegebenheiten verstärkten den Kom­
promißdruck der Regierung, und angesichts des Dilemmas, in 
dem er sich befand, entschied sich Fälldin für eine doppel­
spurige Politik, nämlich
1. durch das Be dingungs ge se t z neue Betriebskonzessionen 

für Atomkraftwerke bis 1978/79 zu verhindern, um sein 
Wahlversprechen wenigstens annähernd zu erfüllen (nachdem 
er der vorläufigen Inbetriebnahme von Barsebäck 2 schon 
bei der Regierungsbildung zugestimmt hatte), und

2. vier bis fünf der nach Barsebäck 2 auf dem Atomprogramm 
stehenden Kernkraftwerke fertigbauen zu lassen, um den 
Atomkonflikt nicht durch plötzliche Massenentlassungen 
noch zu verschärfen - die Entscheidung darüber, ob die 
fertiggebauetn Kernkraftwerke atomar aufgeladen werden

^Westmann 1979* S.23o.
p .Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 17-^-1977•
*Neue Zürcher Zeitung yom 7.1o.1976. Dahingegen bekamen 
in der Gemeinde SkÖvde, in deren Gebiet die Uranvorkom­
men liegen, bei den gleichzeitig stattfindenden Kommu­
nalwahlen die Parteien die Mehrheit (3o Sitze), die 
sich gegen das Ranstad-Projekt aussprachen. Sozialdemo­
kraten und Konservative, die den Uranabbau befürworte­
ten, gewannen 29pSitze im Gemeinderat. (Vgl. Ranstad och 
kärnkraften 1 9 7 7 ^ * S.16).
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sollten, schob die Regierung Fälldin solange vor sich 
her, wie die Energiekommission arbeitete.

Der im Frühjahr 1978 vorgelegte Schlußbericht der aus 
15 Repräsentanten der fünf im Reichstag vertretenen Parteien 
bestehenden Energiekommission war für die Zentrumspartei 
eine große Enttäuschung , und zu diesem Zeitpunkt begannen 
sich an der Parteibasis auch Zweifel an der Durchsetzungs- 
fähigkeit des Energieministers zu regen. Während Fälldin 
schon zu Beginn seiner Regierungszeit in die politische 
Schußlinie geraten war, als die Atomkraftgegner in der Zen­
trumspartei seinen Kompromiß über das Kernkraftwerk Barse­
bäck 2 heftig kritisierten, stand sein Energieminister noch 
nicht in der Defensive: Ebenso wie der derzeitige Sprecher
der Parteijugend Ljunggren "war der ehemalige CUP—WortführerpOlof Johansson nicht begeistert von dem Kompromiß" , was er 
offen kundtat. Als Pälldin seine Glaubwürdigkeit einbüßte, 
bot sich Johansson den Atomkraftgegnem in der Zentrumsparte 
als Hoffnungsträger an, und es gelang ihm, die Loyalität der 
Parteijugend, ohne deren innerparteiliches Gewicht er nicht 
Energieminister geworden wäre, zu erhalten. Johansson setzte 
Anfang 1977 die Energiekommission ein, von der sich die Zen­
trumspartei nicht nur wissenschaftlich fundiertes Material 
über die Vor- und Nachteile der Atomenergie sowie alterna­
tive Energiequellen erhoffte, "das als politisch neutrale 
Beschlußgrundlage für die im Herbst dieses Jahres (1978) 
anstehende parlamentarische Überprüfung des Kernkraftpro- 
gramms dienen sollte" , sondern auch Untersuchungsergebnis­
se, die ihre eigene energiepolitische Position unterstützen

Llwürden : "Insbesondere das Zentrum hatte bei der Kommissions 
bildung auch einen Hintergedanken: Indem es in den Ausschuß 
auch noch drei politisch ungebundene Fachleute entsandte, 
von denen es annahm, daß sie seinen energiepolitischen Vor-

^Vgl. Sandström 1978a, S.2.
%jeijonhufvud 1979, S.62.
^Neue Zürcher Zeitung vom 19*1*1978.
Vgl. Frankfurter Rundschau vom $1*5*1978.
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steHungen nahestehen, erhoffte es sich ein Stimmenüberge-
wicht, das die Partei in ihrer Auseinandersetzung mit den
Koalitionspartnern und der sozialdemokratischen Opposition .4stützen sollte*”

Die Energiekommission, an deren Arbeit unter der Lei­
tung eines bekannten Regierungsbeamten etwa 5o Experten so­
wie Repräsentanten des Umweltschutzes, der Industrie und 
der Gewerkschaften (insgesamt 12o Personen) beteiligt wä­
ret?, kam jedoch mehrheitlich zu dem Ergebnis, ”daß eine 
Rückentwicklung der Kernenergie in absehbarer Zeit unrea­
listisch ist, und daß nach einer gewissen Überprüfung das 
19 7 5 mit den Stimmen der Sozialdemokraten und Konservativen 
beschlossene Programm weiterverfolgt werden soll. Zwei An­
gehörige des Zentrums und ein Kommunist halten unbeirrt 
an der Wahlkampfparole Pälldins fest. Was aber den Regie­
rungschef besonders hart treffen muß: die drei unabhängigen

%Experten gehörten zu der Mehrheit.
Das 800 Seiten dicke Gutachten der Energiekommission, 

die in fünf Unterkommissionen gearbeitet hatte, wurde im 
März 1978 vorgelegt - dabei stand der Teilbericht über Si­
cherheitsfragen noch aus. Der Vorsitzende der Kommission 
vertrat jedoch die Meinung, daß der SicherheitsheriehtE. nnichts Wesentliches ändern würde. Der Abschlußbericht wurde 
von 1o der 15 Kommissionsmitglieder völlig und von 12 in 
den wesentlichen Aspekten unterstützt. Die beiden Repräsen_ 
tanten der Zentrumspartei (darunter Birgitta Hambraeus) und 
der Vertreter der Kommunisten (Per Kågeson) waren in der 
Minderheit. Im Gutachten wurde betont, daß die Nutzung von 
Öl und Kohle als Energiequelle größere Umweltprobleme mit 
sich bringe als Atomkraft, und die Probleme, die mit der 
Endlagerung des hochradioaktiven Abfalls verbunden sind, * 4

^Neue Zürcher Zeitung vom 19.1.1978.
^Vgl. Sandström 1978b, S .6 und Wikdahl 1979, S.'5.
Neue Zürcher Zeitung vom 19.1.1978.

4Vgl. Westmann 1979» S.253*
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wurden als lösbar angesehen. Der Vorsitzende der Sicher­
heitsgruppe der Energiekommission Björn Kjellström, der 
die Arbeit dieser Unterkommission erst im Juni 1978 .für 
abgeschlossen erklärte, warf der Energiekommission vor, 
die Kritik an den vorliegenden Ergebnissen des KBS-Projekts 
der Atomindustrie nicht-genügend auf genommen und die Un- 
sieherheitsfaktorsn im Falle eines größeren Unfalls zu wenig 
berücksichtigt zu haben. "Kjellström vertrat die Meinung, 
daß die Energiekommission unlogische Schlüsse vorgelegt hat: 
Zuerst seien die Risiken benannt worden, dann sei man aber 
mit Scheuklappen das Material durchgegangen und zu falschen 
Resultaten gekommen• Somit entstehe der Eindruck, daß das 
Ergebnis, nämlich der energiepolitische Beschluß von 1975, 
schon im voraus f e s t ge st ariden habe. 1 11

Die Mehrheit der Energiekommission räumte den Atom- 
kraftgegnern zwar ein, "daß ein vorübergehender Bauaufschub 
für die Aggregate 11 bis 13 diskutierbar sei, an eine prin­
zipielle Kursänderung könne jedoch nicht vor Ende des näch- 
sten Jahrzehnts gedacht werden." Diese Ansicht schien nicht 
zu dem überraschenden Ergebnis der Kommissionsarbeit zu 
passen, daß die At omkraftproduktion fast nichts an dem Haupt­
problem der schwedischen Energieversorgung, der Abhängig­
keit vom teuren Erdöl, ändert: "Bis 1985 muß weiterhin Erd­
öl in einer Quantität importiert werden, die zwei Drittel 
des schwedischen Primärenergiebedarfs deckt. Und noch 199o , 
nach der Erschließung neuer Energiequellen wie Sonnen- und 
Windkraft, rechnet die Kommission mit einem Ölimport, der 
nach Abwicklung der Kernkraft 56$ der Gesamtenergiezufuhr
beträgt; und 49$, falls alle betriebenen oder geplantendieReaktoren auf Hochtouren laufen. Auch für die Neustruktu­
rierung einer gesicherten zukünftigen Energieversorgung

1 Vgl. Wikdahl 1979, S.5.
^Westmann 1979, S.233f.
^Neue Zürcher Zeitung vom 19.1«1978«



-7 9 -

anfallenden Aufwendungen - Investitionen und Betriebs­
kosten - bleiben sieb im großen und ganzen gleich, egal, 
ob man alle 13 Reaktoren baut oder stillegt."

Am Ende hatte die Energiekommission zwar eine Riesen­
menge an (widersprüchlichem) Faktenmaterial zur Energiever­
sorgung produziert und" Argumente formuliert, aber nicht dazu 
beigetragen, die grundlegenden politischen Gegensätze in der 
schwedischen Energiepolitik aufzulösen* Die Verschiebung der 
Energie- und Atomkraftdebatte auf die Expertenebene hatte 
das Gegenteil von dem bewirkt, was Regierungschef Fälldin 
und Energieminister Johansson mit ihr bezweckten - das Er­
gebnis der Kommissionsarbeit hatte höchstens den Effekt, 
die für Ende 1978 geplante Parlamentsdebatte hinauszuschie­
ben, "um denParlamentariern eine Chance zu geben, einiges 
von dem Material zu lesen, das sie so großzügig unterstützt 
haben" • Insgesamt stellte das Ergebnis der Kommissions­
arbeit eine weitere politische Niederlage für die Zentrums-

XPartei dar , und der "Kommentar von Ministerpräsident Fäll­
din, die sozialdemokratischen, konservativen und liberalen
Ausschußmitglieder hätten bewußt einen Mehrheitsstandpunkt. 4-auf Kosten der Klarheit formuliert, trifft m s  Schwarze."

Angesichts dieser politischen Entwicklung mußte den 
Zentrumspolitikern klar sein, daß der Desillusionierungs­
prozeß, der bei den Atomkraftgegnem mit der Inbetriebnahme 
von Barsebäck 2 eingesetzt hatte, und der durch die Ergebnis­
se der Energiekommission weitergetrieben wurde, nich durch 
s y m b o l i s c h e  Regierungshandlungen aufgehalten 
werden konnte, wie zum Beispiel die Umbenennung des staatli­
chen Forschungsunternehmens AB Atomenergi in Studsvik Ener­
giteknik AB: Der neue Name sollte die Ausweitung der For­
schungsarbeit über Kerntechnik hinaus auf andere Bereiche

^Orth 1 978i S•61 *
^Jamison 1977> S.$4.
^Vgl. Leigonhufvud 197.9» S.1o4.
Neue Zürcher Zeitung vom. 1.4.1978.
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der Energietechnik zum Ausdruck bringen — eine iJmorientie—
rung, die schon unter der sozialdemokratischen Regierung 

>1begonnen hatte!
Der im Herbst 1978 in der bürgerlichen Koalition auf­

brechende Konflikt war in den ersten Monaten nach der Re­
gierungsbildung durch.Kompromisse latent gehalten worden, 
aber seine Eskalation kündigte sich schon im Frühjahr 1977 
an, als die Träger der geplanten Atomkraftwerke Forsmark 3 
(überwiegend im Besitz von Statens Vattenfallsverk) und 
Oskarshamn 3 (überwiegend im Privatbesitz) staatliche Bürg­
schaften forderten - sie wollten diese noch schnell garan­
tiert bekommen, da nach Inkrafttreten des Bedingungsgesetzes 
der größte Teil des finanziellen Risikos für die Atomkraft­
werke , mit deren Bau erst begonnen wurde, auf die Elektri­
zitätsgesellschaften überging. Der Streit innerhalb der Ko­
alition und mit den Trägern der Kernkraftwerke ging darü­
ber, ob die betreffenden Reaktoren vor Inkrafttreten des Be­
dingungsgesetzes schon in Bau oder - wie Energieminister 
Johansson meinte — noch auf dem Reißbrett wären. Die Zen­
trumspolitiker sprachen sich gegen staatliche Bürgschaften 
aus, während die Liberalen und die Konservativen die Ansicht
vertraten, daß diese den Elektrizitätsgesellschaften ver-psprochen wären. Die Volkspartei und die Moderate Sammlungs­
partei wollten vor allem das internationale Renommee des 
an Export interessierten schwedischen Konzerns ASEA-Atom 
nicht auf Spiel setzen, dessen Kernkraftkompetenz schwin­
den würde, stoppte man das Forsmark 3 - Projekt, aber erhal­
ten bliebe, wenn dieser Reaktor gebaut und mit ihm ein Re­
ferenzobjekt für neue fortgeschrittene Technik geschaffen 
würde. Diese Auseinandersetzung hatte noch einmal mit 
Regierungskompromiß geendet, der beinhaltete, "daß das 
te Aggregat in Forsmark weiter auf ‘Sparflamme1 gebaut * 2 3

^Vgl. Sandström 1978b, S.9 und ders..1979, S.3*
2Vgl. Handelsblatt vom 29*3.1977«
3V gl. LelJonhujfvud 197?, S .7 6 .
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den soll. 1’1

Besonders die konservative Parteiführung war während
der ganzen vierten Phase der schwedischen Energie politik
stark an Kompromissen in der Kernkraftfrage interessiert,

2 .um die Dreiparteienregierung zu retten , denn diese Kon­
stellation war für sie die einzige Möglichkeit, überhaupt 
an der schwedischen Administration beteiligt zu sein. Die 
Liberalen zeigten sich 1978 ebenfalls kompromißbereit, 
nachdem ihr Abgeordneter Carl Tham zusammen mit dem Kon­
servativen Anders Wijkman die energiepolitische Linie der 
bürgerlichen Atomkraftfreunde innerhalb der Energiekommis— 
sion erfolgreich verteidigt hatte • Sie rückten von ihrer 
Konfrontationspolitik ab, als bei Meinungsumfragen große 
Stimmenverluste der Zentrumspartei und bedrohliche Stimmen-4gewinne der Sozialdemokraten zum Ausdruck kamen , die die 
Position des gesamten Bürgerblocks wesentlich verschlech­
terten: Bei einer Wahl 1978 hätten die Sozialdemokraten zu­
sammen mit den Kommunisten die Mehrheit der Stimmen zurück­
erobert. Aus diesem Grund war der neue Kompromiß, den die 
Parteispitzen Ende September 1978 aushandelten, wahltaktisch 
bedingt. Er bezog sich auf die schon seit einiger Zeit fer­
tiggebauten Reaktoren Ringhals 3 und Porsmark 1, die nach 
Barsebäck 2 als siebtes und achtes schwedisches Atomkraft­
werk in Betrieb genommen werden sollten: Ihre Träger hatten 
im Frühjahr auf der Grundlage des im Dezember 1977 vorgeleg­
ten ersten KBS—Rapports der Atomindustrie von der Regierung 
die Betriebsgenehmigung gefordert.

Im ”gigantischen KBS-Projekt"^, für das die drei Ener­
gieunternehmen Vattenfall, Sydkraft und Oskarshamn Kraft- 
grupp 58 Millionen Kronen aufwendeten^, hatten sich die etws 
47o beteiligten Personen hauptsächlich damit beschäftigt, 
die eine Alternative des Bedingungsgesetzes zu erfüllen:

^Nordisk Kontakt 9/1977» S.561.
^Vgl. Leijonhufvud 1979» S.9*
^Vgl. ebd., S.looff.
Sgl. Nordisk Kontakt 9/1978, S.571•
^Leijonhufvud 1979» S.145.
^Vgl. Sandström 1978a, S.2 und ders. 1978b, S.6.
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die sichere Endlagerang des radioaktiven Abfalls« Die 
vorgeschlagene Lösung des Problems, nach der der Atommüll 
verglast, mit einer Hülle aus Stahl, Bei und Titan umgeben 
und 5oo Meter tief im schwedischen Berggestein gelagert 
werden sollte, war von den beiden von der Energiekommission 
mit der Überprüfung des KBS-Rapports beauftragten Experten 
kontrovers diskutiert worden« Damit sah Fälldin die Voraus­
setzung für die Be Griebsgenehmigung für Ringhals 3 und 
Forsmark 1 nicht erfüllt: Er wollte der Inbetriebnahme nicht 
zustimmen, solange noch Experten in Schweden oder im Ausland 
auf Grund wissenschaftlicher Untersuchungen Zweifel äußer­
ten, daß das Abfallproblem gelöst werden könnte« Während der 
sozialdemokratische Oppositionsführer Olof Palme die Hal­
tung des Zentrumsführers mit den Worten ablehnte, daß Fäll­
din einem oder beiden Experten faktisch ein Vetorecht bei 
der Inbetriebnahme weiteter Aggregate einräume, wo es doch 
in der Weltgeschichte noch nie vorgekommen sei, daß alle 
Wissenschaftler übereinstimmten, reagierten die beiden atom- 
kraftbefürwortenden Koalitionspartner bemerkenswert zurück­
haltend und betonten, "daß jede solide Kritik an den Ver­
wahrungsmethoden ernst genommen werden müsse. Der neue li­
berale Parteichef 01a Ullsten sprach kürzlich von ’Vorsicht' 
bei der Ausnützung von Kernkraft1 , während die liberale For­
mel früher ’vorsichtiger Ausbau der Kemkraft' gelautet hat­
te« Der konservative Parteiführer Gösta Bohman gab sich im 
Reichstag verhältnismäßig kernkraftskeptisch und stellte die 
Sicherheitsaspekte über die wirtschaftlichen Abwägungen. Der 
Parteisekretär der Konservativen stellte vor kurzem gar
weitgehende Konzessionen in Aussicht, um die Regierung zu

2retten, die andere wichtige Aufgaben zu lösen habe."
Im Sommer 1978 spitzte sich der Streit um die beiden 

Atomkraftwerke Ringhals 3 und Forsmark 1 zu, als die Kern­

^Vgl. Wikdahl 1979» S.9. Die Forschungsarbeiten zur Ein­
kapselung des Atommülls wurden von ASEA durchgeführt, 
aber vom Staat bezahlt. (Vgl. Westmann 1979» S.238).
Neue Zürcher Zeitung .vom 15.4-.1978«

1
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kraftindustrie Schadensersatzforderungen in Milliardenhöhe 
anmeldete, und der Oppositionsführer Palme einen parlamen­
tarischen Mißtrauensantrag für den Fall androhte, daß der 
Regierungschef einen Beschluß Weiter hinauszogerte» Auf 
diese Weise unter Kompromißdruck gesetzt, waren es diesmal 
die Atomkraftbefürworter in der Regierung, die dem Koali­
tionspartner entgegenkamen, und der bekannte atomkraftkri— 
tische Journalist von Dagens Nyheter Olle Alsén kommentier­
te das verhalten des konservativen Parteiführers: "Gösta 
Bohman ist ein unerwartetes Sicherheitsrisiko für die Freun- 
de der Kernkraft." Der Jurist Bohman arbeitete einen Korn— 
promißvorschlag aus, nach dem die Koalition die Betriebsge­
nehmigung für das siebte und das achte schwedische Atom­
kraftwerk (noch) nicht erteilen könnte, weil die Forderung
des Bedingungsgesetzes nach sicherer Endlagerung des hoch-

wradiokktiven Abfalls nicht (ganz) erfüllt sei.'-' Der Köm- 
promißbeSchluß der Parteiführer beinhaltete dann, daß die 
Reaktoren Ringhals 3 und Forsmark 1 erst geladen werden 
könnten, wenn neue Bohrungen im schwedischen Berggestein 
einen sicheren Verwahrungsplatz für die Endlagerung des 
Atommülls naehwiesen. Angesichts dieser taktischen Positions 
Veränderung der Liberalen und der Konservativen, die in ih­
rem sogenannten "weichen Nein" zum Ausdruck kam, sprach der 
Sozialdemokrat und Atomkraftfreund Palme von "politischen 
Bohrlöchern"^.Mit diesem Parteienkompromiß war der Zentrums­
partei erneut ein Verzögerungsmanöver gelungen, ohne daß sie 
sich von ihrem grundsätzlichen Dilemma befreien konnte: 
Schon in wenigen Monaten mußte erneut eine Entscheidung 
getroffen werden, und "sollten die beiden Reaktoren dann 
grünes Licht erhalten - kritisch bleibt die Frage, ob vor 
oder nach den Wahlen 1979 -, dürften auch die beiden heute 
fast fertiggebauten Aggregate Ringhals 4- und Forsmark 2 ge-

Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 21.8 .1978»pDagens Nyheter vom 13«9•1978.
^Vgl. Leijonhufvud 1979 9 S.152f. 
vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 3»Io.1978-
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startet werden. Über die Zukunft des elften Reaktors, Fors—
'lmark 3, konnte sich die Regierung nicht einigen,"

Wirtschaftsminister Bohman meinte während der Verhand­
lungen mit den Koalitionspartnern, daß die Regierung unlo­
gisch handelte, wenn sie neue Werke stoppte, die alten aber 
stehen und brodeln lassen würde, Ministerpräsident Fälldin 
schien sich nach zweijähriger Regierungs zeit an die Kom­
promißpolitik gewöhnt zu haben, denn er betonte seinerseits,
"daß er mit seinen Einwänden rieh d e f i n i  t i v  nein

2 KjBMM T I I ' " ' HK ■ ■zur Aufladung sagen will" . Er wurde erst durch eigenmach-3tige Aktivitäten seines Energieministers Johansson^ auf Kon­
frontationskurs geschickt: Als die Parteiführer Fälldin, Boh 
man und Ullsten die Ergebnisse ihrer langwierigen Verhand­
lungen erläuterten und eine Verlautbarung herausgaben, ließ 
Johansson eine Liste verteilen, auf der in fünf Punkten prä­
zisierende Forderungen zu den vereinbarten Gesteinsbohrungen 
aufgestellt waren. Fälldin unterstützte Johanssons Vorgehen 
nachträglich auf einer Sitzung des sogenannten Vertrauens— 
rates der Zentrumspartei, eines Informations- und Koordi­
nier ungsgremi ums mit Vertretern der Parteispitze, der Reichs 
tagsfraktion, der Distriktorganisationen und weiterer Partei 
verbände • Nacht rüg 1-i c h auch von der Partei sanktioniert, 
forderte Johansson wenige läge bevor die Regierung auf der 
Grundlage des Parteienkompromisses den formellen Beschluß 
über die (abgelehnten) Betriebslizenzen für Ringhals 3 und 
Forsmark 1 fassen wollte, "daß das Berggestein, in dem die 
VerwahrungsStätte durch die neuen Bohrungen ausfindig ge­
macht werden soll, gewisse, präzise Bedingungen hinsichtlich 
anfälliger Mineralvorkommen, geologischer Stabilität, der 
Grundwasserdurchlässigkeit und der chemischen Zusammenset­
zung des Grundwassers erfüllen muß. Diese Konditionen, die 
im Parteienkompromiß nicht erwähnt wurden, sollen nach An-

Neue Zürcher Zeitung vom 2.10.1978» 
2LeiJonhufvud 1979, S.135.
^Vgl. Vedung 1979, S.€>,8ff.
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sicht Johanssons im Regierungsbeschluß aufgeführt werden.
Der praktische Effekt von Johanssons Vorstoß ist, daß die 
mühsam erkämpfte Einigkeit der Parteichefs erneut in Präge 
gestellt wird. Es scheint sich der Verdacht zu bestätigen, 
daß die Zentrumspartei weiter versuchen wird, die Betriebs— 
bewilligungen für die beiden Reaktoren bis über die Wahlen* . Jfim nächsten Jahr hinaus zu blockieren."

Die Verärgerung der liberalen und konservativen Re— 
gierungsmitglieder, die nach außen hin zunächst Zurückhal­
tung zeigten, über ihren eigenwilligen Kabinettskollegen 
kam vermittelt dadurch zum Ausdruck, daß von verschiedenen 
ihnen nahestehenden Tageszeitungen der Rücktritt des Euer— 
gieministers gefordert wurde. Dieser hatte im Sinne der 
Parteibasis des Zentrums gehandeltund einen innerparteili­
chen Stein ins Rollen gebracht: Auf der Vertrauensratssit— 
zung herrschte eine agitatorische Stimmung - die (ca. 2oo) 
Teilnehmer forderten das sofortige Ende der Kompromißpoli—
tik und als Ausdruck dessen den unmittelbaren Baustopp für 

2Forsmark 5« Um den Druck der Parteibasis zu entsprechen, 
wiederholte Fälldin den Koalitionspartnern gegenüber die 
Forderung nach einer Volksabstimmung über dieses seit langem 
umstrittene Atomkraftwerk, der sie bei den Kompromißverhand­
lungen Ende September nicht zugestimmt hatten. "Was die Koa­
lition zu Fall brachte, war nach der Version der Zentrums— 
Partei, daß Konservative und Liberale eine V o l k s a b ­
s t i m m u n g  über den weiteren Ausbau der Kernkraft ab­
lehnten - was konkret ein Volksentscheid über das elfte 
Aggregat, Forsmark 3, bedeutet hätte. Johansson betonte 
nach dem Scheitern der Verhandlungen, die Zentrumspartei 
hätte gar zwölf oder fünfzehn Reaktoren akzeptiert, aber
nur unter der Bedingung, daß ein diesbezüglicher Volksent-*scheid Vorgelegen h ä t t e . Trotz des Sturzes einer b ü r -

Neue Zürcher Zeitung vom 5.10.19 7 8.
^Vgl. Leijonhufvud 1979-, S.167.
^Neue Zürcher Zeitung vom 9*1o.1978
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g e r l i e h e n  Regierung reagierte die schwedische Bör­
se äußerst positiv auf den Rücktritt des Ministerpräsiden­
ten Pälldin: "Über eine lange Zeit hinweg hatte er die schwe 
dische Kernkraftindustrie mit ihren Milliarden-Investitionen 
im dunkeln tappen lassen, so daß nun gerade diese Branche 
neue Hoffnung schöpft. Vom Kursanstieg hat dann auch vor 
allem das halbstaatliche Reaktorunteraehmen ASEA-Atom pro­
fitiert."^

Die Kompromißbereitschaft der Liberalen und der Kon­
servativen v o r  der Aktion des Zentrumspolitikers Johans­
son, dem der neue Vorsitzende der Volkspartei Ullsten auf
einer Pressekonferenz nach Fälldins Rücktritt offen die

2Schuld an der Entwicklung gab , ist nur durch ihre Befürch­
tung zu erklären, daß die Sozialdemokraten nach dem Sturz 
der bürgerlichen Dreiparteienkoalition die Regierungsmacht 
zurückgewännen, und damit wieder die Möglichkeit bekämen, 
die "Kernkraftgesellschaft"^zu verwalten. Bei einer Volks­
abstimmung über Forsmark 3 wäre zu diesem Zeitpunkt ein für 
die Atomkraftfreunde befriedigendes Ergebnis zu erwarten ge­
wesen, denn schon seit mehreren Monaten waren die Atomkraft— 
befürworten in der schwedischen Bevölkerung wieder in der 
Mehrheit: Wie das schwedische Meinungsforschungsinstitut 
SIPO im Frühjahr 1978 ermittelte, standen 46 Prozent der 
Wähler hinter Palmes Atomprogramm, während nur 32 Prozent 
Fälldins Linie unterstützten. Vor der Wahl 1976 hatte Palme 
nur 3o Prozent der Wähler und Fälldin noch 48 Prozent hin— 
ter sich gehabt. Die Auswertung von zwei Untersuchungen 
mit unterschiedlichen Fragestellungen über die Entwicklung 
der Einstellung der schwedischen Bevölkerung zur Kernkraft 
in der vierten energiepolitischen Phase, also von Fälldins 
Regierungsübernahme bis zu seinem Rücktritt, hatte folgen­
des Ergebnis:

AFrankfurter Allgemeine Zeitung vom 11.1o.1978.
^Vgl. Leijonhufvud 1979» S.183.
^In Schweden wird allgemein dieser Ausdruck benutzt; 
auch Robert Jungks Büch "Der Atom-Staat" wird als "Kärnkraftsamhället" (Die Kernkraftgesellschaft) zi­
tiert. (Vgl. Lohmann 1979» S.77)* Zur Verwendung des Begriffs "Kernkraft" statt "Atomkraft" vgl. Adler— 
Karlsson 1979» S.13.
^Vgl. Nordisk Kontakt 8/1978, S.515»
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Ber Anteil der Kernkraftgegner fing nach der Wahl 1978 an 
zu sinken, von ca« 55 Prozent unmittelbar nach dem Zustande­
kommen der bürgerlichen Regierung Fälldin über 4-9 bis 4-6 
Prozent ein Jahr später im September 1977 auf ungefähr 4-0 
Prozent im Spätsommer 1978. Gleichzeitig erhöhte sich der 
Anteil der Kernkraftbefürworter von ca. 25 Prozent gleich 
nach der Wahl auf 35 bis 4o Prozent am Ende des Sommers 
1979. Ihr Anteil hatte sich in dieser Zeit vor allem unter 
den Wählern der liberalen und der konservativen Partei er­
höht. Die Volkspartei und die Moderate Sammlungspartei hat­
ten gleich nach ihrer Regierungsübernahme aufgehört, ihr 
energiepolitisches Profil aus taktischen Gründen diffus zu 
halten und begonnen, ihr Atomprogramm offensiv zu vertreten. 
"Die Meinungsbildungsarbeit hat sich gelohnt. Die Partei­
führungen der Volkspartei und der Moderaten haben heute bei 
ihren Wählern mehr Unterstützung für ihre auf Kernkraft 
setzende Politik, als sie jemals gehabt haben. Es ist zu 
früh, sich dazu zu äußern, welchen Effekt der Sturz der Re­
gierung Fälldin auf die Kemkraftmeinung haben kann. Die 
neue, freie Stellung des Zentrums ermöglicht es der Partei, 
wieder eine offensive Energiedebatte zu führen, und den 1nachgebenden Widerstand gegen die Kernkraft zu stärken."

Andere meinungsbildende Kräfte als die politischen Par­
teien, zum Beispiel die Experten, die Journalisten und die 
Umweltgruppen, hatten in der vierten Phase der schwedischen 
Atomkraftdebatte eine vergleichsweise geringe Rolle ge—p *spielt. Die Kernkraftkritiker blieben jedoch nicht einfluß­
los, den innerhalb der sozialdemokratischen Partei zum Bei­
spiel erhöhte sich der Anteil der Atomkraftgegner. Vor allem 
das kompromißbereite Verhalten der liberalen und der kon­
servativen Parteispitze hatte bewirkt, daß der sozialdemo­
kratischen Parteiführung vorgeworfen wurde, sie berücksich—

^Holmberg 1979, S.12. 
2VgI. ebd., S.12f.



- 8 8 -

tigten die Sicherheitsfrage noch weniger als die bürgerli­
chen Atomkraftbefürworter, In dieser Situation kam der in­
nerparteilichen Oppositionsgruppe SAFE die Funktion eines 
Auffangbeckens zu: Durch sie gelang es, die sozialdemokra­
tischen Anhänger, die sich zu Kritikern des Atomprogramms 
entwickelt hatten, weiterhin an die Partei zu binden und 
ihren Protest zu kanalisieren. Ob es auch gelang, die Sym­
pathie der 1976 an die Zentrumspartei verlorenen Wähler zu- 
rückzugewinnen, ist zweifelhaft, denn die Ergebnisse der 
Meinungsumfragen deuten an, "daß die Popularitätsverluste
der Zentrumspartei auf AbSprüngen von Atomkraftbefürwortern•jund nicht von desillusionierten Nukleargegnern beruhen" •

Um die Entwicklung zu erhellen und ansatzweise erklä­
ren zu können, müssen die Ergebnisse der Meinungsumfragen 
und WählerUntersuchungen weitgehender interpretiert werden, 
als es in der (vorliegenden) Literatur geschehen ist:
1. Die so z ialdemokratis che Partei hatte 1976 2,3 Prozent 

ihrer Wähler an die Zentrumspartei verloren, davon ein
Prozent wegen der Kernkraftfrage und 1,3 Prozent auf2Grund anderer Faktoren.

2. Unter denjenigen Wählern, die zur Zentrumspartei auf 
Grund anderer Themen als der Atomkraftfrage gewechselt 
hatten, waren sicherlich viele Kemenergiebefürworter, 
die bei ihrer Meinung blieben, und für die die sozial­
demokratische Partei auch auf Grund anderer Faktoren 
jetzt wieder attraktiv wurde.

3. Wenn das Ergebnis stimmt, daß sich vor allem die Atom- 
kraftb e f ü r w o r t e r  von der Zentrumspartei ab­
wandten ( und diese Entwicklung ist plausibel, denn für 
die Atomkraftg e g n e r war Fälldins Partei auch wei­
terhin das kleinere Übel ), und wenn es den Sozialdemo­
kraten tatsächlich gelungen war, die Sympathie derjeni-

^Neue Zürcher Zeitung vom 28»9.197®* *
*Vgl. Holmberg u.a. 1977» S.130.
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gen Wähler zurückzugewinnen, die das Zentrum 1976 auf 
Grund ihrer Gegnerschaft zur Atomenergie gewählt hatten, 
dann haben sich diese Wähler - möglicherweise durch das 
Beschäftigungsargument angesichts der Wirtschaftskrise - 
von der sozialdemokratischen Parteispitze überzeugen 
lassen, daß ihre ursprüngliche Haltung zur Kemkraft 
die "richtigere" war« Sie haben ihre Meinung wieder ge­
ändert und sind zur atomkraft befürwort enden SAP zurück- 
gekehrt, oder sie haben, falls sie gleich zu Beginn des 
Politisierungsprozesses zu den Kernkraftgegnern gehörten, 
ihre Einstellung grundsätzlich geändert.
Wenn diese Interpretation zutrifft, dann ist auch Fäll— 

dins Kompromißbereitschaft gegenüber seinen atomkraftbefür­
wortenden Koalitionspartnern gegenüber zu erklären: Er woll­
te versuchen, den Abwanderungsprozeß der Kernkraftbefür­
worter von seiner Partei zu den Sozialdemokraten aufzuhal­
ten. Vor diesem Hintergrund muß auch seine Verhaltensän­
derung, der Wechsel zum Konfrontationskurs im Oktober 1978* 
gesehen werden, der durch sein Ultimatum (Porsmark 3 stoppen 
oder Volksabstimmung durchführen) zum Ausdruck kam. Durch 
die begründete Annahme, daß es die B e f ü r w o r t e r  
der Atomenergie waren, die der Zentrumspartei ihre Loya­
lität aufkündigten, erscheint Pälldins Rücktritt in einem 
neuen Licht; bisher dominierte in der spärlichen deutsch­
sprachigen Literatur folgende Interpretation: "Die Folgen 
der Kompromißpolitik ließen sich für die Zentrumspartei 
an dem regelmäßig veröffentlichten 1 Wählerbarometer' des 
SIFO-Instituts deutlich ablesen.Aus den 76er Wahlen war die 
Partei mit 24,1 Prozent als absolut stärkste bürgerliche 
Gruppierung hervorgegangen, Hach gut zweijähriger Regierungs* 
praxis lag sie im September 1978 nach Meinungsumfragen bei 
15,5 Prozent und damit zu jenem Zeitpunkt noch hinter den 
Konservativen. Der fast zehnprozentige Substanzverlust muß 
für Fälldin das Signal gewesen sein, keine weiteren Kom­
promisse mehr einzugehen, um nicht der energiepolitischen
Betrugsthese im Hinblick auf die nächsten Wahlen (in Schwe-

1den alle drei Jahre) weiteres Material zu liefern." Genau

^Kasten 1979a, S.28.
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diese Interpretation seines Rücktritts hatte Fälldin be­
zweckt, als er auf seiner Pressekonferenz nach dem Sturz 
seiner Regierung betonte, daß Kompromißpolitik dort an Gren­
zen stößt, wo die Partei "ihre Seele verliert. Es weckt 
Sympathien bei den Wählern, daß wir die Courage haben, für 
unsere Sache einzustehen."

Angesichts der Tatsache, daß die Meinungsumfragen des 
SIFO-Instituts der Zentrumspartei schon seit Monaten große 
und kontinuierliche Sympathieverluste anzeigten (April 1977* 
2o,5 Prozent; Januar 1978: 2o Prozent; April 1978: 18,5 Pro—pzent ), fragt man sich doch, warum Fälldin die Kompromiß­
politik nicht schon früher aufgekündigt hatte. Die Erklä­
rung seiner Verhaltensänderung in Richtung auf Konfronta­
tion mit den atomkraftbefürwortenden Koalitionspartnern muß 
bei den i n n e r p a r t e i l i c h e n  M a c h t v e r ­
h ä l t n i s s e n  ansetzen: Fälldin wurde - vermittelt 
durch Energieminister Johansson - von gewichtigen Teilen 
der Parteibasis unter Druck gesetzt.

Diese Entwicklung war für Fälldin im Grunde schon zu 
Beginn seiner Regierungszeit, bei den Verhandlungen, die dem 
ersten Kompromiß (über Barsebäck 2) vorausgingen, abzusehen. 
Damals hatte der Sprecher der Jugendorganisation CUF, Ljung­
gren, der wie sein Verband bis dahin fest davon überzeugt 
gewesen war, daß der Parteivorsitzende Fälldin nie einen 
Kompromiß in der Kernkraftfrage schließen würde, die Mei­
nung vertreten, daß es besser wäre, eine Minderheits- oder 
gar keine Regierung zu bilden, als einen Kompromiß zu 
schließen, der Betrug am Wähler bedeutete: "Die Moderaten 
und die Volkspartei werden fortfahren, uns in dieser Frage 
zu piesaken!" Schließlich setzte Ljunggren das innerpartei­
liche Gewicht des CUF dafür ein, daß der Energieminister­
posten mit dem damaligen Abgeordneten Johansson, der früher

^Zit. nach Leijonhufvud 1979, S.185.
^Vgl. Nordisk Kontakt 9/1978, S.57^*
^Zit. nach Hammerich 1977, S.232.
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selbst Sprecher des Jugendverbandes gewesen war, besetzt
awurde. Der ”progressive Technokrat" Olof Johansson hatte 

seitdem eine Brückenfunktion zwischen dem atomkraftkriti­
schen Jugendverband, der allein schon zahlenmäßig für die 
Partei von großer Bedeutung ist, und der staatstragenden 
Parteispitze, Er selbst, gehörte aber auch zum staatstragen- 
den Teil der Zentrumspartei und hatte als Energieminister 
zu verantworten, daß die Regierung der endgültigen Inbe­
triebnahme von Barsebäck 2 zustimmte. Vorangegangen war (im 
Herbst 1977) der von den Atomkraftgegnern heftig kritisierte 
Vertragsabschluß zwischen Sydkraft und der französischen 
COGEMA (Compagnie Générale de Matiéres Nucléaires) über die 
Wiederaufarbeitung der abgebrannten .Brennstäbe, mit dem die 
Regierung Pälldin die Auflagen des Bedingungsgesetzes erfüll* 
sahen.^

Auf dem Parteitag des Zentrums im Juni 1978? auf dem 
die CUF-Re präsentanten die Aufkündigung der Regierungs­
zusammenarbeit forderten, war die Parteibasis "militanter 
in der Energiefrage als beide, Pälldin und Johansson", 
Anders Ljunggrens Engagement gegen die Atomkraft hatte sich 
im Zuge der Desillusionierung über die Parteispitze erhöht, 
und er brachte im August 1978 einen neuen Atomkraftbericht 
einer amerikanischen Regierungskommission in die außerpar­
lamentarische Debatte, der seiner Meinung nach "Sprengstoff" 
war, und dessen erster Satz ein neues Argument gegen die 
Kernenergie beinhaltete: "Im Gegensatz zu einer weit verbrei­
teten Auffassung ist Kernkraft nicht länger eine billige 
Energiequelle." Im September 1978, als sich der neue Kom­
promiß zwischen den Koalitionspartnern abzeichnete, nahm 
Ljunggren direkten Kontakt mit dem Personenkreis um Pälldin 
auf und drohte, die Präge der Parteiführung zu aktualisie­
ren, wenn Fälldin der Aufladung weiterer Atomkraftwerke zu—

^Jamison 1977» S.34.pCa. 2o Mitglieder des CUF fuhren im Dezember 1977 zum Wiederaufarbeitungszentrum La Hague, um sich ein kri­
tischeres Bild zu machen, als es die Energiekommission 
getan hatte, die einige Wochen vorher auch in Frank­
reich (aber nicht in La Hague!) gewesen war. (Vgl.
Anér 1979» S.61 und 65)*
^Nordisk Kontakt 12/1978, S.757*
^"Nuclear Power Costs. Twenty-third Report by the Com­mittee on Government Operations, together with Additio-

Portsetzung nächste Seite
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stimmen würde — anders wäre die Kluft zum Jugendverband. 1niciit mehr zu überbrücken.
Hier lag die große Chance für Olof Johansson, sich 

gegenüber Fälldin vor der Parteibasis zu profilieren, und 
dem in seiner Position als Parteivorsitzender bedrohten Mi­
nisterpräsidenten blieb nichts anderes übrig, als auf Jo­
hanssons Konfrontationskurs einzuschwenken: "Offensichtlich 
beurteilte Fälldin seine eigene Stellung in der Partei als 
zu schwach, um den beim Jugendverband und dem Umweltschutz— 
flügel - den ’grünen Khmer* - populären Energieminister 
kaltzustellen. Weil Fälldins unkluger Antikernkraft-Pathos 
im Wahlkampf und die eigenartigen, nicht minder theatrali­
schen Rücktrittserwägungen im Mai dieses Jahres überdies . 
seine Position bei den Agrargruppen und dem Holzwirtschafts­
flügel der Partei beeinträchtigt hatten, konnte der Regie—

. . .  ,2rungschef keine Gegengewichte mobilisieren."
Fälldin hatte die Wahl gehabt, die sein politisches 

Überleben bedeutete, und sich für die dritte der folgenden 
Entwicklungsmöglichkeiten entschieden:
1. Fälldin bleibt Regierungschef und macht weiter Kompro­

mißpolitik. Die Parteibasis/Zentrumsjugend kündigt ihm, 
jedoch nicht der Partei, ihre Loyalität auf und wählt 
den zurückgetretenen Energieminister Johansson zum neuen 
Parteiführer. Damit bleiben der Zentrumspartei die Stim­
men der Atomkraftgegner erhalten — angenommen, sie setzen 
weiterhin auf die parlamentarische Strategie — und spä­
testens nach der Reichs tags wähl 1979 wäre Fälldin weg 
vom Fenster, weil das möglicherweise erneut der Zentrums­
partei zufallende Staatsministeramt dem Parteivorsitzen­
den zukommt.

2. Fälldin bleibt Ministerpräsident. Er setzt ohne Energie-

Portsetzung:
nal, Minority and Dissenting Views. April 26,1978"; zit 
nach Anér 1979? S.119* Ljunggren übergab den Bericht Sven Anér zwecks Verbreitung der neuen Information in 
der Volkskampagne gegen Atomkraft.
^Vgl. Leijonhufvud 1979, S.142.
PIn diesem Kommentar der Heuen Zürcher Zeitung vom 
9.1o.1978 sind die innerparteilichen Gruppierungen
angesprochen, die in Kapitel 4.4 dieser Arbeit (Die 
Zentrumspartei) systematisch untersucht werden.
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minister Johansson seine Kompromißpolitik fort und damit 
die Position des Zentrums im Parteiensystem aufs Spiel, 
denn die Zentrumsjugend glaubt nicht daran, daß sich mit 
Johansson an der Parteispitze etwas ändern würde, zieht 
sich aus der Partei zurück und engagiert sich nur noch in 
außerparlamentarischen Aktionen, Pälldin bleibt zwar Par­
te ivorsitzender , verliert aber die Wahl 1979» weil sich 
die Wählerschaft des Zentrums nun auch noch um die Atom­
kraft ge gner verringert, und die Zentrumspartei wird zur 
kleinsten bürgerlichen Partei, was ebenfalls Pälldins 
politisches Ende bedeutet,

3. Fälldin tritt zurück, bleibt Parteivorsitzender, ermun­
tert seine Parteijugend sogar zu begrenzten außerparlamen 
tarischen Aktionen (wie 1976) und bindet so einen gros­
sen ®eil der Anti-AKW-Bewegung an seine Partei, Diese er­
hält sich so zumindest die Sympathie derjenigen Wähler, 
die im September 1978 bei Meinungsumfragen sagten, sie 
würden Pälldins Zent rumspart e i noch einmal wählen.

2.4,2 Sozio-kulturelles System:
Desillusionierung dér Atomkraftgegner

Wie die große Beteiligung am ersten Barsebäck-Marsch
wenige Wochen vor der Reichstagswahl 1976 zeigte, hatte
"der Streit innerhalb der Umweltorganisationen die Anti—
Atom-Bewegung nicht bemerkenswert geschwächt" . Nach dem
Regierungswechsel wurde das Energie-Issue "zum Gegenstand

2von Expertenkompromissen und nicht von Massenbewegungen" , 
und den Kompromissen, die auf der politisch-administrativen 
Ebene die vierte Phase der schwedischen Energiepolitik kenn— 
zeichneten, entsprach die Desi1lusionierung der Atomkraft— 
gegner an der gesellschaftlichen Basis. Dem neuen Staats-

^Sandström 1978b, S.11.
^Jamison 1977» S.34
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minister gelang es zu beginn seiner Amtszeit, sowohl den 
Atomenergie-Sprengstoff innerhalb der Koalition durch Kom­
promisse mit den atomkraftbefürwortenden Eegierungspartnem 
zu entschärfen, als auch die Basisbewegung gegen die Kern­
kraft zu demobilisieren- - wenn auch nur vorübergehend, 
denn die Demobilisierung der Atomkraftgegner setzte ein, 
als die durch das Bedingungsgesetz aufgeschobene Entschei­
dung über die endgültige Betriebserlaubnis für das sechste 
Atomkraftwerk anstand: Am 1o. September 1977 wurde der zwei­
te Barsebäck-Marsch veraustaltet, an dem sich noch mehr

2Personen beteiligten als am ersten im Sommer 1976. An die-
3sem Tag begann der "intensivste schwedische Kernkraftmonat” , 

in dessen Verlauf
1. die Fälldin-Anhänger endgültig ihre Illusion über die 

vermeintlichen Atomkraftgegner in der Regierung verlo­
ren , und

2. die von der Regierung eingesetzte Energiekommission 
den Desillusionierungsprozeß an der Basis dadurch auf­
zuhalten versuchte, daß sie den Kemenergeigegnern Mittel 
für die Erstellung eines alternativen Energieplans zur 
Verfügung stellte.

Der Versuch, die Atomkraftgegner durch "Beteiligung" 
zu pazifizieren, mißlang nicht zuletzt dadurch, daß die 
Energiekommission in i h r e m Schlußbericht weiterhin auf 
Kernenergie setzte. Die Enttäuschung über die Kommissions— 
ergebnisse trieb den Desillusionierungsprozeß voran, der 
aber keineswegs zur Resignation, sondern im Gegenteil dazu 
führte, daß die verschiedenen Basisorganisationen, die sich 
bisher unabhängig voneinander gegen die Atomenergienutzung 
ausgesprochen hatten, sich im März 1976 zur "Volkskampagne 
gegen Atomkraft" zusammen- und für neue Aktionsformen ent­
schlossen.^

'Vgl. Frankfurter Rundschau vom 2o.12.1976.P̂Vgl. Atomenergie International o.J., S.133*
5Anér 1979, S.$7-
4Vgl. Westmann 1979, S.236.
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In den ersten Monaten nach Eälldins Amtsübernahme 
zeigten die schwedischen Atomkraftgegner ein eher abwar­
tendes Verhalten: Anfang Dezember 1976 demonstrierten die 
schwedischen, dänischen und norwegischen Kernenergiegegner 
getrennt in Stockholm, Kopenhagen und Oslo gegen die Auf­
nahme des Versuchsbetriebs von Barsebäck 2, und es wurde 
kein neuer Barsebäck-Marsch durchgeführt, als dieser Reaktor
im März 1977 offiziell in Betrieb genommen , d.h. sm das2Elektrizitätsnetz angekoppelt wurde • Bis zum Sommer -1977 
"hielt die Wirkung an, den die Wahltaktik der Zentrumspartei­
führung und die ewigen Konferenzen und Kommittees der Ex­
perten gehabt hatten: Sie verhinderten, daß sich das Ener­
gie-Thema zu dem politisch mobilisierenden Issue entwickeln*konnte, das es jetzt werden könnte." Besonders diejenigen 
Atomkraftkritiker, die schon von Anfang an eine außerpar­
lamentarische Strategie befürwortet hatten, hofften nun, daß 
die Unzufriedenheit mit der Kompromißpolitik des Zentrums 
das Bedürfnis nach fundamentalerem politischen Wandel wek- 
ken würde. Sie sahen aber gleichzeitig, angesichts der Ein­
stellungsveränderungen, die sich innerhalb der sozial­
demokratischen Partei«, abzeichneten, die "realistischere" 
Möglichkeit, daß die Hoffnungsträger einfach ausgetauseht 
würden: "Das bürgerliche Zwischenspiel an der Macht wird 
wohl nur kurz sein. Und man kann begründet erwarten, daß 
die Sozialdemokraten aus ihren taktischen Kehlern von 1975 
und 1976 lernen und zunehmend zu Unterstützern einer in­
dustriellen Entwicklung der erneuerbaren Energiequellen 
werden." Diese Einschätzung wurde von denjenigen Mitglie­
dern der Basisbewegung, die Mitte 1977 hei einem Sommerlager 
gegen Atomkraftwerke mit Sozialdemokraten diskutiert hatten, 
nicht geteilt: "Die Position der Sozialdemokraten hat sich 
aber nicht verändert. Kür die nächsten Reichstagswahlen

^Vgl. Handelsblatt vom 29* *3*1977»
^Vgl. Jtanstad och kärnkraften 1977 * 'S. 17«
*Jamison 1 9 7 7 » 6 .3 5 .
^ebd., S.34f.Jamison stützt seine Einschätzung wohl 
auf die Entstehung der innerparteilichen Energieoppo­
sitionsgruppe SAKE - vgl. dazu die Ausführungen in Kapitel 4.1 dieser Arbeit (Die Sozialdemokratische Ar­
beiterpartei) •
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sieht es schlecht aus für die augenblickliche Koalition, 
denn viele AKW-Gegner sind enttäuscht von Fälldin. Man rech­
net mit einem Wahlsieg der Sozialdemokraten. 'Vielleicht auch 
aus einer gewissen Angst davor gewinnt die Bewegung wieder 
an Stärke, eine Bewegung, die sich nicht an Parteien orien­
tiert-

Das genannte Sommerlager der Atomkraftgegner fand bei 
Ranstad in Mittelschweden in der Nähe der Uranvorkommen 
statt, deren Abbau schon seit mehreren Jahren umstritten 
war. 1975 hatte das vom staatlichen Grubenunternehmen LKAB 
(Luosavaara-Kiirunavaara Aktiebolag) beantragte ”Projekt 
Ranstad” so starke Proteste von seiten der Umweltschützer 
hervorgerufen, daß bei den nächsten Kommunalwahlen die Par­
teien, die sich nicht klar gegen den Schieferabbau zwecks 
Urangewinnung aussprachen, die Mehrheit verloren. Angesichts
des loyalen Widerstands, der die Inanspruchnahme des Veto-2rechts durch die betroffene Gemeinde Skövde erwarten ließ , 
hatte LKAB ”bereits nach den ersten Protesten das Schürf- 
gesuch zur Überarbeitung zurückgezogen" . Nicht zuletzt 
deshalb, weil sich Schwedens Eisenerz-Anteil am Weltmarkt 
von 4o Prozent in den >̂oev Jahren auf vier Prozent verrin­
gert und LKAB, das Erzbergbau-Unternehmen, im Frühjahr 1977 
zum ersten Mal Geschäftsverluste zu beklagen haute, war die­
ses Unternehmen gezwungen, neue Märkte zu suchen: LKAB be­
absichtigte, ins Urangeschäft einzusteigen. Im Mai 1977 be­
antragte das Unternehmen, die Vorarbeiten für das jetzt so­
genannte "Mineralprojekt Ranstad" durchführen zu dürfen — 
weil das Naturschutzamt am "Projekt Ranstad 75" u.a. kri­
tisiert jhatte, daß es große Verschwendung wäre, nur das Uran 
und nicht die anderen Rohstoffe aus dem Schiefer zu gewin­
nen , sprach LKAB nun aus taktischen Gründen von Mineral— und 
nicht mehr offen von Uranabbau, um die Genehmigung der ört- 1

1Atomenergie International o.J., S.134.
^Vgl. Ranstad och kärnkraften 1977^» 3.9«
^Neue Zürcher Zeitung vom 7*1n.1976.
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lichen Behörden zu erhalten.
Bei dem Treffen der Atomkraftgegner wurde über diese 

Zusammenhänge und Hintergründe informiert, die eine Dimen­
sion der Kernkraftfrage darstellten, 1976 hatte der Chef 
von LKAB gesagt: "... wenn wir nicht alles Uran verbrauchen, 
das wir abbauen, kann es zum Beispiel nach Finnland oder
Dänemark exportiert werden - da ist doch nichts falsches odran?" Die Atomenergiegegner sind da ganz anderer Meinung: 
"Wenn Schweden sich zum Verzicht auf Kernenergie entschei­
det, dann wäre der Export von Uran moralisch falsch und po­
litisch brisant."^ Schon im inländischen Interesse sollte 
auf die Urangewinnung verzichtet werden. Zunächst "würde dei
Abbau - wie man aus Erfahrung weiß - zu einer maßlosen Um-aweitZerstörung führen." Dann würde die Zerstörung des 
fruchtbaren Ackerbodens in Westgötland - einer Naturgegend, 
die auch unter Erholungs- und Forschungsgesichtspunkten 
sehr wertvoll ist - die Selbstversorgungsmöglichkeiten 
Schwedens, verschlechtern und die Zahl der Arbeitsplätze in 
der Landwirtschaft verringern.^ Außerdem würde die tech­
nologische Abhängigkeit vom Ausland (USA oder UdSSR) wei­
ter bestehen bleiben, weil Schweden keine Urananreicherungs­
anlage besitzt. Eine eigene Anreicherungsanlage wäre teuer, 
nicht so bald fertig und im Kriegsfall sehr verwundbar. Und 
dann müßte Schweden zusätzlich noch eine Aufarbeitungs- 
anlage bauen, um sich (von Frankreich) unabhängig zu ma­
chen. "Und was die Endlagerung betrifft, darf man nicht ver­
gessen, daß Schweden in geologischer Hinsicht in einer der 
stabilsten Gegenden der Welt liegt. Unser Berggrund hat siet 
seit Jahrtausenden nicht verändert. Wenn “Schweden in eine 
weltweite Kernkraftziisammenarbeit einbezogen wird, ist das 
Risiko sehr groß, daß rechthaberische Forderungen auf uns 
zukommen, nicht nur Abfall von den schwedisehen Reaktoren,

1Vgl. die kritischen Ausführungen der Feldbiologen 
in ihrer Broschüre Ranstad och kärnkraften 1977 * S.17 und 27 sowie die Süddeutsche Zeitung vom 16.11.1976.

^Zit. nach Ranstad och kärnkraften 1977^* S.lg,
^Westmann 1979, S.234.
Zl^Ebd.
^Vgl. Nilsson 1978b, S.116.
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. Asondern auch von den ausländischen zu verwahren."
Im Herbst 1977 stand das Atomkraftwerk Barsebäck wie­

der im Zentrum der Auseinandersetzung um die Kernkraft, 
und gleichzeitig rückte die Problematik der Wiederaufarbei­
tung von verbrauchtem Uran in den Vordergrund: Das Energie­
unternehmen Sydkraft hatte die Alternative, die in Barse­
bäck benutzten Brennelemente entweder im Ausland aufarbei­
ten zu lassen, oder sie ohne Wiederaufarbeitung "völlig 
sicher" zu lagern. Eine der beiden Auflagen des Bedingungs— 
gesetzes mußte erfüllt sein, wenn das Kernkraftwerk nicht 
wieder abgeschaltet werden sollte. Da die Forschungsarbei­
ten der Atomindustrie liber die Möglichkeiten der Endlagerung 
von hochradioaktivem Abfall noch nicht abgeschlossen waren, 
und das Barsebäck betreibende Unternehmen unter Zeitdruck 
stand, handelte Sydkraft mit der französischen COGEMA einen 
Vertrag über die Wiederaufarbeitung der abgebrannten Brenn­
stäbe aus und stellte auf der Grundlage dieses Vertrages den 
Antrag auf Weiterbetrieb von Barsebäck 2.

Die Atomkraftgegner veranstalteten am 1o. September 
1977 ihren zweiten Nordischen (Anti-) Atommarsch, und dies­
mal demonstrierten 15 ooo Menschen, unter ihnen 4 ooo Dä-pnen, friedlich gegen das Atomkraftwerk Barsebäck. Sie be­
werteten die VertragsVerhandlungen mit der COGEMA als Be­
trugsmanöver: Im Gesetzestext steht, daß schon zum Zeitpunkt 
der Vertragsunterzeichnung ein funktionierender, äLso siche­
rer Aufarbeitungsprozeß stattfinden müsse. Aber die Wieder­
aufarbeitungsanlage ÜP3-HA0 (Usine Plutonium 3 - Hautes 
Activités Oxydes), in der speziell Abfall aus Reaktoren
desLIbei-ohtwassertyps bearbeitet werden sollte, "existiert 

Mgar nicht..." . Umso enttäuschter waren die Atomkraftgegner, 
als die Regierung den Antrag von Sydkraft bewilligte und

1Ders. 1978a, S.22.
^Vgl. Le Monde vom 13.9.1977» Westmann 1979» S.-236 und 
Sandström 1978b, S.11. In Atomenergie International o.J., 
S.133» wird die Teilnehmerzahl mit "mehr als 2o ooo" 
angegeben.
^Das schrieb der Journalist Sven Anér am Ta^°5er Demon­
stration in der Zeitung Land. Siehe dazu ders. 1979» 
S.4off und vgl. zur Information über dast-Wiederaufar­
beitungszentrum La Hague auch Jungk 1977 » Kapitel 1.:.
Dort wird berichtet, daß UP3-HA0 1978 in Betrieb genom-

Fortsetzung nächste Seite
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sich damit, ein Jahr nachdem sie dem vorläufigen Betrieb 
von Barsebäck 2 zugestimmt hatte, für die endgültige Be­
triebserlaubnis entschied: "Gerade diese Beschlüsse haben 
der (Anti—) AKW—Bewegung Unterstützung gegeben und viele
Leute um die Vorstellung gebracht, mit den bürgerlichen.. iParteien im Parlament etwas durchsetzen zu können."

Die Mitglieder der Anti-Atomkraft-Bewegung und die 
schwedischen Politiker sind sich darin einig, daß sie in 
ihrem Land keine Wiederaufarbeitungsfabrik haben wollen:
Der derzeitige Vorsitzende der liberalen Volkspartei und 
Arbeitsminister Per Ahlmark betonte im September 1977 * daß 
in Schweden keine Aufärbeitungsanlage geplant sei, und man 
sich auch auf keinen Pall damit belasten wolle: "Allen­
falls sei man bereit, den radioaktiven Müll, der gegen Ent­
gelt in England und Frankreich in eine Form gebracht wer­
den soll, die endlagerungsfähig ist, wieder zurückzunehmen 
und im eigenen Land unterzubringen - aber das auch nur, wem 
es unumgänglich sei. Daß mit einer solchen Verlagerung der 
ungeliebten und risikoreichen Wiederaufarbeitung ins Aus­
land eine erhebliche Abhängigkeit verbunden ist, scheint 
Per Ahlmark nicht so zu schrecken wie das Risiko der Wie— 
deraufarbeitungsanläge. Er gab sich auch Zuversichtlieh, 
daß die Kapazität englischer und französischer Anlagen aus- 
reichen werde, obwohl in keiner dieser Anlagen in größerem 
Maße tiefabgebrannte Reaktorstäbe aus Leichtwasserreaktorenp .wieder aufgearbeitet wurden..." .Die Atomkraftgegner sind 
natürlich gegen Wiederaufarbeitung überhaupt• Der schwedi­
sche Gewerkschaftsbund LO zählt zwar wie die Sozialdemokra­
tie zu den Protagonisten der Kernkraftnutzung, er lehnt aJoei 
aus Solidarität mit den englischen und französischen Fach­
arbeitern, die in den Anlagen Windscale und La Hague be­
schäftigt sind und dem großen Strahlenrisiko ausgesetzt

Fortsetzung:
men wurde, aber schon nach ein paar Wochen mußte die 
Anlage geschlossen werden, weil sie nicht funktionier­
te. (Vgl. S.8f und 39)..
Atomenergie International o.J., S.133.pFrankfurter Rundschau vom 14-,9.1977*
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nsind, ab.
Die starke Kritik an den Mängeln der französischen 

Wiederaufarbeitungsanlage veranlaßte Energieminis fer Jo­
hansson von der Zentrumspartei Ende September 1977 zu der 
Feststellung, daß "unsere Verantwortung nicht an der Grenze 
auf hört", wähx*end der Informations chef des Atomkraftwerks
Oskarshamn Wikdahl vom"Hexenprozeß über La Hague" sprachp ,.bzw. schrieb. Kritische Journalisten, die über die Zustan­
de in La Hague berichteten und den Entscheidungsprozeß in­
nerhalb der Energiekommission an die Öffentlichkeit brin-., M  *gen wollten, hatten es außerordentlich schwer. Die Infor­
mation der Atomkraftgegner mußte also hauptsächlich durch 
direkten Kontakt geschehen, und der Jugendverband der Zen­
trumspartei wurde angeregt, selbst nach La Hague zu fahren. 
Dort traf die Reisegruppe von CUF-Mitgliedern mit Vertretern 
der französischen Gewerkschaft CFDT zusammen, die sie auf- 
forderten, ihren Scheißdreck in Schweden zu behalten.

Die schwedischen Atomkraftgegner waren bemüht, immer 
dann, wenn über Kernenergie diskutiert und diese als die 
einzige Möglichkeit hingestellt wurde, mit dem Zukunftspro­
blem Energieversorgung fertigzuwerden, nicht nur Kritik an 
dieser Position anzumelden, sondern auch andere und bessere 
Lösungen der Energiefrage vorzulegen. Im Sommer 1977 hatte 
die"Ekotek", eine Informationszentrale für ökologische Pak­
ten und Daten, eine vielbeachtete Ausstellung in Stockholm 
veranstaltet, "auf der die praktische Verwirklichung von 
alternativen Energielösungen studiert werden konnte.Nach­
dem die drei Umweltorganisationen Miljöförbundet, Jordens 
Vänner und Fältbiologerna immer wieder auf den Mangel an Al­
ternativen zu den Arbeitsergebnissen der Energiekommission 
hingewiesen hatten , bekam die Umweltbewegung am 15-Septem­
ber 1977 - fünf 'Tage nach dem zweiten Bars e bäck-Marsch - von

"Vgl. Westmann 19799 S.234-* vgl. dazu auch Nilsson 1978b, S.114ff.
2Vgl. Anér 1979* S.5 8.
<Der Artikel von Sven Änér, in dem er darüber informier­te, daß die französische Wiederaufarbeitungsanlage schon 
lange keinen Leichtreaktorabfall mehr bearbeitet hatte, und daß die Energiekommissionsmitglieder, statt sich La 
Hague genauer anzusehen, lieber zur schön gelegenen Atom­anlage Marcoule an der Rhßne fuhren, wurde nur in Göte­
borgs-Posten abgedruckt und danach nie von anderen schwedischen Massenmedien kommentiert, geschweige denn

Fortsetzung nächste Seite
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der Energiekommission den Auftrag, ihre Vorstellungen von 
Energieversorgung- und Politik zu Papier zu bringen« Ohne 
den Entscheidungsprozeß innerhalb der Energiekommission zu 
kennen, kann ein Zusammenhang vermutet werden zwischen der 
gelungenen Remobilisierung der Basis und der Auftrtragsver­
gäbe , zumal die Energiekommission selbst schon seit Monaten 
arbeitete« Sie setzte die drei Umweltorganisationen unter 
Zeitdruck, denn dieses sollten ihren alternativen Energie­
plan am 1«Dezember präsentieren« 18o ooo Kronen wurden zu 
diesem Zweck zur Verfügung gestellt, und ca« 60 Personen 
arbeiteten den 75o Seiten umfassenden Gegenvorschlag aus, 
der beinhaltet, daß in Schweden bis 1985 die Atomkraft durch
alternative, regenerierbare Energiequellen ersetzt werden 

2könne« Der Alternative Energiepland der Umweltbewegung 
MALTE (Mijörörelsens Alternativa Energiplan), der Anfang 
1978 in überarbeiteter Fassung veröffentlicht wurde, und 
mit dem sich seitdem im ganzen Land viele Arbeitsgruppen be­
schäftigten, beeinflußte stark die öffentliche Diskussion«
In diesem Plan sind Alternativen zur Atomkraft ausführlich 
dargestellt, zum Beispiel Sonnen- und Windenergie. Die Er­
gebnisse wurden durch den ebenfalls 19 78 veröffentlichten 
Schlußbericht des staatlichen Sekretariats für Zukunfts­
studien, das 1974- noch von der sozialdemokratischen Regie—3 . .rung eingerichtet worden war , offiziell gestutzt, der be­
legt, daß "Sonnenschweden" realisierbar ist, ohne daß der 
Lebensstandard gesenkt werden muß, und auch ohne höhere Ko—

Zlsten als "Uranschweden". An den Ergebnissen der Energie­
kommission kritisierten die Atomkraftgegner, daß deren Vor­
schläge zur Entwicklung und Nutzung von neuen Energiequel­
len unpräzise wären und in einigen Fällen von fälschen Be- * 1

Fortsetzung:
zitiert«(Vgl. ebd., S.62f).

4Vgl. ebd«, S.65ff.
^Westmann 1979» S.239«
^Vgl. Miljötidningen 1/1978, S.2.
1Vgl. Vorwort zur englischen Zusammenfassung des alter­nativen Energieplans (vervielf. Papier).
^Vgl. Miljötidningen 1/1978, S.2 und 4-5. Diese Ausgabe der Umweltzeitung ist eine Themennummer, die den Alter­
nativen Energieplan der Umweltbewegung vorstellt.
^Vgl. Jamison 1977, S.32.
^Vgl. Lönnroth u.a. 1978«
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re chn ungsgrundlagen ausgingen. So wurden zum Beispiel die 
Endpreise für aus Windenergie gewonnenen Strom nach voraus­
sichtlichen Kosten berechnet, die bei der Entwicklung der 
ersten Prototypen der Windkraftwerke anfallen, die sich 
aber - im Gegensatz zu Kemkraf t r e ak t oren - in großen Se- 
rien hersteilen ließen.

Anfang 1978 entschlossen sich die Umweltorganisationen, 
die an der Ausarbeitung des alternativen Energieplans be­
teiligt waren, sowie viele andere Bürgerinitiativen und Ba­
sis gruppen , den Kampf gegen die Atomenergie mit vereinten 
Kräften fortzusetzen: Im März konstituierte sich die "Volks­
kampagne gegen Atomkraft" (Folkkampanjen mot Atomkraft), die 
in ganz Schweden Unterabteilungen gründete. Mit diesem Zu­
sammenschluß setzte sich die Organisierung der Atomkraftgeg­
ner, deren ”Heimatverbände" weiterhin verschiedene Umwelt­
probleme als Schwerpunkte ihrer Arbeit definierten, fort.
Die Zusammenarbeit zwischen den Atomenergiegegnern in der 
Volkskampagne und denen in den politischen Parteien war gut,
denn man war sich im Ziel einig und verwendete nur unter-:k,schiedliche Methoden. Anfang Juni fand in Stockholm eine 
große; Demonstration gegen Atomkraft mit ca. 3 6oo Teilneh— * 
mern, unter ihnen Hannes Alfvén, statt» die den Abschluß 
der dreitägigen "Anti-Konferenz" über aktuelle Probleme der 
Wiederaufarbeitung bildete, an der Experten aus Frankreich, 
England, den Niederlanden und der BED teilgenommen hatten. 
Auf dieser Tagung trat das Problem der Endlagerung des hoch- 
radioaktiven Atommülls in den Vordergrund, und es wurde ein 
Statement verabschiedet, in dem öffentliche. Anhörungen über 
den stark kritisierten KBS-Rapport der Atomindustrie gefor­
dert wurden. Der Bericht der Atomindustrie wurde zum zentra­
len Angriffspunkt der Volkskampagne gegen Atomkraft, die 
sich als nächstes Ziel setzte, in Zusammenarbeit mit der 1

1%i. Or-uh M  »*#1.
^Vgl. Wes Saara 19?9, 8*256, 
5Vgl. ebd., S.257.

■
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dänischen "Organisation zur Aufklärung über Atomkraft" 00A
(Organisationen til Oplysning om Atomkraft) koordinierte,
d e z e n t r a l e  Demonstrationen an allen schwedischen.. 1AKW-Standorten durchzuführen.

Die Schwerpunktverschiebung bei der-Atomkraftkritik, 
die wechselnde Konzentration auf jeweils bestimmte Dimensio­
nen der Kernkraftfrage, entsprach den im politisch-admini­
strativen System anstehenden Entscheidungen: Da der Antrag 
auf Betriebsgenehmigung für das siebte und das achte schwe­
dische Atomkraftwerk auf der Endlagerungs—Alternative des 
Bedingungsgesetzes basierte, rückten die damit verbundenen 
Probleme in den Vordergrund. Parallel zu den Kompromißver­
handlungen der Parteiführer und Begierungsmitglieder über 
die Inbetriebnahme der Reaktoren Ringhals 3 und Forsmark 1 
fanden im August 1978 mehrere Demonstrationen sin oäen ver­
schiedenen Kernkraftwerk-Standorten sowie nahe der Uranvor— 
kommen in SkÖvde, wo Alfvån Hauptredner war, statt. Alfvån 
präsentierte den Zuhörer den oben genannten amerikanischenpBericht über die Kosten der Atomkraft, und in Oskarshamn 
wurde die Atomindustrie angeklagt, mit dem KBS-Bericht be­
wußt Lügen zu verbreiten. Die Forderung des Bedingungs­
gesetzes sei nicht erfüllt, was sogar aus den kritischen
Daten des KBS-Rapports selbst hervorgehe, die einfach "ver—3gessen" wurden•

In der vorliegenden Literatur zum Atomkonflikt in Schwe* 
den und in den Presseberichten wurde besonders auf den von 
Anfang an friedlichen Charakter der schwedischen Anti-AKW- 
Demonstrationen hingewiesen. Wie die dänische Tageszeitung 
Information im Dezember 1978 berichtete, war der Widerstand 
gegen die Kernkraft in Schweden im Vergleich mit anderen 
europäischen Ländern so wie mit den USA "gedämpft": "Es gab

AVgl.ebd., S.236f und zur Information über die dänische 
00A das Kapitel über Dänemark in Atomenergie Interna­
tional o•j•, S.13ff sowie Lund/Breinholt 1979 , S•92ff•

^Vgl. Anér 1979» S.12q.
5vgl. Leijonhufvud 1979» S.113.
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keine Besetzungen von Atomkraftbauplätzen wie vor kurzem 
in Westdeutschland. Es hat keine gewaltsamen Zusammenstöße 
zwischen Demonstranten und Behörden, die man andernorts se­
hen konnte, gegeben, und es ist den Gerichten bisher nicht 
zur Aufgabe gemacht worden, zur Gesetzmäßigkeit des Baus voniAtomkraftwerken Stellung zu nehmen. 1 Im Gegensatz zur spä­
ter als in Schweden in Gang gekommenen und tendenziell ge­
waltsameren Kemkraftdebatte in Westdeutschland und in 
Frankreich hätten in der schwedischen Auseinandersetzung di 
Gruppen, die sich gegen die Atomkraft stellten, bisher keine 
militante Haltung gezeigt. Die Erklärung dafür deutet im­
plizit auf die Hoffnung hin, die die Atomkraftgegner auf 
die Zentrumspartei und den Regierungschef Fälldin gesetzt 
hatten: "Die Anti-AKW-Bewegung sitzt nahe am Zentrum po­
litischer Entscheidungen, von daher verlaufen selbst außer­
parlamentarische Auseinandersetzungen in einem vergleichs­
weise gemäßigten Klima ab* Die Staatsmacht repräsentiert 
nicht einseitig die Interessen der Kraftwerksindustrie. Ver­
suche einer Kriminalisierung des Atomprotests, wie sie hier­
zulande (in der BRD) für eine bestimmte Boulevardpresse und
verantwortliche Politiker kennzeichnend ist, lassen sich in

4.Schweden nicht registrieren."
Die letzten Wochen der vierten energiepolitischen Pha­

se sind durch folgende Entwicklungen im sozio-kulturellen 
System gekennzeichnet:
1. In der gesamten schwedischen Bevölkerung waren die Atom— 

kraftbefürworter wieder in der Mehrheit, während 
2* unter den aktiven Atomkraftgegnern und Mitgliedern der 

Volkskampagne die Unzufriedenheit mit der Kompromißpo­
litik der Spitzenpolitiker anwuchs, und

3. die "Kulturschaffenden" erneut besonders in Erscheinung 
traten;

^Information vom 3•'12.1976*
^Vgl. Holmberg u.a. 1977» S.28.
^Vgl. Sandström 1978b,. S.11. Vgl. dazu die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vöm 2.6.1978: In dem Artikeln un­
ter der Schlagzeile "Schwedische Kernkraftgegner grei­
fen zur Gewalt" wird von Bombenanschlägen von den in 
der sogenannten Gruppe "M" zusammengeschxossenen mili­
tanten Kernkraftgegnern berichtet.

^Kasten 1979a, S.25«
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Im September 1978 erregte das im königlich dramatischen 
Theater (Dramaten) in Stockholm aufgeführte Schauspiel 
"Stormen" (Der Sturm) Aufmerksamkeit, das in der Zeit ge­
schrieben worden war, als die schwedische Bevölkerung noch 
mehrheitlich g e g e n  die Atomkraft eingestellt war. In 
der Projektskizze des Theaterstücks, das zum Nachdenken und 
zur Diskussion über die Kernkraft anregen wollte, hieß es, 
daß der Mensch im Grunde a k t i v  an den Entscheidungen 
teilnehmen wolle, die sein Leben lind seine Zukunft beträ­
fen. Im Mittelpunkt von "Stormen" stand die Frage, wie es 
angehen könne, daß das schwedische Volk, das die Atomenergie 
doch ablehnt, eine Volksv e r t r e t u n g  und' gleich­
zeitig in Betrieb befindliche Kernkraftwerke haben kann.
Als Antwort auf diese Infragestellung des Repräsentativ­
systems, das ein wesentliches Strukturmerkmal der schwe­
dischen Demokratie ist, wurde hervorgehoben, daß in einer 
hochtechnologisierten Kernkraftgesellschaft nicht mehr das 
V o l k  durch das von ihm gewählte P a r l a m e n t  re­
giert. Vielmehr sei es abhängig geworden von einigen wenigen 
E x p e r t e n .  Die Tatsache, daß die Karten für die ge­
planten Vorstellungen schon am ersten Tag ausverkauft waren, 
und daß 6 ooo Zuschauer das kritische Theaterstück in derp"ersten Spielrunde" gesehen haben (ursprünglich waren 1o 
Vorstellungen geplant;,nach dem ersten großen Erfolg wurde 
die Spielzeit um 12 Aufführungen verlängert*), weist auf 
das große Interesse der schwedischen Bevölkerung sowie auf 
ihr starkes Informationsbedürfnis hin, das von den über­
wiegend atomkraftbefürwortenden Massenmedien nach dem Antrit 
der bürgerlichen Regierung Fälldin nicht mehr befriedigt 
worden war.

Dem Sturz der bürgerlichen Dreiparteienregierung ging 
voraus, daß sowohl auf der politisch-administrativen Ebene

^Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 2o.9*1978 und Die Welt 
vom 2.9*1978.
2Vgl. Anér 1979, S.117*
%gl. Die Welt vom 2.9*1978.
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als auch an der gesellschaftlichen Basis die D e m o k r a- 
t i e d i m e n s i o  n der Kernkraftfrage in den Vorder­
grund rückte, die von Ministerpräsident Fälldin durch sei­
ne Forderung, eine V o l k s a b s t i m m u n g  über die 
Nutzung der Atomenergie durchzuführen, öffentlich (im Gegen 
satz zu den Sozialdemokraten zwei Jahre vorher) thematisier 
wurde•

2.5 Die ”Vor Harrisburg”-Phase (Oktober 1978 bis März 1979)
2.5.1 Politisch-administratives System:

Zurück zur energiepolitischen Ausgangssituation?
Die fünfte energiepolitische Phase begann mit der Bil­

dung einer liberalen Minderheitsregierung im Oktober 1978 
und endete mit dem amerikanischen Reaktorunglück in Harris­
burg im März 1979 * das wegen seiner politischen Folgen eine: 
gravierenden Einschnitt in der Entwicklung des schwedischen 
Atomkonflikts darstellte. Die energiepolitische Situation 
in diesem halben Jahr ähnelte der Lage vor der Regierungs­
übernahme durch den Kernkraftgegner Fälldin im September 
1976, nur daß diesmal die bürgerlichen Atomkraftfreunde 
die Regierungsposition innehatten, während die sozialdemo­
kratischen Kernkraftbefürworter auf den Oppositionsbänken 
saßen: Die ,,Vor-Harrisburg”-Phase ist dadurch gekennzeich­
net, daß der liberale Regierungschef 01a Ullsten und der 
neue Energieminister Carl Tham versuchten, den Ausbau der 
Atomkraftnutzung wieder zu forcieren, nachdem er von ihren 
Vorgängern Fälldin und Johansson verzögert worden war. 
Ähnlich wie die Zentrumspartei war auch die Volkspartei in 
der Regierung gezwungen und bereit, Kompromisse zu schlies— 
sen und von ihrem energiepolitischen Programm abzuweichen: 
Seit 1975 hatten die Liberalen die Position vertreten, daß 
11 Atomkraftwerke genug wären - in der Regierungsposition 
einigten sie sich mit der konservativen und der sozialde­
mokratischen Opposition auf die Inbetriebnahme von 12 Reak­
toren. Diese Abweichung war jedoch nicht so schwerwiegend
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und löste keinen Protest an der Parteibasis aus, da die 
Volkspartei 1975 die Zahl der Kernkraftwerke aus rein tak­
tischen Gründen auf 11 begrenzen wollte. Im Grunde war die 
parteipolitische Atomkonflikt-Struktur dieselbe wie im 
Prühjahr 1975» und. ohne den Vorfall in Harrisburg wäre auch 
formell ein neuer energiepolitischer Eeichstagsbeschluß 
gefaßt worden: Den kernkraftbefürwortenden Sozialdemokraten, 
Konservativen und Liberalen standen die kommunistischen 
Atomkraftgegner sowie die Anhänger des Kernkraftgegners 
Pälldin gegenüber.

Thorbjörn Pälldin war im Oktober 1978 mitten in der 
Mandatsperiode zurückgetreten — ein für schwedische Ver­
hältnisse ungewöhnliches und aufsehenerregendes Ereignis, 
denn in Schweden hatte es bis dahin lange Zeit stabile Exe­
kutiven gegeben. Die letzte vergleichbare Regierungskrise 
lag 21 Jahre zurück: 1957 zerbrach das rot—grüne Bündnis 
zwischen den Sozialdemokraten und dem Bauernverband (der 
sich wenig später in "Zentrumspartei" umbenannte)• Nach dem 
Scheitern der bürgerlichen Dreiparteienregierung 1978 stell­
ten die schwedischen Parteiführer mit Hinblick auf die 
nächsten Wahlen taktische Überlegungen an. Der sozialdemo­
kratische Parteiführer Olof Palme sprach sich aus prinzi­
piellen Gründen für sofortige Neuwahlen aus - die Meinungs­
umfragen versprachen den Sozialdemokraten ja beträchtliche 
Stimmengewinne, die jedoch nicht realisiert werden konnten, 
weil in der schwedischen Verfassung der Dreijahresrhythmus 
der Legislaturperioden festgeschrieben ist. In dieser Si­
tuation sprach sich Palme dass nicht für einen bestimmten 
Nachfolger Pälldins aus, betonte aber, daß die Sozialdemo­
kraten und die Arbeiterbewegung eine Verstärkung des 
"Rechtseinflusses" in der Regierung als Herausforderung an- 
sehen würden: "Palmes Partei will offensichtlich jetzt Wei­
chen stellen für die Zeit nach 1979 und deshalb ein Zusam­
mengehen der Liberalen und der Konservativen verhindern.
Eine bürgerliche Rumpfkoalition (...) könnte nach einer ge­
wissen Schonzeit wieder zu einem Dreierbündnis ausgebaut 
werden, womit die bestehenden Blockgrenzen erhalten blie-
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ben* Palme strebt dagegen längerfristig eine Allianz mit 
Ullstens liberaler Volkspartei, eine * sozialliberale1 Koa­
lition nach Bonner Vorbild, an, da er nicht damit rechnen 
kann, für seine Partei allein eine absolute Mehrheit im 
Reichstag zu erringen, und die stille Duldung durch die
Kommunisten auf die Dauer sozialdemokratische Randwähler

4|in der Mitte abschrecken würde." Die politische Strategie 
des liberalen Parteivorsitzenden Ulisten und des konser^ 
vativen Parteiführers Bohman bestand — wie der Parteipresse 
zu entnehmen war - darin, daß "zunächst ein energiepoliti­
scher Beschluß mit parlamentarischer Hilfe der Sozialdemo­
kraten gefaßt werden sollte, der die Inbetriebnahme von ins 
gesamt elf Reaktoren, aber nicht mehr, enthalten würde. Mit 
diesem endgültigen Bescheid könnte die Atomfrage ad acta
gelegt und die Zentrumspartei erneut:'in den Kreis bürgerli-

.2eher Eintracht aufgenommen werden." Die Zentrumspartei­
spitze bemühte sich nach dem Scheitern der großen bürgerli­
chen Koalition 1978, die Zweifel an der Geschlossenheit des 
Zentrums auszuräumen, und der frühere Energieminister Jo­
hansson übernahm es selbst, die Position des Parteivorsit— 
zenden Fälldin als unumstritten hinzustellen: Es sei ein 
"Mythos", daß Thorbjörn Fälldin nach dem Kompromiß in der 
Frage der Aufladung (des siebten und des achten Reaktors) 
vom Vertrauensrat der Zentrumspartei "überfahren" worden 
wäre, und auch die Spekulationen über Spaltungstendenzen 
innerhalb der "Zentrumsbewegung" seien *i?eine Mythenbildung" 
Es seien die grundlegenden Unterschiede zwischen den ener—
giepolitischen Positionen der Koalitionspartner gewesen,. . . 5die letztlich die Regierung Fälldin zu Fall brachten. Jo­
hanssons langfristiges Ziel besteht darin, die Zentrums- 
partei aus dem Bürgerblock herauszulösen und die beiden 
"Bewegungsparteien", das Zentrum und die SAP, zusammenzu­
führen •

ANeue Zürcher Zeitung vom 9*10.1978. 
%!bd.
5Vgl. Nordisk Kontakt'14/1978, S.8851*
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Schließlich wurde “nach einer Woche lebhafter politi- 
scher Aktivitäten" am 13.Oktober 1978 eine liberale Minder­
heitsregierung unter Ministerpräsident 01a Ullsten gebil­
det, die nur aus Mitgliedern der Volkspartei bestand. Ener­
gieminister wurde Carl Tham, der sich schon seit einigen 
Jahren energiepolitisch profiliert hatte. Während bei den 
bisherigen Regierungsbildungsprozessen davon ausgegangen 
werden konnte, daß die Abstimmung über eine Regierung ent­
sprechend dem vorherrschenden Blockmuster (bürgerlich vs. 
sozialistisch) funktionierte, verdankte die als Ausweg aus 
der Krise gebildete liberale Regierung Ullsten ihre Ent­
stehung "weder dem traditionellen Blockmuster, noch wurde 
sie durch gleichgerichtetes Abstimmungsverhalten im Sinnepder informellen pro-Kernkraft-Koalition gebildet" • Ullsten, 
der vom Reichstagspräsidenten vorgeschlagen worden war, 
wurde mit den Stimmen seiner Partei gewählt, hatte also nur 
die 39 Abgeordneten der liberalen Fraktion hinter sich. Daß 
diese geringe Stimmenzahl genügte, um neuer Regierungschef 
zu werden, liegt daran, daß sich eine große Mehrheit der 
Parlamentarier (die Sozialdemokraten und die Zentrumsfrak­
tion) der Stimme enthielten. "Weil weniger als die Hälfte 
der Mitglieder des Reichstags mit Nein stimmte, galt der 
Vorschlag des Präsidenten als angenommen."^

Ministerpräsident Ullsten kündigte in seiner Regie­
rungserklärung an, daß seine Regierung dem Reichstag ein 
neues Energieprogramm zur Beschlußfassung vorlegen würde. 
Energieminister Tham bewilligte wenig später den Weiterbau 
des elften schwedischen Atomkraftwerks, Forsmark 3» und be-

ILtonte, daß keine weiteren Kernkraftwerke gebaut wurden. 
Während Fälldins Amtszeit war der Bau von Forsmark 3 durch 
Kürzung der .staatlichen Unterstützungsgelder gebremst wor-

Sandström 1978a, S.4.
^Kasten 1979a, S.28.
^Petersson 1979» S.39« Informationsmangel, der Schweden 
betreffend häufig feststellbar ist, verleitet gerade in 
der komplizierten Frage der Regierungsbildung von 1978, 
über die Petersson ein ganzes Buch geschrieben hat, 
leicht dazu, sich Stimmenmehrheiten "zusammenzureimen". 
Kasten (1979? S.28) schreibt zum Beispiel versehentlich, 
daß Ullsten "mit den Stimmen seiner Partei und der des 
Zentrums" gewählt wurde•

^Vgl. Sandström 1978a, S.4-.
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den, und er war seitdem nur im "Schneckentempo" vorange­
kommen. Gleich nach dem Regierungswechsel hatte der Betrei­
ber dieses Kernkraftwerks, Vattenfall, die neue Regierung 
aufgefordert, nun die gesamten Mittel bereitzustellen. Die 
liberale Regierung kam dieser Forderung nach, da die Fer­
tigstellung des elften Reaktors dem energiepolitischen Pro­
gramm der Volkspartei nicht widersprach. Auf der Grundlage 
dieses Programms erhielt die liberale Regierung den Baustopx 
für den zwölften Reaktor, Oskarshamn 3, zunächst aufrecht - 
zur großen Verärgerung der schwedischen Energiewirtschaft, 
die darauf pochte, daß sie längst eine Baukonzession erhal­
ten hätte: Sie drohte für den Fall weiterer Restriktionen 
von seiten der Regierung Schadensersatzforderungen von mehr 
als einer Milliarde Kronen an und hoffte nun, daß nach den
nächsten Wahlen eine Regierung zustande käme, die den Bau

2von weiteren Kernkraftwerken befürworten würde.
Im Gegensatz zum Zentrumsführer Fälldin befürwortete 

der neue Regierungschef Ullsten den Export von Atomkraft­
werken. Wegen der innenpolitischen Unsicherheit über die 
Verwirklichung des langfristigen Atomprogramms in Schweden 
hatte die Reaktorindustrie ihre Exportbemühungen erheblich 
intensiviert, und die beiden führenden Hersteller ASEA-Atom 
und Stal-Laval verhandelten im Herbst 1978 mit mehreren 
Staaten über die Lieferung kompletter Reaktoranlagen des ge­
meinsam entwickelten Typs, wobei die Verhandlungen mit der 
Türkei am besten vorankamen: "Hier soll es sich um eine 
Reaktorofferte im Wert von annähernd 3 Mrd. skr handeln. Um 
dieses Angebot finanziell zu unterstützen, hat die Regie­
rung kürzlich auch bereits staatliche Exportgarantien für 
den größten Teil des Auftragswerts zugesagt."

Während Exportgarantien die Atomindustrie beschwichti­
gen sollten, deren Aktienkurse gerade erst wieder angestie-

^Vgl. Nordisk Kontakt 16/1978, S.1o15*
^Vgl. Handelsblatt vom 1.2.1979*
^Nachrichten für Außenhandel vom 24-.11.1978; vgL auch 
Dagens Nyheter vom 2o.7*1979.
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1 9 x wmgen waren , bezweckte Energieminister Tham mit dem ”Kat für 
Gesundheits- und Umweltfragen”, eingerichtet im Energie— 
ministerium, wohl die Beruhigung der Kernkraftgegner. Diesem 
Beratungsgremium gehörten ne£en Carl Tham als Vorsitzenden 
1o Personen aus Universitäten und wissenschaftlichen In­
stituten an, die der .Regierung helfen sollten, die zukünf­
tige Energiehaushaltung zu gestalten* Außerdem beauftragte 
die Regierung das norwegische Beratungsuntemehmen Scanpo— 
wer, die bisherigen und zukünftigen Kosten der Atomkraft zu­
berechnen. Der Rapport sollte bis Mitte Januar fertigge­
stellt werden, damit er dem angekündigten energiepolitischen

2Gesetzentwurf zu Grundé gelegt werden könnte.
Bei der Ausformulierung des neuen Gesetzes über die zu­

künftige energiepolitische Entwicklung Schwedens befand sich 
die liberale Regierung in dem Dilemma, sich entweder an das 
energiepolitische Programm der Volkspartei zu halten und 
dann für die Beschränkung auf 11 Atomkraftwerke im Parla­
ment keine Mehrheit zu finden, oder für mehr als 11 Reakto­
ren einzutreten und damit die programmatische Grundlage 
der eigenen Partei zu verlassen. Mit der Unterstützung der 
lentrumsfraktion war aif keinen lall zu rechnen, denn sie 
wollte kurzfristig höchstens 1o Aggregate akzeptieren und 
auf längere Sicht alle Kernkraftwerke stillegen. Die Kon­
servativen plädierten für 12, die Sozialdemokraten für min­
destens 12 Reaktoren* - beide Parteien hatten sich 1975 für 
den Bau von 13 Atomkraftwerken ausgesprochen. Da die Volks­
partei im Reichstag in der Minderheit war, mußten die Libe­
ralen ”den Pressionen der Sozialdemokraten und der Kons er—

h . . .vativen nachgeben” , und obwohl Energieminister Tham mehr­
fach erklärt hatte, daß die Liberalen nach 11 Reaktoren vor­
erst Schluß machen wollten^, legten sie Mitte März 1979 ei­
nen Gesetzentwurf vor, der unter anderem^ den Bau von insge— 1

1Vgl. Reue Zürcher Zeitung vom 9-10 .19 78 und Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 11.1o.1978*
^Vgl. Nordisk Kontakt 16/1978, S.1o15f-
^Vgl. Handelsblatt vom 1.2.1979.
"̂Le Monde vom 17-3-^979.
^Vgl. Handelsblatt vom 1.2.1979.
^Vgl. Nordisk Kontakt 5/^979, S.36of; Sandström 1979,S.7; Wikdahl 1979, S.1o sowie Le Monde vom 17-3-1979-
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gesamt 12 Atomkraftwerken beinhaltete. Bf wurde erwartungs­
gemäß von den Konservativen und den Sozialdemokraten gutge­
heißen, die gleichzeitig - wie die liberale Regierung - 
die Forderung der Zentrumspartei und der Kommunisten, eine 
Volksabstimmung über die Kernkraftfrage durchzuführen, ab­
lehnten.

Das Ergebnis der Volksabstimmung in Österreich im No­
vember 1978 hatte die Zentrumspartei veranlaßt, die Frage
eines schwedischen Plebiszits über die Atomenergienutzung1erneut in die politische Debatte einzubringen, und Anfang 
Februar 1979 stellte die Zentrumsfraktion im Parlament den 
Antrag, spätestens bei-' den allgemeinen Reichstags- ühd 
Kommunalwahlen am 16.September eine Volksabstimmung über 
die Richtung der. zukünftigen Energiepolitik durchzuführen. 
Die schwedischen Bürger sollten zu den Alternative Stellung 
nehmen können, die beinhaltete, daß keine weiteren Ressour­
cen für den Kernkraftausbau verwendet würden. Die Mittel 
sollten vielmehr für eine effektivere Energiehaushaltung
und den Übergang zu erneuerbaren Energiequellen mit dem Ziel

peiner Gesellschaft ohne Kernkraft ausgenutzt werden. Der 
Gesetzentwurf der liberalen Regierung sah die Unterstützung 
der Entwicklung alternativer Energiequellen vor, aber die 
Liberalen, die Konservativen und die Sozialdemokraten lehn-*- 
ten eine Volksabstimmung über die Atomkraft vor 1985 ab:
Erst Mitte der 80er Jahre würden die anderen Energiequellen*eine wirkliche Alternative zur aktuellen Politik darstellen. 
Thorbjörn Fälldin war dagegen der Meinung, daß die Volksab­
stimmung einem neuen ParlamentsbeSchluß über die zukünftige 
Ene r gie politik v o r a u s  g e h e n  müßte: "Der Widerstand 
dagegen, das Volk direkt Stellung nehmen zu lassen, beweist 
die Furcht davor, daß das Volk die Richtung der Energiepo— 
litik, für die drei der Parteien so hart e intre ten, ablehnen

^Vgl. Sandström 19?8a, S.4-.
^Vgl. Nordisk Kontakt 2/1979, S.13o.
^Vgl. Le Monde vom l?«5*1979.
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könnte, behauptete er.” In der Tat waren nach Fälldins 
Rücktritt Meinungsumfragen zufolge die Kernkraftgegner in 
der Bevölkerung wieder in der Mehrheit , und Fälldin be­
absichtigte , die Kernkraftfrage erneut zum Wahlkampfthema 
zu machen, wenn sein Antrag auf Volksabstimmung abgelehnt 
würde• ”Fälldin ist aber bereit, die Anti-Kernkraft-Karte 
mit ihrem starken Appell an die Wähler nicht aus zuspielen, 
wenn die Liberalen und die Konservativen ein Referendum ak­
zeptieren. Darin läge laut Fälldin der 1 Schlüssel zur Bil­
dung einer neuen Regierung* nach den Wahlen am 16. Septem— 
bei."5

Die Referendumsforderung des Zentrumsparteiführers stell­
te in erster Linie eine Drohgebärde gegenüber den Sozialde­
mokraten dar, die Olof Palme nicht ignorieren konnte, denn 
angesichts der harten Haltung der Parteiführung (12 Reakto­
ren Jetzt und VolksabStimmung nicht vor 19^5) beabsichtig­
ten sicherlich viele sonst sozialdemokratisch orientierte 
Wähler, bei der Reichstagswahl im September 19?9 noch ein-Zlmal für die Zentrumspartei zu stimmen. Auf der Ebene der 
Parteimitglieder bestand ein wesentlicher Unterschied zu der 
Zeit vor der letzten Wahl: Seit Ende 1976 war der Atomkon­
flikt innerhalb der Partei o r g a n i s i e r t ,  und im 
Frühjahr 1979 beteiligte sich die innerparteiliche Opposi­
tionsgruppe SAFE, der ca. 2 ooo Sozialdemokraten angehörten, 
aktiv an der von vielen Organisationen und Gruppen getrage­
nen Unterschriftensammlung für eine Volksabstimmung.^ Auch 
auf der Ebene der sozialdemokratischen Parteielite kündigte 
sich eine Erosion der energiepolitischen Geschlossenheit an, 
als die ehemalige Ministerin Ulla Lindström gegen den Wil­
len Palmes öffentlich Fälldins Forderung nach einem b a l ­
d i g e n  Referendum unterstützte • Sie war eine der 37 
Mitglieder des für die Unterschriftensammlung zuständigen

^Nordisk Kontakt 3/1979» S.213*pVgl. Anér 1979» S .16o und Frankfurter Rundschau vom
2o.4-.1979-
^Handelsblatt vom 1.2.i’979•
^Vgl- Frankfurter Rundschau vom 12.4-.1979*
^Vgl. Dagens Nyheter vom 1.2.1979*
^Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22.2.1979;
The Economist vom 17-2.1979 und Le Monde vom 17.3.1979*
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Kommittees der "Kampagne für Volksabstimmung", in dem sie 
mit vielen bekannten Kernkraftgegnern (zum Beispiel Bir­
gitta Hambraeus und Anders Ljunggren vom Zentrum und Per 
Kågeson, der der kommunistischen Partei VPK nahesteht) zu­
sammenarbeitete . ̂

Nichtsdestotrotz "lehnte die sozialdemokratische Par­
teispitze eine frühzeitige Volksabstimmung über die Kern- 
kraftfrage ab, und die sozialdemokratische Reichstagsfrak­
tion hätte auch der Gesetzesvorlage der liberalen Regierung 
zugestimmt, wenn die formelle Beschlußfassung darüber nicht 
durch das Reaktorunglück in Harrisburg am 28.März 1979 ver- 
hindert worden wäre. Am Ende der fünften energiepolitischen 
Phase, kurz vor Harrisburg, stand der Inbetriebnahme von 
insgesamt 12 Reaktoren nichts mehr im Wege, als die Schwe­
din sehe Atomaufsichtsbehörde SKI nach ihrer Überprüfung des 
neuen KBS-Rapports der Atomindustrie - zwei Tage vor dem 
Reaktorunfall - der Regierung empfahl, der Aufladung von 
Ringhals 3 und Forsmark 1 zuzustimmen. An die Experten die­
ser Behörde, die sich mit einem Stimmenverhältnis von 7 ;1 
für die Inbetriebnahme dieser beiden fertigen Reaktoren 
aussprachen , hatte die Regierung Fälldin ein halbes Jahr 
zuvor die Entscheidungskompetenz abgetreten, als sie neue 
Gesteinsbohrungen zur Voraussetzung für die Aufladung des
siebten und des achten schwedischen Kernkraftwerks machte.

. - - 4Ler neue KBS-Rapport wurde von einigen Geologen kritisiert , 
aber die Atomaufsichtsbehörde schlug der liberalen Regierung 
vor, die Auf lagen das Bedingungsgesetzes von 1977 a-ls erfüllt 
zu betrachten. Ende März war abzusehen, das die schwedische 
Regierung als die erste Regierung der Welt erklären würde, 
daß sie überzeugt sei, daß der hochradioaktive Abfall in 
einer absolut sicheren Weise gelagert werden könnte.^

AVgl. Informationsblatt "Kampagne für Volksabstimmung". 
Vgl. Lagens Nyheter vom 23.5*1979*
^Vgl. The Journal of Commerce vom 24.4.1979*
4Vgl. Frankfurter Rundschau vom 14.3*1979*
5Vgl. Wikdahl 1979, S.1o.
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2*5*2 Sozio-kulturelles System:
Die "Kampagne für Volksabstimmung"
Die Atomkraftgegner engagierten sich in der kurzen fünften 

Phase der energiepolitischen Entwicklung in Schweden für das 
von Fälldins Zentrumspartei vertretene und auch von der kommu­
nistischen Partei (VPK) verfolgte Ziel, möglichst noch vor der 
am 16* September 1979 stattfindenden Reichstagswahl eine Volks­
abstimmung über die Kernkraftfrage durchzuführen* Diese Refe­
rendumsforderung wurde vor allem von den Jugendorganisationen 
der beiden Parteien in die Basisbewegung eingebracht.

Das Resultat der Volksabstimmung in Österreich vom 5* No­
vember 1978 ermutigte die Anti—Atom-Gruppen, ein solches Refe-prendum auch für Schweden zu fordern , und im Spätherbst 1978 
entstand innerhalb der Basisbewegung der Plan, eine Unterschrif­
tensammlung durchzuführen, um zu ermitteln, ob die schwedische
Bevölkerung einen V olks ent s che id in der Kernkraftfrage über-

%haupt befürwortete.
Anfang 1979 konstituierte sich die "Kampagne für Volks- 

abstimmung", die eine landesweite Unterschriftensammlung 
durchführte, bis diese Aktivität durch die politischen Folgen 
von Harrisburg überflüssig wurde• Außer den schon in der 
"Volkskampagne gegen Atomkraft" zusammengeschlossenen Umwelt­
gruppen und —verbänden arbeiteten hier auch andere, ideologisch 
ganz unterschiedlich orientierte Organisationen mit, die sich 
gegen den Ausbau der Kernkraft aussprachen: neben dem Frauen­
verband der Zentrumspartei mehrere andere organisatorische Be­
standteile der schwedischen Frauenbewegung, neben der Zentrums­
jugend andere Jugendorganisationen, neben der kommunistischen 
Partei (VPK) andere kommunistische und sozialistische Gruppen 
und Verbände, die sozialdemokratische Arbeitsgruppe SAFE u.a. 
Außerdem unterstützten eine Reihe einzelner bekannter Per­
sönlichkeiten aus Kultur, Wissenschaft und Politik die Unter-

4s c hrif t enkampagne •

^Vgl. Le Monde vom 17*3*1979•
^Vgl. Sandström 1978a, S*'4.
%gl* Anér 1979, S.162*
Tgl. Informationsblatt "Kampagne für Volksabstimmung".
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2.6 Die "Hach Harrisburg”-Phase (März 1979 bis Marz 198o)
2.6.1 Politisch-administratives System;

Reichstagswahl und Volksabstimmung
Die sechste energiepolitische Phase begann mit dem 

Reaktorunfall in den USA bzw. mit dem aus legitimatorischen 
Gründen von allen schwedischen Parteien gefaßten Beschluß, 
eine Volksabstimmung über die Kernkraft frage durchzuführen, 
und sie endete mit dieser "Energiewahl", die ein halbes Jahr 
nach der Parlamentswahl vom September 1979 am 2$. März 195o 
stattfand. Die Entwicklung in dieser einjährigen Periode 
wird im folgenden auf der Grundlage von Informationen aus 
der Tagespresse - in erster Linie aus der schwedischen Zei­
tung Dagens Nyheter - dargestellt.

Nach dem Reaktorunglück in Harrisburg wurde die libera­
le Minderheitsregierung mit der Forderung nach sofortiger 
Stillegung sämtlicher Kernkraftwerke in Schweden konfron­
tiert. Es fand eine große Demonstration überwiegend weib­
licher Atomkraftgegner für eine Volksabstimmung über die 
Kernkraft statt, der Zentrumspolitiker und ehemalige Energie- 
minister Johansson warnte vor gewaltsamen Demonstrationen 
”nach dem Vorbild Westdeutschlands", wenn sich die Regierung 
dem Verlangen nach einer Volksabstimmung weiterhin wider­
setzte , und auch aus den Reihen der Sozialdemokraten wurden 
kritische Stimmen laut: Der Energieexperte der SAP und frühe­
re Sprecher des sozialdemokratischen Jugendverbandes SSU 
Lars Engqvist forderte den sofortigen Stopp des Kernkraft­
betriebes in Schweden, und der sozialdemokratische Hochschul­
lehrer Agne Gustafsson verlangte die Abwahl der sozialdemo­
kratischen Parteiführung auf einem außerordentlichen Par­
te ikongreß für den Fall, daß aus Harrisburg keine Konse­
quenzen gezogen würden. Nach Harrisburg stuften auch der 
Jugendverband SSU und die Frauenorganisation der sozial­
demokratischen Partei die Gefahren der Atomtechnologie höher 
als deren Nutzen ein, und sie schlossen sich jetzt der For­
derung der innerparteilichen Energieoppositionsgruppe SAFE 
nach einer Volksabstimmung an.
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Am April 1979? eine Woche nach Harrisburg, verkün­
dete Olof Palme, daß die sozialdemokratische Partei jetzt 
eine Volksabstimmung 198o - also n a c h  der Reiehstags- 
wahl - befürwortete. Die liberale und die konservative Par­
teiführung schwengten sofort auf die - von der Presse all­
gemein als "Kehrtwendung” be zeichnete und vom konservativen 
Parteivorsitzenden Bohman als reine Parteitaktik bewertete — 
neue Linie der sozialdemokratischen Parteispitze ein, die 
vom Zentrumsführer Fälldin begrüßt wurde, Fälldin forderte 
eine sofortige Stillegung des Reaktors Ringhals 2, der nach 
dem gleichen Prinzip funktionierte wie das Atomkraftwerk in 
Harrisburg, Außerdem war er der Meinung, daß die Regierungs­
vorlage über den Bau von insgesamt 12 Kernkraftwerken vom 
Parlament zurückgewiesen werden müßte.

Im Juni einigten sich die Parteien darauf, daß die 
Volksabstimmung im März 198o stattfindem sollte, wobei die 
zur Wahl stehenden Alternativen erst Ende 1979 ausgearbeitet 
werden würden, weil die sozialdemokratische Parteispitze 
eist die Ergebnisse der Untersuchung des ReaktorUnglücks 
in Harrisbürg abwarten wollte, bevor sie sich entschied. Der 
Hauptgrund für diese Zeitplanung war, im Wahlkampf zur Kern— 
kraftfrage nicht Stellung nehmen zu müssen. Der liberale 
Energieminister fham brachte eine neue Gesetzesvorläge ein, 
nach der vor der Volksabstimmung keine weiteren Kernkraft­
werke in Betrieb genommen werden durften. Wäre dieses Son­
dergesetz nicht vom Reichstag verabschiedet worden, wären 
zu diesem Zeitpunkt auch das siebte und das achte Atomkraft­
werk in Betrieb, denn die liberale Regierung entsprach im 
Juni 1979 der Empfehlung der staatlichen Atomaufsichtsbe­
hörde SKI, den neuen KBS-Rapport der Atomindustrie gutzu­
heißen und die Aufladung der Reaktoren Ringhals 3 und Fors- 
mark 1 zu bewilligen. Damit erklärte sie die Auflagen des 
Bedingungsgesetzes von 1977 für erfüllt, während Zentrums­
führer Pälldin meinte, daß: auch die endgültige Entscheidung 
über den Antrag auf Betriebsgenehmigung dieser beiden Kern­
kraftwerke erst nach der^Volksabstimmung getroffen werden 
sollte. Außerdem protestierte er gegen die Absicht des li-
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beralen Energieministers, die durch die Verzögerung der 
Inbetriebnahme den - Schadensersatzforderungen stellenden - 
Energieunternehmen entstehenden Kosten durch eine spezielle 
Energiesteuer zu decken. Mit diesem Steuervorschlag versu­
che die Regierung, die Bevölkerung gegen die Atomkraftgeg­
ner aufzubringen und ihre Entscheidung beim Referendum zu 
beeinflussen. Der Zentrumsabgeordnete Anders Dahlgren kri­
tisierte schon Ende Mai 1979 die Intention des Energiemini­
sters, und er bezeichnete die geplante Energiesteuer als 
”Fehlinvestitions-steuer11 • Da Dahlgren aber nicht dem ”grü­
nen” Flügel, sondern dem die Tradition der Zentrumspartei 
als Bauernpartei repräsentierenden Landwirtschaftsflügel 
angehört, ist seine Kritik an der Kernkraft sehr wahrschein­
lich in erster Linie ein Profilierungsversuch gegenüber der 
Parteibasis: Im Juni sollte auf dem Parteitag des Zentrums 
der Stellvertreter des Parteivorsitzenden gewählt werden, 
der möglicherweise in ein paar Jahren Fälldins Nachfolger 
werden wird. Bei der Abstimmung über die Kandidaten unterlag 
Dahlgren - gewählt wurde der Vertreter des "grünen” Partei­
flügels und ehemalige Energieminister Olof Johansson, der
im Gegensatz zu Dahlgren die ”moderne" Zentrumspartei re- .... 1 präsentiert und die Sympathie der ParteiJugend besitzt.

Der derzeitige liberale Energieminister Tham setzte 
im Juni zwei Un t e rs u c hungs aus s c hü© s e ein, von denen einer 
sich mit den Risiken der Kernkraft beschäftigen sollte. Den 
zweiten Ausschuß, der die Konsequenzen und Kosten der 
Stillegung aller schwedischen Kernkraftwerke, die von der 
Zentrumspartei und den Kommunisten (VPK) gefordert wurde, 
untersuchen sollte, verließen die drei Vertreter der Atom­
kraft ge gner (Pär Granstedt vom Zentrum, Per Kågeson von der 
VPK und Peter Larsson von jfiljöförbundet) im Oktober 1979 
unter Protest darüber, daß der Ausschuß offensichtlich den

Vgl. dazu die Ausführungen im Kapitel 4-.4- dieser Arbeit:
Die Zentrumspartei.

-i
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Befürwortern der Atomenergie zuarbeite und allein schon 
von der personellen Zusammensetzung des Untersuchungsaus­
schusses her keine umfassende und objektive Entscheidungs— 
grundlage für die Volksabstimmung zu erwarten sei.

Den Ergebnissen der im Mai und im Juni - also vor Be­
ginn des offiziellen-Wahlkampfes - durchgeführten Meinungs­
umfragen zufolge hatte das Harrisburg—Unglück nicht bewirkt 
daß die Zentrumspartei wieder mehr Anhänger gewann. Ihr An­
teil an der Wählerschaft hatte im September 1978 - kurz vor 
Fälldins Bücktritt - mit 16 Prozent einen Tiefststand er­
reicht ; nach Harrisbürg gewann das Zentrum drei Prozent hin­
zu, die aber im Juni schon wieder verloren waren. Dagegen 
konnten die beiden Parteien, die weiterhin uneingeschränkt 
zum Kernkraftausbau standen, die konservative und die liber? 
le Partei, im Mal Stimmenzuwachse verbuchen, die sich für 
die Konservativen im Juni fortsetzten. Diese Sympathiege­
winne waren jedoch höehstwahrscheinlieh nicht in der Kern— 
kraftfrage begründet. Aus den leichten Sympathie gewinnen dei 
Sozialdemokraten im Mai (o,5 Prozent) ging bei den Meinungs­
umfragen hervor, daß die SAP einige Stimmen der Frauen hin- 
zugewannen, die bei der letzten Wahl für das Zentrum oder 
für die VPK gestimmt hatten. Möglicherweise waren es die 
Frauen, die zu den Atomkraftgegnern zählen und Palmes 
"Kehrtwende " nicht als bloß taktisch bedingt ansahen. Ebenst 
nahmen wohl die Männer, die die SAP (der Mai-Umfrage nach) 
an die liberale Partei verlor, Palmes "Kursänderung" ernst - 
da die schwedischen Männer allgemein der Atomkraft positiven 
gegenüberstehen als die Frauen, kann vermutet werden, daß 
sich jetzt einige männliche Kernkraftbefürworter aus Ent­
täuschung der Volkspartei zuwandten. Die Zentrumspartei­
führung mußte die Ergebnisse der Meinungsumfragen dahinge­
hend interpretiert haben, daß mit dem Kernkraft-Issue nicht 
noch einmal eine Wahl zu gewinnen war, denn im Gegensatz zu 
den letzten Jahren ging es auf dem Zentrumsparteitag im 
Juni 1979 wesentlich weniger um die Atomenergie als zum Bei­
spiel um Familien- und Steuerpolitik.

Im Wahlkampf ging es dann auch kaum um die Kernk'raft-
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frage, und wenn doch, dann in Verbindung mit der dominieren­
den ”Regierungsfrage”• Aufsehen erregte Fälldins Äußerung, 
daß er auch regieren wolle, wenn sich die schwedische Be­
völkerung bei der Volksabstimmung für den Ausbau der Atom­
kraft entscheiden würde. Nicht weniger spektakulär war der 
Ausspruch des konservativen Parteiführers Bohman, daß die 
Kernkraft nicht gefährlicher sei als Fahrradfahren, worauf­
hin sich der sozialdemokratische Parteivorsitzende Palme von 
den Konservativen, mit denen er in der Kemkraftfrage sonst 
übereinstimmte, distanzierte. Bohman benutzte das Kernkraft- 
Thema, um die SAP als regierungsunfähig hinzustellen: Palme 
könnte sie nun nicht mehr unter Hinweis auf die Uneinigkeit 
der drei bürgerlichen Parteien in der Energiefrage als Re­
gierungsalternative preisen, da die sozialdemokratische Par­
tei jetzt selbst in der Kernkraftfrage gespalten sei. Die 
konservative Moderate Sammlungspartei war am geschlossensten

Ain der Kernkraftfrage , und deshalb konnte sich Bohman selbs 
uneingeschränkt und offen für die Kemkraft aussprechen, 
während Olof Palme sich zurückhalten mußte. Als der Vor­
sitzende des Arbeitergewerkschaftsbundes LO, Gunnar Nilsson, 
sich unter Hinweis auf Beschäftigungspolitik und unabhängige 
Energieversorgung während des Wahlkampfes für die Kemkraft 
starkmachte, reagierte die inzwischen auf 5 ooo Mitglieder 
angewachsene sozialdemokratische Energieoppositionsgruppe 
SAFE mit lautem Protest. Ein wesentliches Charakteristikum
des 79er Wahlkampfes war, daß die Umweltfrage wieder einepgrößere Bedeutung gewann :

”Einen fast reizvollen Effekt erzielte bisher einzig 
der Wettstreit zwischen Sozialdemokraten und Zentrum 
um den Ruf der besseren U m w e l t s c h u t z p a r ­
t e i .  Unter einer massigen Rose, dem Signet von Palmes Partei, wird da ebenso laut das 'Milieu* beschützt — wie hierzulande Umwelt heißt -, wie unterm vierblättrigen 
Kleeblatt des Zentrums, der alten Agrarierpartei, die 
sich per definitionem stets als Umweltprotektorin ver—
AZum Beispiel war der konservative Frauenverband die 
einzige parteipolitische Frauenorganisation, die sich nicht am ( in Kapitel 2.6.2 und 5-2 angesprochenen) 
großen "Frauenmarsch gegen Atomkraft” beteiligte.

pVgl. dazu Kapitel dieser Arbeit: Reformpolitik - Umweltpolitik - alternative Energiepolitik.
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stand und nun in Sag© versetzt wurde durch die Links­
konkurrenz, Denn die Sozialdemokraten übernahmen, auf _ 
Zentrumswählerschaf t schielend, plötzlich die Opposition 
idealistischer Milieukämpen, die zur Verteidigung von 
Blaubeeren und Pilzen ein Ende der Praxis verlangten, 
aus Plugzeugen Wälder mit Pestiziden zu besprühen."1

Die Reichstagswahl am 16. September 1979 war keine 
Kernkraftwahl. Die Zentrumspartei verlor gegenüber 1976 
5,9 Prozent der Stimmen und erhielt 18,2 Prozent, die libe­
rale Volkspartei verlor o,5 Prozent und erhielt 1o,6 Prozent 
die SAP gewann o,9 Prozent der Stimmen hinzu und erhielt 
45»6 Prozent, die VPK gewann trotz bzw. wegen ihrer Spaltung 
o,8 Prozent hinzu und übersprang mit 5*6 Prozent leicht die 
4#-Hürde. Der große Gewinner der Wahl war die konservative 
Partei, die durch einen Stimmenzuwachs von 4,8 Prozent 
mit 2o,4 Prozent zur größten bürgerlichen Partei wurde und 
die Zentrumspartei in dieser Position ablöste, ohne daß sich 
Bohman Chancen ausrechnen konnte, selbst Regierungschef zu 
werden - ein konservativer Staatsminister ist in Schweden 
(bisher) eine politische Unmöglichkeit•

Der Wählerverlust der Zentrumspartei ist nicht darauf 
zurückzuführen, daß die Kernkraft ge gner nicht mehr für Päll— 
din stimmten - auch bei dieser Wahl hatte die Energiepoli­
tik des Zentrums zum äußerst knappen Wahlsieg des Bürger­
blocks beigetragen. Der Stimmenverlust der Zentrumspartei 
ist dadurch bedingt, daß sich durch die sozialstrukturellen 
Veränderungen in Schweden die traditionellen Wählerschaft 
des Zentrums (die Landbevölkerung) zahlenmäßig weiter ver­
ringerte, und daß die Wähler, die enttäuscht darüber waren, 
daß Pälldin während seiner Regierungszeit das (klein)bürger­
liche Zentrumsprogramm nicht in die Praxis umgesetzt hat, 
zur konservativen Partei abwanderten. Gösta Bohman war der 
einzige bürgerliche Parteiführer, der noch nicht Regierungs- 1

1Neue Zürcher Leitung vom 27.8,1979s “Substanzarmer 
Wahlkampf in Schweden. Wettstreit um Marginalwähler". 
Über die Spaltung der Zentrumspartei in der Umweltfrage 
vgl. das Kapitel 4.4 dieser Arbeit (Die Zentrumspartei).UlVgl. dazu Kapitel 4.5 dieser Arbeit: Die Linkspartei/ 
Kommunisten.
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chef gewesen war.- auf ihn konzentrierten sich 1979 die 
Hoffnungen der bürgerlichen Wähler auf eine starke Regie— 
rungsalternative zur SAP: Die Reichstagswahl 1979 war zu 
einem großen Teil eine bürgerliche (Steuer—)Protestwahl. 
Zentrumsführer Fälldin führte als einen wesentlichen Grund 
für seinen Mißerfolg an, daß die Zentrumspartei nur einige 
wenige ProvinzZeitungen hat, und daß die Massenmedien dieser 
Partei nicht genügend Aufmerksamkeit geschenkt hätten. Im 
Wahlkampf 1976 hatte Fälldin davon profitiert, daß die Libe­
ralen und die Konservativen befürchteten, ohne ihn die Wahl 
zu verlieren, und deshalb in ihrer Parteipresse Fälldins 
Wahlkampf gegen die Kerhkraft publizierten.

Die leichten Stimmengewinne der Sozialdemokraten haben 
mit der Kemkraftfrage ebenfalls so gut wie nichts zu tun - 
1979 dominierten die "alten” Themen der Politik. Es ist an­
zunehmen, daß die SAP die Sympathie vieler "Mitte-Wähler" 
zurückgewann, seit sie 1978 die Frage des Arbeitnehmerfonds 
- von den Bürgerlichen als einen weiteren Schritt zum So­
zialismus verurteilt - auf Eis legte. Durch die Abspaltung 
des moskautreuen Parteiflügels von der VPK wurde den lin­
ken Sozialdemokraten, vor allem den linken Atomkraftgegnern, 
die Entscheidung erleichtert, 1979 diese kommunistische Par­
tei zu wählen, die in den Universitätsstädten große Stimmen­
gewinne verbuchen konnte. Die Bedeutung der Massenmedien 
kommt auch im Wahlergebnis der Sozialdemokraten zum Aus­
druck . Kritiker der SAP bemerkten, daß die Partei eine so­
zialdemokratische Zeitung nach der anderen eingehen ließ, 
was zu einer fast totalen bürgerlichen Dominanz an der Pres- 
s©front geführt hätte. Die Tatsache, daß die Zentrumspartei 
ebenfalls nur wenige Zeitungen kontrolliert, die stark par­
te igebunde ne schwedische Presse in einem Land mit eifrigen 
Zeitungslesern also überwiegend in der Hand der kernkraft— 
befürwortenden liberalen und Konservativen ist, erhöht die 
Bedeutung der Massenmedien im Atomkonflikt•

Im Oktober 1979 wurde eine neue bürgerliche Dreipar­
teienregierung gebildet. Thorbjörn Fälldin erhielt zwar er­
neut den Posten des Ministerpräsidenten, den der liberale
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Par t eiführ er Ola Ullsten an ihn abtreten mußte , aber es 
stand von Anfang an fest, daß der Handlungsspielraum der 
Zentrumspartei in der Energiepolitik in dieser Legislatur­
periode noch kleiner sein wird als zur Zeit der ersten gros­
sen bürgerlichen Koalition. Diese Ausgangsläge hat Pall— 
dins Opportunismus noch verstärkt, und er ließ erneut ver­
lauten, daß er nicht zurücktreten werde, wenn die schwedi­
sche Bevölkerung bei der Volksabstimmung im März 198o ja 
zur Kernkraft sagt. Die Koalitionspartner einigten Sieh da­
rauf , das Amt des Energi em ini s t é rs bis zum Referendum nicht 
mit einem Parteipolitiker zu besetzen.

Nach der Parlamentswahl liefen die Vorbereitungen für 
die Volksabstimmung an. Aus legitimatorischen Gründen be­
schlossen die Sozialdemokraten, die vom Gewerkschaftsbund 
LQ unterstützt wurden, nicht mit den Konservativen zusam­
menzuarbeiten, die den Arbeitgeberverband SAP hinter sich 
hatten. Die Konsequenz dieser Entscheidung bestand darin, 
daß der schwedischen Bevölkerung am 23. März 198o nicht eine 
Pro— und eine Contra-Position zur Abstimmung Vorlagen , son­
dern d r e i  "Linien":
Linie 1 wurde nur von den Konservativen vertreten und be­

inhaltete, daß zu den sechs in Betrieb befindli­
chen Atomkraftwerken sechs weitere in Betrieb ge­
nommen werden sollten, wobei der Verzicht auf Kern- 
kraft als "wünschenswert" betrachtet wurde, "so­
bald er möglich ist im Hinblick auf den Bedarf an 
Elektrizität zur Aufrechterhaltung von Vollbeschäf­
tigung und Wohlfahrt".

Linie 2. von den Sozialdemokraten und den Liberalen vertre­
ten, enthielt wörtlich denselben Passus über den 
Wunsch nach späterer Stillegung der Atomkraftwerke. 
Auch die SAP und die Volkspartei befürworteten ins­
gesamt 12 Reaktoren; der einzige Unterschied zur 
Position der Konservativen bestand darin,.daß der 
ganze Kernkraftbetrieb staatlich bzw. kommunal kon­
trolliert werden'-sollte, denn: "Die Gesellschaft 
soll die Hauptverantwortung für die Produktion und
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Verteilung von Elektrizität haben. Kernkraftwerke
und andere künftige Anlagen zur Stromproduktion
sollen Eigentum von Staat und Gemeinde sein".

Linie 3 wurde von der Zent rum spart ei und von der Links—
partei/Kommunisten vertreten (und auch von der
sozialdemokratischen Energieoppositionsgruppe SAFE
sowie von der erst am Jahreswechsel 1979/8o gegrün-. . 1deten liberalen Energieoppositionsgruppe LIFE un­
terstützt) » Diese politischen Repräsentanten der 
Atomkraftgegner lehnten die Inbetriebnahme von wei­
teren Kernkraftwerken ab, forderten die Stillegung 
der sechs in «Betrieb befindlichen Reaktoren inner­
halb von zehn Jahren und befürworteten den soforti­
gen Übergang zu alternativen, erneuerbaren Energie­
quellen.

Der schwedische Atomkonflikt spaltet nicht nur einzel­
ne Parteien (die Sozialdemokraten und jetzt auch die Libe­
ralen) , sondern auch die Koalitionsregierung (den Bürger— 
block) und die Opposition (den sozialistischen Block). 
Gleichzeitig bedingt er ein Zusammenarbeitsmuster, das die 
traditionellen Blockgrenzen sprengt: Die bürgerliche Zen— 
trumspartei arbeitete mit den Kommunisten zusammen, was ihr 
schwerwiegende Vorwürfe von seiten der bürgerlichen Koali­
tionspartner einbrachte, und die Sozialdemokraten kooperier­
ten mit der bürgerlichen Volkspartei, was innerparteilichen 
Protest auslöste. Die Kernkraftfrage hatte, als sie 1972/73 
kontrovers wurde, eine neue Konfliktdimension im schwedi— 
sehen politischen System begründet (bzw. befestigt ), die 
quer zur ideologischen Spaltungslinie, der traditionellen 
Links-Rechts-Dimension liegt. Wie das zweidimensionale 
schwedische Part ei eiisy stem sich vor der Volksabstimmung 
darstellte, läßt sich folgendermaßen veranschaulichen: 1

1Vgl. dazu das Kapitel 4.3 dieser Arbeit: Die liberale 
Volkspartei.
Vgl. dazu die Einleitung zum Kapitel 4 dieser Arbeit:
Der Atomkonflikt im Parteiensystem.

2
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pro AKW

□□
Partei ist sich' in der Kernkraftfrage einig 
bzw. hat keine innerparteilich organisierte 
Opposition
Partei ist in der Kernkraftfrage gespalten

Zusammenarbeit bei der Volksabstimmung

VPK

SAP

C

PP

M

Vänsterpartiet Kommunisterna 
(Linkspartei/Kommunisten)

Socialdemokratiska Arbetareparti 
(Sozialdemokratische Arbeiterpartei)
Centerparti
(Zentrumspartei)

Polkparti
(liberale Volkspartei)
Moderata Samlingsparti
(konservative Gemäßigte Sammlungspartei)
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SAFE Socialdemokratiska arbets gruppen för enalternativ ene rgipolitik
(inne rpart eili c be Atomenergieopposition der SAP)

LIFE Liberaler för energialternativ(innerparteiliche Atomenergieopposition der PP)
LO Landsorganisationen(Dachverband der Arbeitergewerkschaften)
SAP Svenska Arbetsgivareföreningen(Dachverband der Arbeitgebervereinigungen)

Meine schematische Darstellung des zweidimensionalen 
schwedischen Parteiensystems kann sowohl problematisiert 
als auch differenziert werden:
1. Es ist schwierig, die Zentrumspartei auf der Links-

Rechts-Achse zu positionieren; Olof Petersson stellt
fest, daß sich die liberale Volkspartei in den 7oer
Jahren nach links orientiert hat (zun Beispiel habe sie
1974- mit der sozialdemokratischen Regierung in der Steuer
und in der Wirtschaftspolitik kooperiert), so daß sie1jetzt links von der Zentrumspartei zu verorten wäre« 
Petersson stellt den zweidimensionalen Wandel innerhalb 
des Bürgerblocks wie folgt dar:

Ausgangslage 1968

Die Zentrumspartei spricht 
sich gegen die Kernkraft aus

Die Liberalen orientieren sich nach links

Dreiparteienkoalition mit 
latenten Spannungen

c pp M
• • •

PP M
• •

C

1V o O  P o f r o r R R n n  1 Q O Q a 8-Q8 und 1979b. S.175f



-1 2 7 -

2, ])ie Zentrumspartei hat zwar keine innerparteilich 
organisierte Oppositionsgruppe, die f ü r  di# Kern­
kraft eintritt, ater es gibt eine sozialstrukiurell 
abgrenzbare Mitgliedergruppe innerhalb des Zentrums, 
die Bauern, die im Grunde nichts gegen Atomkraftwerke
hat - deshalb müßte die Zentrums parte i mit einer laten-1ten Spaltungslinie gekennzeichnet werden :

C

Die Volksabstimmung vom 23. März 19Ho hatte folgendes 
Ergebnis:

Linie 1
I H i

18,7

Linie 2 
(SAP/jP)

39,3

Linie 3 38,6%
(C/VPK)

pro
AKW

contra
AKW

Aus diesem Stimmenverhältnis geht hervor, daß die Konser­
vativen 1,7 Prozent weniger Stimmen auf ihrer Linie 1 ver­
einigen konnten, a,ig 1979 bei der Bärlamentswahl für ihre 
Partei abgegeben wurden. Unter den Anhängern der Sozialdemo­
kraten und der Liberalen sind wesentlich mehr Atomkraft—

"Vgl. dazu die Ausführungen in Kapitel A..4- dieser 
Arbeit' Die Zentrumspartei.
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gegner als unter den konservativen Wählern: M r  die Linie 2 
der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei und der liberalen 
Volkspartei wurden 14,9 Prozent weniger Stimmen abgegeben, 
als sie bei der Reichstagswahl 1979 zusammen erhalten hat­
ten. Die Zentrumspartei und die Linkspartei/Kommunisten 
dagegen bekamen für ihre Linie 3 14,8 Prozent mehr Stimmen,
als sie bei der Parlamentswähl 1979 gemeinsam auf sich ver­
einigen konnten. Dieses Ergebnis hatten sie zu einem großen 
Teil der Basisbewegung gegen Atomkraftwerke zu verdanken, 
die einen engagierten “Energiewähl"-Kampf geführt hatte.

2.6.2 Sozio-kulturelles System:
“Energiewähl"-Kampf an der Basis

Nachdem sich - als politische Konsequenz des Reaktor— 
Unfalls in Harrisburg - alle schwedischen Parteien mit der 
Durchführung eines Referendums über die Kernkraftfrage ein­
verstanden erklärt hatten, änderte die überparteiliche Ba­
sisorganisation "Kampagne für Volksabstimmung", ihren Namen 
in "Volkskampagne Nein zur Kernkraft" um und begann, ihren 
"Energiewahl"-Kampf vorzubereiten. Bevor dieser im Herbst 
1979 nach der Reichstagswahl, als die Parteien ihre "Linien" 
ausgearbeitet und ihre Positionen der Öffentlichkeit vor­
gestellt hatten^faiiden zwei große Demonstrationen gegen 
die Atomenergie statt: Die eine, die am 8. September durch— 
geführt wurde, setzte die Reihe der Barsebäck-Märsehe fort — 
diesmal marschierten die ca. 12 ooo Teilnehmer von Barse­
bäck nach Lund, um den Weg aufzuzeigen, den eine radioaktive 
Wolke nehmen könnte. Die andere Großdemonstration erregte 
noch stärker die öffentliche Aufmerksamkeit: Organisiert 
von der Gruppe "Prauenkampf für Frieden" wurde am 26. August 
ein "Frauenmarsch gegen Kernkraft" veranstaltet, an dem al­
lein in Stockholm 1o ooo (auch männliche) Personen teilnah- 
men. Mit dieser Demons trat ion kam zum ersten Mal die Tat­
sache organisiert und publikumswirksam zum Ausdruck, die sic] 
bisher überwiegend nur in Meinungsumfragen niedergeschlagen 
hatte, daß nämlich wesentlich mehr Frauen als Männer gegen 
die Atomenergie eingestellt sind.
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M r  die "Volkskampagne Nein zur Kernkraft", deren
Argumente Björn Kjellström und Per Kågeson - "beide waren
Mitglied der Bnergiekommission - in ihrem Buch "Stimm mit 

1 - •NeinI" veröffentlicht haben, stand von Anfang an fest, daß 
sie für die von der Zentrumspartei und der Linkspartei/Kom- 
munisten vertretene Linie 3 kämpfen würde, auch wenn die 
Sozialdemokraten und die Liberalen ebenfalls behaupteten, 
mit ihrem Vorschlag (Linie 2) für die "Abwicklung" der K e m -  
kraft einzutreten« Die Vertreter der Basisbewegung kriti­
sierten, daß die SAP und die Volkspartei die Zahl der Atom­
kraftwerke zunächst sogar verdoppeln wollen, um damn später 
- in 25 Jahren - mit der Stillegung zu beginnen. Sprecher 
der Bürgerinitiative "Volkskampagne Nein zur Kernkraft", 
die in Stadtteilgruppen organisiert war und sieh zum Ziel 
setzte, vor der Volksabstimmung alle schwedischen Haushalte 
aufzusuchen, um für die Linie 3 zu werben, war Lennart Da- 
léus von Jordens Vänner (Freunde der Erde). Seine Stellver­
treter waren der ehemalige Vorsitzende der VPK Carl-Henrik 
Hermansson, die Sozialdemokratin und frühere Ministerin 
Ulla Lindström, der Zentrumsabgeordnete Börje Hörnlund 
sowie Mats Odell, Vorsitzender des Jugendverbandes der klei­
nen christlichen Partei KDS (Kristen Demokratisk Samling), 
die sich schon seit Jahren gegen Atomkraftwerke ausspricht, 
jedoch noch nie genügend Stimmen auf sich vereinigen konn­
te, um ins Parlament zu gelangen.

Aufsehen erregte die in der Verteidigungspolitik 
profilierte Sozialdemokratin Maj—Britt Theorin, als sie 
als erste SAP-Abgeordnete öffentlich von der sozial-libera­
len Linie 2 Abstand nahm und die Position der Volkskampagne 
unterstützte. Ihr Hauptargument: "Kernkraft erhöht die Ge­
fahr der Verbreitung von Kernwaffen. Diejenigen, die Ab­
rüstung wollen, können nicht die Alternative der Sozialde-

\ eliströn/K£geson 1979. « 1 .  Kfigeson f ü g
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mokraten wählen”. Auch die beiden prominenten sozialdemo­
kratischen Abrüs tungs expert innen A Iva Myrdal und Inga Thors­
son traten für die Linie 3 ein, genauso wie andere bekannte 
Schwedische krauen, zum Beispiel die Kinderbuchautorin 
Astrid Lindgren* Ihr stand auf der Seite der Atomkraftbe­
fürworter nur der Autor und Philisoph Lars Gustafsson gegen­
über, der die Linie 1 der Konservativen und der Wirtschafts- 
verbände unterstützte - die große Mehrheit der schwedischen 
Kulturschaffenden (Autoren, Künstler, Kabarettisten, Schau­
spieler, Filmemacher, Musiker u.a.) engagierten sich im 
"Energie wähl "-Kampf für die Position der "Volkskampagne 
gegen Kernkraft"*

Die zahlreichen Aktionen der Atomkraftgegner forderten 
die Kernkraftfreunde heraus, ihrerseits eine Kampagne f ü r  
die Atomenergie zu starten* Die Initiative dazu ging von 
den in der Atomindustrie beschäftigten Technikern und In­
genieuren aus. In Västerås zum Beispiel gründeten die Ange­
stellten des Reaktorherstellers ASEA-Atom die Organisation 
"Kernkraft und Umwelt" KOM (Kärnkraft och Miljö), die im 
Herbst 1979 4-oo Mitglieder hatte - 3oo von ihnen waren bei 
ASEA-Atom beschäftigt, und sie fürchteten den Verlust ihrer 
Arbeitsplätze, wenn die Linie 3 der Atomkraftgegner bei der 
Volksabstimmung die Mehrheit bekäme. An einer von KOM orga­
nisierten Demonstration beteiligten sich Mitte Oktober 1979 
2ooo Personen. Mir liegen keine Informationen darüber vor, 
ob sie für die sozial-liberale Linie 2 oder die konservative 
Linie 1 eintraten. Es ist aber anzunehmen, daß sie die Po­
sition der Pr i vat wi r t s c haf t unterstützten, denn KOM ist 
dem "Reichsverband Energie und Gesellschaft" REOS (Riksför­
bund Energi och Samhälle) angeschlossen. RE OS versteht sich 
als Dachverband der Pro-Kernkraft-Initiativen, und er steht 
in enger Verbindung zur "Aktiengesellschaft Kernkraft" AKK 
(Aktiebolaget Kärnkraft), die von den Besitzern des Atom­
kraftwerks Oskarshamn kontrolliert wird: KEQS teilt seine 
Büroräume mit einer speziellen (Propaganda-)Abteilung von 
AKK, deren Aufgabe es ist,-, die Öffentlichkeit über die Mei­
nung der n i c h t  — s t a a t l i c h e n  Atomenergie un­
ternehmen zur Kernkraftfrage zu informieren.
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Währ end neben dem Arbeitergewerkschaftsbund LO auch der 
Dachverband der Angestelltengewerkschaften TCO für die Linie 
2 der Sozialdemokraten und der Liberalen eintrat, unter­
stützten die Interessenverbände der Großindustrie, die Ar­
beitgebervereinigung SAP und der Industrieverband SI, die 
Linie 1 der Konservativen. An der Ausarbeitung der Strate­
gie, die sie im "Energiewähl "-Kampf verfolgten, um die Mei­
nungsbildung der schwedischen Bevölkerung vor der Volksab­
stimmung zu beeinflussen, war neben den Verbandsvertretern 
der Informationschef von ASEA-Atom beteiligt. Sie einigten 
sich auf eine ”positive Strategie”: Die Kernkraft sollte 
konsequent mit positiven Begriffen wie Beschäftigung, Ar­
beitsplätze , sicherer Wohlstand, soziale und ökonomische 
Sicherheit etc. propagiert werden. Zu ihren besonderen Ziel­
gruppen erklärten sie die Frauen und die Rentner.

Die Volksabstimmung über die Kernkraftfrage war die 
vierte in Schweden (1922 ging es ums Alkoholverbot, 1953 
um die Einführung des Rechtsverkehrs und 1957 um die Ren­
ten) , und keine andere hat so viele Menschen mobilisieren 
können wie diese: Eine Woche vor dem Referendum demonstrier­
ten 12b ooo Atomkraftgegner an mehr als 15o Orten in ganz 
Schweden — allein in Stockholm wurden 3o ooo, in Göteborg 
15 ooo Demonstranten gezählt. Den Atomkraftgegnern war klar, 
daß die Linie 3 nicht über 50 Prozent der Stimmen bekommen 
würde, daß sie (noch) nicht in der Mehrheit waren - viele 
von ihnen trugen neben der Plakette "Atomkraft? Nej tack" 
eine zweite mit der Aufschrift "Der Kampf geht weiter l"

"Daß eine spätere Revision des Ergebnisses vom Sonnta.g im Bereich des Möglichen liegt, leiten die Kernkraftgeg— 
ner dabei sowohl aus der historischen Erfahrung ab (1967 wurde in Schweden der Rechstverkehr eingeführt, obwohl 
sich 1955 sine klare Mehrheit dagegen ausgesprochen hat­te) , als auch aus dem durchschnittlichen Alter der KKW- 
Gegner: die überwiegende Ablehnung der Kernkraft durch 
die schwedischen Jugendlichen werde, so meinen sie, in 
ein paar Jahren ein anderes Stimmenverhältnis ermögli­
chen. ”1

1Frankfurter Rundschau vom 25.3-19Ö0.
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3. Die Bedingungen des Atomkonflikts und der Thematisie- 
rung von Alternativen zur Kernenergie im politischen 
System Schwedens

Mit einer Verlaufsanalyse ist eine Thematisierungs- 
studie nicht hinreichend abgedeckt, denn die Analyse muß 
dabei notwendig oberflächlich bleiben, weil sie durch 
Ereignisse und Entwicklungen strukturiert ist; soll deren 
Zusammenhang sichtbar bleiben, darf er nicht durch weiter 
ausholende Fragestellungen und Ausführungen auseinander- 
gerissen werden.

Y/eitergehende Fragestellungen ergeben sich jedoch 
zwingend. So sind in der letzten energiepolitischen Pha­
se die wirtschaftlichen Interessenverbände- die Gewerk­
schaften und die Arbeitgebervereinigung - als Akteure in 
Erscheinung getreten, die selbstverständlich Bestandteil 
des politischen Systems sind, auch wenn sie im Zusammen­
hang mit dem "Energiewähl”-Kampf an der gesellschaftli­
chen Basis angesprochen wurden• Ihr Auftreten lenkt die 
Aufmerksamkeit auf die Beziehungen zwischen dem ökonomi­
schen und dem politischen System, die im folgenden neben 
dem Legitimationsaspekt im Mittelpunkt der Betrachtung 
stehen.

Die theoretischen Ansätze, die ich dabei zur Erklä­
rung heranziehe, werden nicht abgehoben von der schwedi­
schen Entwicklung, sondern mit Bezug auf die empirischen 
Daten dargestellt, denn diese Arbeit hat keinen hoch- 
theoretischen Anspruch zu erfüllen. Ziel ist es vielmehr, 
einige Hypothesen über solche Bedingungen zu formulieren, 
die die Thematisierung von Alternativen zur Atomkraft im 
(etablierten) politischen System begünstigen. Diese Hypo­
thesen werden im Abschnitt 3*4- vorgestellt. Sie bilden 
den Ausgangspunkt für die eingehende Betrachtung des 
Atomkonflikts im schwedischen Parteiensystem sowie des 
außerparlamentarischen Protests gegen die Atomenergie.

■
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3.1 Energieversorgung als gesellschaftliches und 
politisches Problem
Claus Offe und Eritz W. Scharpf haben sich in ihren 

Veröffentlichungen zur Reform- und Wirtschaftspolitik mit 
der Erage auseinandergesetzt, warum ein gesellschaftliches 
Problem zu einem politischen, also für den Staat zum Pro­
blem wird. Aus Offes “Modell der Thematisierung politischer 
Probleme" und Scharpfs “Bezugsrahmen“ können einige Ele­
mente für unseren Zusammenhang nutzbar gemacht werden. Sie 
bilden den Ausgangspunkt für die Beantwortung der Erage, 
warum der (schwedische) Staat die Versorgung der Gesellschaftt 
mit Energie als eine Aufgabe betrachtet und die "staats­
tragenden" Parteien energiepolitisch so stark engagiert 
sind.

Offe ist der Auffassung, daß die Erage nach den Ent­
stehungsgründen einer bestimmten Politik bzw. eines poli­
tischen Themas tiefer angesetzt werden muß als auf der Ebene 
von — in Eorm von Parteien und Verbänden organisierten — 
Interessen. Tut man dies, so laute die Erage nicht mehr, 
w e r  eine bestimmte Politik "will" bzw. wer Interesse 
an der politischen Bearbeitung und Lösung einer bestimm­
ten Problematik durch den Staat hat, sondern vielmehr, wer 
in einer k o n k r e t e n  S i t u a t I o n überhaupt Aus­
sicht hat, seinen “Willen" und seine Problemlösungsbedürf­
nisse für Politikbildungsprozesse r e l e v a n t  werden 
zu lassen;

É&I Mittelpunkt der Analyse müssen deshalb die o b j e k- 
t i v e n P r o b l e m l a  g © n stehen, zu deren Be­
arbeitung das System der staatlichen Organisationen auf 
Willens— und Interessenäußerungen zurückgreift. Solche 
objektiven Probleralagen präjudizieren - im Zusammenwir­
ken mit den staatlichen Organisationsmitteln, die den 
politischen Entscheidungsprozeß selbst regeln (also z.B. 
mit den in der Verfassung niedergelegten Organisations­
regeln) — , wessen Interessen zu welchem Zeitpunkt und 
mit welchem Gewicht als * inputs' eine Rolle spielen kön­
nen1̂

10ffe 1975, S.158f£. 
^Scharpf 1977, S.Jff 
5öffe 1975, S.158.



Off e unterscheidet problemerzeugende und bei.der po­
litischen Problembearbeitung mitwirkende Interessen. Darauf 
soll hier jedoch nicht weiter eingegangen werden. Wichtiger 
ist es zu betonen, daß von gesellschaftlichen Akteuren ge­
schaffene und staatliches Handeln herausfordernde "objek­
tive Problemsituationen" in erster Linie ö k o n o m i ­
s c h e  Problemsituationen sind, die Scharpf folgendermaßen 
definiert:

"Die (1 objektiver) Problemsituation ist definiert als 
Verschlechterung von konventione11 als relevant akzeptier­
ten ökonomischen Leistungsindikatoren (Wachstum, Beschäf­
tigung, Geldwert, Verteilung, Zahlungsbilanz etc*) gegen­
über früheren oder erwarteten Werten unter den jeweiligen 
(veränderbaren oder unveränderlichen) Randbedingungen sol­
cher Entw icklungen."1

Warum ist zum Beispiel eine Wirtschaftskrise nicht nur 
ein gesellschaftliches, sondern auch ein politisches Pro­
blem? Offe verweist auf die wesentliche Tatsache, daß der 
Staat ein k a p i t a l i s t i s c h e r  Staat und damit 
selbst auf Wirtschaftswachstum angewiesen ist. Diese Ab­
hängigkeit von einer florierenden Wirtschaft bedingt die 
Fähigkeit des Staates, eine Wirtschaftskrise als politi­
sches Problem zu perzipieren:

"Ein Staatsapparat, der so konstruiert ist, daß er a) 
nicht selbst die Produktion materieller Güter organisieren 
kann, b) als Steuerstaat vom Akkumulationserfolg privater 
Investitionsentscheidungen abhängig ist' und nur auf die­
sem Wege seine Haushaltsmitte1 aufbringen kann, c) inso­
fern in seinem eigenen Interesse darauf verwiesen ist, die 
Bedingungen der Akkumulation subsidiär zu wahren, wobei er 
allerdings d) im Interesse der Anerkennung seiner Macht 
diese Abhängigkeit verdecken muß - in einem Staatsgebilde, 
das diesen Kriterien entspricht, sind bereits bestimmte 
spezialisierte Auffassungsweisen und Aufmerksamkeitsstruk— 
turen enthalten."2

Während Offe das Zustandekommen politischer Themen bzw. 
die politische Bearbeitung von Problemen mit den B e—

^Scharpf 1977, 3.2. 
1975, 8.161.
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s t a n d s i n t e r e s s e  des kapitalistischen Staates 
in Verbindung sieht, kritisiert Scharpf Off es Definition 
dieses Bestandsinteresses als "Interesse des Staates an 
sich selbst" und geht stärker auf die L e g i t i m a — 
t i o n s p r o b l e m e  des Staates ein — erst diese 
schafften den politischen Problemdruck, auf den der Staat 
reagiert:

"Die objektive (wenn auch durch Konvention definierte) 
ökonomische Problemsituation wird für das politisch­
administrative System nicht unmittelbar zum Handlungs— 
zwang. Einnahmen-Verluste der öffentlichen Hand können 
in der Porm verminderter öffentlicher Leistungen oder 
höherer Inflationsraten * abgewälzt' oder durch Steuer­
erhöhungen kompensiert werden, ohne daß eine gezielte 
Bearbeitung der zugrundeliegenden ökonomischen Probleme 
erwartet oder versucht würde."1
Nach Scharpf reagiert staatliche Politik also nicht 

auf "objektive" Probleme, sondern auf spezifischen poli­
tischen Problemdruck. Dieser politische Druck entstehe aus 
ökonomischen Problemen erst dann, |

"wenn 1) die Verschlechterung ökonomischer Indikatoren 
und staatlicher Leistungen von der allgemeinen Öffent­
lichkeit oder von konfliktfähigen Gruppen als ein für 
sie wesentliches 1 Problem1 (also als Defizit gegenüber 
einem manifesten - aber durchaus veränderlichen - 
Anspruchsniveau) perzipiert wird, wenn 2) die lüsung 
dieses Problems aufgrund etablierter (aber ebenfalls 
veränderlicher) Legitimationsvorstellungen vom politisch­
administrativen System erwartet wird, und wenn 3) für 
den.Pall einer nachhaltigen Enttäuschung solcher Erwar­
tungen Reaktionen der Betroffenen wahrscheinlich sind, 
die das Bestands int e re s s e des politisch-administrativen Systems berühren."2

Dieses Be s tands int e re s s e des politisch-administrativen 
Systems definiert Scharpf als das Interesse, u.a. Wähler­
verluste und das Anwachsen von Protestparteien zu vermeiden«

Scharpfs Ansatz ist außerordentlich fruchtbar für die 
Analyse der politikbestimmenden Strukturen in Schweden sowie

^Scharpf 1977, B.4-
^Ebd.
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der Handlungszwänge der schwedischen Regierungen und po­
litischen Akteure, vor allem der Parteien. Paß die Angst 
der Politiker vor Wählerverlusten auf Grund von ökonomi­
schen Problemen berechtigt ist, wurde erst kürzlich in ei­
ner empirischen Studie von Lars Jonung und Eskil Wadensjö 
naehgewiesen. Pie beiden Wissenschaftler untersuchten für 
den Zeitraum von 1967 bis 1978 auf der Basis von Paten mo­
natlicher Meinungsumfragen den "Effekt von Arbeitslosig­
keit, Inflation und Wachstum des Realeinkommens auf Regie­
rungspopularität in Schweden"• Sie kamen zu dem Ergebnis, 
daß Arbeitslosigkeit, besonders unter Industriearbeitern, 
und Inflation einen großen Einfluß auf die Popularität der
sozialdemokratischen Partei hatten, während der Effekt des1 .realen Einkommens Zuwachs es bedeutend geringer war. Pie im 
vorigen Kapitel bei der Verlaufsanalyse vorgestellte Wäh— 
leruntersuchung von Sören Holmberg u.a. wies schon darauf 
hin, daß die SAP 1976 stärker auf Grund von "anderen Fak­
toren" als wegen der Kernkraftfrage die Regierungsposition 
verloren hatten - die hier genannten ökonomischen Probleme 
machten ganz sicherlich einen wesentlichen Teil dieser "an­
deren Faktoren" aus. Pie Abhängigkeit der Regierungspopu­
larität von der Sicherheit der Arbeitsplätze machte es 
auch Thorbjöm Fälldin, der in den letzten zwei Jahren des 
von Jonung und WadensjÖ untersuchten Zeitraums Minister­
präsident war, so schwer, eine a l t e r n a t i v e  Ener­
giepolitik durchzusetzen - in der Verlaufsanalyse wurde auf 
den besonders starken öffentlichen Pruck von seiten der Bau 
arbeiten hingewiesen, die arbeitslos geworden wären, wenn 
Fälldins Regierung den Atomkraftwerksbau gestoppt hätte.

Nun machen die Bauarbeiter nicht die Wählerbasis der 
Zentrumspartei aus, aber eine ökonomische Problemsituation 
ist ja auch - nach Scharpfs Pefinition - nicht allein durch

AVgl. Jonung/Wadensjö 1979-
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Arbeitslosigkeit gekennzeich.net, sondern die Legitimation 
gerade einer bürgerlichen Regierung beruht stärker auf den 
anderen Leistungsindikatoren, vor allem auf Wirtschafts­
wachstum. Die schwedische Wirtschaftszeitung Veckans Affärer 
bezeichnete das erste Jahr der Regierung Fälldin als das 
"schlimmste Jahr seit mehr als 4o Jahren” , und der SPIEGEL 
charakterisierte das ”Katastrophenjahr 197711 vor allem da­
durch, daß die "verwöhnte Nation" Wachetumseinbußen hinneh— 
men mußte: Das Bruttosozialprodukt sank 1977 um 2,4 Prozent* 
Außerdem sanken die Industrieproduktion um 4,5 Prozent, die 
Investitionen der Industrie um 17 Prozent und der Außenwert 
der Krone um 16 Prozent gegenüber den wichtigsten Währungen. 
Gleichzeitig stiegen die Inflationsrate auf 15,1 Prozent, 
das Zahlungsbilanzdefizit auf 14,9 Milliarden Kronen, da's 
Haushaltsdefizit auf 27 *8 Milliarden Kronen und die lang­
fristige Auslandsverschuldung auf 5o*5 Milliarden Kronen, 
davon allein 1977 um 23,8 Milliarden. "Ein Jahr nach der 
Niederlage der schwedischen Sozialdemokratie, die das Land 
44 Jahre lang regiert hatte, kreideten die Schweden die 
Schuld dafür der bürgerlichen Regierung an, einer Verbin­
dung zwischen der konservativen Gemäßigten Sammlungspartei 
Bohmans, der liberalen Volkspartei des Arbeitsministers 
Per Ahlmark und der sozialliberalen 'grünen' Zentrumspartei 
des Regierungschefs Ihorbjörn Fälldin. Bei allen Meinungs­
umfragen lagen die drei weit hinter der von Ex-Premier Ölof. 2Palme geführten sozialdemokratischen Opposition zurück.”

Ob und wie schnell das politisch-administrative System 
auf eine objektive Problemsituation wie eine Wirtschafts­
krise reagiert, hängt - wie gesagt - vom politischen Druck 
ab, der aus den Legitimationsproblemen entsteht. Die Stärke 
des politischen Problemdrucks ist ihrerseits abhängig von 
der Struktur der p o l i t i s c h e n  K u l t u r  des be- 1 2

1Zit. nach DEE SFTESEI. 3Ü/197®, S.134
2Ebd., 53.135.
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treffenden Landes, zum Beispiel von der Intensität der 
W a c h s t u m s o r i e n t i e r u n g  der Bevölkerung» 
Den Zusammenhang zwischen "policy-making11 und politischer 
Kultur hat Thomas J. Anton Ende der 6oer Jahre für Schweden 
untersucht. Dabei stellte er eine besonders starke O u t ­
p u t — O r i e n t i e r u n g  fest:

"Pride and support, however, seem to be focused largely 
on the outputs of the system, rather than inputs. An ex­traordinarily functional and service oriented people, the attachement of Swedes to political parties and interest organizations seems firmly rooted in instrumental calcu­
lation of interest, rather than democratic ideology or 
personal loyalty» (...) Swedish popular emphasis on what the government, parties and interest^ groups do for them, 
rather than how they do it, may help to account for the shifts in support given to the bourgeois parties, whose 
vote totals and legislative representation move up and 
down as they seek to find programs that can motivate vo­
ter and member loyalty» Such fluctuations in support,to­gether with the continuous search for program improve­
ment among government agencies, underline what appears 
to be the highly tentative and conditional nature of ci­tizen involvement in government support. There is some­thing almost cold-blooded in this, as though citizen sup­
port could be withdrawn and would be withdrawn if the go­
vernment were to stumble even momentarily. This is doubt­less a foreigner*s exaggeration, and yet the Swedes do 
not accept myths, are not flagwiving nationalists, and 
do not invest much emotion in their governmental activi­ties. If service standards go down, what else is there 
to motivate support?"1
Antons Ergebnisse gelten auch für die 7oer Jahre. Zwar 

hatten in den 6oer Jahren Veränderungen in der politischen 
Kultur eingesetzt, die sich in einer Meinungsumfrage von 
1969 manifestierten, die Lennart J. Lundqvist in einer ver­
gleichenden Studie über Umweltpolitik erwähnt: Die Mehrheit 
der schwedischen Bevölkerung befürwortete damals eine Ver­
minderung der Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts, um. . .  2die Umwelt vor weiterer Zerstörung zu bewahren. Auch Harry 
Forsell betont in seiner Untersuchung der keichstagswahl von * 2

^Anton 1969, 8.96.
2Vg1• Lundqvist 19?3 % 8 .151•

i
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197o , daß sich die öffentliche Aufmerksamkeit Ende der 6oer 
Jahre u.a. auf das Umweltthema konzentrierte, während im 
Wahlkampf stärker ökonomische Probleme im Vordergrund stan-

Aden. Aber Mitte der 7oeT Jahre hatten "Umweltfragen" im
Gegensatz zu “Energie- und Kernkraftpolitik" auch bei den
Wählern keine große Bedeutung mehr, wie die empirischen
Daten zeigen, die Holmberg u.a. bei der ”Kernkraftwahl" 197^ 2erhoben. Ulf Lindström prognostiziert in diesem Zusammen­
hang eine ähnliche Entwicklung für das Energiethema:

“Eventually the energy topic will disappear from the 
political agenda. When it goes it will be accompanied 
by the lingering Green Wave which has been given a few 
extra years to survive thanks to the nuclear debate."3

Die von Anton oben erwähnten und„auch in den 7o©r Jah­
ren feststellbaren großen Stimmenverschiebungen innerhalb 
des Bürgerblocks sind Ausdruck der starken Konkurrenz der 
drei bürgerlichen Parteien um die Gunst der nichtsozialisti­
schen Wähler. Die Energieversorgung ist für das — bürgerlich 
oder sozialdemokratisch dominierte - politisch-administra­
tive System ein über die genannten Legitimationsprobleme 
vermitteltes Problem; Es geht um die Aufrechterhaltung des 
Wirtschaftswachstums, wofür ausreichende und möglichst 
preiswerte Energie eine wichtige, wenn auch nicht hinrei­
chende Bedingung ist - Energie stellt nur e i n e n  Kosten­
faktor in der Produktion dar. Wie im folgenden Abschnitt ge­
zeigt werden soll, hat Wachstum für die verschiedenen Par­
teien eine jeweils spezifische Bedeutung; Während es den 
Bürgerlichen primär um die Befriedigung privater Ziele geht, 
streben die Sozialdemokraten in erster Linie den Ausbau des 
maßgeblich von ihnen geschaffenen Wohlfahrtsstaates an.

AZum Beispiel die Inflation, an der sich dxe bürger­
liche Opposition hochzog:“In the debate on the infla­
tion in an expanding economy the opposition focused on: 
the rise in prices, the high level of the rate of in­
terest , the restriction on credits, the effects of the 
inflation on wages and prices, the outflow of currency, 
the deficit in the balance of trade, the insufficient 
growth of the GNP and the constant increase in the share 
of the public sector."(Porsell 1971» S.2o5; zu den ein­zelnen Wirtschaftsind'ikatoren und zur schwedischen Wirt­
schaftspolitik vgl. Lindbeck 1973)•

^Vgl. Holmberg u.a. 1977» S.43.
^Lindström 1979» S.9.
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Energie ist also kein Ziel an |Iä 8 sondern, wie Dlof
Palme betont, ”energy is one of the means whereby we hope
to achieve the course of social development we desire and
is a resource that will make it easier to achieve our so- 

1cial targets.”

3.2 Der Wachstumspakt zwischen Staat und industrieller 
Wirtschaft als Ausdruck des'kapitalistischen Indu­
striesystems
Die schwedische sozialdemokratische Partei, die auf 

Grund ihrer langjährigen Regierungsposition automatisch 
ins Blickfeld gerät, wenn vom schwedischen Staat die Rede 
ist, hat sich in der Herrschaftsfrage schon früh kompro­
mißbereit gezeigt und die Verteilungsfrage in den Mittel­
punkt gestellt: Nicht mehr Sozialismus, sondern Sozialstaat 
heißt das Ziel seit der Übernahme der Regierungsveran t wor-
tung durch die SAP, und in der Erfüllung ihrer sozialen Zie-2le waren die Sozialdemokraten so erfolgreich , daß Schweden 
oft als ”Prototyp des modernen Wohlfahrtsstaates" bezeichnet 
wird.

Der Sozialstaat stellt einen Klassenkompromiß dar, bei 
dem Wirtschaftswachstum als gemeinsamer Nenner unentbehrlich 
ist, denn die Verteilung des Wachstums ein alle Gruppen in 
der Gesellschaft ist die Voraussetzung für sozialen Brieden. 
Der Sozialstaat ist eine Art Gesellschafts vertrag auf der 
Grundlage der Erhaltung des kapitalistischen Wirtschafts­
systems » Richard JJcase konzediert der schwedischen Sozial­
demokratie , daß Auswüchse von (materieller) Armut, Depri­
vation und ökonomischer Ausbeutung eliminiert worden sind.
Er fährt fort:

^Palme 1979, S.77.
^Vgl. z.B. Tomasson 1969 und Castles 1975«
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"Despite these claims, however, Sweden has one of the 
most developed forms of monopoly capital in the world; 
in no other western country is there such a high con­
centration of privately owned economic resources. In 
the 1 9 6 os, the hundred largest companies employed 43 
per cent of all workers in manufacturing industry and 
accounted for 46 per cent of the total product- A Swe­
dish government enquiry reported in 1968 that the level 
of industrial commercial concentration, has increased 
during the postwar era and that it was now a higher level 
than in either the United States or Western Germany. This 
trend has been reflected in the ownership of Swedish com­
panies so that, again in the mid-19 6 0s, one-quarter of 
the share capital was held by o - 1 per cent of share hol­
ders and about three-quarters by 1o per cent. Social De­
mocratic Governments, then, have not destroyed the dyna­
mics of capital accumulation• Indeed, they have encou­
raged industrial and commercial amalgamation on the 
ground that it strengthens the competitiveness of Swe­
dish manufactured goods in the world markets . ” 1

Gunnar Adler-Karlsson betont, daß die Regierung jedoch
einen viel größeren Einfluß auf die schwedische Wirtschaft
habe, als man aus der Tatsache ersehen könne, daß nur sechs
Brosent der Produktionsmitte11 formell sozialisiert, aber2rund 9o Prozent im Privatbesitz sind. Eindringlich be­
schreibt er das Funktionieren des schwedischen Klassenkom— 
promisses, der dem Wachstumspakt der gese11schaftlichen
Großgruppen zugrundeliegt:

"Wir sind davon überzeugt, daß es auch in der Gesell­
schaft der freien Marktwirtschaft Harmonie gibt. Diese 
Harmonie liegt in dem gemeinsamen Interesse aller Ge— 
sellschaftsmitglieder am Wachstum der Wirtschaft. Um 
ein Wirtschaftswachstum zu erreichen, ist eine gute Sta­
bilität in der Gesellschaft notwendig. Es muß eine Atmo­
sphäre von Glauben an und Vertrauen in die Zukunft, von 
Bereitwilligkeit zur Arbeit, zum Sparen und zum Investie­
ren geschaffen werden, damit der einzelne sehen kann, 
daß seine Anstrengungen zu wachsendem Erfolg und dauer­
haften Resultaten führen. Dies kann nicht freiwillig 
ohne eine gewisse Zusammenarbeit zwischen den Arbeitern 
und den Eigentümern der Produktionsmittel geschehen.
Wenn dem Erreichen jenes Wirtschaftswachstums Erfolg be­
schert wird, sind alle anderen ökonomisehen Konflikte

^Scase 1977» S.JIb.
^Vgl. Adler-Karlsson 1973» S.49ff.
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in der Gesellschaft viel einfacher zu lösen. Wenn der 
Kapitalist einen größeren Gewinn bekommt, ist er eher 
gewillt, ihn mit seinen Arbeitern zu teilen, und wenn_ 
die Arbeiter sehen, daß ihr Lebensstandard stetig steigt, 
steigt auch ihre Bereitschaft, in friedlicher Koperation 
in der Gesellschaft weiterzumachen.
Populär ausgedrückt kann man sagen, daß alle Partner des 
Wirtschaftsprozesses in Schweden eingesehen haben, daß 
die wichtigste ökonomische Aufgabe die ist, den natio­
nalen Kuchen größer zu machen, denn dann kann jeder sei-, 
nen hungrigen Magen mit einem größeren Stück von dem ge­
meinsamen Kuchen sättigen. Wenn statt dessen ein hefti­
ger Kampf zwischen den1Klassen in der Gesellschaft 
herrscht, glauben wir, daß der Kuchen oft zerkrümelt 
oder im Kampf zerstört wird und daß deswegen jeder ver­
liert.1̂

Die Basis für die soziale Harmonie war in den 6oer Jah­
ren noch gegeben: Zwischen 196o und 1965 stieg das schwedi­
sche Bruttosozialprodukt durchschnittlich um 5,1 Prozent 
jährlich, so daß staatliche Steuer- und wirtschaftliche 2Profit-, Einkommen- und Lohninteressen befriedigt wurden. 
Die Entwicklung verlief äußerst konsensuell: Der überwie­
gend private Besitz an Produktionsmitteln störte weder die 
Sozialdemokraten noch die Gewerkschaften, solange der Le­
bensstandard ihrer Klientel ständig stieg, und die Unter­
nehmer nahmen Steuererhöhungen und Staatsinterventionen in 
wirtschaftliche Entscheidungen hin, solange die Profite

3 T ' • •stimmten. Die sozialdemokratische Kegierung war den in­
dustriellen Unternehmern sogar recht, denn sie konnte am 
ehesten Druck auf die Gewerkschaften ausüben, falls diese 
ihren Beitrag zum Wirtschaftswachstum verweigert hätten.
Das war jedoch gar nicht nötig: "On this point, the govern­
ment, the opposition, the organizations, and big business /}.were united."

1Ebd., S.41.
^Vgl. Lindbeck 1975*
^Vgl. Castles 1975, S.18o. 
^Stjernquist 1966, S.131.
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Die enge und institutionalisierte Zusammenarbeit der Re­
gierung mit den Interessenorganisationen der Wirtschaft
kennzeichnet die für Schweden charakteristische korpora-4tistische, Entscheidungsstruktur* In den hier angesproche­
nen 60er Jahren war das Atomprogramm der sozialdemokrati­
schen .Regierung noch ̂ gar nicht grundsätzlich in Präge ge­
stellt worden. An dieser Stelle sollen nur die Zusammen­
hänge skizziert werden, die den in Abschnitt 3»4 formu­
lierten Hypothesen über die Bedingungen des politischen 
Atomkonflikts zugrunde liegen. Wichtig ist ein Hinweis 
von Martin Jänicke auf die spezifische Organisations- und 
Interessenstruktur entwickelter Gesellschaften, denn er 
trägt dazu bei, die schwedischen Interessenverbände aus­
findig zu machen, die der Wachstumspakt umfaßt. Jänicke 
stellt fest, daß Interessenorganisationen in entwickelten 
Gesellschaften überwiegend Organisationen von Erwerbsin- 
t eres sen sind, und daß diese wiederum vorrangig I n d u ­
s t  r i e 1 1 e Erwerbsinteressen sind. Dabei sei aber zu 
berücksichtigen, daß diese Erwerbsinteressen nicht nur Un­
ternehmer- und Gewerkschaftsinteressen im industriell pro­
duzierenden Bereich umfassen, "sondern (indirekt) auch die­
jenigen Teile des tertiären Sektors, die dem Industriesek­
tor zuarbeiten bzw. von ihm leben wie Werbung, Gütertrans­
port, Handel, Banken, Versicherungen oder mittelständisehe2Zuliefer- und Reparaturbetriebe•” Jänicke betont, daß auch 
die nicht-industriellen Erwerbsinteressen als Einkommens­
interessen wachstumsorientiert sind, was auch für die Staats 
bediensteten gelte, deren Zahl in den 60er Jahren ständig 
zunahm, auch in Schweden. Daraus folgt für Schweden, daß 
neben dem Indus trie verband SI (Svenska Industriförbund) und 
der Arbeitgebervereinigung SAP (Svenska Arbetsgivareföre- 
ningen) nicht nur der Gewerkschaftsbund LO (Lands organisa— 1

1 Vgl.PCastles 1973, Elvander 1972, Heckseher 1948 und 
1951^ sowie Ruin 197^•
^Jänicke 1978» S.25»
\gl. Heidenheim er 1976•
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tionen), in dem die Industriearbeiter organisiert sind, 
in den Wachstumspakt eingebunden ist, sondern auch der 
Angestellten-Gewerkschaftsbund TCO (Tjänstemännens Central­
organisation) sowie die beiden kleineren Gewerkschaften der
Akademiker und Beamten SACO (Sveriges Akademikers Central—

'lorganisation) und SR j(Statst jänstemännens Riksförbund) •
Für diesen "karporatistischen Block” gilt die Atom­

kraft heute nach wie vor der Politisierung der Kernkraft­
frage und der Entstehung des Atomkonflikts als eine wesent­
liche Voraussetzung für Wachstumspolitik. Die staatlich 
garantierte Versorgung mit ausreichender und preiswerter 
Energie hat sich in ihrer Bedeutung für wirtschaftliches 
Wachstum in der Nachkriegszeit ständig erhöht, und seit dem 
Übergang zur Nutzung von kapital- und stromintensiver Groß­
technik in der industriellen Produktion nimmt die Energie 
einen zentralen Platz in der Wachstumsstrategie ein. Ohne 
direkt auf das Energieproblem einzugehen, beschreibt Casten 
von Otter diese Entwicklung wie folgt:

”In den Jahren nach dem Kriege ist wirtschaftliches 
Wachstum durch die Nutzung freier Produktionskapazi­
täten in der Industrie erreicht worden. Später konnte 
das Wachstum durch einen effizienteren Einsatz von Ar­
beitnehmern durch Umlenken von Produktionsfaktoren, 
zum Teil aus den weniger produktiven Sektoren der Volks­
wirtschaft, gesichert werden. Denn bis in die frühen 
6oer Jahre wuchs die schwedische Industrie hauptsächlich 
extensiv. Aber die Ausschöpfung der ungenutzten ländli­
chen Ressourcen und der zunehmende internationale Wett­
bewerb — Schweden ist stark vom Weltmarkt abhängig - 
stellte die schwedische Politik vor neue und schwierige 
Aufgaben. Investitionen dienten jetzt vor allem der 
Modernisierung, den Zusgunmenschlüssen von Unternehmen, 
der Anschaffung arbeitssparender Maschinen und der effi­
zienteren Nutzung der Arbeitskräfte. Höhere Investitionen 
bedeuteten oft sogar mehr Unsicherheit für die Arbeits­
kräfte • u2

Arbeitslosigkeit aber erodiert ebenso wie Stagnation von

^Vgl. Elvander 1969 • 
^Ötter 1976, S.557f.
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Kef ormpolitik die Legitimationsgrundlagen sozialdemokratischer 
Re gierungen.

3*3 Reformpolitik - Umweltpolitik - alternative Energiepölitik
Manfred G-. Schmidt-hat seine ihese über die hohe Proble- 

matisierungsfähigke it und die geringe Problemlösungsfähigkeit 
liberaldemokratisch verfaßter politischer Systeme in einer 
Untersuchung über Reformpolitik in der Bundesrepublik ent­
wickelt. In dieser Untersuchung stellt er zwei Argumentations­
ketten für die Aus 1Ösebedingungen von Reformpolitik vor, die 
in Analysen über Reformen in kapitali s t i s eben Gesellschaften 
zu finden seien:

"Reformen werden einmal eher idealistisch interpretiert 
als Maßnahmen zur Einlösung von selbstgesetzten Normen.
In der zweiten Variante werden Reformen interpretiert als 
Reaktion politisch-administrativer Steuerungszentren auf 
eine ökonomische und politische Krise und/oder auf funk­
tionale Erfordernisse• Beide Interpretationen finden sich 
in der Literatur über die Politik der Inneren Reformen wie­
der. Die idealistische Variante taucht im Argument auf, die 
Reformen seien auf ideologische Dispositionen des 'Demokra­
tischen Sozialismus * zurückzuführen; die funktionalistische 
Variante basiert auf dem Argument, die Umwelt des politi­
schen Systems habe sich derart verändert und neue Anfor­
derungen an die Politik erbracht, daß eine Reaktion des 
politischen Systems unumgänglich sei."1

Schmidt zählt anschließend verschiedene dieser in der Litera­
tur genannten Anforderungen auf, von denen hier — weil im fol­
genden die Bildungspolitik als Beispiel für Reformpolitik in 
Schweden angesprechen werden soll - nur zwei wiedergegeben wer­
den:
1. "Umwälzungen im Produktionsprozeß, die neue Anforderungen 

an die Qualifikationsstruktur mit sich brachten", und
2. "konstante relative soziale Ungleichheit bei absoluter2Steigerung des Lebensstandards" .

^Schmidt 1978, S.2o6. 
%bd.
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Während Schmidt die Ansätze wiedergibt, mit denen 
Reformpolitik quasi von ”außen" interpretiert wird, be­
schäftigt sieh Offe im Rahmen seiner Ausführungen über die 
"Strukturprobleme des kapitalistischen Staates" damit, wie 
die politischen Akteure selbst ihr Handeln interpretieren 
bzw. rechtfertigen. Offe spricht von der " i n h a l t l i ­
c h e n  N i c h t i d e n t i t ä t  von perzipierten 
E u n k t i o n s e r f o r d e r n i s s e n  der kapita­
listischen Ökonomie und den M o  t i v e n, die zu ihrer 
D u r c h s  e t z u n g mobilisiert werden", sowie davon, 
daß "Rechtfertigungsmotiv" und "intendierter funktionaler 
Zusammenhang" auseinanderfallen: "* Bildung als Bürgerrecht' 
wird proklamiert, wenn Engpässe auf dem Arbeitsmarkt wahr— 
genommen werden."

Reformpolitik wird an dieser Stelle - wenn auch weniger 
ausführlich als anschließend die schwedische Umweltpolitik - 
angesprochen, um im folgenden die s p e z i f i s c h e n 
Bedingungen der Thematisierung von alternativer Energiepo­
litik gegenüber denen der Thematisierung von Reform- und 
Umweltpolitik herauszuarbeiten. Die schwedische Bildungspo­
litik ist ein Beispiel für Reformpolitik, und es bietet sich 
an, aus der umfangreichen Literatur zu diesem Thema einen 
Aufsatz von Arnold J. Heidenheimer herauszugreifen, dessen
Titel den hier entwickelten theoretischen Rahmen veranschau-,2licht: "Achieving Equality through Educational Expansion" • 
Gleichheit stellt hier sozusagen das Motiv dar, das die 
schwedischen Sozialdemokraten mobilisierten, um eines der 
Anfang der 6oer Jahre perzipierten Eunktionserfordernisse 
der kapitalistischen Wirtschaft - die "Bildungsexpansion" 
als Bedingung für fortgesetztes Wirtschaftswachstum - durch- 
zusetzen. Daß hier die von Offe genannte "inhaltliche Nicht­
identität" von Rechtfertigungsmotiv für die Reform und re-

^Offe 1f?52, S.96.
^Heidenheimer 1977«
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formauslosendem Funktionserfordernis gegeben ist, ist 
offensichtlich: Das Motiv ist Gleichheit, der Zweck die Auf­
rechterhaltung des kapitalistischen Wirtschafts- und Gesell- 
s c haft s sys t ems.

Beide von Schmidt referierten Auslösebedingungen für 
Reformpolitik bestanden in den 6oer Jahren in Schweden und 
forderten die sozialdemokratische Regierung zu administra— 
tiven Reaktionen heraus:
1 • die neuen Anforderungen an die Oualifikationsstruktur 

der Beschäftigten, die sich aus den oben genannten Ver­
änderungen im Produktionsprozeß beim Übergang von der 
extensiven zur intensiven WachstumsStrategie ergaben, und 

2* die relative soziale Ungleichheit, die sich zum Beispiel 
in den unterschiedliChen Bildungschancen und damit Zu­
gangsmöglichkeiten zu besserbezahlten Berufsfe Idem aus—, , 1 druckte.

Auch hier ist wieder der oben zitierte Hinweis von Janicke 
zu berücksichtigen: Die von Qffe so bezeichneten "Engpässe 
auf dem Arbeitsmarkt" betrafen nicht nur den sekundären 
Sektor der Volkswirtschaft, also den Bereich der Produktion, 
sondern auch den tertiären Sektor, zu dem neben den pri­
vatwirtschaftlich organisierten Bereichen wie Handel, Banken 
und Versicherungen usw. natürlich auch der öffentliche 
Dienst zählt, an dessen Expansion die Sozialdemokraten - aus 
besagten Gründen - besonders stark interessiert sind* Der 
Ausbau des Sozialstaates hatte den Ausbau der Universitäten 
(als wesentlicher Bestandteil der "Bildungsexpansion") zur 
Voraussetzung, um zum Beispiel genügend Lehrer für das Bil­
dungs- und Ärzte für das Gesundheitswesen "produzieren" zu 
können•

"In the l96os the number of positions for newly creden— tialed professionals increased, particulary in the

Vgl« dazu die Ausführungen in Kapitel 5-> dieser Arbeit 
über die Studentenbewegung als Wurzel der Basisbewe­
gung gegen Atomkraftwerke*

1
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quick ly enlarging public sector. Thus, the professional 
manpower needs of the educational system increased from 
23»ooo to 3 2 ,ooo between the periods 196o-1965 and 1965- 
197o, while those of the health system increased from 
33»ooo to 5o,ooo."1

Daß der Bürgerblock - wie bereits erwähnt - den (auch rela­
tiven) Zuwachs des öffentlichen Sektors in den 60er Jahren 
dann im Wahlkampf des Jahres 197o heftig kritisierte, kenn­
zeichnet die Dynamik bzw. die Grenzen von Reformen im Kapi­
talismus .

An diesem Beispiel wird deutlich, daß Reformpolitik 
dann konsensfähig ist, wenn sie wie die “Bildungsexpansion" 
verschiedene Dimensionen hat, die jeweils den spezifischen 
Interessen der gesellschaftlichen Großgruppen und damit den 
Zielender sie politisch repräsentierenden Parteien ent­
sprechen: Reformen werden ausgehandelt. Auf die ausgeprägte 
Kompromißorientierung der schwedischen Parteien wird später 
noch eingegangen. An dieser Stelle ist für unseren Zusammen­
hang wichtig festzuhalten, daß
1. die Initiative zu Reformpolitik von der sozialdemokrati­

schen Regierung selbst ausging, und
2. Reformpolitik von den Vertretern des Wachstumspaktes als 

Voraussetziing und nicht - wie die Kritik an der Atomkraft 
sowie die Forderung nach alternativer Energiepolitik - 
als Bedrohung des W i r t s c haf t s w a ehstums bewertet wurde.
Es ist relativ schwierig, die Initiative zu Umwelt­

politik in Schweden parteipolitisch zu verorten, und diese 
Schwierigkeit beruht auf der Vieldeutigkeit des Umwelt­
begriffs. Die Zentrumspartei beansprucht heute für sich, 
als erste Partei Umweltprobleme thematisiert zu haben» un<̂- 
in der Literatur über die Entwicklung dieser Partei ist
auch der Hinweis zu finden, daß das Zentrums schon 19622die Umweltfrage in den Reichstag "lancierte11 • Bei dem be-

^Heidenheimer 1977* S.424.
^Eno chs son 1 9 6 9 * S.1 1 o.
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treffenden "umweltpolitischen parlamentarischen Antrag" des 
Zentrums handele es sich jedoch eigentlich um Sozialpoli­
tik, relativiert der Sozialwissenschaftler Per Kågeson, der 
zu den Insidern im Bereich der schwedischen Umwelt- und 
Energiepolitik zählt. Er reklamiert seinerseits für die 
kommunistische Partei (VPK), der er nahesteht, mit dem Hin­
weis auf deren die "Arbeitsumwelt" betreffenden Anträge, 
sich ebenfalls schon Anfang der 6oer Jahre für Umweltfragen 
interessiert zu•haben• Gleichzeitig stellen er und Ulf Ivar­
sson fest, daß "sogar die Regierungspartei gewisse Initia- 
tiven ergriff" . Daraus ist zu schließen, daß nur die Libera 
len und die Konservativen kein Interesse daran hatten, Um­
weltprobleme zu politisieren. Bei der abschließenden Analy­
se der Bedingungen des Atomkonflikts im Parteiensystems 
wird sich jedoch zeigen, daß Ende der 6oer Jahre selbst die
konservative Partei umweltpolitisch profiliert war - der2Legitimationsdruck von seiten der umweitbewußten Wähler 
war zu diesem Zeitpunkt so groß, daß ihnen zumindest pro­
grammatisch etwas angeboten werden mußte.

Ivarsson und Kågeson datieren die Entstehung des öffent 
liehen Umweltbewußtseins mit dem Beginn der "Quecksilberde— 
batte", die in Gang kam, nachdem 1963 die schwedische Über­
setzung von Rachel Carsons Buch "Silent Spring" erschienen 
war. Auch Günter Küppers u.a. heben in ihrer Veröffent­
lichung über Umweltforschung den wesentlichen Beitrag der 
amerikanischen Biologin Carson zur Alarmierung nicht nur 
der amerikanischen Öffentlichkeit über die durch das chemi­
sche Schädlingsbekämpfungsmittel DDT verursachte Umweltzer— 
Störung hervor und fahren fort:

"Die Reaktion war stürmisch und naturgemäß zwiespältig, 
weil ein Zielkonflikt zwischen biologischen und ökono­
mischen Gesichtspunkten berührt war, aber seit dieser Zeit war es jedenfalls nicht mehr möglich, eine Abwägung d e r b e i d e n  Gesichtspunkte zu umgehen."4
^Ivarsson/Kågeson 1976, S.16.
%gl. . Hjälte u.a. 1977"* und Bergdahl/Eristedt 1979*
^Vgl. Ivarsson/Kågeson. 1976, S.13«
^Küppers u.a. 1978, S.3o.
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Küppers u.a. beschreiben den Mechanismus der sogenannten 
Nahrungskette, der am Beispiel DDT untersucht wurde, nennen 
Land- und Forstwirtschaft, Schädlingsbekämpfung und Ernäh­
rung als ”Stichworte für die Umweltprobleme im agrarischen 
Bereich unter den Bedingungen einer industriellen Wirt— . 
schaft", und erwähnen verschiedene Studien und Ereignisse, 
die gezeigt haben, "daß eine ganz außerhalb von Landwirt­
schaft und Lebensmittelindustrie liegende Umweltbelastung 
schließlich bis auf die physische Existenz des Menschen 
durchschlagen kann."

Staatliche Umweltforschung setzte in Schweden nach dem 
Beginn des offentliehen Bewußtseinsprozesses ein, der in 
der zweiten Hälfte der 6oer Jahre besonders durch die Mas­
senmedien und weitere Umweltliteratur vorangetrieben wurde. 
Jan Annerstedt, der ebenfalls auf die "unerhörte Durch— . 2schlagskraft" von Carsons Buch in Schweden aufmerksam macht,
hat sich damit in seiner Untersuchung über schwedische For—
schungspolitik beschäftigt. Er hebt die Vieldeutigkeit des
Begriffs "Umweltschutzforschung" hervor und führt aus:

"Umweltschutzforschung, Naturschutzforschung, oder For­schung über Verschmutzungsprobleme in der näheren Umge­
bung des Menschen (Luft, Wasser, Boden) repräsentiert ein neues und deshalb schwerdefinierbares staatliches 
Forschungsziel. Sie entstand erst Mitte der 6oer Jahre, als der schwedische Staat mit der Finanzierung einer so 
großen Anzahl von Forschungsprojekten im Bereich Umwelt­
schutz begann, daß man sie als ein besonderes staatli­ches Forschungsprogramm abgrenzen konnte. Dort ging nun auch Forschung ein, die vorher nicht als solche klassi­fiziert worden wäre, zum Beispiel über Verunreinigungen 
in den Lebensmitteln der Menschen. Man kann sogar be­
haupten, daß Umweltschutz eine zusammenfassende Bezeich­nung für Maßnahmen gegen den Verschleiß wurde, der sich 
als Konsequenz der ökonomischen Entwicklung ergab."3

Bisher sind nur einige Folgeprobleme der ökonomischen 
Entwicklung, auf die die schwedische Regierung in den 6oer 1

1Ebd., S.31.
^Annerstedt 1972, S.1o9* 
^Ebd., S.1o?.
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Jähren zu reagieren hatte, angesprochen worden: die ver­
minderte Arbeitsplatzsicherheit bei Rat ionalisierungsIn­
vestitionen, die veränderten Qualifikationsanforderungen 
an die Beschäftigten sowie der absolute und relative Zuwachs
des tertiären Sektors der Volkswirtschaft, der als ein Merk-

...  ̂. .,. ....mal des Sogenannten "postindustrial change" in Richtung 
auf einen (oder in einem) sogenannten "post—welfare state" 
gilt. Sin weiteres Folgeproblem ist die hier angesprochene 
Umweltzerstörung, auf die der Staat mit Umweltpolitik rea­
giert, deren integraler Bestandteil bzw. Voraussetzung die 
Umweltforsehung ist. Ein anderer amerikanischer Biologe (Öko­
loge), Barry Commoner,1 hat die "Umweltkosten des ökonomi­
schen Wachstums" untersucht und die plausible These aufge­
stellt, daß die moderne Technologie die Hauptursache der 
Umweltkrise ist:

"Produktionsaktivitäten mit intensiven Auswirkungen auf die Umwelt haben solche mit weniger ernsten _ Auswirkungen ersetzt; der Wachstumsverlauf war kontra- ökologisch. "3
In diese spezifische Wachstumsentwicklung hat das politisch­
administrative System nicht steuernd e inge griffen• Jänicke 
spricht vom "Souveränitätsverzicht des Staates in seinem 
Verhältnis zum Indus trie system" und von der Alternative, die 
die staatlichen Entscheidungsträger zum tatsächlichen Ver­
halten haben, das sich in der Förderung jeder industriell 
definierten Wachstumsmöglichkeitund Nachfrage nach jeder 
produktionsreifen Technologie ausdrückt, wobei der Staat - 
trotz aller Forschungsförderung - relativ wenig Einfluß 
auf die Richtung der technischen Entwicklung habe• Die Al­
ternative sei weniger "die zwischen Bejahung und Verneinung 
von Wirtschaftswachstum", sondern sie beträfe die Frage 
nach der Q u a l i t ä t  der ökonomischen Entwicklung 
gemeint sind "Alternativen zum ausschließlich industriell

^Vgl, Hancock 1972.
^Vgl. Hancock/Sjobefg (Hg.) 1972.
^Commoner 1972, S. 63, jsit. nach Küppers u.a. 197§, S. 36 •
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- . idefinierten Wachstum” . Jänicke geht anschließend auf den 
Begriff des "industriellen Wachstums" ein, und seine Aus­
führungen tragen zur Verdeutlichung unseres Zusammenhangs 
bei. ^r betont nämlich, daß das Wachstum der Industrie 
"auch in denjenigen entwickelten Gesellschaften fortdauert, 
die voreilig als postindustriell* eingestuft werden". Auch 
dort, wo die Zahl der Beschäftigten im tertiären Sektor auf 
Kosten der Landwirtschaft und der Industrie zunähmen, 
wachse die industriellen Produktion weiter, "und gerade 
einige dieser modernsten Wachstumsindustrien (Atomenergie,
Chemie) schaffen in ökologischer Hinsicht besondere Proble-

„2me . "
In Schweden ist es "vor allem das Kabinett, das durch 

seine politischen Richtlinienvorgaben an die Königlichen 
Kommissionen und die Staatsbürokratie die Kapazität zur 
Politikgestaltung besitzt. Die Königlichen Kommissionen 
sind das wichtigste Instrument zur Untersuchung verschiede­
ner Politikalternativen. Sind erst einmal die Richtlinien 
für die Kommissionen festgelegt, ist die Anzahl möglicher 
Alternativen auf eine oder sehr wenige beschränkt. Han könn­
te vielleicht sogar sagen, daß die Aufgabe der Königlichen 
Kommissionen darin besteht, das Machbare herauszufinden. 
Diese Kommissionen haben im politischen System Schwedens 
einen großen Stellenwert. Hier genügt diese kurze Charak­
terisierung von Lundqvist, dessen Veröffentlichungen zur 
Umweltpolitik zu entnehmen ist, daß eine der ersten umwelt­
politischen Maßnahmen der schwedischen Regierung darin be­
stand, Mitte der 6oer Jahre eine solche Kommission einzu­
setzen, nämlich die "Königliche Kommission für Fragen der 
Verschmutzung und andere Beeinträchtigungen". Lundqvist 
grenzt den Begriff Umweltpolitik in der Weise ein, wie An- 
nerstedt es in bezug auf Umweltforschung getan hat, und er * 2

^Jänicke 1978» S.21f.
2Ebd., S.22.
^Lundqvist 1978, S . 194-.•
^Vgl. Meijer 1989.



-1 5 3 -

definiert Umweltpolitik als
"governmental action taken to solve the problems of the society* s relationships to its physical environment. 
The 'physical environment* includs the elements of air, water, and soil with their features, ingredients, and 
organisms,"1
Es soll hier nicht darum gehen, die weiteren umweit—. . 2 .politischen Aktivitäten des schwedischen Kabinetts im 

einzelnen aufzuzählen. Vielmehr kommt es darauf an, darzu— 
stellen, wie die staatlichen und wirtschaftlichen Vertreter 
des Wachstumspaktes in der Umweltpolitik zusammenarbeiteten, 
und wo die Grenzen von Umweltschutz im kapitalistischen In— 
dustriesystem liegen, *

lach Lundqvists Schilderung gab es bis Anfang der
6oer Jahre in Schweden keine Umweltpolitik:

"The issues had low priority in the problem structures 
of the politicians. In fact, most politicians tended to see these matters either as disturbing factors to eco­
nomic and welfare policies, or as the pet ideas of a few 'idealists'. No political party had bothered to give the issue substantial treatment in its platform. The existing 
administrative structures were in no position to control 
the interests that contributed to environmental deterio­
ration. "3

Nachdem das Umweltproblem thematisiert und politisiert wor­
den war, wurden die administrativen Strukturen verändert, 
so daß öffentliche Kontrolle der industriellen Umweltver­
schmutzer möglich gewesen wäre — das politisch^administra— 
tive System bzw. die staatlichen Entscheidungsträger hatten 
aber kein Interesse daran, die neugeschaffenen Instrumente 
extensiv anzuwenden und gegenüber dem Industriesystem auf 
Konfliktkurs zu gehen. Vielmehr bestand eine enge Zusammen­
arbeit zwischen Behörden und den Interessenvertretern, deren 
Aktivitäten kontrolliert werden sollten, zum Beispiel bei 
der Ausarbeitung von Emissionsstandards im 1967 geschaffenen 
Staatlichen ■.Natursehufcjäanrt (bei Lundqvist "National Envi- 1 2

1Lundqvist 1974, S.121.2Vgl. dazu den im Rahmen der Serie "Internationale Be­st ands auf nähme ökologischer Maßnahmen" in der Neuen 
Zürcher Zeitung vom 5v9«1972 erschienenen Artikel: "Aktive Umweltpolitik in Schweden"•
^Lundqvist S.iy/.
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ronment Protection Board”, abgekürzt NEPB):
"To achieve an economic and technological basis for 
emission standards, the NEPB and the industrial branch 
organisations formed joint committees, in which there 
was close teamword between the regulators and the re­
gulated. In my analysis, I found that some 15# of the 
standards could be traced back to industrial proposals 
which were considerably softer than the NEPB*s original 
proposals."1

Bezeichnend für die Umweltpolitik der sozialdemokratischen 
Regierung sind auch die verschiedenen Regelungen, die der 
zuständige Landwirtschaftsminister bei der Ausarbeitung 
eines Umweltschutzgesetzes vorschlug. Demnach hatte der in­
dustrielle Umweltverschmutzer zwei Möglichkeiten: Er kann
sich entweder direkt an das "Konzessionsamt für Umwelt—pschütz" wenden und eine Genehmigung beantragen, die dann 
für zehn Jahre gilt. Oder er beantragt beim Naturschutzamt 
eine Befreiung von der Genehmigungspflicht. "In beiden Pal­
len werden die Bedingungen und Auflagen einer Portsetzung 
der umweltbeeinträchtigenden Aktivität festgelegt* Die Ge­
nehmigung schützt den Antragsteller für zehn Jahre vor neu­
en Anforderungen, die Befreiung dagegen kann vom Natur—Aschützamt jederzeit widerrufen werden."

Die Pähigkeit der industriellen Wirtschaftsinteressen, 
sich gegenüber den - Legitimationsdruck von seiten der 
umweit be wußten Bevölkerung ausgesetzten - staatlichen Ent­
scheidungsträgern durchzusetzen, vertiefte die Spaltung 
zwischen den "Ökonomisten" und den "ökologisten" (Lund- 
qvist)• Letztere kritisierten die Kooperation zwischen Be­
hörden und Industrievertretern heftig und ohne die geringste 
Chance, ihre Position durehzusetzen. Lundqvist verallgemei­
nert dis Ergebnisse seiner komparativen Analyse von Umwelt­
politik f olgendermaßen:

"Empirical evidence seems to establish a general pattern

^Lundqvist 1973, S.139.
^Vgl. dazu Handelsblatt vom 22.3•1979« 
^Lundqvist 1978, S.172-*
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för the strategies and arguments used by vested economic 
interests in order to avoid strict environmental legisla­tion. They have repeatedly tried to change the policy 
content in the direction of less strict wording of the bills and location of implementation powers at local or regional levels. Using both intensive lobbying and affi­liated local politicians, they have argued that strict 
environmental legislation would 'force industries out 
of business and cause unemployment*. This language has 
been combined with ideological arguments, such as free­dom from interventions in the economy and fair competi­
tion. "1

Das Beschäftigungsargument verfehlte auch in der Um­
welt politik seine Wirkung auf die Gewerkschaften nicht, die 
auch hier auf der Seite der beiden anderen Repräsentanten 
des Wachstumspaktes — Unternehmer und staatliche Entschei— 
dungsträger - zu finden sind. Zusammenfassend kann festge­
stellt werden, daß
1. Umweltpolitik in Schweden eine Reaktion auf akute Legi­

timationsprobleme des Staates in den 6oer Jahren dar­
stellte ,

2. Umweltpolitik unter den Vertretern des Wachstumspaktes 
in Grenzen konsensfähig ist,
Umweltschutz im kapitalistischen Industriesystem dort 
seine Grenze hat, wo die "Ökonomisten" das Wirtschafts­
wachstum bedroht sehen, und

4. von seiten der nicht in den Wachstumspakt eingebundenen 
"Ökologisten" weiterreichende, die Grenze der kompromiß­
fähigen Politik sprengende Forderungen erhoben.warden•

Zu diesen weiterreichenden, Konflikte heraufbeschwören­
den Forderungen zählt vor allem die nach alternativer Ener­
giepolitik. Die Bedingungen ihrer Thematisierung im politi­
schen System Schwedens werden anschließend analysiert. Vor­
her ist hier noch hervorzuheben, daß auch beim Energie-Issue 
der Thematisierungsproz e ß an der gesellschaftlichen Basis 
und im Parteiensystem parallel verlief. Im Atomkonflikt be-

^Lundqvist 1973* S.153*
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statigt sich deshalb, was Lundqvist in bezug auf das Umwelt- 
Thema feststellt:

"that there exists a dynamic interaction between public opinion and policy-makers in the field of environmental policy",
und

"there is also some evidence that the politicians have 
sometimes been ahead of the environmental opinion."1

Dieses Ergebnis stützt die These von Manfred G. Schmidt, 
daß liberaldemokratische politische Systeme, deren Charak­
teristika Parteienkonkurrenz, Öffentlichkeit und periodi­
sche Wahlen sind, ausgesprochen fähig zur Thematisierung 
gesellschaftlicher Probleme sind.

3.4- Hypothesen zu günstigen Bedingungen für die Themati— 
sierung von Alternativen zur Atomkraft im politischen 
System
Die anschließende Betrachtung der verschiedenen Akteure 

im Atomkonflikt erfolgt auf der Grundlage folgender Annahme! 
darüber, unter welchen Bedingungen ein solcher Konflikt als 
politischer, d.h. hier im Parteiensystem, überhaupt entste­
hen kann. Diese Hypothesen ergeben sich aus der gedankli­
chen Verknüpfung der in der Verlaufsanalyse vorgelegten 
Daten mit den theoretischen Überlegungen, die sich daran 
anschlossen.
1. Die Kritik an der Nutzung von Atomkraft geht von dem 

Teil der Gesellschaft aus, der nicht in den Wachstums— 
pakt von Staat und industrie Her Wirtschaft eingebunden 
ist.

2. Eine Basisbewegung gegen Atomkraftwerke entsteht eher 
dort, wo in den 6oer Jähren eine Studentenbewegung exi­
stierte, wo sich Bürgerinitiativen gebildet haben und 
eine Umweltbewegung aktiv ist, als dort, wo diese Bedin—

^Lundqvist 1973» S.152.
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gungen nicht gegeben sind, wo weder Kulturkritik noch 
Wertwandel initiierende soziale Bewegungen Tradition 
haben«

3« Wenn der Atomkonflikt im e t a b l i e r t e n  politi­
schen System zum Ausdruck kommt, dann sind die politi­
schen Träger des Atomprotests Parteien, die keine Ver­
bindung zu den wachstumsorientierten Interessenverb än­
den der gesellschaftlichen Großgruppen (Gewerkschaften 
\ind Arbeitgeber-/Industrievefbände) haben, also nicht in' 
den Wachstumspakt eingebunden sind.

4. Die Wahrscheinlichkeit, daß von seiten e t a b l i e r ­
t e r  politischer Parteien Kritik an der Atomkraft ge­
übt und als Konsequenz die Forderung nach alternativer 
Energiepolitik erhoben wird, ist in Vielparteiensystemen 
wesentlich höher als in Zweiparteiensystemen, in denen 
beide Parteien Jeweils eine der gesellschaftlichen Groß­
gruppen repräsentieren und deren wachstumsorientierten 
Interessenverbänden nahestehen, also integraler Bestand­
teil des Wachstumspaktes sind.

3. In einem Vielparteiensystem erhöht sich die Wahrschein­
lichkeit für Atomprotest und Thematisierung von alterna­
tiver Energie politik, wenn die nicht in den Wachstums­
pakt eingebundenen Parteien
— Oppositionsparteien sind und auch in der Zeit nicht an 

der Regierung beteiligt waren, als der staatlich geför­
derte Durchbruch der Großtechnik erfolgte,

— umweltpolitisch profiliert sind und in Sachen Umwelt­
schutz auf der Seite der " Öko logis ten" und nicht auf 
der der "Ökonomisten” stehen, und außerdem

— eine programmatische Tradition haben, die die Übernahme 
der Kritik an Atomkraftwerken bruchlos möglich macht 
und den Wählern glaubwürdig erscheinen läßt (z.B. Tech­
nikkritik , Wachstumskritik, Kritik des Industriesystemä)

6. Nicht nur die Existenz solcher "grüner" Parteien erhöht 
die Chance des etablierten politischen Systems, den Atom­
konflikt zu integrieren und die Entstehung von Protest- 
part eien zu verhindern, sondern auch das Vorhandensein
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"roter" Parteien - solche Parteien nehmen die Kritik an 
Atomkraftwerken auf und thematisieren/fordern alterna­
tive Energiepolitik, wenn sie
— die oben genannten Bedingungen erfüllen,
— ideologisch der eurokommunistischen/linkssozialisti- 

schen Richtung zuzurechnen sind, und
— in der Tradition der Studentenbewegung stehen«

4« Der Atomkonflikt im Parteiensystem
Pür ein Vielparte^ensystem hat das schwedische politi­

sche System einen bemerkenswert eindimensionalen Charakter - 
so lautet der Tenor vieler Untersuchungen des schwedischen 
Parteiensystems v o r  dem Beginn des Atomkonflikts 1972/75« 
Nach Bo Särlvik, einem der bekanntesten schwedischen Par­
teienforscher, können die im Parlament vertretenen Parteien 
entlang einer Rechts—Links—Achse angeordnet werden^ die die 
ideologische Basis des Parteiensystems bilde:

"We have placed the parties along the predominant dimen­
sion referred to in such a way that the differences in 
the parties' socio-economic centers of gravity within 
the middle class and the working class coincide with a 
right-left gradation in their attitudes toward welfare 
state politics« To complete this characterization, we can 
deal briefly with differentiation along regional, reli­
gious , and ethnic lines« As sources of political cleavage 
such factors are almost entirely absent«"1

Diese Charakterisierung gelte für die Konservativen, die 
bis Ende der 6oer Jahre noch den Parteinamen "Rechte” hatten 
die liberale Volkspartei, die Sozialdemokratische Arbeiter­
partei und die Kommunisten, die sich im Laufe der 6oer Jahre 
in eurokommunistischer/linkssozialistischer Richtung wandel­
ten« Eine partielle Ausnahme von dieser Eindimensionalitat 
stelle die Zentrumspartei dar, betrachte man den gesamten 1

1Särlvik 1967 , S«168f•
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Untersuchungszeitraum 1956-1964, zu dessen Beginn diese 
Partei ihren Wandel noch nicht eingeleitet hatte, noch 
“Bauernverband” hieß und eine Stadt-Land-Spaltungslinie 
repräsentierte #

■ In den 7oer Jahren, nach dem Beginn des Atomkonflikts, 
entwickelte sieh die Zentrumspartei zum parteipolitischen 
Repräsentanten einer neuen Konfliktdimension, die quer zur 
Links-Reeht s-Dimens ion liegt* Biese neue Konfliktdimension 
entstand (bzw* manifestierte sich), als sich die “grüne” 
Zentrumspartei sowie die "rote" kommunistisehe Partei zu 
Gegnern der Atomkraft erklärten und eine alternative Ener­
giepolitik forderten* Die Entwicklung des schwedischen Par­
teiensystems hin zur Zweidimensionalität ist in der Ver­
lauf sanalyse ausführlich dargestellt worden und wird hier 
als bekannt vorausgesetzt* An dieser Stelle möchte ich die; 
T h e s e  entwicklen, d a ß  d i e s e  n e u e  K o n ­
f l i k t d i m e n s i o n  s c h o n  i n  d e n  6 o e r 
J a h r e n  l a t e n t  v o r h a n d e n  w a r -  eine 
These, die sich aus den obenstehenden Annahmen über die Be­
dingungen des politischen Atomkonflikts ergibt. Diese laten­
te Zweidimensionalität des schwedischen Parteiensystems be­
stand meines Erachtens nicht nur v o r  dem Wandel des 
Bauernverbandes zur Zentrumspartei in der zweiten Hälfte 
der 5oer Jahre, wie Särlvik herausgearbeitet hat, sondern 
sie besteht auch danach* Belege für diese These werden unten 
in Kapitel über die Zentrumspartei gegeben, wo außerdem die 
Annahme zu untersuchen sein wird, daß sich die beiden "ab­
weichenden“ Dimensionender 5oer und 6oer Jahre inhaltlich 
vor allem in bezug auf ihre sozialen Träger unterscheiden* 
Ich vermute, daß sich die Bauern in der Zentrumspartei, die 
den Stadt-Land-Konf likt repräsentieren, dem Parteiwandel 
Ende der 5oer Jahre widersetzt _ haben, und daß sie den in den 
6oer Jahren entstandenen Ökologieprotest der Zentrumspartei 
wenn überhaupt, dann nur widerwillig tragen•

Aus der hier skizzierten Entwicklung läßt sich schlies- 
sen, daß Kernenergie nicht nur für die Umweltschutzbewegung, 
sondern auch für nicht in den Wachstumspakt integrierte, al-



- 1  S o ­

so nicht an den "korporatistischen Block” interessenpoli- 
tisch angebundene Parteien ein "ideales Angriffsobjekt" dar­
stellt, "da sie als Symbol für ungehemmtes Wirtschafts­
wachstum, die zerstörerische Wirkung der modernen technic 
schen Entwicklung und für zunehmende Zentralisierungsten- 
denzen jeder 1 harten1- lechnologxe steht." Daß es sich bei 
der Zentrumspartei, die ebenso wie dieschwedische kommuni­
stische Partei in den 6öer Jahren nicht an der Regierung 
beteiligt und auch zu Beginn des Atomkonflikts Oppositions­
partei war, um eine solche Partei handelt, wird im einzel­
nen noch gezeigt werden, ebenso ihre die Kritik an Atom— 
kraftwerken begünstigenden Programmelemente (Technikkritik, 
Kritik am Industrialismus etc.)

Olof Petersson, der sich besonders, mit den Problemen 
der nach dem Aufbrechen des Atomkonf1ikts gebildeten bür­
gerlichen Regierung beschäftigte, hat die. neue parteipo­
litische Konfliktdimension graphisch dargestellt. Obwohl die 
einzelnen Parteien dort nicht verortet sind, soll seine 
"two dimensional map of the Swedish party system" hier ab­
gebildet werden, da sie zur Veranschaulichung der vorange­
henden Ausführungen beiträgt:

industrialism
growth
nuclear power

left <r ■> right

small-scale production 
self-supporting communities 
against nuclear power

^Nowotny 1979» S.4-0.
%®£éi-sson 1979b, S.174; auch 1979a, S.97.
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Auf der Grundlage des in der Verlaufsanalyse ausgebreite­
ten Informationsmaterials und der theoretischen Überlegungen 
über den Zusammenhang von Interessen-, Wachstums-•und Ener­
giepolitik kann hier festgehalten werden, daß die Parteien, 
die sieh trotz ihrer Kompromißorientierung auf der Links— 
Rechts-Achse gegenüberstehen - die Sozialdemokraten auf der 
einen und die Konservativen sowie die Liberalen auf der an­
deren Seite - auf der vertikalen Achse, die die neue Kon­
fliktdimension darstellt, ein Iriteressenkarteil bilden* Als 
Repräsentanten des Wachstumspaktes sind sie alle drei hoch 
im "Norden" auf dieser politischen Landkarte angesiedelt, 
während die Dezentralisierung fordernde und Atomkraft ab­
lehnende Zentrumspartei den "Südpol" darstellt. Zusammen mit 
der kommunistischen Partei (VPK) repräsentiert die Zentrums­
partei politisch die Kräfte des sozialen Wandels in Rich­
tung auf eine Gesellschaft, die eben k e i n e  "Kernkraft­
gesellschaft" - wie der "Atomstaat" in Schweden genannt 
wird - sein soll.

Die schwedische kommunistische Partei, die ihren Wan­
del in eurokommunistischer/linkssozialistischer Richtung 
1967 durch eine Namensänderung in Linkspartei/Kommunisten 
(Vänsterpartiet Kommunisterna) unterstrich, die seitdem an 
Attraktivität für Studenten und Akademiker gewann und einen 
Zuwachs an Wählerstimmen aus dem Universitätsmilieu ver?- 
zeichnen konnte, wird im folgenden nach den vier anderen im 
Reichstag vertretenen Parteien, also am Schluß dieses Par­
teienkapitels betrachtet. Dabei wird nicht nur ihre Pro­
grammatik zu skizzieren sowie ihre fehlende Verankerung in 
der Arbeiterbewegung bzw. den sozialdemokratisch orientier­
ten und dominierten Gewerkschaften darzustellen, sondern 
auch zu untersuchen sein, ob sich Innerparteiliche- Ö I c h- 
t u n g s  konflikte auch in der Kernkraftfrage manifestie­
ren. Auf der Basis der obenstehenden Annahmen über die Be­
dingungen, unter denen kommunistische Parteien die Kritik 
an der Atomkraft aufnehmen, liegt die Vermutung nahe, daß 
die ( 19 7 7 abgespaltene) traditionalistisch orientierte 
Gruppe in der eurokommunistischen VPK den Atomprotest.nicht
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unterstützte. Daraus, daß sich diese innerparteiliche Oppo­
sition als Repräsentant von A r b e i t e r  interessen ver­
stand, daß sie sich dem Richtungspolitischen Wandel der 
kommunistischen Partei und deren Atomprotest widersetzte, 
kann geschlossen werden, daß A r b e i t e r  für die VPK 
eine ähnliche "Problemgruppe" darstellen wie die B a u e r n  
für die Zentrumspartei - beide sozialen Gruppen sehen ihre 
spezifischen Interessen von den Repräsentanten des Wachstums 
paktes besser vertreten als von ihren Parteien, die den Weg 
in die Ke rnkraft ge s e11s chaft versperren wollen. Anschließend 
werden zunächst diese parteipolitischen Repräsentanten des 
Wachstumspaktes betrachtet, die in den 6oer Jahren zusam­
men mit den Verbänden der industriellen Wirtschaft - als 
"korporatistischer Block" - den Durchbruch der Großtechnik 
ermöglichten und förderten: die Sozialdemokraten, die Kon­
servativen lind die Liberalen.

4.1 Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei
Es wurde schon darauf hingewiesen, daß die Entwicklung

Schwedens eng mit der Politik der Sozialdemokratischen Ar—1beiterpartei zusammenhängt - dementsprechend geht es m  der
2Literatur über Schweden als "Prototype of Modern Society"

über weite Strecken bzw. auf vielen Seiten gleichzeitig um
die Entwicklung der sozialdemokratischen Partei, die mit
Ausnahme von 1oo Tagen im Sommer 1936 bis zur Kernkraftwahl
1976 ununterbrochen die Regierung stellte und in Koalitions-*regierungen die dominierende Partei war. In den Veröffent­
lichungen über das Anfangsstadium des schwedischen Wohl­
fahrtsstaates wird hervorgehoben, daß "the Socialists re­
turned to what had been the traditional political behaviour,4 •the 'politics of compromise'" • Dieses spezifische Charak-

^Vgl. Guldimann 1976, S.1o5ff•
^Tomasson 197°«
^Vgl. Ruin 1969, S.7 und Verney 1972, S.46f.
^Haskel 1972, S.3o8; vgl. Rustow 1969.
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teristikum schwedischer Politik hat Implikationen für Par­
teipolitik im allgemeinen und Energiepolitik im besonderen; 
die Kompromißorientierung bedeutet in bezug auf die schwe­
dischen Sozialdemokraten zunächst E n t r a d i k a l i — 
s i e r u n g bzw. " E n t i d e o l o g i s i e r u n g "  — 
ein Prozeß, den Herbert Tingsten in einer umfangreichen und 
grundlegenden Studie untersucht hat. In einem zusammenfas— 
senden Überblick stellte er 1955 fest:

”Social Democrat thinking has lost nearly all its traits 
of doctrinaire marxism, and the label of socialism on a 
specific proposal or a specific reform has hardly any 
other meaning than the fact that the proposal or reform 
in question is regarded as attractive."2

Während Tingsten zu dem Schluß kommt, daß die Grenze zwi­
schen Sozialismus und Liberalismus in Theorie und Praxis 
verwischt wurde - Tingsten ist ein vielzitierter Vertreter 
der These vom "Ende der Ideologien" -, betont der Sozial­
demokrat und "ChefIdeologe" der SAP Emst Wigforss, der vor 
allem für die "Keynesian Revolution in Sweden" verantwort­
lich ist, daß jede Wohlfahrtspolitik den "Bruch mit einer 
liberal-kapitalistischen Ideologie" bedeute, weil sie eine 
umfassende Sozialpolitik beinhalte, die die Ausschläge des 
freien Marktes verändere, sowie ein bestimmtes Maß an Pla­
nung, um Konjunkturschwankungen entgegenzuwirken und Be—nschäftigung aufrechtzuerhalten. Nils Stjernquist beschreibt 
die angesprochene Entwicklung, die oben im Rahmen der theo­
retischen Überlegungen zum Wachstumspakt als Bedeutungsver­
lust der H e r  r s c h a f t sfrage zugunsten der V e r ­
t e i l u n g  sfrage gekennzeichnet worden ist, folgender­
maßen:

"The socialists took over the government in the autumn 
of 1 9 5 2 when the depression and unemployment were at 
their worst. In this situation the majority of the party 
had decided to drop the demand for nationalization and 
instead concentrate on social weIfare policy. Thus the

1Tingsten 194-1; vgl. die englische (gekürzte) Überset­
zung: Tingsten 1975« Vgl. auch Tingsten 1966, und zur 
ideologischen/programmatischen Entwicklung der SAP auch 
Severin 1956 und Lindhagen 1972.o . ■Tingsten 1969, S.94- (dieser in Milnor 1969 erschienene 
Aufsatz wurde 1955 in Political Quarterly Bd• 26, S.14-oft 
ve reffen t licht).
^Winch 1966. Winch führt aus: "Throughout the thirties 
Sweden enjoyed a reputation for being the first country 
to make use of an 'active1 fiscal policy to deal with 
unemployment•(...) In 1932 the Social Democrats came to

m  ~ A



- 164 -

most important cleavage between the socialists and the nonsocialists was eliminated. However, to say that the 
socialists accepted the socioeconomic structure of so­
ciety would not be correct. Social welfare programs were seen an another means of leveling incomes."1
Einkommensnivellierung und Gleichheit überhaupt wollten 

die Sozialdemokraten nicht dadurch erreichen, daß einzelnen 
Sozialen Gruppen etwas weggenommen wird, um es dann Unter- 
privilegierten zukommen zu lassen: Einkommen soll ebenso­
wenig gekürzt werden wie Eigentumsumverteilung angestrebt 
wird. Vielmehr ist beabsichtigt, Einkommensz u w ä c h s e 
g e r e c h t e  r z u  verteilen - je größer also ..das Wirt­
schaftswachstum und die Zuwachsrate des Bruttosozialpro­
dukts, desto größer ist auch der Handlungsspielraum der 
Sozialdemokraten, d.h. ihre Möglichkeit, den Wählern attrak­
tive Reformen anzubieten. Dieses Anfang der poer Jahre be­
schlossene und bis heute tradierte Zugeständnis der sozial­
demokratischen Partei an die Produktionsmittelbesitzer und 
die reicheren sozialen Schichten stellt quasi ihre Eintritts* 
karte in den Wachstumspakt mit den Bürgerlichen dar. Ralf 
Helenius hebt in seiner komparativen Untersuchung sozial­
demokratischer Parteiprogrammatik hervor, daß "increased 
growth" und "increased production" für die Sozialdemokraten
ebenso Priorität haben wie für die konservative und die li—

2berale Partei , und Lars Gyllensten betont die praktische
Konsequenz dieser ideologischen Übereinstimmung:

"Social Democratic reformism has led gradually to in­
tensified socio-economic cooperation between the Social- 
Democrats and private enterprise."3

Francis G. Gastles hat die Bedingungen für den Erfolg 
der schwedischen So z i aldemokrat ie untersucht und dabei die 
Relevanz der Entwicklung des Industriesystems unterstrichen:

Fortsetzung:
power armed with a bold program for combatting unem­ployment by means of loan-financed public works."(S.168%
VgcL. Wigforss 1967b und auch ders. 1967a sowie - Lewin 
1967.
Stjernquist 1966, S.%22f•
^Vgl. Helenius 1969, S.235*
^Gyllensten 1972, S.284.
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"For a Social Democratic party to aquire a strong elec­
toral base, it is necessary that a nation be highly in­dustrialized, and that the resulting working class be 
available for recruitment by the party.”1

Und die Chancen der schwedischen Sozialdemokraten, Arbeiter 
als Wähler an sieh zu binden, sind größer als die ihrer 
Schwesterparteien in,den westeuropäischen Ländern, in denen 
religiöse, ethnische oder regionale Parteien ebenfalls An­
ziehungskraft auf Arbeiterwähler ausüben, führt Richard P.
Tomasson in seinem Buch über die moderne schwedische Ge—

2Seilschaft aus.
In der Tat waren die schwedischen Sozialdemokraten un­

ter diesen Bedingungen traditionall sehr erfolgreich. Bo 
Särlvik stellte Mitte der 6oer Jahre fest, daß die sozial­
demokratische Partei bei jeder von ihm untersuchten Wahl 
dreiviertel ihrer Stimmen von Angehörigen der Arbeiterklas- 
se bekommen hatte, während (bei den Wahlen 1956 und i960) 
jeder vierte Wähler aus den Reihen der Mittelschicht rekru­
tiert wurde. Die Mittelschicht umfasse Selbständige und An­
gestellte — erwartungsgemäß sind die sozialdemokratischen 
Stimmen in der hier nicht weiter aufgeschlüsselten Kategorie 
der A n g e s t e l l t e n  konzentriert• Aber auch die 
Arbeiterklasse sei politisch nicht homogen:

11... one finds a particulary strong predominance of 
Social Democratic voting in the category of ' workers 
engaged in manufacturing, construction, and mining*.

Gösta Esping-Andersen hat die Entwicklung weiterver— 
folgt und die Wählerbasis der schwedischen sozialdemokrati­
schen Partei in den ?oer Jahren untersucht, um sie dann mit 
der ihrer dänischen Schwesterpartei zu vergleichen, die sehr 
viele Arbeiterwähler verlor. Dabei stellte er fest, daß auch 
die schwedischen Sozialdemokraten in dieser sozialen Gruppe 
Verluste erlitten, wenn auch in geringerem Maße:

^Gasties Iff5, S. 185.
Vgl. Tomasson 197o , S.33»
^Särlvik 1966, S.216; vgl. auch Särlvik 1968.

1
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"In Sweden there has been no such sharp decline in 
working-class support. Seventy-seven percent of the ma­
nual workers in 196o, and 68 percent in 1976, voted So­cial Democratic. The drop in manual-worker support has largely been offset by gains among the new 1 middle stra­
ta' ."1

Es wurde schon zur Illustration der theoretischen Überlegun­
gen zum Energieproblem darauf hingewiesen, daß die Sozial­
demokraten die meisten Wähler auf Grund anderer Faktoren als 
auf Grund der Ablehnung von Atomenergie verloren, und es 
kann deshalb begründet angenommen werden, daß die abgewan­
derten A r b e i t e r w ä h l e r  keine Kernkraftgegner 
waren. Der Gewinn von Wählern aus der neuen Mittelschicht 
ersparte den schwedischen Sozialdemokraten nicht das Schick­
sal ihrer dänischen Genossen: Obwohl sie bei der Kernkraft­
protestwahl 1976 wesentlich geringere Nettoverluste - fast 
gar keine - einstecken mußten als die dänischen Sozialdemo­
kraten bei der Steuerprotestwahl 1973* verloren sie die Re— 
gierungsposition an die Bürgerlichen. Jedoch hatteii die 
schwedischen Sozialdemokraten - ebenso wie ihre Genossen in 
Dänemark - keine Verluste in ihrer Stammwählerschaft zu ver­
zeichnen:

"The hard—core of the Social Democratic Party - middle- 
aged unionized industrial workers living in middle-sized 
cities — remained stable in its support."2

Zu den neugewonnenen Wählern aus der Mittelschicht - 
die vermulieh nur statistisch "neu“ sind und schon immer 
sozialdemokratisch gewählt haben - zählen sicherlich viele 
"aufgestiegene Arbeiter", die, wenn sie nicht mehr im eng 
mit der Sozialdemokratie verbundenen Arbeitergewerkschafts-

tLbund LO Mitglied sind, jetzt dem Angestelltengewerkschafts­
bund TCO angehören, der zwar offiziell parteipolitisch neu­
tral ist, aber in vielen politischen Fragen und vor allem in 
Sachen Atomkraft mit der LO und der sozialdemokratischen 
Partei übereinstimmt. Im Zusammenhang mit der Wählerbasis

Esping-Andersen 1978, S.4$.
^Lindström 1979* S.1o.
^Zur Beziehung der SAP.zur Mittelschicht vgl. z.B. Ivre 
195o.

^Die aufgestiegenen Arbeiter können auch als Angestellte 
in den der LO angeschlossenen Einzelgewerkschaften Mit­
glied bleiben.



- 1 6  7 -

der sozialdemokratischen Partei ist ein Untersuchungsergeb­
nis interessant, das Bo Anderson 1962 veröffentlicht hat:

"Dur data from two studies suggest (•) that in Sweden a 
surprisingly large proportion of the upwardly mobile 
white collar workers remain faithful to the Social De­
mocratic Party."1

Die ausgeprägte Parteiloyalität der sozialen Aufsteiger un­
ter den Angestellten wird von Anderson mit der besonders 
starken politischen Sozialisation von schwedischen Arbei­
tern erklärt, die auf die enge Verbindung des Gewerkschafts­
bundes LO (in dessen 25 Einzelgewerkschaften heute etwa 9o 
Prozent aller Arbeiter und 1oo Prozent aller männlichen In- 
dustriearbeiter organisiert sind ) zur Sozialdemokratie zu­
rückgeführt wird — eine Verbindung, die in unserem Zusammen­
hang als Erklärung für die Einbindung der Sozialdemokra­
tischen Arbeiterpartei in den Wachstumspakt dient:. . . 3."The relatively high level of participation in politics 

among the Swedish workers is sustained by a system of 
organizations centered around the Labor Movement. The 
Social Democratic Party is closely allied with the unions 
in fact, many unions have collectively joined the local 
party organizations• The union and the party locals fre­
quently have offices in the same building (Eolkets Hus). 
Many local Socialist leaders have started their careers 
in a local union, and some people hold office in both, 
the party and some union local. The magazines published 
by the national unions most of the time support the par­
ty on political matters. Closely allied with the unions 
and the party is the Workers* Educational Movement (ABE). 
Local unions can join the local ABE collectively. This 
organiz at ion conducts courses in a variety of nonpoliti­
cal subjects (e.g. Literature, English, Art, Photogra­
phy) but also courses designed to train union members in 
various skills needed for running meetings and for other 
kinds of organizational work, as well as economics, po­
litics, and current political affairs. Througt affilia­
ted youth clubs and women's groups the party works among 
young people and women. Special white collar clubs appeal 
to the middle class. The ties between the political la­
bor movement and the Cooperative Movement are more in­
formal and elusive; it would definitely be a mistake to 
say that the Consumers' Cooperatives are politically par-

^Anderson 1962, S •247•
2Vgl. Eenner 1978, S.46o.
^Anderson vergleicht die schwedischen Arbeiter mit 
amerikanischen Arbeitern, die zu politischer Apathie 
tendierten und oft noch nicht einmal wählten, und er 
verwendet die Begriffe "political socialization", "po­
litical activity and involvement" und "participation" 
synomym.
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tisan in the same sense as the unions and the various 
party organizations are. On the national level the Coope­
rative Movement carefully and jealously maintain politi­
cal neutrality, and many non—Socialists are members of 
local cooperative clubs. Still, the value climate in the 
Cooperative Movement is to a large extent sympathetic to 
Social Democratic policies, a majority of the members 
are working class, and many leading figures in the move­
ment have been active in unions and/or the party. A 
strong tendency among the Bourgeois parties to emphasize 
1 Private Enterprise' in their propaganda helps to accen­
tuate the affinity, in basic values, between the Socia­
list Party and the Cooperative Movement.
Thus, there are several organizations active in the en­
vironment of a Swedish worker which can exert a pull on 
him in the direction of Social Democratic politics.”1

Die enge Verbundenheit mit dem Gewerkschaftsbund DO,
die auch dadurch zum Ausdruck kommt, daß dieser die Partei—
presse finanziell unterstützt und der Partei öffentlich

2sehr große Summen spendet , ist also als eine weitere we­
sentliche Bedingung für die traditionelle Stärke der schwe-

7,disehen Sozialdemokraten zu verstehen. Pür die beginnende 
Erosion ihrer Position in der Arbeiterschaft macht Nils JJ1- 
vander den Wandel der Zentrumspartei verantwortlich. Er 
weist darauf hin, daß die Unterstützung der Zentrumspartei 
durch Industriearbeiter wächst und eine ernste Bedrohung 
für die sozialdemokratische Position in der Gewerkschafts­
bewegung darstellt. So werde zum Beispiel geschätzt, daß bei 
der Eeichstagswahl 197° * *W Prozent der Gewerkschaftsmitglie­
der für die Zentrums partei stimmten. Elvanders Ausführungen 
ist jedoch zu entnehmen, daß es sich bei diesen Wählern 
größtenteils um Arbeiter handelt, die nicht in den Organi­
sationen der Arbeiterbewegung sozialisiert worden sind und 
nicht zur Stammwählerschaft der sozialdemokratischen Partei 
gehören, sondern wahrscheinlich schon immer zum Wählerpo­
tential der Zentrumspartei bzw. des Bauernverbandes gezählt 
haben. Vermutlich ist die Bezeichnung I n d u s t r i e ­

^Anderson 1962, S.248f. Vgl. dazu auch Kjellvard 1962. 
^Vgl. Särlvik 1974* S.384f Und Elvander 19692* S.264.
*Vgl. Tomasson 197°» I Ä *  Zur Verbindung zwischen LO und SAP vgl. die ausführliche Darstellung von Elvander 
1969 * S.262ff.

■
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arbeiter für die Arbeiterwähler der Zentrums part ei irre­
führend, denn er schreibt selbst:

"At present, most of the labor supporters are concentra­
ted in small plants in small communities, where many in­
dustrial workers have an agrarian background."1

Die ehemaligen Bauern (bzw. ihre Kinder), die in den 6oer 
Jahren und teilweise schon früher ihre Beschäftigung im 
primären WirtSchaftsektor aufgeben mußten (bzw. gar nicht 
erst aufnehmen konnten), werden von der Zentrumspartei dazu 
ermuntert, in die Gewerkschaften einzutreten« Die Gewerk­
schaf tss träte gie der Zentrumspartei wird unten noch ange­
sprochen.

Es kann begründet angenommen werden, daß die Stimmen­
verluste der Sozialdemokraten in der Arbeiterklasse, die 
Esping-Andersen und Elvander festgestellt haben, sieh als 
statistische Größe bei der Untersuchung der Arbeiterwähler- 
Gruppe insgesamt ergeben und nicht unbedingt Parteiwechsel 
individueller Arbeiterwähler bedeuten: Mur Arbeiterwähler— 
Gruppe zählen natürlich auch die "Arbeiter der ersten Ge­
neration" , die vom primären in den sekundären Wirtschafts­
sektor wechselten und ihre Parteipräferenz ebenso beibe­
hielten wie die in den tertiären Sektor aufgestiegenen Ar­
beiter bzw. die ehemaligen Arbeiter, die jetzt zur Angestell* 
ten—Wählergruppe zählen. Daraus ergibt sich statistisch das 
Ergebnis, daß sich in der Arbeiterklasse insgesamt der Stim­
menanteil der Sozialdemokraten verringert, während die Stim­
menprozente der Zentrumspartei ansteigen.

Die Anziehungskraft, die die Zentrumspartei auf bestimm­
te Arbeitergruppen ausübt, stellt die politische Konsequenz 
der Wachstumsstrategie dar, die die Sozialdemokraten und die 
Gewerkschaften zusammen mit den bürgerlichen B e präsent an ten 
des Wachstumspaktes seit Beginn der 6oer Jahre verfolgt ha­
ben. Der Einsatz von Großtechnik als integraler Bestandteil 
dieser neuen Strategie des intensiven Wachstums verschärfte

^Elvander 1974-, S.64. „•
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zunächst das Umweltproblem und Anfang der 7oer Jahre auch 
das Problem der Arbeitslosigkeit, als sich die Wachstums­
raten insgesamt verringerten und die durch Rationalisierung 
"unproduktiver" Wirtschaftsbereiche entstandene Arbeitslo­
sigkeit nicht mehr aufgefangen werden konnte. Die Probleme, 
die sich für die Arbeiterbewegung aus der Rationalisierungs­
strategie ergeben, beschreibt Richard Scase wie folgt:

"In the 1f$os the position of the trade unions was fun­
damentally altered by the general election of 1932; this 
produced the first Social Democratic Government to have 
an effective majority in parliament. It meant that trade 
unions were now in partnership with the Government rather 
than in opposition to it and for the first time LO was 
actively involved in the formation of economic and social 
policies. This, of course, strengthened the position of 
trade unions in Sweden, but it also led to the develop­
ment of internal strains within the labour movement, 
since Social Democratic Governments formulated policies 
in collaboration with LO which were often Contrary to 
the economic interests if specified affiliated unions.
The priority given to economic growth by LO and Social 
Democratic Governments, for example, led to attempts to 
develop a 'rations!' economy and this often produced un­
employment among workers of specific unions within par— 
ticular industries • " 1
Auf die besondere legitimatorische Abhängigkeit sozial­

demokratischer Regierungen von der Vollbeschäftigung wurde 
schon im Rahmen der theoretischen Überlegungen hingewiesen — 
auch Elvander betont, daß die Beschäftigungssituation Anfang 
der 7°er Jahre das entscheidende Problem für die Sozialde­
mokraten darstellte, das sogar noch wichtiger sei als Steuer 
politik. Aus seinen Ausführungen ist zu schließen, daß die 
Stärke der Zentrumspartei gerade darin begründet ist, daß 
sie auf das Arbeitslosigkeitsproblem eingeht und mit ihrem 
Konzept der arbeitsintensiven "small-scale production" 
glaubwürdig eine Alternative zur Lösung des Problems an— 
bietet. Das Programmangebot des Zentrums soll natürlich 
nicht hier, sondern im Kapitel über diese Partei ausgebrei­

'1Scase 1977, 0*319.
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tet werden. Die Ausführungen von E1vander, die anschlies­
send wegen ihres hohem Informationsgehalts vollständig zi­
tiert werden, verdeutlichen die Tatsache, daß einzelne Par­
teien nicht ohne Bezug auf andere dargestellt werden kön­
nen, weil sie Bestandteil eines Parteiens. y s t e m s sind, 
dessen Dynamik dadurch gekennzeichnet ist, daß die gesell­
schaftlichen Probleme, die e i n e  Partei zu verantworten 
hat, die Stärke a n d e r  e r Parteien bedingt. Wie noch zu 
zeigen sein wird, ist die Zentrumspartei prädestiniert für 
das Auf greifen von Problemen, für die die Repräsentanten des 
Wachstumspaktes verantwortlich sind. Elvander schreibt über 
die Relevanz der Vollbeschäftigung für die sozialdemokrati­
sche Partei:

"As a former Prime Minister, Tage Erlander, once pointed 
out, the future of the party will be decided on the issue 
of full employment. The party came to power on a program 
of full employment, and the apparent success of this pro­
gram was a main reason for Social Democratic victories at 
the polls throughout the 193os. In the following decades, 
the party gained further credibility as 'the Party of 
Pull Employment', but beginning in the mid-19 6 0s, a popu­
lar reaction against the Social Democratic policy of ac­
cepting and even stimulating industrial rationalization 
and concentration has become increasingly visible. This 
reaction is the principal reason for the success of the 
Center party, 'the Party of Decentralization'. The So­
cial Democrats were temporarily successful in their at­
tempts to turn the tide through their 'Industrial Policy 
Program* in 1967-68, but the situation was aggravated 
again by rapidly increasing unemployment during a .re­
cession at the beginning of the 197os, which continued 
until spring 1973* Worst of all, unemployment of a struc­tural kind remained at a higher level than usual for Swe­
den, even after recovery.
In the election campaign of 1973 » the opposition parties 
blamed the Social Democratic government for the 'lost 
years' of economic stagnationand high unemployment• The 
Center party made a strong bid for the working—class vote 
promising to create '1oo,ooo new jobs' if the party were 
entrusted with governmental power. This goal was to be 
accomplished through substantially increased state loans 
and subsidies to small enterprises all over the country. 
If employment could be increased and more equally dis­
tributed in this way, the need for expensive manpower 
programs would be reduced. The Social Democratic counter­
attack on the Center party implied a strong defense of 
the present labor market policy of solidarity with the 
disadvantaged groups of the labor market. The Social De­
mocrats also pointed to the fact that the general level 
of employment was higher than ever.(The growing size of 
the labor force was mainly due to a substantial increase 
in female employment.) The election results indicate that



- 172 -

these arguments failed to convince a large group of wage- 
earners who were anxious about the employment security 
and hostile to the idea of being taken care of through 
public works projects and retraining programs«"1
Elvander schließt aus dieser Entwicklung, daß die zu­

künftige Position der Sozialdemokraten in der Gewerkschafts­
bewegung stark davon labhängt, ob sie fähig sind, durch eine 
erfolgreiche Vollbeschäftigungspolitik (Elvander bezieht 
sich auf einen Zeitraum, in dem die Sozialdemokraten noch 
die Regierung stellten)ihre Glaubwürdigkeit zurückzugewinnen 
— nur so sei die Bedrohung durch das Zentrum und die Kommu­
nisten abzuwehren. Er meint mit Gewerkschaftsbewegung die 
Gewerkschaftsbasis bzw. spezielle Einzelgewerkschaften - die 
Gewerkschaftsspitze, die Repräsentanten des in den Wachs­
tumspakt eingebundenen Dachverbandes LO, arbeitet nach wie 
vor eng mit der Sozialdemokratie zusammen. Als eine Voraus­
setzung für die Lösung des Arbeitslosigkeitsproblems be­
trachten beide, Partei und Verband, die Nutzung der Atom­
kraft. Daraus ergibt sich, daß der Konflikt mit den Anhän­
gern der Zentrumspartei und den Kommunisten unter den Ge­
werkschafttsmithliedern nicht gelöst sein wird, wenn das 
Vollbeschäftigungsziel erreicht ist - im Gegenteil: Der Aus­
bau der Kernkraft verschärft den innergewerkschaftlichen 
Konflikt sogar noch.

Die im folgenden skizzierten pro grammat i s c hen Grundlagen 
der sozialdemokratischen Wachstumsstrategie wurden in enger 
Kooperation mit der LO geschaffen - auf deren Beteiligung an 
der parteipolitischen Programmarbeit weist Elvander in seine: 
umfangreichen Studie über schwedische Interessenorganisatio­
nen ausdrücklich hin, und er betont, daß kein anderer Ver-fc ■  .....band sich in dieser Hinsicht so stark engagiert. In ihrem 
196o vom Kongreß beschlossenen Parteiprogramm betonten die 
Sozialdemokraten die Möglichkeiten, die die moderne Wissen- 1

1EXvander 197h* I.?gf.
^Elvander 1969 , S.263.

■
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schaft und Technik bieten:
"Die Atomkraft und die Automation stehen im Blickpunkt, 
aber die Möglichkeiten zur Ausnutz lang der wissenschaft­
lichen Entdeckungen und des technischen Fortschritts er­
strecken sich über alle Bereiche menschlicher Tätigkeit, 
Die Umgestaltung der Gesellschaft geschieht jedoch nicht 
automatisch. Sie ist ein Resultat menschlichen Willens 
und menschlicher Anstrengungen. Die Sozialdemokratie ist 
bestrebt, in dieser Entwicklung die Ideale zu verwirk­
lichen, auf die die (Arbeiter-;Bewegung von Beginn an ge­
baut hat.U1

Freiheit, Gleichheit und Sicherheit , deren Grundlage die 
Vollbeschäftigung sei, wurden als wesentliche Ziele genannt• 
Anschließend wurden die sozialdemokratischen Vorstellungen 
über die zukünftige Wirtschaftsentwicklung dargelegt, die 
die Zentrumspartei — die sich zum Zeitpunkt der Verabschie­
dung dieses sozialdemokratischen Programms gerade erst ge­
wandelt hatte, sich noch profilieren mußte und deshalb nach 
Themen suchte - in den folgenden Jahren immer stärker kriti­
sierte :

"Die Sozialdemokratie will eine Produktionsentwicklung 
fördern, die die Basis für einen wachsenden Wohlstand 
für das gesamte Volk schafft. Die technische Entwicklung 
kann dazu führen, daß weniger rationelle und effektive 
Unternehmen für die Platz machen müssen, die die neuen 
Möglichkeiten am besten auszunutzen vermögen. Aber damit 
in einer Welt mit ständigen Veränderungen sowohl Sicher­
heit als auch Fortschritt gesichert werden können, muß 
die Gesellschaft wirksam die Anpassung des Einzelnen und 
des Unternehmens an die veränderten Voraussetzungen er­
leichtern und stimulieren. Der Wettbewerb zwischen ver­
schiedenen Unternehmen und Unternehmensformen trägt in 
vielen Fällen dazu bei, effektivere Methoden für Produk­
tion und Distribution voranzutreiben. Außerdem kann die 
Forderung der technischen Entwicklung nach höherer Spe­
zialisierung eine Konzentration zu größeren Unternehmens­
einheiten motivieren. Bei einer solchen Konzentration ist 
es besonders wichtig, daß der Betrieb unter demokratische 
Kontrolle gebracht wird."2

Elvander hat in seiner 1979 erschienenen komparativen 
Untersuchung der sozialdemokratischen Parteien in Skandina—

^Zit. nach Wieslander i960 , S.167•pZit. nach ebd., S.169.
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vien auf die besondere industrielle Struktur in Schweden 
hingewiesen, die völlig anders sei als die in den Nachbar­
ländern - zum Beispiel setzte der Konzentrationsprozeß in 
der Wirtschaft schon früher ein und war intensiver. Außer­
dem sei Schweden das einzige Land in Skandinavien, das eine
starke Exportindustrie hat, die auf relativ großen multi-

1nationalen Konzernen basiere , was sicherlich e i n  Er­
klärungsfaktor dafür ist, daß in Schweden die Atomkraft­
nutzung stärker forciert wurde als in Dänemark, Norwegen 
und Finnland, da die Exportindustrie zu den größten Energie­
verbrauchern zählt. In unserem Zusammenhang ist wichtig zu 
betonen, daß gerade die am schwierigsten demokratisch zu 
kontroliierenden multinationalen Unternehmen die Protago­
nisten der Großtechnik sind, die für die gesellschaftlichen 
Probleme verantwortlich ist (Umweltzerstörung, Arbeitslo­
sigkeit u.a.), die die Sozialdemokraten in Legitimations­
schwierigkeiten gebracht haben. Dennoch unterstreicht der 
schwedische Sozialdemokrat Jan Bergqvist:

"Die internationalen Konzerne verfügen oft über Kennt­
nisse und Technologien, die wir in Schweden brauchen.”2

1968 beschlossen die Sozialdemokraten ein neues Wirt­
schaft sprogramm, in dem sie erneut die Anwendung des wissen­
schaftlichen und technischen Fortschritts zur Rationalisie­
rung der Wirtschaft für erstrebenswert hielten, um die Par— 
teiziele Vollbeschäftigung, individuelle Sicherheit und eine 
gerechtere Verteilung von Gütern und Dienstleistungen sowie 
industrieIle Demokratie zu errexchen. In der Zeit, xn der 
dieses Programm ausgearbeitet wurde, bekam die Zentrumspar­
tei Unterstützung in ihrer Kritik an der sozialdemokrati­
schen Politik von seiten der Neuen Linken — wie unten in 
einem gesonderten Kapitel aufgezeigt werden wird, ist der 
Teil der Basisbewegung gegen Atomkraft, der sich nicht von

^Vgl. Elvander 1979» S.11. 
^Bergqvist 1974, S.18.
^Vgl. Hancock 1972a, 3.252.
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der Zentrumspartei, sondern von der Linkspartei/Kommunisten 
politisch repräsentiert fühlt, in der Studentenbewegung ver­
wurzelt, Die linke Kritik an den Sozialdemokraten und an dem 
für Schweden charakteristischen System der “Mischwirtschaft", 
in dem bei allen Staatsinterventionen das Privateigentum an 
Produkt i on smitt eln grundsätzlich nicht angetastet wird, hat­
te natürlich damals wie heute eine andere politische Stoß­
richtung: Die Vertreter der Neuen Linken besannen sich auf 
die Herrschaftsfrage, thematisierten die von den Sozialdemo­
kraten "verratenen Ideale" und beschwerten sich:

"Die maximale ökonomische Effektivität im Wirtschafts­
leben ist ein geheiligter Begriff, der allen anderen 
Werten vorangeht. Die Mischökonomie ist mit der Zeit 
eine geheiligte Kuh geworden, aus der man die großen 
Reformen melkt."1

Olef Palme, der Ende der 6oer Jahre Parteivorsitzender 
wurde und seinen Vorgänger Tage Erlander auch im Amt des 
Mini st e rpräs identen ablöste, hatte schon damals Atomkraft­
werke zu verteidigen, und er tat dies damals wie heute un­
ter Bezugnahme auf Wirtschaftswachstum als Voraussetzung für 
Reformpolitik. Sein eigenes, 1968 erschienenes Buch "Politik 
ist zu wollen" ist merkwürdigerweise die einzige Quelle, in 
der auf Kritik an Atomkraftwerken zu einem so frühen Zeit­
punkt hingewiesen wird. Es ging damals um die vom staatli­
chen Energieunternehmen Vattenfall geplante Lokalisierung2eines Atomkraftwerks m  der Nähe des Ortes Värobacka , und 
die Kritik von seiten der Umweltschutzbewegung, der "Ökolo­
gie ten", war gegen die Zerstörung der Küstenlandschaft in 
Südschwe de n durch die Bauarbeiten gerichtet - nicht gegen 
die Anwendung der Atomkraft also, sondern gegen Industrie- 
ansiedlung überhaupt. Im Kapitel "Umwelt für die Menschen" 
verteidigt Palme das Vorhaben von Vattenfall - das Unter­
nehmen sei schließlich für die Energieversorgung verant­

Bratt 1969 * S «ff.
Es handelte sich dabei sicherlich um den Reaktor Ring­
hals 1 5 dazu schreibt Westmann (1979* S.232): "Ringhals 
liegt an der Westküste, südlich von Göteborg. Der Ort 
heißt Värobacka, das AKW wurde angeblich 1Ringhals1 ge­
nannt, um Schreib- und AusspracheSchwierigkeiten der 
Amerikaner - das' AKW wurde von Westinghouse geliefert - 
zu vermeiden."
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wortlieh, es müsse deshalb auch langfristig die Lokalisie­
rung von Kraftwerken an den seiner Ansicht nach geeignetsten 
Standorten planen, und überhaupt sei dies erst der Anfang ei­
ner Entwicklung« Palme schreibt:

MIn der Debatte um diese Prägen sind oft harte Worte auf 
die Repräsentanten der Industrie gehagelt« Sie sind des 
mangelnden Verständnisses für allgemeine Gesellschafts­
interessen und der Rücksichtslosigkeit angeklagt worden« 
Ich will deshalb darauf aufmerksam machen, daß es die Ge­
sellschaft und nicht die Industrie ist, die die Grenzen 
für das Erlaubte angeben soll. Die Aufgabe der Industrie 
und der übrigen Wirtschaft in unserer Gesellschaft besteht 
darin, im Rahmen des Erlaubten und Akzeptierten die vor­
teilhaftesten Produktionsformen und die beste Lokalisie­
rung zu wählen, um damit zur Erhöhung unseres National­
produkts beizutragen« "1
Das neue Parteiprogramm von 1975 zeuge von einem erhöhten 

Interesse der Sozialdemokraten für lokalisierungs— und re­
gionalpolitische Fragen, stellen Pär-Erik Back und Sten Berg­
lund in ihrem Buch über das schwedische Parteiensystem fest, 
die Verschiebungen in Richtung auf die von der Zentrumspartei 
vertretenen Standpunkte seien offenkundig:

"Die Ökonomische Politik der Sozialdemokratie ist nicht 
mehr durch die vergleichsweise stärke Anpassung an das 
unternehmenswirtschaftlich Rationelle und das zur Maximie­
rung der Gesamtproduktion Notwendige gekennzeichnet, die 
in den 5oer und -Soar Jahren vorherrschend war. Statt des­
sen wird eine ökonomische Politik versprochen, die auf 
weitsichtigen gemeinwirtschaftlichen Erwägungen beruht."2

Die neuen Programmelemente können - auf der Basis des 
theoretischen Ansatzes von Offe und Scharpf - als Reaktion 
der sozialdemokratischen Partei auf einen durch spezifische 
ökonomische Probleme verursachten politischen Druck verstan­
den werden. Sie stellen den Versuch der Sozialdemokraten dar, 
ihre Legitimationsprobleme zu lösen. Dies ist ihnen nicht ge­
lungen , Palme mußte nach der Wahl 1976 sein Amt als Regie­
rungschef an den Zentrumsvorsitzenden Fälldin abtreten -

^Palme 1968, 8.1:29. •
^Back/Berglund 1978, S«59«
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nicht zuletzt, weil die sozialdemokratische Partei den
"Ökologisten” nicht weit genug entgegengekommen ist. Sie
führte zwar zum Beispiel einen Reichstagsbeschluß über die
Auslagerung einzelner staatlicher Ämter und Behörden aus dem
Stockholmer Ballungsgebiet herbei , setzte aber weiterhin
auf Atomenergie. Palme schreibt als Oppositionsführer:

“In order to control its own future, mankind must control 
technological development in directions conductive to the 
protection and improvement of the social environment and 
the enhancement of public wellbeing. It is one of the in­
escapable tasks of a democratic society to evaluate, con­trol and stimulate technological development in these terms 
Energy, therefore, is not the elusive concern of techno­logical experts. It concerns each individual citizen and his or her hopes and prospects for the future. This is why 
the Swedish Social Democratic Party has made such a point of making energy the subject of a deeprooted debate amongst 
the general public.”2
Die von der sozialdemokratischen Regierung 1974- initiier­

te Informationskampagne über das staatliche Atomprogramm bzw. 
das Energieproblem, die Palme hier anspricht, und die in der 
Verlaufsanalyse erwähnt wurde, ist ein Beispiel dafür, daß 
das schwedische politische System eine hoch entwickelte Fähig­
keit zur Thematisierung gesellschaftlicher Probleme hat. Diese 
an der Parteibasis durchgeführte Informationskampagne - bei 
der die Sozialdemokraten bezeichnenderweise vom E n e r g i  e- 
p r o b l e m  sprachen, während die Zentrumspartei das P r o— 
b 1 e m K e r n k r a f t  in den Vordergrund stellte - ist 
aber gleichzeitig ein Beispiel dafür, daß der in der Partei 
vorherrschende Zentralismus eine der hemmenden Strukturen dar— 
stellt, die die Durchsetzung alternativer Energiepolitik ver­
hindern - die Ergebnisse der Studienzirkel wurden von der 
Parteispitze interpretiert und selektiert, nachdem vorher 
schon nur ausgewählte Informationen eingegeben worden waren. 
Die Informationskampagne beinhaltete bei den Sozialdemokraten 
sicherlich, was Palme von der Oppositionsposition aus in sei—

^Vgl. ebd.
%alm« s.?7.
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nem Aufsatz "The Problem of Energy” weiter ausführt:
”It should not be forgotten, however, that the availabili­
ty of energy has been a vital ingredient in the great transformation undergone by the Swedish society. Social critics often point out the negative consequences, and in 
this way they do us a service. However those who can re­member the years of mass unemployment know that the ex­
ploitation of electrical power generated hopes of expansion and employment and that those hopes were fulfilled.
In 25 years we have built two million homes with modern equipment and efficient heating and we have modernized a great many more besides. We have aquired appliances to ta­
ke the drudgery out of domestic work, and we have also in­vested in schools, hospitals and transport. The plain truth is that energy has been one of the principal means 
whereby the living standards of the ordinary wage-earners, pensioners, the sick *and the handicapped have been impro­ved and social standards raised generally."1

Die Ideologie, die Palme zum Ausdruck bringt, ist in der 
Parteibasis fest verankert — nicht nur bei den älteren Genos­
sen, die die schlechten Zeiten selbst miterlebten, sondern 
auch in der Parteijugend. Deren Organisation, der Sozialde­
mokratische Jugendverband SSU, sei ziemlich einzigartig in 
Europa, stellen Jan Annerstedt u.a. fest, seine offizielle 
Politik sei immer ”vorsichtig" und "realistisch" (ein Wort, 
das die Kompromißorientierung der gesamten Partei kennzeich­
net und im sozialdemokratischen Vokabular gleichbedeutend mit 
"folgsam" ist) gewesen, "im auffallenden Gegensatz zu den 
meisten sozialistischen Jugendbewegungen". Außerdem sei der 
SSU "immer der Vortrupp des Antikommunismus in der schwedi- 
sehen Sozialdemokratie gewesen"-' - eine weitere ungünstige 
Bedingung für die Aufnahme des Atomprotests, den die: jungen 
K o m m u n  i s t e n so vehement formulieren.

Unter diesen Bedingungen ist es nicht verwunderlich, daß 
in der Sozialdemokratischen Arbeitsgruppe für eine alterna­
tive Energiepolitik SAPE nur 2ooo-3öoo Mitglieder organisiert 
sind. Diese Gruppe hat eher le git imat or is che Punktion und macht 1

1Ebd., S.7S.
^Vgl• Bratt 1969, S.4.
^Annerstedt u.a.19?o, S
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so wenig von sich reden, daß so gut wie keine Informationen 
über ihre Aktivitäten und über die Sozialstruktur ihrer Mit­
glieder vorliegen. Es ist aber anzunehmen, daß es keine akti­
ven Gewerkschafter sind, daß es sich bei ihnen vielmehr um . 
Angehörige der Mittelschicht handelt, um Akademiker des Typs 
"progressiver Technokrat", wie Andrew Jamison den Zentrumspo— 
litiker und Energieminister der ersten bürgerlichen Regierung 
Olef Johansson bezeichnet. Sie setzen auf die Entwicklung al­
ternativer Energiequellen als Stimulus für schwedische Indu­
strieunternehmen , und sie orientieren sich an den Berichten 
des Sekretariats für Zukunftsstudien, das die Sozialdemokraten 
19 74 eingerichtet hatten, als sie noch die xtegierungsposition

Ainnehatten. Sie wollen erreichen, daß schwedische Firmen auf 
dem internationalen Markt für Anlagen zur nichtatomaren Elek- 
trizitatterzeugung eine ebenso starke Position erlangen, wie 
sie auf dem Weltmarkt für Umweltschutzanlagen schon innehabenJ 
Die sozialdemokratischen Atomkraftgegner sehen in der alter­
nativen Energiepolitik die Möglichkeit, Grundlagen für eine 
neue Wachstumsindustrie zu schaffen und den Atomkonflikt zu 
lösen. Mit ihrer Strategie zielen sie darauf ab, der Zentrums­
partei und den Kommunisten den Wind aus den Segeln zu nehmen: 
Sie wollen nicht nur die durch das ökonomische Problem Ar­
beitslosigkeit entstandenen, sondern gleichzeitig auch die 
durch Kernenergie politik verursachten Legitimationsschwierig­
keiten ihrer Partei überwinden• Ihr Motiv ist die Rückgewin­
nung der Regierungsmacht: SAFE wurde erst kurz nach der Kem- 
kraftwahl 1976 gegründet! * 2

"Vgl. Jamison 1977» S.32f.
2Vgl. dazu den Bericht im Handelsblatt vom 16.6.1976 "Strengen Umweltschutz in Exporte ummünzen", den Infor­
mationsbericht der Deutsch-Schwedischen Handelskammer über die "Umwelt-Branche" vom September 1976 sowie den 
Artikel in der Financial Times vom 14.12.1977 über schwe­dische "Environmental Technology".
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4.2 Die konservative Gemäßigte Sammlungspartei
In der konservativen Partei, die heute nach wie vor die 

Position des Rechtsaußen im schwedischen Parteiensystem ein­
nimmt, hat ebenfalls ein Entradikalisierungsprozeß stattge­
funden, der 1969 dadurch zum Ausdruck kam, daß sie sich in 
”Gemäßigte Bammlungspartei" umbenannte. Ihr sukzessiver Wan­
del stellt eine Reaktion auf ihre zunehmenden Legitimations- 
Probleme dar: ”Die Gemäßigten", wie sich die Konservativen 
seitdem nennen, versuchten schon seit langem, das Image einer 
Unternehmer parte i loszuwerden, das sie auf Grund ihrer tra- 
titionellen Verbindung zur Arbeitgebervereinigung SAP hatten. 
Die SAP ist die Zentralorganisation von 44 einzelnen Arbeit— 
geberorganisationen verschiedener Wirtschaftssektoren, und 
sie wurde 19o2 als Reaktion auf die wachsende Gewerkschafts- 
bewegung gegründet. Damals konnten sich die politisch orga­
nisierten Konservativen noch problemlos "Rechte" nennen. 
Dreißig Jahre später, als die Sozialdemokraten so viele Wäh­
ler für sich gewonnen hatten, daß sie eine mehrheitsfähige 
Regierung bilden und ihre sozialstaatlichen Vorstellungen 
durchsetzen konnten, sahen sich die Konservativen in die De­
fensive gedrängt - ihr Anpassungswandel setzte jedoch erst 
nach weiteren Niederlagen ein. Die "Rechten", wie sich die 
Konservativen seit 1935 auch offiziell nannten, mußten haupt­
sächlich auf Grund ihres anhaltenden Widerstandes gegen die 
wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen der Regierung kontinuierlich 
Stimmenverluste hinnehmen, und 1948 wurden sie auf die Posi­
tion der kleinsten bürgerlichen Partei verwiesen, während die

2liberale Volkspartei zur stärksten avancierte. Sie sahen 
sich gezwungen, aus "Bestandsinteresse" eine neue Strategie 
zur Stimmenmaximierung zu entwickeln, um den Trend zur poli­
tischen Bedeutungs- und Einfluß1osigke11 zu stoppen. Die Aus­
wirkung dieser elektoralen Machtstrategie der konservativen 1

1Vgl. Tomasson 197°» S.251• 
^Vgl. Hancock 1972, S.126.
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Partei aof ihr Verhältnis zum Arbeitgeberverband wird von 
Elvander in seiner Untersuchung über schwedische Interessen­
organisationen angesprochen:

"Zu Beginn des 2o. Jahrhunderts bis weit in die Zwischen­
kriegszeit hinein war die Zusammengehörigkeit der Arbeit­
gebe rve re inigung mit der Rechten offensichtlich und un­
zweideutig. Sie kam am klarsten dadurch zum Ausdruck, daß 
der Chef (direktör) der Vereinigung Hjalmar von Sydow als 
Abgeordneter sowohl die Rechte als auch die SAP vertrat; 
er verfolgte im Reichstag eine Arbeitgeberlinie, die oft, 
aber nicht immer die Unterstützung der Partei bekam. Nach 
von Sydows Weggang 1932 begannen die Rechte und die SAP 
auseinanderzugehen* Viele Faktoren trugen zu dieser Ver­
änderung bei. Die Rechte machte sich eine positivere Hal­
tung gegenüber sozialpolitischer Gesetzgebung zu eigen, 
als die Arbeitgeber-zu akzeptieren bereit waren; die Par­
tei hatte Rücksicht zu nehmen auf andere und größere Wäh­
lergruppen, nicht zuletzt die Angestellten. Die Arbeit­
gebe rve re ini gung ihrerseits hatte wenig Interesse daran, 
mit einer Partei liiert zu sein, die damals ständig Stim­
men verlor. Es lag also im Interesse beider Partner, von­
einander Abstand zu nehmen."1

In den 5oer Jahren hatten die Konservativen mit ihrer 
neuen Strategie Erfolg: 1932 verdrängten sie den Bauern­
verband aus der Position der zweitstärksten nichtsozialisti­
schen Partei, und 1938 gewannen sie wieder mehr Stimmen als 
die Liberalen und wurden für zwei Jahre zur dominierenden 
Oppositionspartei.' Diese Position verloren sie 196o wieder. 
Von 193o bis zu dieser Wahlniederlage war Jarl H. Hjalmars— 
son Parteivorsitzender, der persönliche Ambitionen hatte, di« 
nicht im Parteiinteresse lagen: 1961 trat er zurück, um Chef 
des Arbeitgeberverbandes zu werden. Hjalmarsson war selbst 
kein Unternehmer, dennoch war er für die konservative Par­
tei, die um die Veränderung ihres Image bemüht war, nicht 
mehr länger tragbar. Hancock schreibt über ihn:

!A lawyer with close ties among Sweden's leading industri­
alists , Hjalmarsson sought to steer a middle course bet­
ween tacit acceptance of social welfare principles and 
sustained opposition to a further extension of state ser—

^Elvander -Ipof2 ,
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vices that would mean increased taxes.”
Erik Anners charakterisiert Hjalmarsson in seinem infor­
mativen Aufsatz über ”Conservatism in Sweden” als einen Mann, 
der mehr an praktischer Politik als ein ideologischen Prägen 
interessiert ist. Er sei Geschäftsführer einer Versicherung 
und habe als Parteivorsitzender erfolgreich in Sachen indi­
viduelle Preiheit, Sicherheit und Selbstverantwortung agi­
tiert. Die folgenden Ausführungen von Anners lassen darauf 
schließen, daß der programmatische Anpassungswände1 der kon­
servativen Partei in den Sper Jahren noch nicht weit gedie­
hen war, und daß sie bis 1953 gerade wegen ihrer mangelnden 
Kompromißbereitschaft — besonders in der Steuerfrage - stei­
gende Stimmenprozente verzeichnen konnte. Anners schreibt 
über den Parteivorsitzenden Hjalmarsson und seinen Gesin­
nungsfreund, den Parteisekretär Gunnar* Svärd:

"Their inspirations for party proclamations came more 
from classical Liberal than from Conservative doctrines. 
Because Social Democratic policies adversely affected 
white-collar workers — who confronted unremitting in­
creases in the rate of progressive taxation - and proper-; 
ty owners - who were subjected to discernible restric­
tions on the right of ownership - the Liberal program of 
the Conservative party elicited widespread electoral sup­
port. Conservative strength increased from one election 
to another, and by 1953 the party became the largest non- 
Socialist faction in Parliament•"2

Ende der 5oer Jahre scheint einigen Wählergruppen der Zu­
sammenhang zwischen Steuern und sozialstaatlichen Leistungen 
bewußter geworden zu sein, denn nach Hancock verloren die 
Konservativen ihre Position als stärkste bürgerliche Partei 
1§@o vornehmlich gerade deswegen, weil sie eine umfangreiche 
Steuersenkung gefordert hatten, die eine Verminderung des3Wohlfahrtsstaatliehen Service bedsutet hätte•

Zum Zeitpunkt der Be ichs tags wähl 196o war der Wandel ,.Ä, 
des Bauernverbandes zur Zentrumspartei schon abgeschlossen 
und zahlte sich in Stimmenzuwachs - auf Kosten der Konserva- 1 2

1H ancock 1972 , S .1 2 6 £ .
2Arme»S: 1972, S.2fi§f.
%ga. Hancock 197?, S.1,27.

.1
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tiven und der Liberalen - aus» Die konservative Partei sah 
sich erneut herausgefordert und reagierte zunächst mit Ver­
änderungen in ihrer Pührungsspitze• Nachfolger des zum Ar­
beitgeberverband übergelaufenen Parteivorsitzenden Hjalmars- 
son wurde Gunnar Heckscher, der stärker als sein Vorgänger 
an ideologischen Fragen interessiert war. Heckscher war Pro­
fessor für Politische Wissenschaft an der Stockholmer Uni­
versität; er ist durch seine Veröffentlichungen über Plura­
lismus und Korporatismus auch international bekannt gewor- 
den. Als Parteivorsitzender versuchte er, einen program­
matischen Wandel in Richtung auf einen sozialreformerischen 
und humanistisch inspirierten Konservatismus in Gang zu 
bringen, was ihm jedoch nicht gelang:

"Heckscher became isolated in this endeavor, however, be­
cause the majority of party members were not yet prepa­
red to abandon the Liberal heritage which the Conserva­tives had incorporated as their own. By pursuing such po­
licies in an isolated position, Heckscher received a lar­
ge share of the blame - which was in large measure unde­served - for a Conservative defeat in the 1964 election. 
He felt compelled to resign as chairman in 1963, and was succeeded by Yngve Holmberg, the party secretary.'’̂

Mit Holmberg wurde wieder ein "businessman"^ zum Par— 
teivorsitzenden gewählt, wodurch die Einbindung der Kon­
servativen in den Wachstumspakt personell stärker zum Aus­
druck kam als dies unter der Parteiführung durch den Akade­
miker Heckscher der Pall war. Diese Einbindung ist jedoch 
nicht nur über den Arbeitgeberverband SAP vermittelt — auch 
die Organisation, die die abhängig Beschäftigten unter den 
konservativen Wählern (hauptsächlich Angestellte in höheren 
Positionen ) repräsentiert, der Angestellten-Gewerksehafts- 
bund TCÖ, ist Bestandteil des "korporatistischen Blocks"; 
ebenso die Akademikergewerkschaft SACO und die Beamtenge— 
werkschaft SR, die offiziell zwar ebenfalls parteipolitisch 
neutral sind, jedoch "frequently parallel the Conservative 1

1Vgl. Heckscher 1948 und 19512.
^Anners 1972, S.266. 
ffHU Hancock 1972, S.-127•
^Vgl. Särlvik 1974, S.4o2 und ders. 1966, S.216.
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party in their general policies” .
Erst unter Parteiführer Yngve Holmberg nahmen die 

Konservativen — als Reaktion auf ihre Wahlniederlagen von 
196o und 1964 - eine Überprüfung ihres Grundsatzprogramms in 
Angriff. Das Ergebnis war eine 1969 abgeschlossene Programm­
revision, die man als" ”zweidimensionalen Wandel" charakteri­
sieren kann: In der traditionell vorherrschenden Rechts- 
Links-Dimension vollzogen die Konservativen den überfälligen 
und von Gunnar Heckscher schon Anfang der 6 0er Jahre gefor­
derten Anpassungswandel - sie akzeptierten den schwedischen
Wohlfahrtsstaat, nannten sich selbst "gemäßigt" und ihr neu—, 2es Grundsatzprogramm "humanistisch-konservativ". Aber auch 
in der zweiten Dimension, die nach dem Wandel des Bauern­
verbandes zur Zentrumspartei entstanden war und im Zuge des 
wachsenden Umweltbewußtseins in den ooer Jahren an Bedeu­
tung gewann, reagierte die konservative Partei mit ideolo­
gischem Wandel. Anners beschreibt ihre Umorientierung und 
Programmarbeit wie folgt:

"Neither under Hjalmarsson nor Heckscher were serious- 
efforts made to undertake a basic reappraisal of the 
party's postwar program. To be sure a so-called idea 
program had been formulated in 1956, but it contained 
little more than a number of general formulations which 
were compatible with the Liberal formulations of the 
1 9 5 0 s • No attempt was made to view social developments in a larger perspective, apply scientific methods to 
appraise the political program, or deepen generally the 
political discussion. Nevertheless a number of party 
members perceived by the mid-1 9 6 0 s that programmatic 
efforts of such a character were necessary. Accordingly, 
delegates to the 1964 Conservative party convention voted 
to appoint a committee to compile and study material that 
could be utilized by a subsequent party commission to 
formulate a new program. The committee began delibera­
tions only after the new chairman had published his own 
thoughts and issued his directives. In close cooperation 
with Holmberg, the committee developed a radically new 
method of program work by appointing a number of sub­
committees — eventually twenty in all - which recruited 
scientific experts to serve as advisers. Similarly the * 2

 ̂Tomas son 197o , S.254•
2Vgl. Hancock If«* S.iBI»
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program committee collaborated with scientists to under­
take extensive studies of its own in a number of policy 
areas. Characterizing of the work of the committee and the various subcommittees was an attempt to establish 
guidelines for long-range political goals. In this endea­vor committee members paid special attention to the futu­
rology literature that had been introduced in Sweden in the mid 196os.
In 1967 the preliminary committee report was debated at a national party convention under the title 'Toward the 
Year 2ooo'. Drawing its data in part from American and French futurology studies, the committee emphasized the 
decisive importance of data technology, the technological sciences, and technological innovation for future social development. Other questions which the committee consi­
dered included environmental control and foreign assistan ce. Through such broad programmatic considerations, the Conservatives acquired a considerable edge over other par 
ties in Sweden — including the governing Social Demo­
crats. Of course, this advantage could not be maintained indefinitely, and within a few years the other parties 
had followed the Conservatives' lead in forming their 
own perspectives on such questions as ecology. The im­portance of the committee's deliberations therefore lay 
on another level: Its analysis made possible the ideo­
logical reorientation of the Conservative party toward a new form of 'humanistic conservatism'."1
In ihrem Grundsatzprogramm von 1956 strebten die Kon­

servativen eine auf freiem Unternehmertum und verbreitertem 
persönlichen Eigentumsrecht aufbauende "Besitzdemokratie" 
an, in der das "Wirtschaftsleben" die Möglichkeit schaffen 
sollte, "selbst stark zu wachsen, die Produktivität zu stei—ogern und den Wohlstand zu erhöhen". Damit zielten sie auf 
eine Entwicklung ab, die in den 6oer Jahren Kritik und Legi­
timationsprobleme erzeugte, und über deren "vollendete Tat­
sachen" (vor allem: Großtechnik) die konservative Partei 
Jetzt ausführlich diskutieren ließ. Ihre 1956 formulierten 
w i r t s c h a f t s p o l i t i s c h e n  liele sowie 
ihre Wachstumsstrategie, die der der anderen Vertreter des 
Wachstumspaktes entspricht, verfolgen die Konservativen nach 
wie vor - ein W a n d e l  fand Ende der 6oer Jahre nur in

timers 19?2, S.26?f.
P  irr T-ri- -n rif f ilit. nach Wieslander 1968 , S. 53.
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bezüg auf die Einstellung zur S o z i a 1 p o 1 i t i k 1 .statt , die von Särlvik als Indikator für die Positionie­
rung der einzelnen schwedischen Parteien auf der Rechts— 
Links—Achse verwendet wurde• Karl Kuhn charakterisiert die 
"gewandelte” konservative Partei und zitiert dabei aus einer 
ihrer programmatischen Schriften aus dem Jahre 1974-:

"Die Wahlfreiheit des Individuums ist der Ausgangspunkt 
der sich als sozialkonservativ verstehenden Sammlungs­partei. 'Preie und unabhängige Individuen sind die Grund­
lage einer sozialen Marktwirtschaft, die unseren Bürgern 
ein hohes Maß an Wonifahrt beschert hat••• Durch Expan­sion und Vielseitigkeit wird in einem solchen Wirtschafts­
system die Möglichkeit zu einem fortgesetzten Zuwachs an Wohlfahrt und Sicherheit geschaffen.' Wie von allen ande­ren Parteien wird der Wohlfahrtsstaat in seiner schwedi­
schen Ausprägung voll akzeptiert« Unterschiede bestehen nur im Ausmaß staatlicher Lenkung und Intervention im Wirtschaftsgeschehen. Die Partei der Konservativen betont 
den Vorteil der Marktwirtschaft, daß sie einen hohen Wirtschaftszuwachs garantiert, und sieht Risiken bei der 
’ staatlichen Intervention für die politische Demokratie.Der sogenannte ' Antikollektivismus' der Partei hat sich in eigenen Vorstellungen von Demokratie niedergeschla­
gen, den man als 'Besitzdemokratie' bezeichnet. Unter 
Besitzdemokratie versteht man die 'Dezentralisierung des Besitzes1, d.h. die Vermögensbildung des einzelnen soll 
gefördert werden. Grundlage der Vermögensbildung ist eine Steuerpolitik, die die Spareinlagen zu fördern hat."2
Es ist offensichtlich, daß der Anpassungswände1 der 

Konservativen in der Rechts-Links-Dimension dort seine Gren­
ze hat, wo das Privateigentum - sei es durch Sozialisierung 
von Produktionsmitteln oder durch hohe Besteuerung des pri­
vaten Einkommens - angetastet wird. Eür den Wandel in der 
zweiten Dimension kann eine entsprechende Grenze ausgemacht 
werden - sie wurde oben im Rahmen der Ausführungen über 
schwedische Umweltpolitik zwischen "Ökonomisten" und "Ökolo- 
gisten" gezogen. Die Tatsache, daß die Konservativen bei ih­
rer Programmarbeit in den 6oer Jahren - als Reaktion auf ih­
re Legitimationsprobleme bzw. den spezifischen politischen

1Vgl. dazu Back/Berglund 1978* S.5o« 
^Kuhn 1978, S.I7 8.

■
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Druck von seiten der umweltbewußten Bevölkerung, die der 
konservativen Partei zugunsten der Zentrumspartei ihre Un­
terstützung entzog - Technik und Ökologie t h e m a t i ­
s i e r t  haben (Thematisierung wird hier als die unterste 
Stufe von Wandel verstanden), ändert nichts daran, daß sie 
offensichtlich - zusammen mit den anderen Vertretern des 
Wachstumspaktes - auf der Seite der ”Ökonomisten" stehen«

Die Grenze zwischen den "Ökonomisten11 und den "Ökolo— 
gisten" wird heute durch die Atomenergie symbolisiert. Im 
Gegensatz zu den Sozialdemokraten stehen die Mitglieder der 
konservativen Partei in der Kernkraftfrage geschlossen hin­
ter ihrem Parteiführer Gösta Bohman, der wie sein Vorgänger
in der Privatwirtschaft Karriere gemacht hatte und Yngve

1Holmberg 197° im Amt des Parteivorsitzenden abloste. In 
der konservativen Partei gibt es keine "Energieopposition" • 
nicht zuletzt deshalb, weil die Bedingungen der Thematisie­
rung von Alternativen zur Atomkraft in der konservativen 
Partei auf Grund ihrer speziellen Verbindung zur und finan­
ziellen Abhängigkeit von der Atomindustrie ungünstiger sind 
als in der sozialdemokratischen und in der liberalen Partei,

Die Finanzierung einer Partei durch einen großen 
wachstumsorientierten Verband wurde schon bei der Betrach­
tung der Sozialdemokraten als Indikator für ihre Einbindung 
in den Wachstumspakt genannt - entsprechende Parteispenden 
aus Industriekreisen sind auch für die Konservativen festzu­
stellen. Zieht man von der gesamten Geldsumme, die ihr zur 
Verfügung steht, die Mitgliedsbeiträge und die staatliche 
Unterstützung ab, so zeigt sich, daß die konservative Par­
tei über ein wesentlich größeres aus anderen Quellen stammei 
des Einkommen verfügt als die liberale Volkspartei und die 
Zentrumspartei: *

^Vgl. Hancock 1972, S.6o.
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Die Einkommens2uellen_der_Parteiorganisationen

Einkommensquellen ('Millionen Kronen)_____________
Mitglieds- staatliche Andere Summe
beiträge Unterstützung

Partei 1966 1976 1966 1976 1966 1976 1966 •1976
ModerateSammlungs­partei

o,6 1,2 3,5 8,o 5,1 7,9 9,2 17,1

Zentrums­partei o,3 0,4 3,4 13,7 o,5 2,8 4,2 16,9

Volks-partei o,2 o,6 4,2 7,2 2,5 1,4 6,9 9,2

Sozial­demokratischeArbeiterpartei
2,1 3,2 11,5’ 22,6 5,9 1o,1 19,5 35,9

Linkspartei/ o,2 o,2 o,7 4,7 0,6 0,1 1,5 5,o
Kommunisten

Während bei den Sozialdemokraten klar ist, daß die Partex­
spenden vom Gewerkschaftsbund LO kommen, kann man bei den 
Konservativen nicht sagen, daß ihre Geldmittel von der Ar­
beitgebervereinigung SAF stammen, denn die "S*A.F* is not2as directly tied to politics as is the L.O." • Elvander be­
tont, daß die LO als Dachverband der Arbeitergewefkschaften 
auf Grund ihrer engen Verbundenheit mit der Sozialdemokra­
tischen Arbeiterpartei Finanzhilfe leistet, während von den 
anderen Verbänden generell gesagt werden könne, daß keine 
Toporganisation irgendeiner Partei den Wahlkampf finanziert* 
Es sei jedoch bekannt, daß "das Wirtschaftsleben" die Kon­
servativen und die Liberalen finanziell unterstützt, "aber 
es sind fast nur einzelne Unternehmen, die direkte Beiträ­
ge geben"^* Särlvik stellte 1974 ebenfalls fest, daß die 
konservative Partei von Privatunternehmen Spenden erhält, 
die quantitativ mit den LO-Spenden vergleichbar wären* Un-

\gl. Back/Berglund 1978, S.113 und Andrån 1968,. S.229.
2Board 19?o, S.4-9.
^Elvander 1969* 2, S.265.,
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glücklicherweise seien jedoch, in bezug auf diese Einzel-... 4unternehmen nur wenig Daten verfügbar.
Die obigen globalen Daten über die Einkommensquellen 

der schwedischen Parteien wurden von der Tageszeitung Da­
gens Nyheter erhoben und publiziert. Sie veröffentlichte 
Ende 1977 weitere Daten, die in unserem Zusammenhang von 
besonderer Bedeutung sind. Danach bekam die konservative 
Partei 1977 über drei Millionen Kronen von Großunternehmen 
als Unterstützung, wobei der schwedische Atomreaktorherstel­
ler ASEA mit seiner Spende von 525 000 Kronen der größte 
Geldgeber war. Insgesamt unterstützten 18 schwedische Un­
ternehmen die Konservativen mit jeweils mehr als 3o 000 pKronen. Zu diesen Konzernen zählt vermutlich die Aktien­
gesellschaft Elektrolux, deren zum schwedischen Topmanage­
ment gehörender Aufsichtsratsvorsitzender Hans Werthån seine 
Sympathien für die konservative Partei offen bekundet, die 
Zentrumspartei wegen ihrer energiepolitischen Position
scharf kritisiert und 5o Atomreaktoren für Schweden for- 

m m ... _dert. Diese Forderung spricht er im Interesse des halb­
staatlichen Unternehmens ASEA-Atom aus, dessen Geschäfts­
führung - der Generaldirektor von ASEA Curt Nicolin ist 
gleichzeitig Chef der Arbeitgebervereinigung SAF - das von 
den kernenergiebefürwortenden Konservativen, Liberalen und 
Sozialdemokraten bei der Volksabstimmung vertretene 12-Reak- 
toren—Programm für zu begrenzt erachtet und aus "Bestands— 
interesse” mehr Atomkraftwerke fordert.:

"Nicht einmal ein Ja kann ASEA—Atom retten, schreibt 
die Zeitschrift Neue Technik. Das Reaktorprogramm ist 
zu klein und die Chancen auf dem Exportmarkt sind ge­
ring. "4 1

1Vgl. Särlvik 1974, S.384.
;%§iU Dagens Nyheter vom 16.12.1977-
vgl. Die Welt vom 7*2• 1978- Werthén ist stellvertreten­
de r Vorsitzender des Schwedischen Industrieverbände 
(SI) und Sprecher der energiepolitischen Arbeitsgruppe 
dieses Interessenveibandes (vgl. Dagens Nyheter vom
4.11.1979).

^Dagens Nyheter vom 17-1.198o.
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4.3 Die liberale Volkspartei
Die liberale Volkspartei ist sozialstrukturell sehr 

heterogen, und keine andere Partei in Schweden hat gegen­
wärtig so viele verschiedene Interessen zu repräsentieren
wie die Volkspartei« Mit dieser Einschätzung leitete Han—1cock seine Ausführungen über die schwedischen Liberalen 
ein, die er zu einem Zeitpunkt veröffentlichte, als der 
Atomkonflikt in Schweden begann. Dies Heterogenität der 
sozialen Basis der Volkspartei bedingt die Gespaltenheit der 
liberalen Wähler in der Kernkraftfrage. in der Verlaufsana­
lyse wurde dargestellt, daß es der Parteispitze bei der 
Re i c hs t ag swähl 1976 sogar gelungen war, durch eine Art "Ver­
wirrstrategie n , die auf dem Verzicht auf Profilierung in 
der Kernkraftfrage beruhte, die Stimmen sowohl von Atomkraft* 
bef ürwörtern als auch von Atomkraftgegnern zu bekommen - 
b e i d e Wählergruppen hatten angenommen, der Parteifüh­
rer Per Ahlmark und se ine Parte ifre unde verträten ihre Posi­
tion.

Die Volkspartei ist heute eine Mittelschicht-Partei 
mit Wahlhochburgen in großstädtischen Bezirken, besonders 
in Stockholm und Göteborg. — nur in der Provinz Västerbotton 
ist die traditioneIle Stärke der Volkspartei in liberal und 
freikirchlich gesinnten Landregionen noch deutlich spür-pbar. Der Wandel begann schon in der Nachkriegszeit; er ist 
Ausdruck der sozioökonomischen Veränderungen, die damals 
forciert wurden(Konzentration in der Landwirtschaft und als 
Polge Migration großer Bevölkerungsgruppen) — sie werden 
unten im Kapitel über die Zentrumspartei ausführlich be­
handelt. Auch für die Volkspartei hatte dieser Wandel Kon­
sequenzen:

"The population change has become clearly reflected in the composition of the People1s Party voting support. 
Its main source of voting support has been moved from 1

1Vgl. Hancock 19?:®, S.119.
%gl. Penner 1978, ä.A?1.



-191-

the countryside to the cities*
Ihre größten Wählergruppen sind neben Landwirten heute 
Geschäftsleute, Angestellte in mittleren Positionen und 
Intellektuelle, zu denen die Studenten und Akademiker zäh­
len, die den schwedischen Kultur-Radikalismus vertreten, 
der als ideologischer- "Nährboden" des Atomprotests unten in 
einem speziellen Kapitel angesprochen wird. Die liberale
Volkspartei, die bis Anfang der 7oer Jahre die "zweitgrößte2Arbeiterpartei" war , mußte diese Position inzwischen an 
die Zentrumspartei abtreten.

Die sozialstrukturelle Heterogenität der Volkspartei 
bedingt ihre traditionelle ideologische Profillosigkeit, 
die von den liberalen Parteimitgliedern auf dem Parteikon­
greß 1974- für den kontinuierlichen Wählerverlust seit Mitte 
der 5oer Jahre verantwortlich gemacht wurde. Der Stimmenge­
winn von 1,2 Prozent bei der Reichs tags wähl 197o mußte als 
Ausnahme betrachtet werden, denn drei Jahre später verloren 
die Liberalen nicht nur den gerade erst hinzugewonnenen 
Stimmenanteil wieder, sondern die Volkspartei verlor insge­
samt 6,8 Prozent ihrer Wähler, von denen ein großer Teil 
zur Zentrumspartei wanderte, die insgesamt einen Stimmenge­
winn von Prozent verzeichnen konnte, nachdem sie die Li­
beralen schon 1968 aus der Position der stärksten bürgerli­
chen Partei verdrängt hatte.

Das Wahldesaster von 1973 - damals war Gunnar Hélén 
Parteivorsitzender - führte zur verstärkten Profilsuche, 
die auf dem Parteikongreß von 1974- im Mittelpunkt der Diskus­
sion stand und zu den beiden folgenden wichtigen Resultaten 
führte: Die Volkspartei beschloß,
1. eine eigenständige und klar von den beiden anderen bür­

gerlichen Parteien unterscheidbare Politik zu führen, und
2, die Forderung nach einer Dekonzentration der Macht zur 1 2

1Särlvik 1974-, ß.393.
2Vgl. Tomasson 197°, 8*4-2. 
5Vgl. Fenner 1978* fi.%71 •
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Grundlage ihrer Politik zu machen, die sich sowohl
gegen staatliche als auch gegen wirtschaftliche Macht-

•'lkonzentration wenden soll.
Diese Beschlüsse stellen eindeutig eine Anpassung an 

die Programmatik der Zentrumspartei dar — in einem inner­
parteilichen Referendum 1973 hatten sich dreiviertel aller 
stellungnehmenden liberalen Mitglieder sogar für ein Ver­
schmelzen mit der Zentrumspartei zu einer neuen Partei aus- 2gesprochen. Sie sind möglicherweise eine Erklärung für die 
Annahme der liberalen Atomkraftgegner, die Volkspartei ver­
trete eine energiepolitische Position, die mit der der Zen­
trumspartei vergleichbar sei.

Die Bedingungen für die Thematisierung von altemativei 
Energiepolitik sind jedoch in der liberalen Volkspartei völ­
lig andere als in der Zentrumspartei, und sie definieren die 
Grenze der Anpassung, die durch die Atomkraft symbolisiert 
wird. An dieser Grenze stoppt die liberale Volkspartei ge­
nauso wie die konservative Partei, der sie nicht nur in be­
zug auf Energiepolitik, sondern auch in bezug auf die Wirt­
schaftspolitik eher ähnelt als der Zentrumspartei. Darin 
besteht bei den schwedischen Industriellen auch gar kein 
Zweifel: Die Mitglieder der parteipolitisch neutralen Ar­
beitgebervereinigung SAP verteilen ihre Gunst, d.h. ihre 

X 4.Sympathien^ und ihre Parteispenden an die Konservativen 
und die Liberalen (un-)gleichermaßen. Möglicherweise hat 
sich die aus der obigen Tabelle über die Einkommensquellen 
der schwedischen Parteien hervorgehende ungleiche Vertei­
lung der Parteispenden zugunsten der Volkspartei verändert, 
seit sie die Regierungsposition innehat. In der Verlaufs­
analyse wurde dargestellt, daß sich die Liberalen nach der 
Kernkraftwahl 1976 energiepolitisch besonders profiliert 
und für Atomkraftwerke stark gemacht haben: Die Volkspartei 1

1 Vgl. Kuhn 1978, S.181.
Vgl. ebd.
Vgl. Board 197o» S.6Jf.
Vgl. Elvander 1SS8" $ S.265.
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wirbt nicht zuletzt dadurch um die Gunst der Großindustrie, 
daß sie sich für die geforderten Exportmöglichkeiten des 
Reaktorherstellers ASEA-Atom einsetzt.

Die liberale Volkspartei ist immer schon die dynamische 
re bürgerliche Partei gewesen, und sie wurde von der schwe­
dischen Industrie aus" pragmatischen Gründen oft der konser­
vativen Partei vorgezogen, weil sie sich eher bzw. weitgehen 
der mit dem Wohlfahrtsstaat arrangiert hatte und auch den 
Nutzen von Staatsinterventionen für die Wirtschaftliehe Ent­
wicklung - d.h. speziell für die Profitmaximierung der Indu­
striellen - früher erkannte. Dieser Anpassungswandel der li­
beralen an die Sozialdemokratie che Ideologie manifestierte 
sich schon in den 4oer Jahren in der Parteiprogrammatik -
das neue Parteiprogramm von 1972, das einen "sozialen Libe—

1 'ralismus" fordert , stellt deshalb eigentlich keine "radika-ple Modernisierung" dar. Hancock führt dazu aus:
"In the mid-19^os the Liberals adopted a program of 'so­
cial liberalism' as the party's new doctrine• Its empha­
sis on social policies underscored Liberals acceptance 
of the welfare measures that had been promulgated by the 
Social Democrats after 1936. Concurrently the Liberals 
abandoned their earlier insistence on an unregulated mar­
ket in favor of limited government intervention to insure 
full employment and sustained economic growth. " 3

Die Ideologie, die der neuen Strategie des i n t e  n- 
s i v e n Wirtschaftswachstums zugrunde liegt, also in er­
ster Linie die unkritische Verherrlichung des (groß-)tech­
nisch Möglichen, die 196o schon im neuen Parteiprogramm der 
Sozialdemokraten zum Ausdruck kam, wurde zwei Jahre später 
auch von der Volkspartei in ihr neues Parteiprogramm über­
nommen. In diesem Programm von 1962 verfolgen die Liberalen 
die Ziele "persönliche Freiheit", “soziale Sicherheit" und 
"ökonomischer Wohlstand", und sie betrachten die Technik als 
grundlegende Voraussetzung dafür, daß Fortschritt in dieser

Lgl. Penner 1978,
%gl. lute 1978, 8.1 So.
%teeock 197?, M i j . ,
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S t e a n f  durchgesetzt werden kann:
”Die technische Entwicklung setzt sich in unverminder­
tem Takt fort. Sie kann noch gesteigert werden durch 
ausgeweitete Forschung. Eine friedliche Ausnutzung der 
Atomenergie und der wissenschaftlichen Errungenschaften 
auf dem Gebiet der Raumfahrt kann noch ungeahnte Ressour­
cen in den Dienst der Menschheit stellen.(...) Die moder­
ne Technik bietet Möglichkeiten, die nur unvollständig 
überblickt werden können, und die sicherlich oft unter­
schätzt werden.(...) Der Erfindungsreichtum der Menschen, 
freie Initiative und Ehrgeiz sind die dynamischen Trieb­
kräfte für technische und ökonomische Entwicklung.”1 .

Die genannten programmatischen Veränderungen, die die 
Liberalen in den 7oer Jahren Vornahmen, stellten eine Reak­
tion auf ihre Legitimationsprobleme bzw. auf den politischen 
Druck von seiten der Zentrumspartei einerseits und der stu­
dentischen Reuen Linken andererseits dar, wobei aber sowohl 
der Sozialliberalismus schon in den 4oer Jahren vertreten
wurde, als auch die Ablehnung von Machtkonzentration schon

2 .im Parteiprogramm von 1962 zum Ausdruck kam . Beide ideo­
logischen Grundelemente waren jedoch im Laufe der 6oer Jah­
re, während der Parteiführerschaft der Vertreter des rech­
ten Parteiflügels Bertil Ohlin und Sven Wedén, so weit un­
tergegangen, daß es einer ”linken” innerparteilichen Oppo­
sition bedurfte, um sie in der Parteiprogrammatik zu reeta- 
blieren. Zu den Wortführern, dieser linksliberalen Opposi­
tionsgruppe zählten die beiden späteren Parteivorsitzenden

öPer Ahlmark und 01a Ullsten.
Unter der Parteiführung von Ullsten, der Ahlmark 1978 

abgelöst hatte, entstand wenige Monate vor der Volksabstim­
mung eine organisierte innerparteiliche Energieopposition 
als Reaktion auf den Beschluß der Parteispitze, beim Refe­
rendum zusammen mit den Konservativen und den Liberalen die 
Inbetriebnahme von sechs weiteren Atomkraftwerken zu vertre­
ten. Diese Oppositionsgruppe, die sich LIFE (Liberaler för * 2

^Zit. nach Wieslander 1968^, S.92,94 1o2.
2Vgl. Helenius 1969, S.98ff.
^Vgl. Kuhn 1978* S.18o.und Fenner 1978, S.472.
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energialternativ) nennt, unterstützt die Position der Zen— 
trumspartei und der Kommunisten (VPK). Die Initiative zur 
innerparteilichen Organisation des Atomprotests ging von 
Mitgliedern aus Göteborg aus, die einen von 60 Personen un­
terschriebenen Aufruf im theoretischen Organ ”Utsikt" der 
Volkspartei, veröffentlichen wollten, in dem die Kernkraft 
als "ökologisch fragwürdig", "technisch riskant", "wirt­
schaftlich diskutabel" und "demokratisch verwerflich" kri— 
tisiert wurde. Der Aufruf wurde nicht abgedruckt. Als 
Antwort darauf wurde LIKE Anfang Januar 198o offiziell, ge­
gründet. Ihre Vorstandsmitglieder betonten auf einer Presse­
konferenz , daß sie die -'Volkspartei weiterhin so lange un­
terstützen würden, wie diese eine sozialliberale Politik 
mache — es gäbe andere wichtige Prägen außer der Kernkraft, 
sagte der zum "Wortführer" von LIFE gewählte ehemalige 
Reichs tagsabge ordnete Nils Hörberg. Seine Stellvertreter
sind die Diplomvolkswirtin Birgitta Lorentzi und der Oberst—2leutnant Nils I n k  Redenio. Es ist anzunehmen, daß die Mit­
glieder von LIFE sozialstrukturell ähnlich zusammengesetzt 
sind wie die Mitglieder der Gruppe SAFE in der sozialdemo­
kratischen Partei. Daß die liberalen Atomkraftgegner ähnli­
che (Wachstums-)Ziele verfolgen, geht aus ihren folgenden 
Ausführungen hervor:

"Wir konstatieren, daß wir die Kernkraft abbauen, den 
ölbedarf mindern und die Umwelt verbessern können, ohne 
daß es Energiemangel, Arbeitslosigkeit oder schlechtere 
Lebensbedingungen geben wird, und daß dies zu angemes­
senen Kosten für die einzelnen Menschen und für die Ge­
sellschaft durchzuführen ist. Das zeigt die Energieal­
ternative , die die Volkskampagne Nein zur Kernkraft aus­
gearbeitet hat ( . .. ).
Ein hochindustrialisiertes Land wie Schweden hat große 
Möglichkeiten, eine solche alternative Energietechnik 
zu entwickeln, nach der heute die ganze Welt ruft. Ein 
Beschluß über Stillegung g e t z t kann eine solche 
Entwicklung vorantreiben und somit neue Exportprodukte 
für die schwedische Industrie schaffen..."5

’Vgl. Dagens Nyheter vom 2o.11.19-79.pVgl. Dagens Nyheter vom 5*1.198o.
^Zit. nach Dagens Nyheter vom 8.12.1979.
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4.4 Die Zentrums pate i
Die Zentrumspartei, die eine traditionell enge Verbin­

dung zu den Interessenorganisationen bat, die den Landwirt-1 . .schaftssektor repräsentieren , ist nie über einen industri­
ellen Wirtschaftsverband in den Wachstumspakt eingebunden 
gewesen. Dieser in unserem Zusammenhang wesentliche Unter­
schied zu den beiden anderen Karteien des Bürgerblocks wird 
in der Literatur über die Zentrumspartei ausdrücklich be­
tont :

”Die Zentrumspartei hat immer - im Gegensatz zur Rechten 
und zur Volkspartei - eine freie und unabhängige Stellung 
gegenüber der Großfinanz und dem Wirtschaftsleben gehabt. 
Im Unterschied zur Rechten und zur Volkspartei haben we­
der das Zentrum noch die Soziäldemokraten ökonomische Un­
terstützung von dieser Seite entgegengenornmen. ”2

Die sozialdemokratische Partei hat jedoch eine enge 
Verbindung zum wachstumsorientierten Gewerkschafts bund LO - 
eine Verbindung, die ihre Binge bundenhe it in den industri­
ellen Wachstumspakt im allgemeinen und ihre ungünstigen Be­
dingungen für die Thematisierung von alternativer Energie— 
politik im besonderen relativ stringent erklärbar macht.
Die Ze ntrums parte i dagegen wies Anfang der 7°er Jahre offen­
sichtlich günstigere Bedingungen für die Aufnahme von Kri­
tik an Atomkraftwerken auf, denn sie hat den Atomkonflikt 
im Parteiensystem ausgelöst. Die Frage, warum der Wandel ih­
rer energiepolitischen Position gerade zu diesem Zeitpunkt 
erfolgte, wurde in der Verlaufsanalyse mit wahlstrategischen 
Überlegungen beantwortet - sie soll hier nicht noch einmal 
auf ge griffen werden. Ausgangspunkt der folgenden Ausführun­
gen ist vielmehr die Frage nach den Bedingungen, unter denen 
eine Partei, die in den Soif Jahren, als die regierenden So­
zialdemokraten das Atomprogramm ausarbeiteten, selbst an der 
Regierung beteiligt war, ihre Haltung in der Kernkraftfrage 
überhaupt ändern kann. Auf Grund ihrer Position als Koali- 1

1 Vgi. Särlvik 19?4, 3.387 
^Enochsson 1 9 6 9 , 3.11 •
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tionspartner der sozialdemokratischen Partei von 1951 bis 
1957 ist die Zentrumspartei - die damals Bauernverband hieß 
und seit 194-3 aus Stimmenmaximierungsgründen den NamensZu­
satz "Landpartein hatte - nicht nur für die energiepoliti­
schen, sondern auch für die wirtschaftspolitischen Entschei­
dungen mitverantwortlich, deren Konsequenzen sie später 
scharf kritisiert* Die Antwort liegt im Wandel der Partei 
selbst begründet, der im folgenden dargestellt wird. Ausge­
hend von der Präge nach der sozialen Gruppe, die in den 
5oer Jahren den Bauernverband dominierte, liegt den Ausfüh­
rungen über die Zentrumspartei die Annahme zu Grunde, daß 
d i e s e spezielle Mi tgliedergruppe weder in den 5oer Jah­
ren den V/andel der Partei gefordert, noch in den 60er Jahren 
die Kritik an der Umweitzerstörung formuliert, noch in den 
7oer Jahren den Atomprotest initiiert hat.

Der Bauernverband war vor seiner Entscheidung von 1932,
die s o z ialdemokrat i s c he Minderheitsregierung zu unterstützen
und damit eine Mehrheit im Reichstag zu garantieren, die
ausreichte, um wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen durchzusetzen,
politisch "zwischen der Rechten und der bürgerlichen Linken" 

nangesiedelt • In dieser Zeit existierten in der Partei eine 
"linke" und eine konservative Gruppe, die zusammengehalten 
wurden durch ihren gemeinsamen Kampf gegen Banken, Großun­
ternehmen und bestimmte Tendenzen in der staatlichen Wirt­
schaftspolitik (der Bauernverband war vor 1936 nie an der 
Regierung beteiligt gewesen), sowie durch "ihre Aversion 
gegen Bürokratie, Gewerkschaften, weitgehende soziale Refor—pmen und außenpolitische Abenteuer" . Die Annäherung an die 
Sozialdemokraten Anfang der poer Jahre erfolgte auf Grund 
der ökonomischen Notlage der Bauern während der Wirtschafts­
krise, durch die der Bauernverband sich gezwungen sah,

3Staatseingriffe in die Landwirtschaft zu akzeptieren.

1 Vgl. Wieslander 19681 2, S.17*
2Back 1967, S.3 3 .
^Vgl. St^ernqvist 1966., S.123 und Särlvik 1974-» S.382.
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Die Absprachen zwischen Sozialdemokraten und Bauernverbands— 
politikern kann man als politisches Tauschgeschäft betrach­
ten - es wird in der Literatur allgemein als "Kuhhandel" be­
zeichnet und stellt den ersten Schritt zur ersten "rot- 
grünen Koalition" dar, die 1936 zustandekam.

Wie Björn Pryklund u.a. in ihrer Studie über die Ent­
wicklung "Vom Bauernverband zur Zentrumspartei" feststellen, 
vertrat der Baue rnverband in den >̂oev Jahren noch in erster 
Linie die Interessen der Kleinbauern. Nach Kriegsende jedoch 
sei die Partei den mittleren und größeren Bauern in die Hän­
de gefallen, was besonders deutlich in den Verhandlungen mit 
der sozialdemokratischen Minderheitsregierung über Landwirt­
schaftspolitik im Jahre 194? zum Ausdruck komme, in denen 
die Beteiligten zu dem Ergebnis kamen, daß sie auf längere 
Sicht damit rechneten, einen größeren Teil der kleineren 
landwirtschaftlichen Einheiten unter anderem durch admini­
strative Maßnahmen wegzurationalisieren. 1951 * als die Koa­
litionsregierung von Sozialdemokraten und Baue rnve rband ge­
bildet wurde, in der der Bauernverband den Agrarminister 
stellte, setzte denn auch ein anhaltender Schrumpfungspro­
zeß in der schwedischen Kleinbauernschaft ein - eine Ent­
wicklung, die sowohl im Interesse der damals eine extensive 
Wachstumsstrategie verfolgenden Sozialdemokraten als auch 
im Interesse der Großbauern lag. Die Autoren führen dazu 
aus:

"Der veränderte Klassencharakter des Bauernverbandes 
setzte sich im Zusammenspiel einer der Interessenorga­
nisationen der Bauernbewegung mit dem Staatsapparat durch, einem Staat, der in der ganzen Periode von der 
Sozialdemokratie gesteuert wurde. Gerade durch die Inte­
grations- und Koalitionspolitik der SAP vermochte die 
agrarische Bourgeoisie das Streben der Kleinbauern nach 
Dominanz in der gesamten Bauernbewegung zu neutralisie­ren und auszumanövrieren. Dieser Sieg der Großbauern stärkte so die Machtposition der gesamten Bürgerklasse 
und trug zum Einvernehmen bei, das in der ganzen Nach­
kriegszeit zwischen SAP/LO und der schwedischen Bürger— 
klasse herrschte. In der Rechnung der SAP lagen die Vor­
teile dieser Politik auf drei Ebenen: (a) man konnte in 
zwei Pillen eine Regierung bilden, ohne selbst die par­lamentarische Mehrheit;zu haben; (b) durch die Dezimie­
rung des agrarischen Kleinbürgertums konnte man bedeuten—
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de Ressourcen an Arbe i t skraft und Kapital für die Expan­
sion der Industrie und des öffentlichen Sektors ent­
binden; (c) dadurch, daß der Bauernbewegung (Vereini— 
gungsbewegung und Partei) eine Reihe von administrativen 
Rationalisierungsmaßnahmen überlassen wurden, dämpfte man 
die Kritik und die Unzufriedenheit in der Kleinbauem- 
schaft. " 1

Der durch die soziale Gruppe der Großbauern dominierte 
Bauernverband ist durch seine Zusammenarbeit mit den Sozial- 
demokraten mitverantwortlich für die. so’zioökonomische Ent­
wicklung, die dazu führte, daß n§? noch 13,8 Prozent der 
gesamten wirtschaftlich aktiven Bevölkerung in der Land- undpForstwirtschaft beschäftigt war - in den 2öer Jahren hatte 
der Anteil noch 4o Prozent, um 195o noch 2o Prozent betra­
gen; diese Entwicklungstendenz setzte sich weiter fort: Mit­
te der Soer Jahre waren nur noch io Prozent im primärenHWirt sc haftss ektor beschäftigt.

Bei diesem Prozeß der Landflucht lassen sich unterschied* 
liehe Phasen ausmachen: Zunächst zogen neben Landarbeitern 
vornehmlich die Böhne und Tochter von Bauern in die Städte, 
die im landwirtschaftlichen Sektor keine Beschäftigung mehr 
aufhehmen konnten. In den 6oer Jahren war dann auch eine 
große Zahl selbständiger Bauern im mittleren Alter gezwun­
gen, ihren eigenen Hof aufzugeben und von der Landwirtschaft 
in die Industrie zu wechseln. Mit ihnen kamen große Gruppen
von Kleinhändlern, Handwerkern u.a.in die Städte und Vor—alsStädte, wo sie dann entweder ebenfalls abhängig Beschäftigte 
in der Industrie, im Handel oder im Dienstleistungsbereich 
oder weiterhin als Selbständige arbeiteten.

Es ist wichtig zu betonen, daß diese zur Migration Ge­
zwungenen nicht alle Wähler des Bauernverbandes waren. 
Särlvik weist darauf hin, "that the Agrarian party never 
won the complete predominance among the farmers that the * 4

^Fryklund u.a. 1972, S.1o. Vgl. auch Jespersen 1972 end 
Jonasson 1972.
^Vgl. Stjernqvist 1966, S.118•
^Vgl. Särlvik 19749 S.39o.
4Vgl. Eryklund u.a. 1972» 8.1of.
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socialist parties did among industrial workers; there 
still remain areas, where, in particular, the conservati- 
ves retain substantial farmer support." Vor allem die 
liberal und freikirchlich ges innt eLandbevöIke rung wählte 
entsprechend die Volkspartei, und es gab sicherlich in der 
gesamten Gruppe der in der Land- und Porstwirtschaft 
Beschäftigten auch Wähler der sozialdemokratischen Partei, 
wobei allerdings erwähnt werden muß, daß die abhängig 
Beschäftigten in diesem Wirtschaftszweig den geringsten 2gewerkschaftlichen Organisationsgrad überhaupt aufweisen.

Umgekehrt zählen jedoch zu den Wählern des Bauern­
verbandes ausschließlich in der Landwirtschaft Beschäftigte 
- eine Folge davon, daß der Bauernverband vor seinem Wan­
del zur Zentrumspartei 1957 nur an die Landbevölkerung 
appellierte. Kern seiner Wählerbasis waren die hofbesitzen­
den Bauern und ihre mithelfenden Familienangehörigen.
Den Anteil der Kerngruppe an der gesamten Wählerschaft die­
ser Partei hat Särlvik vor und nach dem Wandel errechnet 
sowie zusätzlich den Anteil dieser Partei an der gesamten 
Bauernwählerschaft, die wieder als Bauern plus auf dem Hof 
mithelfende Familienangehörige definiert ist. Die Wahl 
von 1956 ist die letzte Wahl, an der sich diese Partei als 
Bauernverband beteiligt hat; das Referendum über die Ren­
tenfrage 1 9 5 7 fand in dem Jahr statt, in dem sie sich 
sozusagen mittel im Wandlungsprozeß befand, d.h. bei dieser 
Abstimmung appellierte sie mit ihrem Vorschlag zur Renten­
frage erstmals auch an städtische Wählerschichten. Seit 
196o beteiligt sie sich an den Wahlen als Zentrumspartei.

Lärlvik 1974-, 5.392. 
%gl. Otter 1973, S.25.
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Development of the Center (Agrarian) Party, 1 9 5 6 - 1 9 6 8

Proportion of 
farmers of the 
total Center 
(Agrarian) 
support

Center (Agrarian; 
Party1s proportion of 
total farmer 
vote

Election 1956 ~n% ±8%
Referendum 1957 (refers to the 
voting for the 
referendum pro­
posal espoused 
by the Agrarian 
Party)

w % 56#

Election 196o 51% 83%
Election 1964 48# 8K%
Election 1968 29% 61#

Das schlechte Wahlergebnis von 1956 stellte den An­
laß zum Wandel des Parteiprofils, zur programmatischen 
Öffnung gegenüber nichtagrarischen/städtischen Wählerschich 
ten dar: Der Bauernverband gewann mit nur 9*4- Prozent weni­
ger Stimmen als bei den vorherigen Nachkriegs wählen, er 
wurde zum zweiten Mal auf die Position der mit Abstand 
kleinsten nichtsozialistischen Partei verwiesen, sein "Be­
standsinteresse M war erneut verletzt. Auch den Großbauern 
in der Partei mußte bewußt geworden sein, daß dies ein Ab­
wärts trend war, der nur durch Wandel auf gehalten werden 
konnte. Die Gruppe der Großbauern war für die Legitimations 
Probleme ihrer Partei verantwortlich, denn ihre Politik 
hatte auch zur Folge, daß ein großer Teil der kleinbäuer­
lichen Stammwähler (die durch die Politik der Regierung 
Existenzangst bekamen) 1956 die in der Opposition befind­
lichen Liberalen und Konservativen wählten (die auf Grund 
ihrer direkten Einbindung in den Wacnstumspakt sicherlich

ASärlvik 1974-, S.393« Vgl. auch die andere soziale 
Gruppen einbeziehende Tabelle in ders. 1966, S.217»
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die Konzentration in der Landwirtschaft ebenso forciert 
hätten wie die SoziaIdemokraten)• Es war also nicht gelun­
gen, die Bauern durch Regierungsbeteiligung zu pazifizie­
ren, da die regierenden und die regierten Bauern auf Grund 
ihrer Zugehörigkeit zu unterschiedlichen sozialen Gruppen 
völlig verschiedene Interessen hatten. Särlvik kommentiert 
deshalb den mit 4-8 Prozent ungewöhnlich geringen Stimmen- 
anteil des Bauernverbandes in seiner Stammwählerschaft:

”It seems to reflect a loss in the farm vote because of 
discontent over the party's coalition with the Social 
Democrats."1

Auf die Wahlniederlage von 1956 reagierte der Bauern­
verband
1. mit Austritt aus der Regierung, um die (vorläufig weiter 

auf dem Land lebenden) kleinbäuerlichen Stammwähler nicht 
noch mehr zu verschrecken, d.h. um die verlorenen Stim­
men zurückzugewinnen, sowie

2 . mit Profil- und Programmwandel, um für die in die Städte 
abgewanderten Wähler auch weiterhin attraktiv zu sein., . 
d.h. um ihre Stimmen zu behalten.

Diese Reaktion erfolgte jedoch nicht sofort: Der Bauern­
verband ging zunächst noch einmal eine Koalition mit der 
sozialdemokratischen Partei ein, aus der er sich dann erst 
nach dem Referendum 1957 zurückzog - der Bruch mit den So­
zialdemokraten erfolgte also nicht auf Grund von Unstimmig­
keiten in der Landwirtschaftspolitik, sondern in der Ren—ptenpolitik . Außerdem hatte der Wandel der Partei nicht nur 
zum Ziel, ihre vom Land in die Stadt gewanderten Wähler zu 
behalten, sondern natürlich auch, mit dem neuen Programman— 
gebot den anderen Parteien so viele Wähler wie möglich ab­
spenstig zu machen, um den eigenen Stimmenanteil zu maxi­
mieren. Der Erfolg dieser zweigleisigen Strategie stellte 
sich auch sofort ein: Bei der sogenannten"Rentenwahl", die * 2

^Särlvik «Jff% ß.392f.
2 Vß.U Fermer 19?8, S.-4-S7.
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1958 ein Jahr nach dem Referendum stattfand, gewann die 
Zentrumspartei 12,7 Prozent der Stimmen, also 3,3 Prozent 
mehr als 1936 - und das, obwohl sie zu diesem Zeitpunkt 
nur ihren Parteinamen geändert und noch kein neues Grund­
satzprogramm vorgelegt hatte• Bei der nächsten Wahl i960 
erreichte sie mit 13,6 -Prozent ihr bestes Nachkriegsergeb­
nis. Dazu schreibt Särlvik:

"One important after-effect of the pension conflict 
becomes visible in the 19 6o data, i.e. the increased capacity of the Center Party to attract voters from 
outside the agricultural popolation. In addition, it 
turns out that the farmers' support of the Center Party recovered from its bottom level at the end of the coa­
lition period. "1

Nur wenige Autoren, die sich mit der Zentrumspartei 
bzw. dem Bauernverband beschäftigten, differenzierten in­
nerparteiliche Gruppen, und ihr Beitrag zur Beantwortung 
der Frage nach den Prozessen, die während des hier ange­
sprochenen Zeitraums innerhalb der Partei abliefen, be­
schränkt sich fast durchgängig auf den Hinweis, daß die Zu­
sammenarbeit mit den Sozialdemokraten 1951 bis 1957 dazu
"beitrug, die Kräfte zu stärken, die eine Modernisierung

2und Verbreiterung der Parteiforderungen wünschten" • Die 
einzige nützlichere Information zur Beantwortung der sich 
aufdrängenden Frage, welche soziale Gruppe diese "Kräfte" 
repräsentieren, gibt Jorma Enochsson in seiner politischen 
Reportage "Das junge Zentrum". Darin hebt er hervor, daß 
es die relativ einflußreiche Parteijugend war, die als er­
ste die Notwendigkeit einer Neuorientierung der Partei fest­
stellte, die gleich nach der Wahlniederlage die Aufkündi­
gung der Koalition forderte sowie die Parteiführung auffor­
derte, sich Gedanken darüber zu machen, wie die Rekrutie- 
rungsbasis der Partei verbreitert werden konnte.

Daraus kann m.E. geschlossen werden, daß die Initiative 2

^Särlvik 1966, S.217.
2Back 1967, S.35f.
^Vgl. Enochsson 1969, S.4-1f und 51«
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zum Parteiwandel von der sozialen Gruppe ausging, die als 
erste von den Konsequenzen der Koalitionspolitik betrof­
fen, also zur Migration in die Städte gezwungen war, und 
die so als erste Mitgliedergruppe der Partei die Lebensbe­
dingungen in der Stadt sowie die Probleme der Stadtbevöl­
kerung kennenlernte. Die Jugendorganisation des Bauernver­
bandes umfaßte in den 5oer Jahren sehr wahrscheinlich eine 
große Gruppe junger Leute, die schon in die Städte gezogen 
waren, ihre Verbindung zum Landjugendverband jedoch nicht 
abgebrochen hatten, sondern vielmehr in diese Organisation 
ihre Erfahrungen/PrOblerne einbrachten, von denen die Land­
jugend wußte, daß sie diese früher oder später selbst 
machen/haben würde•

Gestützt wird diese Interpretation der spärlichen In­
formationen null* durch die Tatsache, daß die Initiative zur 
erneuten Änderung des Parteinamens 1955 von der Studenten­
organisation des Bauernverbändes ausging, der - wie oben
erwähnt - seit 194-3 schon den Namenszusatz "Landpartei"

1hatte• Der erneute Namenswechsel stellte den ersten Schritt 
zum Parteiwandel dar; 1957 benannte sich die Partei in 
”Zentrumspartei—Bauernverband" um, 19 5 8 strich sie die alte 
Bezeichnung ganz aus dem Parteinamen und nannte sich nur 
noch Zentrumspartei• Abgasehlos sen wurde der Wandel vom 
Bauernverband zur Zentrumspartei 1959 durch die Verabschie­
dung eines - ebenfalls seit mehreren Jahren von der Partei—pjugend geforderten - neuen Grundsatzprogramms.

Das Programm der Zentrumspartei von 1959 stellte eine 
wesentliche Voraussetzung für ihre bruehlose Aufnahme des 
Atomprotests Anfang der 7o@r Jahre dar. Es begründete eine 
neue und quer zur vorherrschenden Links—Rechts-Spaltungsli­
nie (auf der der alte Bauernverband auch nicht angesiedelt 
war) liegende Konfliktdimensionim schwedischen politischen

Vgl. Enochsson. 1969, S.52. 
eVgl. ebtt., S.4-9.
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ipstem, die durch den Atomkonflikt erst manifest wurde•
Zu dem Zeitpunkt, als dieses Programm verabschiedet wurde, 
war dessen Attraktivität für die Wähler der., anderen Partei­
en (in den 6oer Jahren während der Waehstumsphase aus­
schließlich für die Wähler der liberalen und der konser­
vativen Partei) sowie -für die Jungwähler noch nicht abzu— 
schätzen, so daß die anderen Parteien die Herausforderung 
annahmen und noch nicht durch Anpassung reagierten: Das 
sozialdemokratische Programm von 196o und das liberale Pro­
gramm von 1962 stellen den Gegenpol auf der neuen, maßgeb­
lich durch die Haltung zur modernen .Technik definierten 
Konfliktdimension dar. '

Während die Sozialdemokraten und die Liberalen die 
Vorteile der neuen Technik hervorheben, beschreibt die Zen­
trumspartei die Polgen der Industrialisierung und kritisiert 
verschiedene Konsequenzen der technischen Entwicklung für 
den einzelnen Menschen. Diese Kritik ist sehr vage, und kon­
krete Porderungen werden nicht erhoben - dennoch: Die Be­
deutung des Parteiprogramms von 1959 liegt in unserem Zusam­
menhang darin, daß der Industrialismus gleich einleitend 
als eines von drei Hauptproblemen der gegenwärtigen Gesell­
schaft genannt wird, daß das Industriesystem also nicht nur 
t h e m a t i s i e r e ,  sondern gleichzeitig p r o b l e ­
m a t i s i e r t  wird - auch wenn dies im Gesammtzusam- 
menhang einer auf neue Wählerschichten zielenden kleinbür­
gerlichen Ideologie geschieht, vor deren Hintergrund die Un­
verzicht barkeit von Kleinbetrieben unterstrichen wird: 
"Kleinunternehmertum ist notwendig im Wirtschaft sieben", 
heißt es im Parteiprogramm. In dieser programmatischen Por- 
mel von 1959 - damals stand UmweltZerstörung durch Großtech­
nik noch nicht zur Diskussion - wurde die Produktion in 
Kleinbetrieben explizit verstanden als Bollwerk gegen den 
Sozialismus. Im Laufe der 6oer Jahre konnte sie von der Zen— 
trumspartei ohne weiteres in einem anderen — ökologischen - 
Sinnzusammenhang verwendet werden. Schon allein aus diesem 
Grund hatte die Zentrumspartei keine Schwierigkeiten, sich 
als "grüne" Partei zu  profilieren.
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Die Zentrumspartei würdigt in ihrem Programm von 1959 
den Beitrag des technischen Fortschritts sowie der sozial­
politischen Maßnahmen zur Stärkung der ökonomischen Sicher­
heit, sie macht aber gleichzeitig ausdrücklich auf die Exi­
stenz eines anderen "Sicherheitsbedürfnisses" aufmerksam, 
das nicht Ökonomischer Natur sei« Gemeint ist das "Bedürf­
nis des Individuums nach Verwurzelung im Dasein, nach Wohl­
befinden und Eingegliedertsein in der Umwelt", das die Frage 
aufwerfe, "wie Technik und Politik gestaltet werden soll­
ten, um Mittel zur Erlangung geistiger und materieller 
Wohlfahrt und kein Selbstzweck zu sein"• Weiter heißt es:

"Parallel mit diesem’ weitergehenden Sicherheitsbedürf- 
nis kündigt sich auch das Bedürfnis nach einer neuen 
Auffassung von Lebensstandard an. Dieser darf nicht aus­
schließlich quantitativ gemessen und wie die Produktion 
in höheren Einkommenszahlen ausgedrückt werden. Selbst­
verständlich ist diequantitative Erhöhung des Standards 
auch weiterhin wichtig, aber mit der Steigerung des Na­
tionale inkommens erscheint die qualitative Seite, der 
Inhalt des Lebensstandards, immer wichtiger. Wenn das 
Nationaleinkommen sich auf Kosten des Wohlbefindens und 
der guten Anpassung in der Umwelt erhöht, wenn es zum 
Beispiel dadurch steigt, daß Mütter sich Arbeit außer­
halb des Heimes auch dann suchen, wenn dies auf Kosten 
der Fürsorge für die Kinder geht, oder wenn es dadurch 
steigt, daß die Naturwerte rücksichtslos zerstört wer­
den, dann sind dies Beispiele dafür, daß man die Quali­
tät zugunsten der Quantität geopfert hat."1

In der Programmatik des Zentrums kommt deutlich zum 
Ausdruck, daß die Thematisierung von Umweltzerstörung und 
qualitativem Wachstum nur ein Nebenprodukt einer Verfahrens­
weise darstellt, die dadurch charakterisiert ist, daß ein­
zelne ideologische Elemente von den anderen Parteien über­
nommen werden, um sie mit dem Ziel der Stimmenmaximierung 
zu einer eigenen Parteiideologie, dem "Genterism", zusammen— 
zufügen. Die im Zi-uat zum Ausdruck kommenden Werte "Heim" • . 
und "Familie" zum Beispiel stammen vom Konservativismus,

Z i t .  n a c h  W i e s 1 a n d e r 19682 , S . 8 o f .
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wie Fryklind u.a. feststellen. Sie fahren fort:
"Die Klassenzusammenarbeit ist der zusammenfügende 
Faktor in dieser eklektischen Sichtweise von der Welt 
und der Politik. Das tragende Element im Centerism 
ist der Dezentralisierungsgedanke, der der Zentrali­
sierung entgegengestellt wird. Diese ist laut Gustaf 
Jonnergärd, dem Parteisekretär und Chefideologen, der 
grundlegende Gegensatz in der Gesellschaft."1

Richard F. Tomasson weist darauf hin, daß die Betonung
traditioneller, vor allem christlicher Werte im Programm
der Zentrumspartei sogar stärker ist als im konservativen
Parteiprogramm, daß sich die Zentrumspartei jedoch ihre2taktische Manövrierfähigkeit erhalten habe. Diese ideolo­
gische Flexibilität, die eine günstige Bedingung der The- 
matisierung von Umweltproblemen in den 6oer und der Auf­
nahme des Atomprotests in den 7oer Jahren darstellt, hat 
im Selbstverständnis der Zentrumspartei einen hohen Stellen­
wert. Demnach baut sie "im Unterschied zu allen anderen Par­
teien auf eine sich kontinuierlich neubildende Ideologie 
mit der Dezentralisierung als Grundlage". Dazu führt Karl 
Kuhn, der sich auf das neue Parteiprogramm von 197o (über­
schrieben :"Gleichheit und Sicherheit in einer dezentrali­
sierten Gesellschaft") bezieht, das vor allem die sozial­
demokratischen Wähler ansprechen soll, aus:

"Tatsächlich bauen auf dem Begriff der Dezentralisierung 
alle weiteren Ziele der Partei auf: Gleichheit, Umwelt, 
regionales Gleichgewicht und eine sinnvolle Beschäfti­
gung für jeden. Dieses Programm gewann und gewinnt 
durch seine praktische Ausrichtung auf Umwelt, Energie 
und Regionalpolitik, letztlich auf die Schattenseiten 
der geführten Wirtschaftspolitik, eine große Anziehungs­
kraft auf breite Bevölkerungskreise. Die praktische Aus­
richtung hat jedoch zu Widersprüchen in den Aussagen ge­
führt, wie die künftige 'dezentralisierte Lokalgesell­
schaft 1 mit welchem Wirtschaftssystem vereinbart werden 
soll. Diese Widersprüche haben sich vor allem in Span­
nungen zwischen der Partei und ihrer Jugendorganisation 
niedergeschlagen, deren Vorstellung von einer 'Lokalge- 
sellschaft antikapitalistische Züge enthält.''^ * 4
^Fryklund u.a. 1972, S.12.
^Vgl. Tomasson 197°* S.4-6f.
^Zit. nach Kuhn 1978» S.179.
4Kuhn 1978, S.179.
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Um auf die innerparteilichen Triebkräfte der Themati-
sierung neuer gesellschaftlicher Probleme zurückzukommen:
Auch in der Umweltfrage stehen sich die - auf der Seite der
"Ökologisten" anzusiedelnde - Zentrums Jugend und die - den
”Ökonomisten” zuzurechnende - Gruppe der Bauern gegenüber*
Dazwischen könnte man. die Parteiführung placieren, die zwarisozialstrukturell der Bauerngruppe zuzuordnen ist , die
Jedoch aus o ppo r t uni st is eben Gründen selbst das Umweltthema
aufgegriffen h;at - es ist ganz interessant, daß es der
Zentrumsparteisekretär und -Stratege Gustaf Jonnergård war,
der (1062) das W o r t  ”Umweltpolitik” in die politische

p ■  IDebatte eingebracht hat . Und die Parteispitze setzt ein 
neues Thema auch dann durch, wenn sie - wie in der Verlaufs­
analyse in bezug auf die Kritik an der Atomenergie gezeigt 
wurde - auf die Skepsis und den Unwillen der Bauernmitglied­
schaf t stoßt. Die Zentrumspartei hat nämlich, wie die ande­
ren Parteien auch und im Widerspruch zu ihrer politischen
Forderung nach Dezentralisierung, ”ausgeprägt zentralisierte

%Entscheidungsstrukturen" .
Die unterschiedlichen Positionen zur Umweltpolitik in­

nerhalb der Mitgliedschaft der Zentrumspartei sind offen­
sichtlich: Während ”ein Teil der Lokalorganisationen des 
Jugendverbandes der Zentrumspartei mehr oder weniger als

1LUmweltgruppen fungieren" , befürworten die Bauern in der 
Partei (die seit den 6oer Jahren durchweg "prosperous far­
mers " sind, denn: "today's agriculture is a well-established 
business"^) ebenso wie der stark zentralisierte Reiehsbau- 
ernvervand, in dem sie organisiert sind, die "Anwendung von 
umweltgefährdenden Giften" .

Für die Parteispitze des Zentrums, die dem politischen 
Druck sowohl von seiten der Umwelt schütz er als auch von sei—

Särlvik stellt 197o, S.254- fest: "The transformation of the party has not yet permeated its organizational
and parliamentary leadership". oVgl. Enochsson 1969, S.56.
%uhn 1978» S.18o.
Ivarsson/Kågeson 1976, S.14-1.

^Linds tröm 1979, S.9•
6Fryklund u.a. 1972, 8.13.
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ten der Landwirte ausgesetzt ist, stellt die Bauernschaft 
eine Problemgruppe dar, weil sie einerseits dem Profil des 
Zentrums als "grüne" und Anti-Kernkraft-ParLei schadet, 
andererseits aber immer noch einen unverzichtbaren Teil der 
Wählerschaft ausmacht: 1976 immerhin 19 Prozent . Das tak­
tische Lavieren des Parteivorsitzenden Thorbjörn Pälldin 
als Ministerpräsident in der Regierungskoalition des Zen­
trums mit den Liberalen und den Konservativen von 1976 bis 
'1978 beruht auf dem Dilemma, daß diese relevante Wähler- und 
Mitgliedergruppe sowohl die Umweltpolitik als auch die Ener­
giepolitik nicht mit trägt:
1. Auf dem Parteitag des Zentrums 1977 forderten die Bauern 

"that the ban on the pesticide DDT should be lifted" - 
gerade die Kritik am Schädlingsbekämpfungsmittel DDT aber 
hatte Anfang der 6oer Jahre die Umweltdebatte in Gang ge­
bracht, die von der Zentrumsparteiführung dann wähler- 
wirksam aufgegriffen wurde,

2, Wäre es nach den Bauern gegangen, hätte die Zentrumspar— 
tei in der Regierung die energiepolitische Linie der Li­
beralen und der Konservativen akzeptieren können und die 
Koalition 1978 nicht geprengt - gerade die Kritik an der 
Atomkraft macht in den 7oer Jahren jedoch das Parteipro— 
fil der Zentrumspartei aus, und weitere Zugeständnisse
an die Koalitionspartner hätte die Parteiführung vor der 
quantitativ relevanteren nichtagrarischen Wählerbasis 
nicht legitimieren können.

In der Verlaufsanalyse ist ausführlich dargestellt 
worden, wie der politische Druck von seiten der Atomkraft­
gegner vermittelt über den Energieminister Olof Johansson 
auf den Parteivorsitzenden und Regierungschef Thorbjörn 
Pälldin ausgeübt wurde, so daß dieser die Regierungszusam­
menarbeit mit den atomkraf^befürwortenden Liberalen und Kon-

^Vgl. Penner 1978, S.464-,
^Lindström 1979t S.9- 
-̂ Vgl, ebd.
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servativen beenden mußte, wollte er seine innerparteiliche 
Position nicht gefährden. Olof Johansson, der das Vertrauen 
der ParteiJugend genießt, und der als Sohn eines Kleinbau­
ern Repräsentant der ersten "Stadtgeneration" ist, wurde 
auf dem Parteitag des Zentrums 1979 ®i£ 2o8 Stimmen zum 
Vizevorsitzenden der^Zentrumspartei gewählt. Sein Eonkur­
rent Anders Dahlgren, der die Land- und Porstwirte, also die
wohlhabenden Bauern und Waldbesitzer in der Partei reprä-

1sentiert, erhielt mit 194- Stimmen einen Stimmenanteil, der
dem immer noch sehr großen Anteil dieser sozialen Gruppe an

- 2der Mitgliedschaft von 70 Prozent nicht annähernd entspricht 
Dieses Wahlergebnis ist ein Indikator dafür, daß sich der 
Wandel, der sich zunächst in der neuen Par t e i pr o gr ammat ik 
und dann in der veränderten Wählerbasis ausdrückte, Jetzt 
auch in der Partei organisation abzeichnet; Olof Johansson 
ist der mögliche Nachfolger von Phorbjörn Pllldin im Amt des 
Parteivorsitzenden• Pälldin war wie sein Vorgänger Gunnar 
Hedlund noch selbst Bauer, und er war auch Vizevorsitzender 
der Zentrumspartei, bevor er 1974 zum Parteichef avancierte.'

Olof Johansson gilt als der "oberste Intellektuelle an
der Zentrumsspitze, der, wenn es um die politische Propa-

.4-ganda geht, ein kühler Analytiker ist" • Sicherlich kann er 
die umweit— und energiepolitische Linie der Zentrumspartei 
glaubwürdiger vertreten als Thorbjörn Pälldin: Obwohl schon 
im Parteiprogramm von 1959 die q u a l i t a t i v e  Seite 
des Wachstums bzw. des Lebensstandards betont wurde, die 
Zentrumspartei also zwanzig Jahre lang Zeit gehabt hätte, 
diese politische Worthülse, die sie als erste schwedische 
Partei benutzt hat, mit konkreten Inhalten zu füllen und 
damit Alternativen zum rein quantitativen Wachstum aufzu­
zeigen , war der Zentrumsführer Pälldin 1979 dazu ebensowenig 
fähig wie die anderen Parteiführer• Dieses Ergebnis brach-

'Vgl. Dagens Nyheter vom 19.6.1979. 
%gl. Penner 1978, 8.4-64-.
^Vgl. Hancock 1972, B.-59f•
^Dagens Nyheter vom 13.6.1979.
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ten Interviews, die Gunnar Adler—Karlsson vor der Reichs­
tagswahl 1979 mit allen fünf Parteivorsitzenden mit dem Ziel 
geführt hat, den Werthorizont und die Wachstumsorientierung 
der Parteiführer zu ermitteln, um herauszubekommen, welche 
Werte das Handeln der Spitzenpolitiker in der Atomkraftfra­
ge bestimmen. Dabei hatte er sie unter anderem um Beispiele 
für ”nicht-qualitative Waren" gebeten, nachdem sie von 
"Wachstum in anderen Formen" (Bohman und Palme) und "Stan­
dard in einer neuen Bedeutung" (Werner) gesprochen hatten — 
alles, so Adler-Karlsson, "inhaltslose Begriffe", die dazu 
dienten, denen Sand in die Augen zu streuen, die darauf ver­
trauten, daß die Politiker mit dem, was sie sagen, auch et­
was meinen. Das magere Resultat seiner Nachfragen zeige,
"daß die Anwendung des Begriffs Qualitatives Wachstum', 
oder dessen Synonyme 'andere Formen' und dergleichen, in 
erster Linie eine Art ist, etwas vorzutäuschen, ohne es zu 
tun.

Gunnar Adler-Karlsson, der selbst anscheinend die Mei­
nung vertritt, daß die Ablehnung von Atomkraft dann un­
glaubwürdig ist, wenn Wirtschaftswachstum weiterhin befür­
wortet wird, hat fest ges t e11t, daß ausnahmslos alle schwe­
dischen Parteivorsitzenden Wachstum gutheißen, und daß Thor- 
b^örn Fälldin unter Berufung auf die "freie Konsumtions- 
Wahl" in die Produktion von umweitschädlichen und energie- 
schluekenden "nicht-qualitativen Waren" ebensowenig eingrei­
fen will wie zum Beispiel der konservative Parteichef Gösta 
Bohman.^

Fälldins möglicher Nachfolger Olof Johansson zählt eben* 
falls zu den Wachstumsbefürwortern, und über seine energie- 
politische Position ist schon im Kapitel über die Sozial­
demokraten gesagt worden, daß sie mit den Zielen der Gruppe 
SAFE vergleichbar ist. Die energiepolitische Implikation von

^Adler Karlsson 1979» S.21. Adder-Karlsson hat sich 
schon früher unter demokratietheoretischen Aspekten mit 
der Atomkraft beschäftigt, vgl. dazu ders• 1973*
^Adler-Karlsson 1979* S-.22.
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Johanssons steigendem Einfluß in der Zentrumspartei besteht 
darin, daß diese von der Programmatik her kleinbürgerliche 
und nicht in den Wachstumspakt eingebundene Partei jetzt 
den Vertretern des Wachstumspaktes die Wachstumsmöglichkei­
ten für neue Industriezweige - die Hersteller von energie­
sparenden neuen Produkten bzw. von Gütern zur alternativen 
Energie ge winnung - auf zeigt. Andrew Jamison, der die Posi­
tion der basisorientierten linken Atomkraftgegner vertritt, 
charaktensiert Johansson kritisch als ”progressive techno­
crat , seeing in the renewable energy sources a way to help
the Swedish multinationals open up new markets and develop 

1new interests" .
Der in absehbarer Zeit mögliche Führungswechsel an der 

Zentrums spitze hat außerdem eine richtungspolitische Impli­
kation: Da Johansson wie der Jugendverband des Zentrums CUP 
eine Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten befürwortet, 
wäre es möglich, daß unter seiner Parteiführung eine Neuauf­
lage der "rot-grünen Koalition" erfolgt, wobei das Wort "grürf1 
jetzt natürliche eine andere Bedeutung hat. Die programmati­
sche Defensive der Sozialdemokraten, d.h.ihr programmati­
sches "Entgegenkommen" in Sachen Dezentralisierung seit Mit­
te der 7oer Jahre, stellt eine günstige Bedingung dafür dar, 
daß eine solche Koalition zustande kommt. Inwieweit sich je­
doch bei einer derartigen Regierungszusammenarbeit eine al­
ternative Energiepolxtik durchsetzen läßt, hängt wesentlich 
davon ab, wie stark die Gewerkschaften noch die Atomkraft 
verteidigen. Bisher fungierten sie zusammen mit den anderen 
Repräsentanten des Wachstumspakts als Veto-Block gegenüber 
den Forderungen der durch die Zentrumspartei und die Links­
parte i/Kommunis ten politisch repräsentierten Atomkraftgeg­
ner, die auf (energie)politischen Wandel drängen. Der be­
deutende Stellenwert der Gewerkschaften in der für Schweden

^Jamison 1 9 7 7 , S.34-.
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charakteristischen korporatistisehen Entscheidungsstruktur, 
d.h. ihr starker Einfluß durch ihre Mitwirkung u.a. an der 
Politikformulierung, ihre Repräsentanz in staatlichen Un­
tersuchungskommissionen sowie ihre Teilnahme am "Remissver-
fähren”, wie die Mitwirkung der Interessenverbände im vor-

1bereitenden Stadium der Gesetzgebung bezeichnet wird , 
stellt eine strukturelle Grenze der Durchsetzung alternati­
ver Energiepolitik dar. Diese Grenze könnte überschritten 
werden, wenn die Gewerkschaften demokratischer organisiert 
wären. Gegenwärtig stellt der ausgeprägte Zentralismus, der
nicht nur charakteristisches Merkmal der schwedischen Par-

2teien, sondern auch der Gewerkscnaften ist , ein weiteres 
strukturelies Hindernis für die Durchsetzung alternativer 
Energiepolitik dar. Die politische Bedeutung dieser zentra­
listischen Struktur ergibt sich aus der oben dargestellten 
engen Verbindung der Arbeitergewerkschaften mit der sozial- 
demokratischen Partei, die zum Beispiel dazu führt, daß An­
hänger der Zentrumspartei nur in sehr seltenen Pallen höhere 
Positionen in den Gewerkschaften erreichen. Deshalb ”benutzt* 
die Zentrumspartei die Gewerkschaften eher mit dem Ziel der 
Thematisierung der von den Sozialdemokraten maßgeblich mit— 
zuverantwortenden gesellschaftlichen Probleme, als mit der 
Hoffnung auf Durchsetzung ihrer eigenen Vorstellungen} zum 
Beispiel in Porm von Beschlüssen einzelner Gewerkschaften, 
die dann vom Dachverband LO nicht ignoriert werden könnten. 
Zur Gewerkschaftsstrategie der Zentrumspartei führt Elvan- 
der aus:

"The tactical advice given by the Center party to its 
working-class supporters is for them to join trade unions, 
take a positive attitude toward their activities, and to 
promote the party1s ideas in a mild, inoffensive manner. 
The party's aim is said to be a strong, 1 pure1 trade union without political affiliation."3 1 2

1 Vgl. Kuhn 1978, s.19f.
2Vgl. Elvunder 197?. 
■%lvauder 197^, S.Sft.
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4.5 Die Linkspartei/Kommunisten
Die schwedische kommunistische Partei, bzw. die Links­

partei/Kommunisten, wie sie sich seit 1967 nennt, hat auf 
der Rechts-Links-Achse des schwedischen Parteiensystems 
einen größeren Abstand zur bürgerlichen Zentrumspartei als 
die sozialdemokratische Partei, die ideologisch zwischen 
ihnen zu verorten ist. In der zweiten, neuen Konfliktdimen­
sion liegen die Linkspartei/Kommunisten (VPK) und das Zen­
trum (C) jedoch eng beieinander, und sie bilden nicht nur 
auf Grund ihrer gemeinsamen Ablehnung der Atomkraft den 
Gegenpol zu den Sozialdemokraten und den bürgerlichen Re­
präsentanten des Wachstumspaktes, der liberalen Volkspartei 
(F) und der konservativen Moderaten Sammlungspartei (M), 
sondern auch zum Beispiel auf Grund ihrer gemeinsamen Be­
fürwortung von Dezentralisierung. Das kommt im Ergebnis ei—1ner schwedischen Untersuchung zum Ausdruck, das Karl Kuhn 
veranschaulichend zusammengefaßt hat. Dieser Untersuchung 
lag keine Programmanalyse zugrunde, sondern die Analyse von 
Einstellungen von Kandidaten der einzelnen Parteien. Sie 
ging von verschiedenen Dimensionen aus, die als Gegensatz­
paare skaliert wurden. Kuhn gibt die Rangordnungen der 
schwedischen Parteien in den beiden uns interessierenden Di­
mensionen wieder, wobei "Unterstreichung besagt, daß die Un-

2terschiede so gering sind, daß sie zufällig sein können" :

Kapitalismus M P C S  VPK Sozialismus
Zentralismus M S P VPK C Dezentralisation

Neben ihrer gemeinsamen Frontstellung gegenüber dem 
Zentralismus haben die VPK und die Zentrumspärtei weitere 
gemeinsame Merkmale• Da diese gleichzeitig die Bedingun­
gen für ihre Aufnahme des Atomprotests darstellen, wird die

^Vgl. Lindén 1975* 
^Kuhn 1978? S.162.
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VPK im folgenden weitgehend im Vergleich zur Zentrumspartei 
betrachtet.

Die schwedischen Kommunisten waren in den 6oer Jahren, 
als die regierenden Sozialdemokraten in Absprache mit den 
bürgerlichen Repräsentanten des Wachstumspaktes von der 
Strategie des extensiven Wachstums zur intensiven Wachstums­
strategie übergingen, ebenso wie die Zentrumspartei in der 
Opposition. Sie sind, weil sie nicht Bestandteil der kor- 
poratistischen Entscheidungsstruktur waren, nicht für die 
durch die Anwendung von Großtechnik bedingte Rationalisie— 
rungswelle in der schwedischen Industrie verantwortlich. 
Deshalb kann auch die VPK die Sozialdemokraten für die ge­
sellschaftliche Entwicklung verantwortlich machen, wobei sie 
sich von der Zentrumspartei hinsichtlich ihrer Position zur 
"Klassenzusammenarbeit" unterscheidet. Während die Zentrums­
partei diese grundsätzlich befürwortet, heißt es im Programm 
der VPK von 1972:

"Der Staat' organisiert die Klassenzusammenarbeit: korpo­rative Züge treten hervor. Die Entwicklung des staats­
monopolistischen Kapitalismus in Schweden hat durch die 
starke Stellung des Reformismus bestimmte Züge bekommen. 
Die sozialdemokratische Politik hat eine immer weiter­gehende Klassenzusammenarbeit bewirkt."1

Die kommunistische Partei war und ist auch ebensowenig 
wie die Zentrumspartei über die Gewerkschaften in den 
Wachstumspakt integriert, sie ist also auch nicht über die 
nichtstaatliche Seite Bestandteil der korporatistischen Ent­
scheidungsstruktur. Diese Position verstärkt ihre Legitima­
tionsgrundlage für die Kritik an der sozioökonomischen Ent­
wicklung, für die sie nicht nur die sozialdemokratische 
Partei verantwortlich macht. Vielmehr kritisiert die VPK 
auch die sozialdemokratische Gewerkschaftsbürokratie, und 
sie verfolgt, anders als die Zentrumspartei, eine konflikto- 1

1 Zit. nach Kuhn 1978, S.187.
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rische Gewerkschaftsstrategie, Das geht ebenfalls aus der 
oben angesprochenen Untersuchung hervor, in der auch die 
Position der schwedischen Parteien in der Dimension ”Estab­
lishment11 vs, "Militanz", d.h, ihre "Einstellung zu wilden

1Streiks und ungesetzlichen Methoden" ermittelt wurde. Dabei 
ergab sich folgende Rangordnung:

' Establishment S___M 5___E VPK Militanz
Das wesentlichste Beispiel für Militanz ist der spon­

tane Streik der Grubenarbeiter in der Provinz Norrbotten 
in Nordschweden, dem stärksten Wahlkreis der kommunistischen 
Partei, Er fand im Winter 1969/7° gegen den Willen der Sozi­
aldemokratie ch dominierten Bergarbeitergewerkschaft statt,
und er war "the first major strike for a very long time to

2occurr in Swedish industrial life" . In unserem Zusammen­
hang ist nicht nur interessant , daß unter den Streikenden 
viele Kommunisten waren, sondern auch, daß das betroffene 
s t a a t 1 i c h e Grubenunternehmen, die Luosavaara- 
Kiirunavaara AB (LKAB; AB ist die schwedische Abkürzung für 
Aktiengesellschaft), von Sozialdemokraten gemanagt wurde - 
entsprechend friedlich verhielten sich die sozialdemokra­
tischen Gewerkschaftsfunktionäre, denen es mehr um die Ef­
fektivität des Betriebes als um die Interessen der darin 
Beschäftigten ging. Die sozialdemokratische Unternehmens­
leitung und die sozialdemokratische Bergarbeitergewerk­
schaft waren gemeinsam für die in den 6oer Jahren durchge­
führten Rationalisierungsmaßnahmen verantwortlich, die dazu 
geführt hatten, daß trotz einer Verringerung der Arbeits­
kräftezahl die Produktion bzw, der Abbau von Eisenerz ver­
doppelt werden konnte. Die Unzufriedenheit der Bergarbeiter 
über die Konsequenzen dieser Rationalisierungsmaßnahmen, den 
zunehmenden Streß und die wachsende Depersonalisation, *

^Kuhn 1978, S.162, 
®Buin 1974, B."!??.
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stellte die Ursache der spontanen Arbeitsniederlegung dar, 
deren Anlaß die Ablehnung des Ergebnisses der Lohnverhand- 
lungen zwxschen Gewerkschaft und Management war. Die ver­
schiedenen Dimensionen dieser Auseinandersetzung faßt Ruin 
wie folgt zusammen:

"Many of the striking miners in the north were dissatis­
fied with the behavior of the trade union movement. The 
local trade union leadership was accused of being too de­
pendent on advice and instructions from theNational Union 
of Miners. The union was in turn accused of beeing too 
dependent on advice and instructions from the Federation 
of Labor (LO). Trade union leaders at different levels 
in the highly centralized trade union movement were said 
to be indifferent to demands 'at the bottom', and the 
leaders 'at the top1 were viewed as cooperating too close­
ly with their advisories. A political dimension was added 
to this sense of distance between bottom and top. Many of 
the striking miners were Communist ; the trade union lea­
dership was at all levels Social Democratic. Furthermore, 
the top management of the iron ore industry, governmental" ly owned, was also Social Democratic. In the view of many 
striking miners the trade union leadership, the manage­
ment, and the government tended to coalesce into a remo­
te, closely knitted elite."2

Die besondere Bedeutung des LKAB-Streiks liegt in unse­
rem Zusammenhang auch darin, daß er die Aufmerksamkeit von 
Bevölkerungsgruppen auf sich zog, für die die kommunisti­
sche Partei seit ihrem Wandel in eurokommunistischer/links- 
sozialistischer Richtung grundsätzlich wählbar geworden war. 
Zehn Jahre nach dem Streik schreibt die schwedische Tages­
zeitung Dagens Nyheter rückblickend dazu:

"Eine Woge von Sympathie schlug den streikenden Gruben­
arbeitern entgegen. Viele betrachteten den Streik als 
eine logische Fortsetzung der Aufrührstimmungen, die die 
6oer Jahre prägten— die Vietnambewegung, die Neue Linke, 
die Studentenbewegung. Endlich hatte dieRevolte — die 
überwiegend eine Bewegung unter Studenten und Intellek­
tuellen war — sich in der Arbeiterklasse verankern kön­
nen! "3

Die erste Wahl nach dem programmatischen Wandel der

1Vgl, Hancock 1972, S.165.
?Ruin 1§7% S,177f.
^Dagens Nyheter vom 3^.12.1979*
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komm unis tischen Partei fand 1968 kurz nach dem Einmarsch 
der Truppen des Warschauer Pakts in die Tschechoslowakei 
statt - aus Protest dagegen bzw. weil die Linkspartei/Kom- 
munisten als solche noch nicht genügend profiliert war, 
wählten viele Anhänger der Neuen Linken noch einmal die so­
zialdemokratische Partei, die unter diesen Umständen die4absolute Mehrheit gewann. Uber die Bedeutung des LKAB-
Streiks für die Neue Linke schreibt der Däne Peter Madsen:

"Der große Streik in Nordschweden (im Jahre 19)69 mar­
kierte den Anfang vom Ende der ideologischen Dominanz des Sozialdemokratismus. Mit diesem Streik bekam der 
Studentenaufruhr und die beginnende politische Organi­
sierung einen geographisch näherliegenden (hjemligt) Anknüpfungspunkt: der Kampf gegen den Kapitalismus er­
hielt in Europa eine viel konkretere Bedeutung als der 
anti-imperialistische Kampf."2
Es liegen mir keine Informationen darüber vor, wie sich 

die Linkspartei/Kommunisten - in Norrbotten ist die tradi- 
tionalistische Paktion der VPK beheimatet - selbst während 
des Streiks verhielt. Tatsache ist, daß die VPK bei der 
Reichstagswahl 197°, die ein halbes Jahr nach dem Ende des 
"großen Streiks" stattfand, einen Stimmengewinn von 1 ,8 Pro­
zent verzeichnen konnte und insgesamt 4,8 Prozent erhielt, 
während die Sozialdemokraten die absolute Mehrheit und fast 
ein Zehntel ihrer Stimmen verloren. Die größten Stimmenver­
schiebungen gab es in Göteborg und in Norrbotten. Von ihnen 
profitierte auch der prochinesische "Kommunistische Bund der 
Marxisten Leninisten" KPML, der 1967 als Reaktion auf den

-iNicht nur der innerparteiliche Konflikt über den Ein­
marsch in die ÜSSR kostete die VPK Stimmen in der neuen 
Linken, sondern auch ihre Haltung zum Vietnamkrieg, die 
sich von der Position der' schwedischen Vietnamkommittees und PNL—Gruppen unterschied. Viele Wählerstimmen der 
Anhänger dieser Gruppen konnten bei der Wahl 1968 die prochinesischen Kommunisten auf sich vereinen, die sich 
auf dem Parteitag von 1967 von der VPK abgespalten und eine neue Partei, die KPML, gegründet hatten. Pür 
die gesamte Neue Linke war der Vietnamkrieg eine Kern­
frage ; Håkan Arvidsson und Lennart Berntsson schreiben 
in ihrem Aufsatz über die "VPK unter Hermansson", daß 
die Studenten- und die Vietnambewegung bis Anfang der 7oer Jahre von einer ”feinliehen Haltung gegenüber der 
VPK" geprägt war.(Vgl. Arvidsson/Berntson 1975, S.44).
%a,£faan 1977,

■
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ref ormistischen Kurs der VPK gegründet worden war (Rekru­
tierungsbasis waren die in PNL-Gruppen organisierten Viet­
namkriegsgegner), und dem sich später auch der 19?o abge-

1spaltene Jugendverband der VPK anschloß. Harry Porseil 
führt in seinem Aufsatz über die Parlamentswahl von 197o 
aus s

"In Gothenburg as well as in the ore-fields in the north 
there had been unrest resulting in illegal strikes du­
ring the winter 1969/7o. In this context it can be men­tioned that the two Communist Parties, VPK and KPML, 
were the most successful in these areas."2

Der eigentliche Durchbruch der Linkspartei/Kommunisten 
auch innerhalb des skeptischen Teils der Neuen Linken, der 
sich Ende der 6oer Jahre an linken Splittergruppen orien­
tierte, geschah n a c h  der Reichstagswahl von 197o, hei 
der die VPK, wie Håkan Arvidsson und Lennart Berntsson be­
tonen, ”ihre Position als dominierende Kraft innerhalb der 
Linken verstärkte”• Die beiden Autoren führen aus:

"Ihr kräftiger Rückgang 1968 zusammen mit der organisa­
torischen und ideologischen Expansion der abgespaltenen 
KPML in der Aufsc hwungperiode (der Linken) hatte bei 
großen Gruppen ein falsches Bild des realen Stärkever­
hältnisses innerhalb der Linken geschaffen. Die Wahl von 
197o stellte die Perspektive wieder her, sogar bei denen 
die sich keinen parlamentarischen Illusionen hingaben.
Es zeigte sich, daß die VPK viel stärker in der Arbeiter­
klasse verankert war als die übrigen Linksgruppen."3

insgesamt gesehen hatten die Kommunisten jedoch unter 
den abhängig Beschäftigten im allgemeinen und den Arbeitern 
im besonderen nur sehr wenig Anhänger — unter den in der 
Arbeitergewerkschaft LO Organisierten hatten sie 197o we­
sentlich weniger noch als die bürgerliche Zentrumspartei.4Das geht aus den Daten hervor, die Elvander veröffentlicht 
hat. Sie beziehen sich ebenfalls auf die Reichs tagswähl von 
19 7 0 und zeigen auch das Wahlverhalten der Mitglieder der 
Angestelltengewerkschaft TCO sowie der Akademikergewerk- 1

1Vgl. Kuhn 1 9 7 6 , 1.165.
2Porsell 1 9 7 1 , 8 .2 0 8.
^Arvidsson/Berntson 1975» S.45- 
^Elvander 1974» S•69.



Schaft SACÖ und der Beamtengewerkschaft SR auf:

Part^^Vote b2_0rganization in the_Parliamentary_Eleetion of 197°

Organization
Party Vote (in. percentages)

Communist SocialDemocrats Center Liberal Conservative

TCO 3 38 21 24 1o
SACO + SR 3 15 12 >0 37
LO 6 75 11 3 1

Bei der Reiohstagswahl 1973 zeichneten sich erstmals 
deutlich Veränderungen in der Sozialstruktur der kommuni­
stischen Wählerschaft ab, die im folgenden betrachtet wer­
den sollen, da sie eine wesentliche Bedingung für die Auf­
nahme des Atomprotests durch die VPK darstellen• Diese Ver­
änderungen kommen zunächst im Schrumpfen der Arbeiterbasis 
zum Ausdruck: Bei der Parlaments wähl 1973 gewann die VPK 
zwar durchschnittlich 0,5 Prozent der Stimmen hinzu, sie 
verlor jedoch im Gegensatz zu diesem positiven nationalen 
Trend im Wahlkreis Norrbotten o,2 Prozent ihrer Arbeiter- 
Wähler. Bei der nächsten Reichstagswahl 1976» bei der die 
VPK insgesamt o,6 Prozent verlor und nur noch 4,7 Prozent 
erhielt, setzten sich die besonders starken Wählerverluste 
in Nordschweden fort. Dazu führen Olof Petersson und Bo 
Särlvik aus:

"Norrbotten blieb zwar der stärkste Wahlkreis der VPK 
(11,2 Prozent). Aber Norrbotten ist auch der Wahlkreis, 
in dem der Rückgang der VPK am klarsten zum Ausdruck 
kommt durch einen Verlust von 2,5 Prozentpunkten seit 
197o. Es liegt nahe, einen Zusammenhang zwischen dieser 
schwindenden Wählerunterstützung und dem Streit der beiden

^Vgl. Petersson 1971-» S.223>f.
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Fraktionen in der Partei herzusbelieh• Aber das Wahlre­
sultat von 1976 bestätigt auch die Beobachtung einer 
fortschreitenden Umstrukturierung der sozialen Basis der Partei, die bei früheren Interviewuntersuchungen ge­
macht wurde. Seit der Wahl 1968 scheint der Arbeiter­
anteil unter den VPK-Wählern zu stagnieren, während der 
der Studenten und Angestellten wächst.”1

In einer anderen Untersuchung der Wahl von 1976, die 
explizit “New Trends in the Swedish Electorate“ zum Gegen­
stand hat, spezifiziert Petersson die Angestelltengruppe, 
die für die VPK gestimmt hat:

“The changes in social supporr have had a particulary 
profound effect for the Communist Party. In the early 
196os the typical Communist: voter was still an old wor­ker. Today the Communists have retained a base in the 
working class, winning increasing support from younger workers. But it is also true that today workers consti­
tute a proportionally smaller part of the Communist elec­
toral support. During the 197°s the Communist Party has gained a completely new stronghold: young employees with 
academic background, especially in social work, educa­tion, mass media, and culture."2
Die Wahluntersuchung von Petersson und Särlvik zeigt 

als ein weiteres interessantes Ergebnis, daß die VPK unter 
den Erstwählern mehr als doppelt so viele Anhänger hat als 
unter den Wählern insgesamt. Von den anderen Parteien hat 
nur die Zentrumspartei mehr Anhänger unter den Erstwählern 
als in der gesamten Wählerschaft - der Unterschied von drei 
Prozent ist aber vergleichsweise gering. Die Wählerunter­
suchung von Ho Irnberg u.a. bestätigt dieses Ergebnis, und 
nach diesen Autoren tendiert die VPK, deren Wählerbasis un­
gefähr zur Hälfte aus Personen unter Jo Jahren bestehe, seit
Beginn der 70er Jahre zunehmend dazu, eine "Jugendpartei"

Llzu werden. Schon in seiner Analyse der Reichstagswahl von 
1973 hat Perersson darauf hingewiesen, daß die Gewinner der 
Wahlen von 197° und 1973, die Zentrumspartei und die Kom­
munisten, stärkere Unterstützung von den jungen als von den

^Petersson/Särlvik 1977, S.81. 
^Petersson 1978, S.119•
5Vgi. Petersson/Särlvik 1977, S.84. 
^Vgl. Holmberg u.a. 1977, 8.114.

1
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älteren Wählern erhielten. Differenzierend führt er aus:
"The correlation between age and communist voting is restricted to highly educated voters. The proportion 
of Communists is about the same among young and old vo­
ters when considering only voters with low education.A low Communist proportion can also be found among old 
voters with high education.In the highly educated young group, however, the Commu­
nist proportion is remarquably high. This pattern cannot be found in election studies from the 195o s  or 196os but 
emerged in the 197° election. The Communist Party, the. old worker party, has established a new stronghold in the universities•"1
Pür unseren Zusammenhang kann festgehalten werden, 

daß die Linkspartei/Kommunisten ebenso wie die Zentrumspar­
tei schon v o r  dem Beginn des Atomkonflikts an Attrakti­
vität für die schwedischen Jungwähler gewonnen hatte, daß 
sie jedoch ebenso wie die Zentrumspartei wußte, daß das neu­
erschlossene Wählerpotential noch nicht voll ausgeschöpft 
war, und dies nur durch ein spezifisches Programmangebot, 
speziell durch Thematisierung der Risiken der Atomkraft 
und Plädoyer für eine alternative Energiepolitik zu errei­
chen war. Das bedeutet:
1• Wie die Zentrumspartei hat die YPK den Atomprotest des­

halb aufgenommen, weil sie sich davon weitere Stimmenge­
winne versprach.

2. Die Stimmengewinne, die sich die Zentrumspartei und die 
VPK von ihrer Gegnerschaft zur Kernenergie versprachen, 
waren größer als die bei einer solchen Politik zu er­
warteten Verluste in der traditionellen Wählerbasis, der 
Bauern- bzw. der Arbeiterschaft.
Die Aufnahme des Atomprotests durch die Zentrumspartei 

und die kommunistische Partei ist demnach genauso mit dem 
Stimmenmaximierungsprinzip zu erklären wie der Wandel die­
ser beiden Parteien, der wiederum die Voraussetung dafür

^Petersson 1974-» S.226.
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war, daß sie für neue Wählergruppen überhaupt wählbar wur­
den. Der Wandel der schwedischen kommunistischen Partei 
wird im folgenden, weil er als Bedingung für die Aufnahme 
des Atomprotests angesehen wird, unter denselben Aspekten 
betrachtet, unter denen der Wandel der Zentrumspartei ana­
lysiert wurde; Zunächst wird nach der Motivation zum Wandel 
und den Triebkräften des Wandels gefragt, sowie danach, ob 
dieser Wandel in eurokommunistischer/linkssozialistischer 
Richtung zu innerparteilichen Konflikten führte. Daß es 
zu solchen konflikten in Form von Auseinandersetzungen 
der VPK mit traditionalistischen Mitgliedergruppen kam, ist 
im Rahmen der obigen Ausführungen über den Wandel der Wäh­
lerbasis der kommunistischen Partei schon angedeutet worden, 
Die Frage nach den innerparteilichen Richtungskonflikten 
wird hier noch einmal systematisch aufgegriffen, um an­
schließend zu untersuchen, ob dieser ideologische Streit 
innerhalb der VPK auch in der Kernkraftfrage zum Ausdruck 
kam, wie dies geschah und welche Konsequenzen der innerpar­
teiliche Atomkonflikt für die VPK hatte.

Es ist nicht richtig zu sagen, daß die schwedische
kommunistischen Partei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs

■ 'M  ."von Wahl zu Wahl immer mehr Stimmen" verlor - der Stimmen­
rückgang , der als Ursache für die Umorientierung der Partei 
gilt, war nicht k o n t i n u i e r 1 i c h: 19 5 6 gewannen 
die Kommunisten o,7 Prozent und 196o sogar 1,1 Prozent hin­
zu. Richtiger drückt sich Wolfgang Leonhard aus, der als 
Motivation zu innerparteilicher Kritik und Parteiwandel 
kontinuier1iehen E i n f l u ß  verlast angibt. Unter Ein­
beziehung des schlechten Ergebnisses der Kommunalwahlen 
von 1962 führt er aus:

"Bevor sich Anfang der sechziger Jahre in der schwedi­
schen KP-Zeitung 1 Ny Dag' die kritischen Stimmen zur 
Politik der schwedischen Kommunisten zu Wort meldeten,

Eahn 197®, S.1W-.

■
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hatte die KP Schwedens einen ununterbrochenen Rückgang 
ihres Einflusses zu verzeichnen gehabt. Während sie bei 
den Parlamentswahlen 4944 noch 1o ,5 Prozent der Stimmen 
erreichen konnte, sank der Stimmenanteil im Verlaufe der 
nächsten fünfzehn Jahre unter der Führung des Stalini­
sten Hilding Hagberg auf 6,3 Prozent im September 1948, 
auf 4,3 Prozent im Jahr 1952 und schließlich auf 3,8 
Prozent im Herbst 1962 ab. "1

Während in der Zentrumspartei bzw. im Bauernverband 
der Stimmenrückgang und die innerparteiliche Kritik an der 
Politik des Bauernverbandes, die' die Initiative zum Wandel 
darstellte, von den Folgen der Politik einer Regierung her­
rührte, an der der Bauernverband selbst beteiligt war, hat­
te die innerparteiliche' Opposition bei den Kommunisten rein 
ideologische Gründe. Der ununterbrochene Rückgang ihres Ein­
flusses, den Leonhard anspricht, und für den die Oppositio­
nellen die Moskauhörigkeit der Partei verantwortlich machten, 
ist nicht definiert durch kontinuierlichen Stimmenrückgang, 
sondern durch die Stagnation ihrer Reichstagssitze: 1958 
erhielt die kommunistische Partei mit 3»4 Prozent der Wäh­
lerstimmen fünf Parlamentssitze, 196o bekam sie nach einem 
Stimmengewinn von 1,1 Prozent kein einziges Mandat mehr, 
während zum Beispiel die Zentrumspartei nach einem Stimmen­
gewinn von nur o,9? Prozent zwei Mandate und die Sozialdemo­
kraten nach einem Gewinn von 1 ,6 Prozent drei Mandate mehr

P Ierhielten • Auf der Basis der Ausführungen von Bo Särlvik
ist diese Entwicklung mit Spezifika des bis Ende der Soer 
Jahre geltenden alten schwedischen Wahlrechts zu erklären, 
das eine "systematic unde rre present ation of the Communists"^ 
bedingte• Für unseren Zusammenhang ist daraus zu schließen, 
daß die kommunistische Partei sich stärker noch als die an­
deren schwedischen Parteien am Stimmenmaximierungsprinzip 
orientieren mußte, um ihren Einfluß vergrößern zu können•

Triebkräfte des Wandels der kommunistischen Partei in

 ̂Le onhard 1978 » 8•28o•
^Vgl. die Tabelle der Wahlergebnisse bei Fenner 1978, S.
477-
%är.lvi k 1974, B-384.
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eurokommunistischer/llnkssozialistiseher Richtung waren die 
Parteimitglieder, die die ideologischen Impulse der Neuen 
Linken Anfang der 6oer Jahre aufnahmen* Diese Impulse kamen 
in der Debatte zum Ausdruck, die vor dem 1964 stattfindenden 
kommunistischen Parteitag in der Parteizeitung "Ny Dag" 
geführt wurde. Im Gegensatz zur Entwicklung innerhalb der 
dänischen kommunistischen Partei hatte diese Diskussion 
nicht schon gleich nach dem Bekanntwerden des internen Be­
richts Chruschtschows auf dem 2o. Parteitag der kommunisti­
schen Partei der Sowjetunion 1956 eingesetzt - in Dänemark 
hatte er zu einer heftigen Auseinandersetzung mit dem Stali­
nismus geführt, als deren Polge sich eine große Gruppe, die 
einen eigenen Weg zum Sozialismus forderte, abspaltete, eine 
eigene "Sozialistische Volkspartei" gründete und bei der 
Wahl 196o mit 6,1 Prozent der Stimmen auf Anhieb 11 Mandate 
gewann, während die moskautreuen Exgerossen, die nur 1,1 
Prozent der Wählerstimmen erhielten, ihre Parlamentssitze 
räumen mußten. Innerhalb der schwedischen kommunistischen 
Partei hatte damals lediglich das Mitglied des Zentralkom- 
mittees Carl-Henrik Hermansson Konsequenzen gefordert, die 
über das Maß der von Chruschtschow vorgetragenen Selbst­
kritik hinausgingen - Ende der 5oer Jahre war die Opposition 
innerhalb der schwedischen kommunistischen Partei "noch zu 
klein, als daß sich eine 'dänische Entwicklung' auch nur an- 
satzweise hatte herausbilden können" . Anfang der 60er Jahre 
verstärkte sie sich vor dem Hintergrund des sino-sowjeti— 
sehen Disputs , der Auseinandersetzung zwischen der sowje­
tischen und der chinesischen kommunistischen Partei. Damals 
hatten die schwedischen Kommunisten, die bei der Kommunal­
wahl von 1962 0 , 7 Prozent der Wählerstimmen gegenüber dem 
Ergebnis der Reichstagswahl von i960 verloren und befürch­
ten mußten, daß ihr Einfluß bald so gering sein würde, wie

^Vgl. Sparring 1967, S.292. 
^Kasten 1979b, €*1<33.
5Vr1. M f f l Ä  1967.
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der der dänischen kommunistischen Partei schon vor ihrer 
Spaltung war, den großen Wahlerfolg der Sozialistischen 
Volkspartei in Dänemark vor Augen. Joachim Kasten weist in 
seinen Ausführungen über die schwedische kommunistische 
Partei auf die verschiedenen Richtungen innerhalb der Trieb­
kräfte ihres Wandels -hin:

”Erst die Verschärfung des Konflikts zwischen der 
KPdSU und der KPCh setzte die Diskussion um die Selb­
ständigkeit der Partei stärker in Gang. Nachdem der 
Abwärtstrend der SKP bei der Kommunalwahl von 1962 
(5 ,8$) weiterhin ungebrochen war, verstärkte sich das 
Gewicht der Neuerer. Carl-Henrik Hermansson konnte die 
Diskussion als Chefredakteur des Parteiorgans 'Ny Dag' 
mit beeinflussen. Sein Ziel war eine parteipolitische 
Reform, ohne die Beziehungen zu Moskau ernsthaft zu ge­
fährden , während eine weiter * rechts' stehende Gruppe 
um Sven Landin u.a. die konsequentere Trennung von den 
noch starken stalinistischen Kräften beabsichtigte. 
Landin stand dabei der Sozialistischen Volkspartei Dä­
nemarks sehr nahe. Daneben versuchte eine betont pro­
chinesische Gruppe um Bo Gustavsson Änderungen in ihrem 
Sinne durchzusetzen."1

Auf dem Parteitag der schwedischen Kommunisten von 
1964-, dessen dominierendes Thema die ideologische Erneuerung 
war, wurde als Kompromiß zwischen der "alten” und den "neu-pen" Paktionen Carl-Henrik Hermansson zum Nachfolger des 
Stalinisten Hilding Hagberg im Amt des Parteivorsitzenden 
gewählt. Hermansson, "der zu den wichtigsten Wegbereitern 
des Eurokommunismus in Europa" zu zählen ist , betonte in 
seiner programmatischen Rede die Notwendigkeit des Wandels 
kommunistischer Politik, um nicht nur neue Wählerschichten 
zu erschließen, sondern auch wieder mehr Parteimitglieder 
zu bekommen • Seine Forderung nach Innovation der Methoden, 
mit denen die kommunistischen Ziele erreicht werden sollen, 
reflektierte die ausdrückliche Forderung der Neuen Linken 
nach einem experimentellen und nichtdogmatischen Übergang 
zum Sozialismus. Für unseren Zusammenhang ist von besonde—

^Kasten 1979b, S.193«
^Vgl. Sparring 196?, S.292.
^Vgl. Leonhard 1978, £>•• 281.
fiber die desolate Mitgliedersituation der kommunisti­
schen Partei Schwedens (CPS) informiert Ake Sparring: 
,?It does not seem likely that the CPS enjoyed greater 
prestige during the 195ds. Thereafter, as far as can be 
judged, the party under Hilding Hagberg's leadership 
has been one of decline. The average age of the party's 
members is high, there is no special women's organiza-
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rer Bedeutung, daß in der ideologischen Richtung, die Her­
mansson repräsentiert, D e z e n t r a l i s i e r u n g  
ein integraler Bestandteil ist. Dazu führt M. Donald Han­
cock aus:

"Conceding that mass affluence and the integrative role 
of the LO and the ̂ Social Democratic party in articula­
ting and aggregating working-class interests virtually 
excluded the possibility of revolutionary change, Her­
mansson and his lieutenants emphasized instead the need 
to democratize industry through evolutionary steps. For­
mer doctrinaire insistence on the nationalization of 
industry under control of the party-state bureaucracy 
was abandoned as Communist leaders formulated alternative 
proposals for localized worker-ownership of factories 
and the extension of producer cooperatives. The goal of 
communist agitation became, in short, the progressive 
transformation of Swedish society from a capitalistic 
political democracy to a decentralized form of economic 
democracy. ”1

Nach dem Parteitag von 1964 hatten die Traditionalister 
die Anhänger der ideologischen Linie des ehemaligen Partei­
führers Hagberg, zwar noch die Mehrheit im Parteivorstand, 
wie das frühere Zentralkommittee jetzt genannt wurde - 
entsprechend Hermanssons Intention, die kommunistische Par­
tei als eine neue Partei zu präsentieren. In den drei Jah­
ren bis zum nächsten Parteitag von 1967 setzte sich Hermans­
sons Richtung aber nach und nach durch. Dazu trug der Wahl­

erfolg von 1964 bei - die Kommunisten gewannen 5*2 Prozent 
der Stimmen - den die Partei selbst als einen Triumph so­
wohl für Hermansson selbst als auch für den neuen Kurs, den 
er repräsentierte, betrachtete. Nach ihrem Erfolg bei der 
Reichstagswähl von 1964, der sich im Gewinn von drei zusätz­
lichen Parlamentssitzen manifestierte, forcierten die Kom­
munisten den Wandel ihrer Partei,- ihre Umorientierung soll­
te auch in der Programmatik zum Ausdruck kommen. Hermansson

Fortsetzung:
tion, and the Communist Youth League has had a strugg­
ling existence. In addition the firmest foothold of the 
CPS is not in t/ie expanding industrial centers' of 
southern and central Sweden but in the geographically 
and socially isolated communities of the northern coun­
ties, now threatened with depopulation.”(Sparring 1967* 
S.291).

5Vgl. Hancock 1972, S.8 6.
^Hancock 1972a, S.2J9.
2VgX. Sparring 1967,
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und seine Anhänger arbeiteten ein neues Parteiprogramm 
aus, das sie den Delegierten auf dem Parteitag von 1967 
vorlegten. Das Programm enthielt die Forderung nach einem 
dezentralisierten Modell von Sozialismus als eine charak— 
teristisehe Grundposition der Neuen ranken , und in ihm ist 
außerdem, "für eine kommunistische Partei in Westeuropa ein­
malig, Kritik am existierenden Sozialismus explizit formu­
liert. Dabei wurde festgestellt, daß neben den schnellen 
und umwälzenden Fortschritten in sozialistischen Ländern 
auch negative Züge hervorgetreten seien, vor allem * große 
Einkommensunterschiede, Ungleichheit in sozialen Stellungen, 
Bürokratisierung, Rechtsübergriffe und eine beschnittene 
Kultur- und Gesellschaftsdebatte, die dem sozialistischen 
Freiheit©- und Gleichheitsideal widersprechen'• Das neue
Programm trug alle Reformmerkmale, die später als 1euro-

2 — ...kommunistisch* bezeichnet wurden." fintscheidende Merkmale
des Wandels, der.-.später.veranschaulichend als Verblassung
der Farbe der kommunistischen Partei von "rot" nach "rosa"*bezeichnet wurde- , kommen in einem der einleitenden Sätze 
des neuen Parteiprogramms zum Ausdruck, das den Namen "So­
zialistische Alternative" trägt:

"Die Partei ist Anhänger von freier Meinungsbildung, 
allgemeinem und gleichem Stimmrecht, Parlamentarismus 
und Beschlüssen nach dem Mehrheitsprinzip. In Zusammen­
arbeit mit anderen Gruppen, Parteien und Organisationen 
will sie errungene Rechte verteidigen und erweitern, so 
daß das Volk über die Entwicklung der Gesellschaft be­
stimmt. "4

Das neue Parteiprogramm wurde auf dem Parteitag von 
1967 "nach lebhafter Diskussion"^ und "mit großer Mehrheit" 
angenommen. Der Grund dafür, daß es nicht einstimmig ver­
abschiedet wurde, liegt sicherlich darin, daß erstmals nur 
auf den Marxismus und nicht mehr auf den Leninismus Bezug 
genommen wurde, daß sich die Partei programmatisch nicht

1 fgl. Hancock 1972, 8.13o.
%asten 1979b, S.19^.
^Vgl. Forsell 1971 * S.L2o5.
^Zit. nach Wieslander 19682, S.2o2.
-^Leonhard 1978, S.283•
^Kasten 1979b, S.194-.
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1änger auf den "proletarischen Internationalismus” berief, 
sondern von ”internationaler Solidarität" sprach, und daß 
im Programm der für Traditionalisten unverzichtbare Begriff 
"demokratischer Zentralismus" nicht erwähnt wurde — die pro­
grammatische Eormel "Diktatur des Proletariats* war bereits 
in den Jahren gestrichen worden.

Heftige Kritik löste der Vorschlag von Hermansson und 
seinen Anhängern aus, die kommunistische Partei in "Links­
partei" umzübenennen. Während sie auch im neuen Parteinamen 
den Wandel in linkssozialistischer Richtung zum Ausdruck 
bringen wollten, erachteten es die Traditionalisten als un­
verzichtbar, weiterhin deutlich zu zeigen, daß sie Kommuni­
sten sind. Der "Umbenennungs vor schlag stieß vor allem bei 
den Delegierten der nordschwedischen Industriegebiete auf 
Widerstand, in dem die Stalinisten die Überhand hatten. So 
kam es zu dem Kompromiß, nach dem die Partei in Zukunft 
'Linkspartei/Kommunisten1 genannt wurde."

Nach dem Parteitag von 1967 verschärfte sich der in­
nerparteiliche Richtungskonflikt. Es war ein Machtkampf, bei 
dem die Linkssozialisten um Hermansson zu programmatischen 
Zugeständnissen an die Traditionalisten gezwungen waren - 
die Kritik am real existierenden Sozialismus zum Beispiel 
wurde nach heftigen Auseinandersetzungen über den Einmarsch 
der Truppen des Warschauer Pakts in die Tschechoslowakei 
1969 aus dem Programm gestrichen, und seit 1972 stützt sich 
die VPK wieder auf die Theorien von Marx u n d Lenin. Die 
Kritik an der Parteiführung kam von seiten der prostalini- 
stischen Mitglieder aus Nordschwedén mit Kiruna als Zentrum 
der Provinz Norrbotten, und sie wurde auf dem Parteitag von 
1 9 7 2 von Kommunisten aus Göteborg - dort besteht die Partei­
basis zum großen Teil aus Werftarbeitern - unterstützt. Her­
mansson wurde jedoch als Parteivorsitzender bestätigt, und

^Leonhard 1978, S.283•
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"trotz programmatischer Verschärfungen war der 72er Kongreß 
kein Wendepunkt, an dem eine Restauration traditionell- 
kommunistischer Politik einstetzte" .

Auf dem nächsten Parteitag von 1975» auf dem Carl- 
Henrik Hermansson als Parteivorsitzender zurücktrat, kam 
es zur Machtprobe, Vor der Kampfabstimmung über seinen Nach­
folger "warf Hermansson der prosowjetischen Minderheit und 
ihrer Zeitung 1 Norrskensflamman1 Praktionstätigkeit vor und 
forderte sie auf, sich der Mehrheit unterzuordnen. Die Spre­
cher der prosowjetischen Minderheit hielten dem entgegen, 
die Parteiführung sei antisowjetisch und weigere sich, die 
Moskauer Politik gegen den Maoismus zu unterstützen. Die 
prosowjetische Minderheit bekämpfte erbittert die zunehmen­
de Unabhängigkeit der Partei von der Sowjetunion, die Ab­
lehnung der Okkupation der Tschechoslowakei und die Proteste

2gegen die Ausweisung Solschenizyns." Als Nachfolger Her­
manssons wurde mit einer Mehrheit von zwei Drittel der Dele­
gierten sein bisheriger Stellvertreter Lars Werner gewählt, 
der ebenfalls die Reformrichtung repräsentiert. Der unter­
legene Gegenkandidat,'den die Traditionalisten unterstützten 
war der Göteborger Distriktsvorsitzende Rolf Hagel.

Nach dem Parteitag von 1975 spitzte sich der innerpar­
teiliche Richtungskonflikt zu. In diesem Konflikt war von 
großer Bedeutung, daß die Traditionalisten mit "Norrskens­
flamman" eine eigene Zeitung.besaßen* der Zeitungskampf wur­
de zu einem entscheidenden Paktor in der richtungspoliti­
schen Auseinandersetzung:

"Die prosowjetischen Punktionäre im Norden und in 
Göteborg weigerten sich, die Parteizeitung 'Ny Dag' 
zu verbreiten, und begannen die 'Norrskensflamman'* 
in ganz Schweden als Parteizeitung herauszugeben.nJ

Kurz vor der Reichstagswähl 1976, bei der die Kommunisten
vor allem auf Grund des verschärften innerparteilichen

^Kasten 1979b, S.197.
^Leonhard 1976» S.28%
^Ebd., S.286.
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Richtungskonflikts o,5 Prozent der Stimmen verloren, 
spalteten sieh drei der neunzehn Abgeordneten von der 
VPK-Praktion ab, und nachdem die VPK im Januar 1977 die 
von der stalinistischen Minderheit mißbilligte Prager 
Bewegung "Charta 77" begrüßt hatten, kam es Ende Pebruar 
1977 zur Spaltung der Partei, Die abgespaltene Gruppe um 
Rolf Hagel gründete eine neue Partei, die sie "Arbeiter- 
Parte i/Kommunis ten" (APK) nannte. Allein schon, durch diesen 
bezeichnenden Namen brachten die Traditionalistén ihre Kri­
tik an der Linkspartei/Kommunisten deutlich zum Ausdruck:
Sie kritisierten einzelne, 1972 in die Programmatik der VPK 
aufgenommene ideologische Elemente, die nicht nur als zu­
gestandene Verstärkung des traditionalistischen Moments 
angesehen werden konnten, sondern auch als Ausdruck einer 
zunehmenden Radikalisierung, die nicht an Moskau orientiert 
war. So verwendete die VPK zum Beispiel häufig den Begriff 
"Revolution", um die mit politisch links von der VPK ste­
henden Gruppen sympathisierenden Wähler für sich zu gewin­
nen, Die Traditionalisten werteten das Bemühen der VPK, 
sich heue Wählergruppen zu erschließen, als "als eine opor— 
tunist is ehe Anpassung an die Neue Linke. Ob es wirklich die 
neue Politik war, die sogar zu einem gewissen Rückgang des 
kommunistischen Einflusses in der Gewerkschaft (LO) geführt 
hat, ist nicht einfach zu klären. Die Traditionalisten je­
doch waren der Auffassung, daß die VPK wegen des radikale­
ren Kurses ihren Charakter als Arbeiterpartei verloren und 
sich zu einer Akademiker- und Mittelschichtpartei gewandelt 
habe.

Der Verbalradikalismus der VPK, der etwa zur gleichen 
Zeit einsetzte, wie der Atomkonflikt im schwedischen Par­
te iensy stem begann, kann m.E, auch als Profilierungsversuch 
gegenüber den SoziaIdem okr ab en verstanden werden, die Ende

^Kasten 1979b, S.1§7,
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der 6oer Jahre ebenfalls ideologische Elemente der Neuen 
Linken aufgenommen hatten# Eine andere wählerwirksame Pro­
filierungsmöglichkeit der Kommunisten stellte die Aufnahme 
des Atomprotests dar— hier konnte die sozialdemokratische 
Partei wegen ihrer Eingebundenheit in den Wachstumspakt 
nicht nachziehen, während die Kritik an der Kernkraft mit 
der Pro grammatik der YPK in Einklang zu bringen war, zum 
Beispiel mit ihrer Kritik an der für den hohen Energiever­
brauch und das Arbeitslosigkeitsproblem mitverantwortlichen 
Industriepolitik und ihrer Befürwortung dezentralisierter, 
energiesparender und arbeitsintensiver ”small-scale produc­
tion” , die sie auf der senkrechten Achse des zweidimensio­
nalen schwedischen Parteiensystems in die Nähe der Zentrums 
partei rückt«

Ei ist nicht verwunderlich, daß auch die Anti-Kernkraf 
Linie der VPK von der APK als Anbiederung an die Neue Linke 
verurteilt und ”als eine Folge des Opportunismus abgetan

A ..wird” . über den Atomkonflikt innerhalb der VPK vor der Ab­
spaltung der traditionalistischen Oppositionsgruppe liegen 
so gut wie keine Informationen vor - die Sekundärliteratur 
zum Thema der vorliegenden Arbeit spiegelt die Tatsache wi­
der, daß der inner p ar teiliche Eichtungskonflikt den inner­
parteilichen Atomkonflikt überdeckte• Daß er existierte, 
wird in Olof Peterssons Analyse der Reichstagswahl von 1976 
beiläufig erwähnt:

”Communists were internally split on the issue of nuclear 
power: the Moscow-oriented minority group opposed the 1 ecological' line of the majority and advocated a policy 
which resembled that of the Social Democrats,"2

In der Primärerhebung von Sören Holmberg über die Kern­
kraft-Berichterstattung und die ”Meinungsmache” der schwe­
dischen Parteipresse im Wahlkampf von 1976 fällt die Antwor-

^Back/Berglund 1978, 8.61. 
^Petersson 1978, S.112.
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auf unsere Präge, ob der kommunistische Riehtungskonflikt 
auch in der Haltung zur Atomkraft zum Ausdruck kommt, eben­
falls quasi als “Nebenprodukt” ab, weil systematisch und 
intensiv nur die Presse der Sozialdemokraten, der Liberalen
und der Konservativen sowie der Zentrumspartei untersucht

iwurde. Die vorliegenden Daten zeigen, daß der innerpartei­
liche Atomkonflikt sowohl in den Leitartikeln als auch in 
der Berichterstattung von "Ny Dag", dem linkssozialistisch 
orientierten Organ der YPK einerseits, und von "Norrskens­
flamman" , der Zeitung der oppositionelien Traditionalisten, 
deutlich zum Ausdruck kommt:

Meinungsebene
Norrskensf1amman

Berichtebene
für Kernkraft

+1 ,o ■1,0

Leitartikel

Nachrichten 
gegen Kernkraft

Auf der hier zur Veranschaulichung unseres Zusammenhangs 
vereinfacht wiedergegebenen Skala hat Holmberg als Ergebnis 
einer Inhaltsanalyse 18 schwedische Partei Zeitungen posi­
tioniert sowie zwei parteipolitisch unabhängige Tageszei­
tungen, unter denen Dagens Nyheter ist, die im Gegensatz 
zu allen Parteiorganen neutral über das Kernkraft-Thema be­
richtete, obwohl sie eine dezidierte Meinung vertrat* Auf 
dieser Skala nimmt Norrskensf 1 amman auf der einen und Ny 
Dag auf der anderen Seite die Extremposition ein — die an­
deren Parteizeitungen, die sich im Wahlkampf zum Teil aus 
taktischen Gründen zurückhielten, sind innerhalb der von 
den beiden kommunistischen Zeitungen abgesteckten Grenzen,

^Vgl. Holmberg 1978h, S.228
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also zwischen den Punkten +1,o und -1,o auf der Meinungs­
und den Punkten +0,6 und -o,62 auf der Berichtebene posi­
tioniert. Nur eine der sozialdemokratischen Zeitungen be­
fürwortete in ihren Leitartikeln die Atomenergie so deutlich 
und stark, daß sie ebenfalls den Wert +1,o erreicht. Zum 
Ergebnis für die beiden kommunistischen Parteizeitungen 
fügt Holmberg erläuternd hinzu:

"Es basiert auf sehr dünnem Material (wenig Artikel/ 
Argumente)$ aber daß N o r r s k e n s f  l a m m a n  und N y  B a g  in der Kernkraf tf rage gänzlich verschie­
dene Linien vertreten, darüber besteht kein Zweifel."1

Die Konsequenz, die der innerparteiliche Atomkonflikt 
für die VPK hatte, ist mit der des innerparteilichen Rich­
tungskonflikts gleichzusetzen: Die Existenz einer einfluß­
reichen Gruppe in der VPK, die nicht nur die sowjetisch6 
Politik verteidigte, sondern sich auch für den Ausbau der 
Kernkraft stark machte, beeinträchtigte die Glaubwürdigkeit 
der VPK innerhalb der Neuen Linken bzw. der Basisbewegung 
gegen Atomenergie• Dieses Legitimationsdefizit hatte zur 
Polge, daß Vertreter der Neuen Linken sich nicht zum Ein­
tritt in die VPK entschließen konnten, und daß die VPK ihr 
Wählerpotential nicht ausschöpfen konnte. Die Abspaltung 
der kernkraftbefürwortenden Traditionalisten löste beide 
Legitimationsprobleme der Linkspartei/Kommunisten, wie aus 
ihrem Mitgliederzuwachs seit 1977 und ihrem Wahlerfolg bei 
der Reichstagswahl 1979 zu schließen ist: Der durch die 
Spaltung der Partei bedingte Mitgliederschwund war schon2ein Jahr später durch neue Beitritte wieder ausgeglichen , 
und bei der Parlaments wähl im September 1979 konnte die VPK 
mit einem Stimmenanteil von 3»6 Prozent ihr bestes Wahler­
gebnis seit 194-8 verzeichnen. Während sie drei Mandate hin— 
zugewann, mußte die APK, die nur o,2 Prozent der Wähler­
stimmen auf sich vereinigen konnte, ihre Parlamentssitze

^Holmberg 1978t, S•229•
%gl. Leonhard 1978, S.2S7*
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räumen. Die VPK konnte ihren Stimmenzuwachs von o , 8 Prozent
als Erfolg ihrer linkssozialistischen Strategie betrachten;

"Auffallend ist vor allem eine deutliche Verbesserung 
ihrer Position in den Groß- und Universitätsstädten.
In Stockholm beispielsweise erzielten die Kommunisten 
1o,4 und in Göteborg rund io Prozent der Stimmen. In 
Uppsala brachten sie es auf 6,5 und in Lund, einer Uni­
versitätsstadt in Südschweden, auf 9,1 Prozent. Noch er­
folgreicher schnitt die VPK bei den Kommunalwahlen ab, die ebenfalls am Sonntag stattfanden. In Uppsala gewann 
sie 9,3 und in Lund sogar 12,9 Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Die Partei scheint also vor allem unter Stu-  ̂
denten und Akademikern neuen Anhang gefunden zu haben."

5* Der außerparlamentarische Protest gegen Atomenergie
Wenn im folgenden die Basisbewegung gegen Kemkraft 

unter bestimmten strukturellen und historischen Aspekten 
betrachtet wird, dann ist gleichzeitig vom Wählerpotential 
der Linkspartei/Kommunisten die Rede, das schon im vorherge­
henden Kapitel über die VPK angesprochen wurde: Die anti­
nukleäre Protestbewegung geht von den schwedischen Groß­
städten aus, die gleichzeitig Universitätsstädte sind, und 
sie wird von jungen Leuten getragen, die entweder Studenten 
sind oder in den 6oer bzw. ?oer Jahren studiert und als Be­
rufstätige ihre Verbindung zum "studentenbewegten Universi- 
tätsmilieu" nicht verloren haben.

Anfang der 7oer Jahre war die Rate der Wahlabstinenz,
die man als einen Ausdruck von Unzufriedenheit betrachten
kann, unter den Wahlberechtigten im Alter von 2o—24 Jahre
im allgemeinen und unter den Studenten im besonderen rela- 

2tiv hoch — unter den jungen Leuten also, die heute die Ba— 
sisbewegung gegen Atomenergie tragen. Deshalb konnte sich 
die VPK von der Aufnahme des Protests der schwedischen Ju-

Prankfurter Allgemeine Zeitung vom 19«9*1979* 
2 vgi. Kairn 1 9 7 8 , S,2oof.
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gend desonders große Stimmengewinne versprechen. Die Jung­
wähler stellen demnach eine wesentliche Triebkraft des Wan­
dels im schwedischen Parteiensystem dar, und mit Hancock
kann von einer "increased importance of the nation's youth

Mas a political resource" gesprochen werden.
Von wesentlicher Bedeutung sind die Wertorientierungen 

und politischen Verhaltensweisen dieser Bevölkerungsgruppe, 
die sich neben Studenten und Kulturschaffenden aus Beschäf­
tigten in Massenmedien, Bildungswesen und Sozialarbeit zu­
sammensetzt - akademische Ausbildungs- und Berufsbereiche 
mit relativ geringem Sozialprestige und Einkommensniveau, in
denen der Anteil der Studenten bzw. Beschäftigten mit "wor-2king-class background" verhältnismäßig hoch ist. Deshalb 
wird bei der Unier suchung der Wurzeln der Basisbewegung ge­
gen Atomkraftwerke auch nach dem "ideologischen Nährboden" 
gefragt, sowie danach, ob die Träger der sozialen Bewegun­
gen der 6oer Jahre, die einen abweichenden Werthorizont auf­
weisen, auch unkonventionelles politisches Verhalten befür­
worten und praktizieren. Bis weit in die 6oer Jahre hinein 
wurden in Schweden fast alle politischen Aktivitäten durch 
die etablierten Parteien kanalisiert. Es waren die Studen­
ten, die Ende der 6oer Jahre politische Strukturen, Ent­
scheidungen und Verhaltensweisen in Frage stellten, sozio- 
ökonomische Entwicklungen kritisierten und ihren Protest 
auf der Straße zum Ausdruck brachten. Olof Petersson hebt 
die besondere politische Bedeutung von Studenten hervor:

"Students very often act as forrunners to a subsequent
political development among rank and file. " 3

Der ideologische Nährboden der Protestbewegungen der 
6oer Jahre besteht in erster Linie aus "kulturellem Radi­
kalismus" , der in der sozialdemokratischen und vor allem 
der liberalen Tradition verankert ist, von der Neuen Linken

^Hancock 1972, S.14-4.
^Vgl. Heidenheimer 1977» S.4-26.
^Petersson 1973» S.3oo.



-257-

aufgenommen wurde und Ende der 6oer Jahre innerhalb der 
linken Studentenorganisationen besonders stark zu spüren 
war. Den Ursprung des kulturellen Radikalismus stellt die 
Gründung der Yerdandi - Diskussionsgesellschaft an der Uni­
versität Uppsala 1882 dar, deren Ziel es war, rationale 
Kritik an den Glaubenssätzen der schwedischen Staatskirche, 
an konventioneHer Moral und tradierten Institutionen über­
haupt zu fördern. Dieser städtische Radikalismus hatte schon 
bald großen Einfluß auf Intellektuelle und Journalisten.
Über das Gewicht des kulturellen Radikalismus in der gegen­
wärtigen schwedischen Presse führt Richard E, Tomasson aus:

”The influence of this tradition is particulary notable in a number of the larger Liberal and Social Democratic 
newspapers, a tradition which has little counterpart in 
the English or American press, and it is a more impor­
tant element in the major Swedish press than in the other Scandinavian countries. D a g  e n s N y h e t e r, the 
most important liberal paper in Sweden that adheres to this tradition, according to its own statement, 'aims 
to be an organ for opinion formation in a liberal and radical spirit, a newspaper which takes up the burning 
problems, pushing aside the fetters of catchwords and though clichés, and prepares the way for a better socie­
ty, without unreflective respect for established opini­
ons and institutionsV1

Die parteipolitisch unabhängige liberale Tageszeitung 
Dagens Nyheter hatte in den 6oer Jahren sicherlich einen 
großen Einfluß auf die schwedische Jugend, und über deren 
Proteste und Aktionen berichtete diese Zeitung sehr aus­
führlich. Auch heute noch veröffentlicht sie Rückblicke auf 
die unruhigen 6oer Jahre, in denen deutlich zum Ausdruck 
kommt, daß die unten noch anzusprechende Mairevolte der 
schwedischen Studenten von 1968 ein Ereignis war, dem in 
unserem Zusammenhang eine besondere Bedeutung zukommt. Unter 
der Überschrift "Die Mairevolte von 1968 gebar die Aufwieg­
ler der 7oer Jahre" schreibt Leif Nylén:

^Tomasson 197o, S.39.
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"Die Mairevolte 1968 ist natürlich der dramatische 
Bruchpunkt: Damals vereinigten sich die antiimperiali­
stische Bewegung und die Kräfte der Jugendrevolte zum 
großen Linksaufschwung. Viele betrachteten 1968 als Kul­
mination der Freiheitsträume der 6oer Jahre. Ich selbst 
fasse sie (die Mairevolte) eher als Einfahrt in die 7oer 
Jahre auf - so viel von dem, was ideologische Theorie 
war, wurde experimentelle Praxis erst im Laufe des kom­
menden Jahrzehnts. Da wurden die Ideen geprüft, verwor­
fen oder weiterentwickelt, aus der Protestbewegung wurde 
eine Altemativbewegung."1
Peter Madsen unterscheidet in seinem Beitrag zur The­

mennummer ”Linksbewegung in Skandinavien”, die die norwe­
gische Zeitschrift ”Kontrast” in Zusammenarbeit mit einer 
schwedischen und einer ’dänischen Zeitschrift herausgegeben 
hat, vier verschiedene Tendenzen, in die die Studentenbe— 
wegung zerfallen ist bzw. die die Entwicklung seit Anfang 
der 7oer Jahre kennzeichnen: autonomer Aktivismus, Priva­
tisierung, Traditionalisierung und Akademisierung. Der 
"autonome Aktivismus" sei die bedeutendste Verlängerung des 
Aufruhrs von 1968. Die Aktivisten griffen neue Themen auf 
und regten ständig neue Gruppen zu politischer Aktivität an 
Dabei sei die Frauenbewegung von besonderer Bedeutung, so­
wohl wegen der großen Zahl der Beteiligten, als auch auf2Grund der Breite der Problemstellungen. Zu den Problemen, 
die die Frauenbewegung thematisert hat, zählen auch die 
Risiken der Kernenergie. Zusammen mit den Bürgerinitiativen 
die ebenfalls Ende der 6oer Jahre entstanden, sind die 
schwedischen Frauengruppen die Träger des Atomprotests.

5.1 Die Wurzeln der Basisbewegung:
Die Neue Linke und die Studentenbewegung
Die Forderung der verschiedenen in der Basisbewegung 

gegen Atomkraft zusammenarbeitenden Gruppen, Bürgerinitia-

hagens Nyheter vom 3o.12.1979*
2Vgl. Madsen 1977, S.25f.
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tiven und Einzelpersonen nach einer Volksabstimmung über 
die Nutzung der Kernkraft ist nicht nur Ausdruck ihrer Be­
fürwortung einer alternativen Energiepolitik, sondern sie 
ist gleichzeitig Ausdruck ihres Strebens nach mehr direkter 
Demokratie. Die Wurzeln dieser Basis- oder Alternativbewe­
gung sind deshalb vor allem bei den politischen Kräften zu 
suchen, die Kritik an der repräsentativen Demokratie, einem 
wesentlichen Struktur element des schwedischen politischen 
Systems, als erste und am schärfsten formuliert haben. Nils 
Elvander nennt diese Kräfte:

"To a considerable degree, the recent (and continuing) 
debate on problems ,of democravy in larger social struc­
tures has been inspired by the Swedish New Left."1

"Neue Linke" ist die Bezeichnung für eine Gruppe mar­
xistisch orientierter Intellektueller, die ideologisch kei­
neswegs homogen, sondern vielmehr von Anfang an gespaltenpwar. Die richtungspolitxschen Unterschiede innerhalb der 
schwedischen Neuen Linken, die auch in der Vietnam- und in 
der Studentenbewegung zum Ausdruck kam, sollen hier nicht 
dargestellt werden - sie sind im Kapitel über die Links­
parte i/Kommunis ten skizziert worden. Einfluß auf den Wandel 
des Parteiensystems hatte vor allem die Fraktion der Neuen 
Linken, die innerhalb der kommunistischen Partei von Carl- 
Henrik Hermansson repräsentiert wurde.

Der im vorigen Kapitel ausführlich dargestellte Wandel 
des schwedischen Parteiensystems ging vor dem Hintergrund 
der von den politischen und gesellschaftlichen Trägern des 
Wachstumspaktes forcierten Rationalisierung von Wirtschaft 
und Gesellschaft vonstatten, deren Konsequenzen nicht nur 
bei der Neuen Linken, sondern auch bei nichtsozialistischen 
politischen Kräften auf Kritik stieß - bei den nichtbäuer­
lichen Anhängern der Zentrumspartei^, und vor allem bei den

^Elvander 1972, S.3 0 6.
^Vgl. Gyllensten 1972, S.281.
^Bzw. bei denen, die glicht als G r o ß  bauern von der sozioökonomischen Entwicklung profitierten.
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liberal orientierten Schweden, die in der Tradition des 
kulturellen Radikalismus standen* M*.Donald Hancock spricht 
die Entstehung eines kritischen Bewußtseins in den 6oer 
Jahren an:

”Underlying changes in Sweden*s socio-economic structures 
have not yielded a uniformity of political attitudes 
toward either the existing welfare-political system or 
the possible goals of post-welfare society* Indeed, a 
number of traditional ideological cleavages continue tp 
persist while new sets of attitudes have emerged to chal­
lenge prevailing ones*"1

Der durch die Widersprüche des kapitalistischen Wohlfahrts­
staates (vor allem Ungleichheit) bedingte und von der Neuen 
Linken initiierte Bewußtseins- und Wertwandel führte beson­
ders an der Basis von etablierten Parteien und Organisatio—Jfcnenzu einer Reihe von "Grassroot-Revolten" gegen das "Estab­
lishment" , von dem sich die Mitglieder nicht repräsentiert 
fühlten. Diese Protestbewegung der 6oer Jahre wird auch als

7."neuer Radikalismus" bezeichnet , und auf Grund der durch­
gängigen Forderung der "neuen Radikalen" nach einer stärker

4-"individualorientierten Parti zipat i on" ist von einem "neuen 
Individualismus” die Rede . Nils Elvander faßt die Entwick­
lung wie folgt zusammen:

”Even a few years ago no one would have conceived of 
questioning the validity and effectiveness of represen­
tative democracy in Sweden* Its dominance in all areas 
of society appeared so self-evident that the debate on 
problems of democracy focused entirely on improvement 
within the framework of the representative system.
But today the situation has changed significantly. In 
many ways the contemporary sociopolitical debate is ten­
ding toward a renaissance of direct democracy.
At a very minimum social critics have called for a tho­
rough reconsideration of the existing forms in which the 
representative system functions* In a more radical fashic 
than earlier, the capacity of the individual to influ­
ence social development has occupied a central place in 
the Swedish debate• This has occurred because of greater 
awareness of the general tendency toward larger bureau­
cratic units and the increased centralization of power.

^Haneock 1972a, S.234-. 
2Vgl.
3Vgl.
ZlRuin 
5Vgl.

Ruin 1974-, S.176.
z.B. Gyllensten .1972, S.281.
1974-, S.176.
Hancock/Sjoberg (Eg.) 1972.
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In this sense Sweden appears to be on the threshold 
of a breakthrouhgh to a new individualism. " 1

Wesentliches Merkmal der schwedischen Neuen Linken, 
mit der sich viele Intellektuelle, Schriftsteller und 
Künstler identifizierten, die ihrerseits großen Einfluß 
auf den Radikalisieruhgsprozeß hatten und vor allem an der 
Debatte über den Vietnamkrieg und andere internationale Pra-pgen teiInahmen , ist nicht nur, daß sie den Kapitalismus 
ablehnte, die Vergesellschaftung der Produktionsmittel for­
derte und ein dezentralisiertes Wirtschaftssystem befür­
wortete, in dem die Arbeiter selbst die Betriebe kontrol­
lieren. Charakteristisch ist auch, daß die Neue Linke die 
korporatistische Entscheidungsstruktur kritisierte, also die 
einträchtige Zusammenarbeit der sozialdemokratischen Regie­
rung und dem sozialdemokratisch orientierten Gewerkschaftts- 
bund mit den Interessenvertretern der Unternehmer. Dazu be­
merkt Olof Ruin:

”This type of critique against signs of corporativism 
touched also on a classical theme: an integration of 
different interest organizations in the governmental pro­
cess threaten to sap, tranquilize, and even harness the 
revolutionary strength and vitality of the working
class."3

Kein Wunder, daß der spontane Streik der LKAB-Grubenarbeiter 
im Winter 1969/7o die Anhänger der Neuen Linken begeisterte, 
richtete er sich doch nicht nur gegen den Arbeitgeber, son­
dern auch gegen die basisfeme Gewerkschaftsführung, die 
dazu beigetragen hatte, daß die, deren Interessen sie re­
präsentieren sollte, einer Arbeitssituation ausgesetzt wa­h­ren , die auf den Begriff "Entfremdung” zu bringen ist.

Zum Zeitpunkt des Streiks der Grubenarbeiter war der 
Höhepunkt der Studentenbewegung schon überschritten. Der 
Studentenprotest und der Streik der Bergmänner hatten, wie 
Olof Ruin feststellt, etwas gemeinsam: Beide Aktionen rieh—

^Elvander 1972, S.3o6.
2Vgl. Björk 1972,
%uin 197S S,1?5. -•
^Vgl. Israel 1972.
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teten sich auch gegen die Interessenorganisationen der Be­
troffenen, denen vorgeworfen wurde, sie stünden der Regie­
rung näher als ihrer Basis. Ruin fährt fort:

"The striking miners in the north and the dissatisfied 
students had another thing in common: they were suspi­
cious of the traditional forms of representative democra­
cy. The miners in 'the north, at different stages of the strike, gathered at large meetings to make decisions 
about their next moves; the students at various univer­sity departments wanted departmental decisions to be made 
at meetings, where all the teachers and students concer­
ned could be present. The demands for more individual- 
oriented participation was, in other words, coupled with 
demands for more direct democracy. ”1

Interessant ist iii diesem Zusammenhang, dem die Hypo­
these zugrundeliegt, daß zwischen der Protestbewegung der 
6oer Jahre und der Protest— bzw. Alternativbewegung der 
7oer Jahre eine ideologische und - in bezug auf die nicht 
mehr ganz jungen Atomkraftgegner - auch personelle Identität 
besteht, daß auch die Kritisierten Konzerne identisch sind:
1. Das Bergbauunternehmen LKAB, das Ende der 6oer Jahre die 

Aufmerksamkeit der Neuen Linken auf sich zog, provozierte 
1977 die Atomkraftgegner, als es die Schürfrechte für 
den Schieferabbau bei Ranstad in Mittelschweden zwecks 
Urangewinnung beantragte - sicherlich mit Billigung sei­
ner Beschäftigten, inclusive der kommunistischen Gruben­
arbeiter, die den Atomprotest der Linkspartei/Kommunisten 
nicht mittragen und die sich eher von der abgespaltenen 
Arbeiterpartei/Kommunisten repräsentiert fühlen.

2. Der Elektrokonzern ASEA, der Atomreaktoren hersteilt und 
deshalb in der K e rnkraftde batte eine bedeutende Rolle 
spielt, wurde 1968 von der Neuen Linken bzw. den eben­
falls antiimperialistisch, antikolonialistisch und anti­
rassistisch eingestellten revoltierenden Studenten wegen 
seiner Beteiligung am umstrittenen Gabora Bassa-Projekt

^Buin 1974, 3.1781'.
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in Mosambik angegriffen : Bei den Stromscnnellen von 
Cabora Bassa (Quebrabasa-Fälle), 12okm nordwestlich der 
Stadt Tete, sollte 1969 der Bau eines 145m hohen Dammes 
zwecks Stauung des Flusses Sambesi beginnen, und das am 
Cabora Bassa-Damm projektierte (größte) Kraftwerk (Afri­
kas) sollte auch die Nachbarländer Mosambiks mit Strom

pversorgen - also auch die Apartheid praktizierende Re­
publik Südafrika und das von einer weißen Minderheits­
regierung beherrschte Rhodesien. Die Göteborger Studentei 
brachten ihren Protest durch unkonventionelle Aktionen - 
zum Beispiel Besetzung der Geschäfte von ASEA-Scandia - 
zum Ausdruck.

Die Protestbewegungen der 6oer Jahre waren von einem 
starken moralischen Engagement der Beteiligten geprägt, die 
ihre Entrüstung über Unterdrückung im allgemeinen und Krieg 
im besonderen sowie ihre Forderung nach Selbstbestimmung - 
sie kämpften gegen Entfremdung und für "Authentizität" - 
durch Demonstrationen kundtaten. Verglichen mit der Ent­
wicklung in anderen Ländern war die schwedische Studenten­
revolte, die 1 9 6 8 ausbrach, und die sich primär gegen das 
Universitätssystem, in einem weiteren Sinne aber auch gegen 
das kapitalistische Gesellschaftssystem richtete, jedoch 
eher "gemäßigt"Es gab aber auch gewaltsame Zusammenstöße 
mit der Polizei, über die Richard F. Tomasson und Erik 
AHardt informieren:

"Yet the spring of 1968 saw great concern on the part 
of the government and the press in Sweden over the use of violence by protesting groups of which there has been 
an almost total absence in Scandinavia during the past 
several decades. The most publicized incident was the de­
monstration om May 3, 1968, in the south coast resort 
town of Båstad which resulted in the cancellation of the 
Davis Cup tennis match between Sweden and Rhodesia. Ther« 
were altercations between the protestors and charges of 
police brutality, but there were no serious injuries."5

^Vgl. Fleming/Åberg 19?o, lt.33-
^Vgl. Afrika-handbuch 1968, I k a l  und 32o.
%gl. Gyllensten 1972,. 8.298.
4Vgl. Elvander 1972, S.3o7.
^Tomasson/Allardt 1969, S.97»
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Baß die Revolte nur von einem relativ geringen Teil der 
schwedischen Studentenschaft getragen wurde, geht aus einer 
amerikanischen komparativen Studie hervor, die Harlan S. 
Strauss in seinem bibliographischen Essay über studentischen 
Aktivismus und Radikalismus anführt: Auf die Frage ”Have you 
ever participated in a political demonstration?" antworteten 
von den interviewten schwedischen Studenten nur 12,6 Prozent 
mit "Yes", während zum Beispiel 34,5 Prozent der amerikani­
schen und 26,9 Prozent der dänischen Studenten diese Präge 
bejahten. Olof Petersson interessierte sich besonders für 
die ideologische Grundeinstellung der revoltierenden Minder­
heit unter den schwedischen Studenten, und er machte 1969 
eine Umfrage an der Universität Göteborg, um den Zusammen­
hang zwischen politischer Orientierung und Partizipation an 
Demonstrationen zu ermitteln. Dabei kam er zu dem Ergebnis, 
daß die Studenten, die sich am ehesten an Demonstrationen be­
teiligten, gleichzeitig politisch weit links standen und ein 
starkes System-Mißtrauen aufwiesen. Die erhobenen Daten in­
terpretierte er dahingehend, daß die Neigung eines Individu­
ums, sieh politisch unkonventionell zu verhalten, eine Punk­
tion einer plötzlichen Veränderung in seinen politischen 
Meinungen und Orientierungen ist:

"Fresh political discoveries and re—evaluations result 
in demonstrative behavior. "2

Höhepunkt der Studentenrevo 11e in Stockholm war die 
Besetzung des Gebäudes der schwedischen Studentengewerkschaft 
SPS (Sveriges förenade studentkårer) vom 24.-2?.Mai 1968.
Die Stockholmer Studenten protestierten mit dieser Aktion 
gleichzeitig gegen die Bildungspolitik der sozialdemokrati- 
schen Regierung und ihren eigenen Interessenverband, der - 
ähnlich wie die Gewerkschaften der Arbeitnehmer - integraler 
Bestandteil der korporatistischen Struktur in Schweden ist:

%gl. Strauss 1971, S.4o.
^Petersson 1973, S.3o5*
%gl. Fleming/Aberg 197°i
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Die SFS, in der die Mitgliedschaft für alle Studenten obli­
gatorisch ist, war in den 6oer Jahren - in der Zeit der 
"Bildungsexpansion" - zu einer starken, einflußreichen und 
bürokratischen Organisation herangewachsen, die Zugang zu 
verschiedenen Ministerien, vor allem dem Bildungsministeriui 
hatte, und die auf verschiedene Weise an der Administration 
beteiligt war. Den leitenden Funktionären der SFS wurden of1 
attraktive Arbeitsplätze in der staatlichen Verwaltung an­
ge boten, und vor allem die angesehene Position des Vorsitzei 
den der Studentengewerkschaft war ein Sprungbrett für eine 
Karriere in Wirtschaft oder Politik - Olof Palme zum Bei— 
spiel hatte sie einmal’ innegehabt. Zur Kritik der schwedi­
schen Studenten an ihrem Interessenverband führt Olof Ruin 
aus:

"A part of student criticism was explicitely directed 
against the SFS itself and against the relations between 
the SFS leadership and the government. These relations 
were allegedly too close. The leadership, it was argued, 
had tended to lose touch with the rank and file opinions 
and to look instead at student matters from the perspec­
tive of the government. The student leaders were denoun­
ced by some of their own constituencies as being govern­
mental bureaucrats rather than spokesmen for the stu­
dents. " 2

Die Regierungsperspektive war seit Anfang der 6oer 
Jahre durch die veränderten Erfordernisse des Arbeitsmarktes 
bestimmt, dessen Unberechenbarkeit die Inkongruenz von Plan­
zielen und tatsächlicher Entwicklung bedingte: 1966/67 zum 
Beispiel überstieg die Zahl der in den Studienrichtungen 
Klassische Philologie und Sozialwissenschaften eingeschrie­
benen Studenten das Planziel der Regierung um 1o Prozent, 
während sich wesentlich weniger Studenten als geplant für 
die regierungsamtlich angepriesenen Fächer in den Bereichen 
Technologie und Wirtschaftswissenschaften entschieden. Die 
Ursache dafür liegt in der Entwicklung des Arbeitsmarktes

^Vgl. Tornasson/AHardt 1969, S.116f 
2liuin 19?'!, S.178.
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sowie speziell darin, daß der expandierende Öffentliche 
Sektor bis Ende der 6oer Jahre noch alle Hochschulabsolvent 
ten auf nahm«.

Das schwedische Universitätssystem war in den 6oer 
Jahren dadurch gekennzeichnet, daß es "offene" und "geschlos 
sene" Fakultäten gab, d*h, bei den Studienrichtungen Medi­
zin, Zahnmedizin und Ingenieurwissenschaften bestand ein 
Numerus Clausus, während der Zugang zu den Fakultäten Philo­
logie, Sozialwissenschaften und Naturwissenschaften nicht 
beschränkt war« Das hatte zur Folge, daß zwischen 196o und 
1969 die Zahl der in den Numerus Clausus-Fächern immatri-

r

kulierten Studenten sich nur wenig mehr als verdoppelte, 
während sich zum Beispiel die Zahl der in Sozialwissenschaft' 
liehen Fächern eingeschriebenen Studenten vervierfachte. In 
dieser Entwicklung kommt die schwedische Bildungsexpansion 
am deutlichsten zum Ausdruck: 1969 war die Zahl der im Fach­
bereich Sozialwissenschaften Studierenden höher als die 2Zahl der gesamten schwedischen Studentenschaft von 196o!

Die sozialdemokratische Regierung begründete die von 
ihr angestrebte Bildungsexpansion damit, daß auf diese Wei­
se mehr Gleichheit erreicht werden sollte, aber, wie aus 
folgenden von Arnold J. Heidenheimer referierten offiziellen 
Daten hervorgeht, verfehlte sie dieses (legitimatorische) 
Ziel:

"A study (*»*) pointed out that reward differentials led 
to a distinction between 8prestige and high status' 
fields, largely leading through the 'closed' faculties, 
and a more mundane opportunity obtainable through the 
'open' faculties* It ascertained that the increase in 
university places did not lead to a more broad-based re­
cruitment to the 1prestigeous1 professional fields* The 
proportion of medical students from families headed by 
proprietors, managers, and higher civil servants held 
pretty steady at about 6o% from 1959 to 1969; among engi­
neering students the same held true at a level of about

^Vgl. Heidenheimer 1977$ S*421f* 
2Vgl. ebd., S.4-24.
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Q3M to 5 Ä w  As the proportion of an age group which en- 
un^Yersi"̂ y study quadrupled from 6# in 1955 

2 3# in 1969, the proportion of students from working- 
class backgrounds did increase from about 1 5 # in 19 5 6  
to 21# in 1969. But, in the latter year, working-class 
students constituted only 1 1 # of medical and dental stu­
dents, 1 2 # of law students, and 16 # of economic stu­
dents, By contrast, they were overrepresented among the 
lower prestige occupations like social work and journa­
lism. Put another way, the educational distribution of 
Swedes who were 2o years old in 1968-69 still varied 
enormously by class. Of the 14 ,000 who belonged to mana­
gerial and professional families, 1 5 # were in 1 prestige1 
university lines, and 64# were in 'other' university 
lines. Of the 65,000 youths from working-class families, 
only 1 # were in 'prestige' university fields, 8# were in 
'other' university .fields, and 9 1# were not attending 
university at all.” 1

Die zitierten Daten wurden von der einflußreichen 
U-68 Studienkommission vorgelegt, die damit beauftragt wor­
den war, die ungleichmäßige Entwicklung des Universitäts­
sektors zu korrigieren, und deren Vorschläge von den schwe­
dischen Studenten und auch von verschiedenen gesellschaft­
lichen Organisationen scharf kritisiert wurden. Ein kontro­
verser Vorschlag der Kommission bestand darin, für alle Fa­
kultäten Zulassungsquoten festzusetzen, d.h, einen Numerus— 
Clausus für alle Studienfächer einzuführen. Der Studenten­
protest hatte jedoch zur Folge, daß der -Reichstag dieser2neuen Regelung nicht zustimmte.

Diese Reaktion des politischen Systems auf den Protest 
der revoltierenden Studenten hatte einen pazifizierenden 
Effekt. Weitere demobilisierende Faktoren waren die pro­
gressive Haltung der sozialdemokratischen Regierung in der 
Vietnamfrage , ihr Nein zur Beteiligung am Cabora Bassa- 
Projekt in Mosambik und Maßnahmen zur Demokratisierung der 
Universität durch "neue Zusammenarbeitsformen.* Nils Elvan- 
der kommentiert die Demobilisierung der Studentenbewegung

^Heidenheimer 1 9 7 7 , 6 •425f•
2Vgl. ebd., S.428ff•
5Vgl. Fleming/Äberg 197°> s-2? und 35.
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wie folgt:
"The course and outcome of the Swedish student revolt 
provide an excellent example of the classical Swedish 
method of utilize moderate reforms and pragmatic adjust­
ments to disarm critical attacks on the existing system. 
The extreme left, which had initiated the university 
reform process, haß become increasingly isolated. Once 
its concrete demands were met, the broad mass of student 
opinion was satisfied."1

Dem etablierten politischen System gelang also die Ab— 
wiegelung des Studentenprotests, nicht aber die Bescnwichti- 
gung des Bürgerprotests außerhalb der Universitäten, an 
dessen Initiierung die neue Linke maßgeblich beteiligt war. 
Er richtete sich gegen die von einer Elite getroffenen, bü­
rokratischen und für die Masse der Bevölkerung undurch­
schaubaren Entscheidungen, die Konsequenzen für ihre Le­
bensumwelt hatten. Elvander verdeutlicht den Unterschied 
in der staatlichen Reaktionsweise auf Basisprotest dadurch, 
daß er die Stadtplanung als einen wichtigen Bereich heraus— 
greift, in dem die Betroffenen Mitbestimmung forderten. Wie 
in der Umweltpolitik standen auch hier die etablierten "Öko­
nomisten" im Zentrum der Kritik derjenigen, die das Reprä­
sentativsystem in frage stellten und direkte Demokratie for­
derten:

"Within the university sphere the established authori­
ties have thus demonstrated a positive inclination to 
respond to criticism. The same cannot be said, however, 
of the reaction of politicians and bureaucrats to cri­
ticism of urban planning on the local level. Critics in 
both the leftist and non-socialist parties have asserted 
that the technocratic power structure constitutes the 
principal determining factor in urban planning in the 
larger cities, with citizens exercising virtually no in­
fluence in decisions. To alleviate this inbalance they 
have demanded that experts openly explain their values, 
politicians present alternative proposals to the voters, 
and sufficient information and concrete possibilities 
be provided the citizens so that the latter can voice 
their opinion about the value premises underlying the 1

1 E1 vandal* 19?2, — g
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various alternatives. Such steps would primarily serve 
to strengthen the representative system. But some social 
dissidents have also raised the demand for direct demo­
cracy. Bor example, critics have urged that inhabitants 
in a given urban district should be given the opportu­
nity to influence detailed formulations of their envi­
ronment through consultations with administrators and 
other forms of direct actions. Alternatively, direct de­
mocracy could be achieved by making the politicians con­
cerned directly accountable for their actions.
The politicians and experts who have been subject to 
such attacks have generally defended existing practices 
with two principal argumentsL They have cited the need 
to maintain economic efficiency in urban planning and 
they have emphasized the formal democratic character of 
the decision process. With a few exceptions they have no1 
sought a constructive discussion of the critics* propo­
sals for broadening the democratic process. Even less 
they actually sought to pursue concrete reforms."!

Die Erfahrung der von Staatlichen/kommunalen Entschei­
dungen Betroffenen, daß das etablierte politische System 
ihre Interessen weitgehend ignorierte, führte dazu, daß 
sich Ende der 6oer Jahre Bürgerinitiativen bildeten — erst 
die Bürgerinitiativbewegung, die mit der Herstellung von 
politischem Bruck durch Öffentlichkeitsarbeit einen Legiti­
mations zwang für die Etablierten erreichte, führte in den 
7oer Jahren dazu, daß das politisch-administrative System
auf den Bürge rpr o t e s t mit nichtve rf aß t en Be t e iligungsmög—

2lichkeiten in der Kommunalpolitik reagierte•

5.2 Die Träger des Atomprotests:
Die Bürgerinitiativen und die Frauengruppen
In den schwedischen Großstädten entstanden die Bürger­

initiativen Ende der 6oer Jahre unter der Bezeichnung "by­
alag" , was übersetzt "Dorfgerneinschaft" heißt. Viele von 
ihnen nannten sich "Umweltgruppen" und schlossen sich im

^Elvander 1972, S.3o8f• 
^Vgl. Kuhn 1 9 7 8 1 S .91f•
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Prühjahr 1971 zum Reichsverband der Umweltgruppen MISRI 
zusammen* Damals interessierten sie sieh noch kaum für 
Kernkraft, Energieversorgung und Wachstumsprobleme. Den 
Atomprotest griffen sie erst im Herbst 1972 auf, als die 
Gefahren der Atomkraft auch im etablierten politischen 
System thematisiert wurden. Dieser Protest ist in der Ver­
lauf sanalyse dargestellt worden. An dieser Stelle soll der 
Beginn der Bürgerinitiativ- und der Frauenbewegung auf der 
Grundlage der Hypothese betrachtet werden, daß beide sich 
aus der Protestbewegung der Neuen Linken bzw. der Studenten 
bewegung entwickelt haben.

Die ersten Bürgerinitiativen bildeten sich in Stock­
holm und Umgebung, “denn gerade dort trat die Distanz zwi­
schen Bürger und kommunaler Selbstverwaltung am deutlich- 
sten hervor” • Uber die Anfangphase der Stockholmer Bürger­
initiativbewegung , die nur wenige Monate nach der Mairevol­
te der akademischen Linken begann, liegt eine Untersuchung jfvor , in der zwischen Bürgerinitiativbewegung und Altema— 
tivbewegung unterschieden wird; Die Bürgerinitiativen hatte: 
von Anfang an sowohl soziale als auch kommunalpolitische 
Motive, während sich die Aktionen der Alternativgruppen, 
die etwas früher entstanden waren, zunächst nicht direkt 
gegen das lokale politische System richteten, sondern all­
gemeine Kritik zu Ausdruck brachten — zum Beispiel an der 
tristen Spielumwelt der Kinder im Großstadtmilieu und an 
den Auswüchsen der Konsumgesellschaft. Sozialwissenschaft— 
ler, die diese Gruppen durch teilnehmende Beobachtung un­
tersucht haben, betrachteten diese als einen "Ausfluß der 
sog.'Neuen Linken' , speziell ihres jugendlichen Teils. Es 
wurde gesagt, daß Véfsehiedene von denen, die früher an un­
terschiedlichen Demonstrationen teilgenommen hatten, in der

1Kuhn 1976, S.91.
^Häggroth 1 9 7 1 •
*Zum Beispiel wurde im Herbst 1966 parallel zu einer 
kommerziellen Teenager-Messe eine Alternativ-Messe durchgeführt und im Dezember 1968 ein alternatives 
Weihnachtsfest ve rans talte t. (Vgl. Ivarsson/Kågeson
1 9 7 6, £.1 7 ).
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Arbeit in Alternativgruppen eine Möglichkeit sahen, kon­
struktive Gegenvorschläge und Alternativen zum herrschenden

1Gesellschaftssystem zu präsentieren" •
Xm Februar 1969 bildete sieh im Zusammenhang mit Pro­

testaktionen gegen die Stadtplanung der etablierten Ent— 
scheidungsträger die Gruppe "Alternative Stadt", die nach 
und nach zur Koordinationsorganisation für Aktionen vor al­
lem in Sachen Stadtverkehr und —Planung wurde. Ihre Mitglie­
der arbeiteten zunächst in kleineren Stadtteilgruppen, von 
denen in den meisten Fällen die Initiative zur Gründung von 
Bürgerinitiativen ausging. Die Aktionen der Alternativgrup­
pen hatten in den Massenmedien starke Beachtung gefunden, 
und besonders die liberale Tageszeitung Dagens Nyheter führ­
te förmliche Kampagnen dafür, sich in Bürgerinitiativen

. . 2oder ähnlichen Umweltgruppen zu organisieren.
Für die "Mitgliedschaft" in den Alternativgruppen/ 

Bürgerinitiativen lassen sich zwei Typen von Motiven unter­
scheiden, die Schlüsse auf eine unterschiedliche politische 
Orientierung der Mitglieder zulassen:
1 . Im Bereich der Stockholmer Innenstadt dominierten poli­

tische Motive,d.h. die betroffenen Stadtteilbewohner 
wollten Kontakte zu den kommunalen Entscheidüngsträgem 
zwecks Mitbestimmung in Planungsfragen hersteilen. Die­
ses Motiv war charakteristisch für "Alternative Stadt", 
und die ihr angeschlossenen Bas is gruppen waren eher 
"reaktiv" als "programmatisch", d.h. sie wurden nach ei­
ner äußeren Störung - zum Beispiel eine aktuelle Sanie­
rungsbedrohung oder ein unerwünschter Straßenbau - aktiv. 
Diese reaktiven Gruppen erwiesen sich als am fähigsten,
die im Herbst 1969 beendete "erste enthusiastische Perio-

%de der Bürgerinitiativbewegung" zu überleben. 1

1 ■ Häggroth 1971, S.96. Häggroth bezieht sich hier auf eine
Seminararbeit von Per Kågeson, der damals an der Stock­
holmer Universität studierte: "Alternativrörelsen. Al­
ternativgruppernas arbete i Stockholm 1968—1969"*
^Vgl. Häggroth 1971 * S.98ff.
5Vgl. ebd., S.1oo und 1o7.
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Obwohl sie sich parteipolitisch relativ neutral verhiel­
ten, ist anzunehmen, daß in den "Alternative Stadt"- 
Gruppen das Wählerpotential der Links part ei/Kommunis ten 
konzentriert ist*

2. In den Vororten von Stockholm dominierten soziale Motive, 
d.h. den in "Dorf gemeinsehaf ten" aktiven Stadtteilbe­
wohnern ging es vornehmlich darum, Kontakte unter den 
Mitbürgern herzustellen sowie Räumlichkeiten zur Verfü­
gung gestellt zu bekommen, wo sie sich zum Kommunizieren 
treffen konnten. Diese Bürgerinitiativen waren "program­
matisch", d.h. sie verfolgten langfristige Ziele wie zum 
Beispiel die Verminderung der Isolierung des Einzelnen 
in seiner Wohnumwelt. In der relativ jungen Bevölkerung 
der Vororte überwog die Forderung nach mehr Freizeitmög- 
lichkeiten.
Allein schon der Name dieser Bürgerinitiativen (von "by"-
Dorf) läßt vermuten, daß hier das Wählerpotential der
Zentrumspartei konzentriert ist, die in ihrer Programma-
tik ausdrücklich auf das Bedürfnis nach Zugehörigkeit 

2und "Heimat" eingeht. Diese Sehnsucht nach traditionel­
len Formen des Zusammenlebens war vor allem bei den in 
den 6oer Jahren zugezogenen Stadtbewohnern ausgeprägt 
vorhanden, die im dörflichen Milieu aufgewachsen waren
und teilweise jahrzehntelang auf dem Land gelebt und ge— *arbeitet hatten.
Für unseren Zusammenhang bestätigen Häggroths Ergeb­

nisse , daß die Anhänger der Neuen Linken bzw. die Teilnehmei 
an der Studentenrevolte die initiierenden und treibenden 
Kräfte der Bürgerinitiativbewegung waren, in der die Studen­
ten und jungen Berufstätigen im Alter zwischen 2o und 29 
Jahren stark, die zwischen 5o und 59 Jahre alten Stockhol­
mer schwach über- und die über 4o Jahre alten Einwohner

"Vgl. Häggroth 197^9 S.1oo und 1o7*
Vgl. Greverus 1979*
^Auf die besondere Bedeutung des Jugendverbandes der Zen­trumspartei Cu'F, der auch politisch links orientierte 
junge Leute anspricht, Ist schon wiederholt hingewiesen 
worden. Wenn diese Konkurrenz für die Linkspartei/Kom- munisten hier noch einmal erwähnt wird, so soll damit 
aber keineswegs behauptet werden, daß sieh sozialdemo­kratisch oder liberal orientierte Bürger nicht an der Basisbewegung beteiligten. Sören Häggroth hat in seiner

l j 'm r f  c o f ^ n r u r  n  iä o Tt c t o  R o t  t o
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unterrepräsentiert waren. Nach der Repräsentanz von Frauen 
hat Häggroth nicht gefragt, und ihre Beteiligung an den 
Alternativgruppen und Bürgerinitiativen macht er keine An­
gaben. Es ist Jedoch anzunehmen, daß Frauen in der Bürger— 
initiativbewegung - zumindest in der Anfangsphase - genauso 
unterrepräsentiert waren wie an den Universitäten und in de 
Studeh tenbewegung.

2Die neue linke Frauenbewegung entstand ebenso wie die 
Bürgerinitiativbewegung Ende der 6oer Jahre, und sie hat 
ihren Ursprung in der sozioökonomischen Entwicklung im all­
gemeinen sowie in der Unzufriedenheit der schwedischen Stu­
dentinnen und berufstätigen " M i 11 e 1 s c hi c h t f r aue n " mit den 
von Männern dominierten Organisationen der Neuen Linken und 
deren Themenschwerpunkten.

Engpässe auf dem Arbeitsmarkt hatten zur Folge, daß 
sich die Nachfrage nach weiblichen Arbeitskräften erhöhte• 
Der Anteil der Frauen an den schwedischen Beschäftigten war 
seit Ende des 19. Jahrhunderts stabil gewesen, bis Mitte de 
2o. Jahrhunderts die Landflucht einsetzte. Zunächst waren 
es vor allem ältere Frauen, die im industriellen Sektor be­
rufstätig wurden, wo Arbeitskräftemangel herrschte — damals 
wurde von den wirtschaftlichen und politischen Entschei­
dungsträgern noch eine extensive Wachstumsstrategie verfolg

Fortsetzung:
Untersuchung der Stockholmer Bürgerinitiativbewegung 
keine Aussagen über die part e ipolitis che Orientierung 
der Aktiven gemacht, so daß seine Ergebnisse - auf der 
Basis der vorliegenden Informationen über die Sozial­
struktur von VPK und Zentrum - hier erst interpretiert 
werden mußten.

^Vgl. Häggroth 1971, S.1o1f.
2Es gibt auch eine "alte bürgerliche Frauenbewegung"; 
die Diskussion über die Geschlechtsrollenverteilung ist in der schwedischen Gesellschaft tief verankert - 
(vgl. Gyllensten 1972, S•285\ BJörk 1972, S.253f und 
Tomasson 197°? S.243f), und ihre Wurzeln reichen zurück bis ins 19. Jahrhundert: 1884 wurde die erste schwedi­
sche Frauenorganisation, der "Fredrika Bremer-Verband", 
gegründet, der heute"noch existiert. Auch der mitglie­derstärkere "Hausfrauenverband Heim und Gesellschaft" 
ist eine parteipolitisch neutrale bürgerliche Frauen­organisation. Er rekrutiert ältere und Jüngere Frauen 
aus allen sozialen Schichten (vgl. Bengtsson u.a. 1977» S.19f) , und er beteiligte sich zum Beispiel zusammen mi- 
den Gruppen der neuen Frauenbewegung im August 1979 am großen "Frauenmarsch gegen Atomkraft" (vgl. Frankfurter
- n » , ,__J _____ iiTirtroni O O  O  S\ n r - , C i \
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Die Frauen brauchten keine besondere Ausbildung zu haben, 
um die ihnen angebotene monotone Routinearbeit ausüben zu 
können, und da sie keine kleinen Kinder zu versorgen hatten, 
war für sie die Doppelbelastung noch erträglich, Haushalts­
führung und Berufstätigkeit waren miteinander vereinbar«
Im laufe der 6oer Jafire veränderte sich diese Situation 
völlig: Mit der Expansion des tertiären Sektors, vor allem 
des öffentlichen Dienstes, stieg die Nachfrage nach weibli­
chen Arbeitskräften mit Hochschulausbildung. Immer mehr jun­
ge Prauen wollten ganztägig berufstätig sein und protestier­
ten gegen die Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt sowie da­
gegen, die ganze Verantwortung für Haushalt und Kinderer­
ziehung tragen zu müssen. Den Beginn ihres Kampfes für 
Gleichberechtigung schildern Repräsentantinnen der neuen 
Frauenbewegung wie folgt:

“Die Frauen, die zuerst auf die Schwierigkeiten, die 
beiden Punktionen zu vereinbaren, reagierten, waren junge gutausgebildete Prauen, die auf Grund ihrer Aus­
bildung Gleichheit erwarteten, jedoch statt dessen Dis­
kriminierung sowohl auf dem Arbeitsmarkt als auch in der 
Familie erfuhren. Bei ihnen entstand ein Bewußtsein über 
den spezifischen Charakter der Frauenunterdrückung im 
Kapitalismus, das erst in der neuen sozialistischen Frau­
enbewegung zum Ausdruck kam. Daß die Frauenbewegung von Anfang an eine sozialistische Richtung hatte, kommt da­
her, daß sie im Rahmen der radikalen Studentenbewegung Ende der 6oer Jahre heranwuchs. Die Frauen fühlten sich 
als Frauen unterdrückt in einer Bewegung, die für Gleich­heit kämpfte."1

Die Frauen sahen ihre Interessen von den Bürgerinitia­
tiven und Alternativgruppen, die sich zum Beispiel für mehr 
Kindertagesstätten einsetzten, besser vertreten als von den 
revoltierenden Studenten, die - wie die Neue Linke insge-psamt - die Frauenfrage eher als "Nebenwiderspruch" betrach­
teten und ihre Aufmerksamkeit auf die Befreiung der Arbei­
terklasse richteten. Obwohl sich die linken Studentinnen

^Bengtsson u.a. 1 9 7 7 , S.8f. 
2Vgl. Gyllensten 1972, S.285f.
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ebenfalls an den Protestaktionen gegen den Vietnamkrieg, 
durch den sie ebenso wie ihre Kommilitonen politisiert wor­
den waren, beteiligt hatten, begrüßten sie es doch sehr, 
daß durch das Engagement der Bürgerinitiativen und Alter­
nat ivgruppen näherliegende politische Fragen Priorität er­
hielten, die sie nicht nur moralisch, sondern auch persön­
lich betrafen. Ihnen ging es vornehmlich darum, das Privat­
leben und die Sexualität zu politisieren ("Das Persönliche 
ist politischI"), sowie die sozialen Kräfte zu untersuchen, 
die auf den eigenen Alltag einwirken und ihre Diskriminie-

'irung bedingen.
Ende der 6oer und Anfang der 7°er Jahre entstanden 

neue Frauengruppen, und die neue Frauenbewegung beeinflußte 
auch schon existierende Frauenorganisationen sowie die po­
litischen Parteien, die sich vom Auf greifen neuer Themen 
Vorteile, d.h. Wähler (innen.) stimmen versprachen. Im folgen­
den werden exemplarisch drei Frauengruppen angesprochen: 
die "Frauenliga", die "Gruppe 8 " und der "Linksverband der 
s chwedisehen Frauen"•

Die Frauenliga bildete sich 1970 in Lund, wo die Frau­
enbewegung anfangs feministischer orientiert war als in den 
anderen schwedischen Städten. Obwohl sie sich schon nach 
zwei Jahren wieder auf löste, ist sie vor allem deshalb von 
Bedeutung, weil viele ihrer Mitglieder - Studentinnen aus 
der Mittelschicht - 1972 gemeinsam in die Linkspartei/Kom-
m uni s ten ein traten und die Programmdiskussion der VPK be- 

2einflußten.
Die Stockholmer Gruppe 8 existiert heute noch - sie 

ist eine der Frauengruppen, die den Atomprotest tragen, und 
deren Verwurzelung in der Protestbewegung der 6oer Jahre vo: 
allem in ihren phantasievollen und unkonventionellen Aktio- 1

1Vgl. Bengtsson 1977» S.58 und Maria Bergom-Larsson in 
Dagens Nyheter vom 16.10.1979.

2Vgl. Bengtsson 1977» S.58ff.
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nen zum Ausdruck kommt. Die Gruppe 8 fungierte in der An­
fangsphase der neuen Frauenbewegung als sozialistische 
Avantgarde. Gegründet wurde sie von einer Gruppe von jungen 
Frauen aus der Mittelschicht, die den Konflikt zwischen Be­
rufstätigkeit und Hausarbeit aus dem Gesellschaftssystem 
ableiteten, jedoch auf kein Verständnis trafen, als sie ver­
suchten, ihre Analysen in den von Männern dominierten Links­
organisationen zu thematisieren. Ihre eigene Berufstätig­
keit in Massenmedien, im Kulturbereich, in Schulen und in 
Bibliotheken stellte eine günstige Bedingung für eine wirk­
same Meinungsbildungsarbeit dar. Die Gruppe 8, die 1977 aus 
25 Basisgruppen bestand, entwickelte sich zu einer mehr 
handlungs- als theorieorientierten "Durchgangsorganisation" 
die vor allem die jüngeren Aktivistinnen rekrutiert.

Im Unterschied zur Gruppe 8 ist der Linksverband der 
schwedischen Frauen (SKV) in der Arbeiterklasse verankert - 
er rekrutiert vor allem ältere Arbeiterinnen. Der SKV wurde 
1914 als eine liberale Vereinigung gegründet, nahm 1931 sei­
nen jetzigen Namen mit dem Ziel an, auch sozialdemokratisch 
orientierte Frauen anzusprechen, und ist heute eine radikal« 
parteipolitisch ungebundene Organisation, deren Mitglieder 
zu einem großen Teil gleichzeitig in der Gruppe 8 und in de: 
Linkspartei/Kommunisten aktiv sind. In den fåoer Jahren kon­
zentrierte sich der Linksverband der schwedischen Frauen
besonders auf die Friedensarbeit, 1974- nahm er die Umwelt-2frage m  sein Programm auf , und er ist heute ebenfalls Trä­
ger des Atomprotests — im August 1979 nahm der Linksverband 
der schwedischen Frauen zusammen mit vielen anderen Frauen— 
gruppen an der großen Demonstration gegen Kernenergie teil, 
die unter dem Motto stattfand: nGegen Atomkraft und Männer—

. n '■  3technologie - rettet den Frieden und das LebenI"

^Vgl. Bengtsson u.a. 1975* S.42 und Bengtsson u.a. 1977* 
S.9ff.

^Vgl. Bengtsson u.a. 1977* S.loff.
^Vgl. Frankfurter Rundschau vom 28.8.1979.
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G U T A C H T E N
über die Diplomarbeit mit den Thema "Enorgiepolitik und Atomkonflikt 
in Schweden. Politische Strukturen und die Bewältigung von Zukunfts­
probienen an Beispiel der Kernkraftfrage"

von Frauke R u b a r t-

Die- Kernkraftfrage ist das Issue aus dem Bereich neuer politischer 
Probleme# das in den 7oer Jahren eine Leitfunktion hatte. Die 
erstmalige politisch kontroverse Debatte von Technikproblemen ver­
mag, wie Beispiele heute schon zeigen, auf die zukünftige Behand­
lung fortgeschrittener Technologien im politischen Prozeß auszu­
strahlen. Die vergleichende Analyse dieses "Vorreiter-Themns” ist 
allemal von hoher wissenschaftlicher Relevanz.

Die Verfasserin versteht ihee Arbeit als eine "Thematisierungs- 
studie" (S. 132), was zwar den Schwerpunkt deutlich markiert, aber 
eine Untertreibung insofern darstellt, als sie die im Staatsapparat 
betriebene Kernkraftpolitik mit aufarbeitet. Im übrigen ist die 
Abhängigkeit der Thematisierung von politischen Strukturen ein 
Hauptinteresse der Arbeit. Hierbei folgt die Verfasserin dem Ansatz 
von Scharpf, dar - im Unterse hied zu eher objektivistisch orien­
tierten Ansätzen (z.B. Offe) - die institutioneile Vermittlung ei­
nes gesellschaftlichen Problems und die spezifische und politische 
Perzeption von Problemdruck als Bedingungen staatlich-politischer 
Befassung mit einem Problem herausstellt.



Da ln diesem Bereich wenige und dann sehr allgemeine Hypothesen 
existieren, ist die Verfasserin den induktiven Weg gegangen, aus 
der schwedischen Fallstudie heraus Hypothesen zu entwickeln (S.156 
ff-). Das Ergebnis ist beachtlich und für im strengen Sinne kom­
parative Studien nutzbar zu machen. Strukturen des staatlichen Ent- 
scheidungssystems (hier: Korporatismus) und des Parteiensystems 
(hier: Vielparteiensystem) werden als wesentliche Determinanten 
der Thematisierung in diesem Issue-Bereich herausgearbeitet.

Die Veffasserin hat das Vorgehen einer Verlaufsanalyse (Teil 2.) 
mit dem einer systematischen Analyse der Akteure Parteien (Teil 4.) 
und soziale Bewegung (Teil 5.) kombiniert. Dies erlaubt eine brei­
te, sachgerechte Aufarbeitung der vielfältigen historischen Hand- 
lungsprozesse (mit der Bildung von 6 Entwicklungsphasen) und zu­
gleich eine systematische Herausarbeitung determinierender Fak­
toren. Die Betonung der Parteien ist gerade im schwedischen Beispiel 
gerechtfertigt, weil dort die Anti-Kerr.kraft-8ewegung eher von 
Parteien ausgelöst wurde als umgekehrt und insofern in keinem euro­
päischen Staat die Thematisierung dieses Problems so weit gediehen 
ist wie in Schweden. Außerdem wird deutlich, wie stark die Parteien 
die Wahrnehmung und Bewertung gesellschaftlicher Konflikte zu 
steuern vermögen - jedenfalls ln einem Land mit so starker tradi­
tioneller Parteienverwurzelung wie Schweden.

Als Quellen zieht die Verfasserin neben einer vorbildlichen Erfas­
sung und Auswertung aller verfügbaren Literatur die internationale 
und z.T. auch dl® schwedische Presse (Dagens Nyheter) heran. Das 
überwinden der schwedischen Sprachbarriere soll nicht unterschätzt 
werden. Es trägt dazu bei, daß hier erstmals in deutscher Sprache 
eine breit angelegte und vertiefte Analyse des schwedischen K e m -  
kraftkonflikts vorllggt. Zugleich zeigt die Verfasserin, daß sie
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über profunde Kenntnisse des schwedischen politischen Systems 
und seiner jüngeren Gesamtentwicklung verfügt, so daß die Ein­
ordnung des Kemkraftkonflikts in einen breiteren Kontext voll 
gelingt. Insgesamt ist ein© überzeugende empirische Aufarbeitung 
entstanden, deren Hypothesen an weiteren Fallen überprüft werden 
können.

Ich schlage deshalb dis Note

sehr gut (1)

vor.

(Prof. Dr. J. Raschke)
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